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Im zweiten Teil seines Anti -Geschichtsbuches behandelt Bernt En-
gelmann den Zeitraum von 1918 bis 1938. Zwanzig Jahre deutscher 
Geschichte, in denen mehr Legenden und Geschichts lügen verbreitet 
wurden als je zuvor in einem vergleichbaren Zeitraum: „im Felde unbe-
siegt“, „Kriegsschuldlüge“, „Schandvertrag von Versailles“, „Judenrepu-
blik“, „Erfüllungspolitiker“, „roter Terror“, „Volk ohne Raum“, „jüdische 
Untermenschen“ – das waren die Schlagworte der Konservativen und 
Rechtsradikalen jener Zeit, mit ihnen vergifteten die Zeitungen des 
Hugenberg-Konzerns die erste deutsche Republik und bereiteten den 
Boden für den Aufstieg der Nationalsozialisten vor.

Bernt Engelmann vergleicht all jene Legenden mit dem, was damals 
wirklich geschah: Er berichtet von Ludendorff s kategorischer Forde-
rung nach einem Waff enstill stand für das geschlagene deutsche Heer 
und seinem nicht weniger nachdrücklichen Wunsch, die Sozialdemo-
kraten an der Regierung zu beteiligen – damit sie die Verantwortung 
für alle Folgen der militärischen Niederlage übernehmen sollten.

Bernt Engelmann erzählt, wie ver haßt Friedrich Ebert die ungewoll-
te Revolution war und wie er sie im Bündnis mit den kaiserlichen Ge-
nerälen verriet, deren Freikorps gegen die legale Regierung putschten 
und anschließend an Rhein und Ruhr Tausende von Arbeitern nieder-
metzelten, die zur Verteidigung der Republik angetreten waren.

Engelmann vergleicht die Bedingungen des Friedensvertrages 
von Versailles mit den Kriegs zielen der deutschen Militärs und dem 
Friedensvertrag von Brest-Litowsk, den das Deutsche Reich 1917 dem 
besiegten Rußland aufzwang. Er untersucht den Anteil der Juden in 
den führenden Positionen von Politik und Wirtschaft in der Weimarer 
Republik, analysiert jenen Rassenwahn der Nazis, der aus dem einen 
Teil unseres Volkes „arische Herren menschen“, aus dem anderen Teil 
„jüdische Untermenschen“ machte, und er beantwortet die Frage, wer 
die Nazis wirklich waren.
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1. Die Republik, die keiner wollte

Am 9. November 1918, einem trüben Herbsttag im fünf ten 

Kriegsjahr, endete in Deutschland die mehr als tau sendjäh-

rige Herrschaft der Fürsten über das Volk.

An diesem Tage und in den folgenden Wochen – so stand 

es jedenfalls jahrzehntelang in den Geschichtsbüchern und 

so stellt es sich vielen Deutschen heute noch dar – verwan-

delte sich das im mörderischen Kampf gegen die halbe Welt 

militä risch unbesiegte Kaiserreich durch eine Revolution, 

einen Aufstand der Massen in Berlin und anderswo, in ei-

nen demo kratischen Staat mit einer freiheitlichen Verfas-

sung, deren Artikel 1 besagte: »Alle Staatsgewalt geht vom 

Volke aus.«

Der bis dahin regierende deutsche Kaiser, Wilhelm II., 

mußte damals – so jedenfalls heißt es – dem Druck der 

Volksmassen nachgeben und an diesem 9. November 1918 

für sich und sein Haus endgültig auf den Th ron verzich-

ten.

Mit dem Kaiser dankten an jenem denkwürdigen Tage 

auch alle anderen deutschen Fürsten ab. Binnen vierund-

zwanzig Stunden wurden so im Deutschen Reiche zwei-

undzwanzig Monarchien beseitigt. Darunter waren so 

große, mächtige und scheinbar fest verankerte wie die der 

Könige von Preußen und Bayern, die zusammen rund fünf-

zig Millionen »Unter tanen« hatten, aber auch so winzige 
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und unbedeutende wie etwa die Fürstentümer Reuß ältere 

Linie und Schaum burg-Lippe, nach Fläche und Einwoh-

nerzahl insgesamt nicht größer als der heutige Kreis Pin-

neberg. Und zwei Tage später mußte auch der Kaiser von 

Österreich für immer auf den Th ron verzichten; das jahr-

hundertealte Habsburgerreich war schon Wochen zuvor 

auseinandergebrochen.

Mit den entthronten Monarchen verloren damals 

zwischen Maas und Memel, Etsch und Belt auch rund 

viereinhalbtau send Familienmitglieder der bis dahin regie-

renden Fürsten ihre umfangreichen, zuvor sorgsam gehü-

teten Vorrechte. Auf ihren Schlössern und Burgen, auf den 

Dächern der Ministerien und Polizeipräsidien, ja, selbst aus 

den Fenstern der Kasernen jener Garderegimenter, die dies 

hätten verhindern sollen, wehten nun rote Fahnen als Zei-

chen dafür, daß die mehr als tausendjährige Knechtschaft 

ihr Ende gefunden hatte.

Die Gefängnisse waren gestürmt, alle politischen 

Gefang nen im Triumph befreit worden. Es gab keine Zen-

sur mehr; der »Belagerungszustand« samt Streik- und 

Demonstrations verboten hatte seine Geltung verloren. Die 

gefürchteten Gendarmen, Schutzleute und Geheimpoli-

zisten hatten wi derstandslos ihre Waff en abgeliefert und 

waren eingeschüch tert nach Hause geschlichen. Soweit die 

deutsche Zunge reichte, gehörte nun alle Macht dem Volk, 

den revolutionä ren Arbeitern, Bauern und Soldaten. Da-

mit schien sich am 9. November 1918 ein alter Traum und 

die Sehnsucht der großen Mehrheit aller Deutschen über 
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Nacht und nahezu gewaltlos, ohne nennenswertes Blutver-

gießen, erfüllt zu ha ben, der ungehinderten Entwicklung 

eines freien, ungeteilten Volksstaats nichts mehr im Wege 

zu stehen. Doch in Wirk lichkeit war alles, zwar nur ein we-

nig, aber ganz entschei dend, anders.

Um mit dem scheinbar Unwichtigsten anzufangen: Kai-

ser Wilhelm II. hat an jenem 9. November 1918 keineswegs 

ab gedankt. Er ist auch nicht vom Th ron gestoßen und 

verjagt worden, schon gar nicht von den Volksmassen. 

Er hat sich vielmehr, nachdem ihm von seinen Generälen 

und Marschäl len erklärt worden war, daß der Krieg für 

Deutschland endgültig verloren sei, um jede Verantwor-

tung zu drücken ver sucht und heimlich davongeschlichen. 

Erst drei Wochen spä ter, als alles längst entschieden war, 

unterschrieb er an seinem neuen Wohnsitz im neutralen 

Holland die formelle Abdan kungserklärung – er hätte sonst 

womöglich keine fürstliche Pension bekommen und auf die 

Verschiebung seines riesigen »Privat«-Vermögens ins Aus-

land weitgehend verzichten müssen.

Mit der Fahnenfl ucht des Kaisers und Obersten Kriegs-

herrn, mit der Desertion des Königs von Preußen, hatte 

sich die bis dahin auf militärischer Gewalt und soldatischen 

Pfl icht- und Ehrbegriff en beruhende Monarchie selbst 

ausge löscht. Sie war nicht mehr zu retten, und dies sehr 

zum Kummer des Mannes, der den Hohenzollern-Kaiser 

nun in der Herrschaft über das Deutsche Reich widerwillig 

ablöste: des neuen Staatsoberhaupts und Regierungschefs 

Friedrich Ebert.



Titelseite des sozialdemokratischen »Vorwärts« 
vom 9. November 1918
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Er, der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands, ließ sich zwar am Sonntag, dem 10. Novem-

ber 1918, spätabends an die Spitze des neugebildeten »Rats 

der Volksbeauftragten« wählen, der alsdann die Befugnis-

se der bisherigen kaiserlichen Reichsregierung übernahm. 

Aber viel lieber wäre Friedrich Ebert ein Kanzler von Wil-

helms (oder eines anderen Fürsten) Gnaden geworden.

Indessen hatte mit diesem revolutionären Akt, der Macht-

übernahme durch den Rat der Volksbeauftragten, die erste 

erfolgreiche deutsche Revolution, kaum daß sie in Gang ge-

kommen war, auch schon ihr Ende gefunden. Ja, schlimmer 

noch: Sie hatte sich – wie tags zuvor die Monarchie – durch 

die Preisgabe ihrer eigenen fundamentalen Grundsätze 

selbst ausgelöscht, doch nicht nach langer Herrschaft, wie 

die Ho henzollern, sondern noch ehe sie auch nur gespürt 

hatte, wie die Macht schmeckt. Binnen vierundzwanzig 

Stunden und ohne Zwang verwandelte diese Revolution 

ihren so raschen, triumphalen und von keinem Blutbad 

befl eckten Sieg in eine katastrophale und endgültige Nie-

derlage. Ja, sie leitete von sich aus, während ihre gerade 

erst entmachteten Feinde noch verzweifelt und wehrlos die 

Hände rangen, die – schon bald sehr blutige und grausa-

me – Konterrevolution ein. Und gleichzeitig ließen sich die 

Revolutionäre dazu verleiten, artig jene schauerliche Sup-

pe auszulöff eln, die die alten Mächte dem deutschen Volk 

eingebrockt hatten. Allerdings, eines läßt sich von dieser 

seltsamen deutschen Revolution sagen, auch wenn es we-

nig Trost bietet:
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Sie fraß nicht etwa selbst, wie andere Revolutionen, 

ihre ei genen Kinder, Brüder und Schwestern; nein, sie ließ 

diese fressen und schaute dabei leicht angewidert zu. Und 

sich selbst gab sie dann, lustlos, aber willig, ihren eben 

erst davon gelaufenen, von ihr leichtsinnigerweise zu-

rückgerufenen Todfeinden preis. Mit gewohnter Disziplin 

spendete sie ihrer eigenen Schändung höfl ich den gefor-

derten Beifall, und mit in langen Jahren des Kampfes er-

probter Opferbereitschaft erduldete sie nicht nur alle Bru-

talitäten, nein, sie bezahlte auch noch mit ihren letzten 

Groschen und nur leisem Seufzen ihren rohen Notzüchti-

gern Kost und Logis …

Am Ende war diese um ihren Sieg gebrachte, verratene 

und vergewaltigte deutsche Revolution gar bereit, ihren sie 

verab scheuenden Stiefvater Friedrich Ebert, den Mann, der 

mit ei nigen Gleichgesinnten diese Entwicklung ganz be-

wußt, mit viel Geschick und mit der beglückenden Gewiß-

heit recht schaff ener Pfl ichterfüllung herbeigeführt hatte, 

zum ersten Reichspräsidenten zu küren. Und schließlich 

nahm sie das neugewählte Reichsoberhaupt auch noch 

brav in Schutz ge gen die bösen, giftspeienden konterrevo-

lutionären Geister, die Ebert selbst gerufen hatte.

Und wenn man fragt, warum sich Ebert diese gefährli-

chen Geister herbeiholte, so lautet die Antwort: Weil sie 

ihm die verhaßte Revolution vom Hals und an deren Stelle 

jene Re publik schaff en sollten, die eigentlich niemand hat-

te haben wollen – weder die revolutionären Massen noch 

die konterrevolutionären Militärs, auch nicht die im Grun-
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de ihres Her zens kaisertreu gebliebenen Bürger, schon gar 

nicht die stramm monarchistisch gesinnten, die Demo-

kratie verach tenden Beamten und Richter, Industriellen, 

Rittergutsbesit zer und Bankiers, ja, genaugenommen nicht 

einmal Friedrich Ebert selbst.

Das einzige, was dem zukünftigen Reichspräsidenten Ebert 

an dieser neuen, ungeliebten Republik gefi el, weil es seinen 

eigenen Zielvorstellungen entsprach, war die parlamentari-

sche Demokratie, die sie dem bislang autoritär regierten 

Deutschen Reich bescherte. Aber zur Einführung dieser 

par lamentarischen Demokratie hätte es, wie Ebert wußte, 

keiner Revolution bedurft, erst recht keiner Ausrufung der 

Repu blik.

Tatsächlich war der Übergang von der Militärdiktatur 

zum Parlamentarismus westlicher Prägung, obwohl er 

damals den meisten Deutschen das etwas magere Ergeb-

nis der Novem berrevolution zu sein schien, keineswegs 

herbeigeführt durch revolutionären Kampf oder auch nur 

die Folge des Sturzes der Monarchie. Was nach heftigen 

Geburtswehen am 11. Au gust 1919 in Weimar von der dort 

seit Februar tagenden, am 19. Januar vom Volk gewählten 

Nationalversammlung in Form einer liberalen Verfassung 

das Licht der Welt erblickte und als parlamentarische De-

mokratie bestaunt, belächelt oder verachtet wurde, war al-

lenfalls ein Adoptivkind der Re volution. Der leibliche Vater 

aber war der kaiserliche Militär diktator General Erich Lu-

dendorff , ein eingefl eischter Has ser der Demokratie.
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Ludendorff  hatte schon etliche Wochen vor dem er-

sten Grollen der Novemberrevolution als damals noch 

allmächti ger De-facto-Chef der Obersten Heeresleitung 

den soforti gen Übergang zur parlamentarischen Demo-

kratie angeordnet und mit gewohnter Brutalität gegen alle 

Widerstände durch gesetzt. Und am Morgen des 5. Oktober 

1918, also mehr als vier Wochen vor dem Umsturz, hatte das 

kampfesmüde, aus geblutete und halbverhungerte deutsche 

Volk aus den Zei tungen erfahren, daß das seit Anbeginn – 

erst von Bismarck, dann von Wilhelm II., seit dem Sommer 

1916 nominell von Feldmarschall v. Hindenburg, praktisch 

jedoch von General Ludendorff  – stramm autoritär regier-

te Reich über Nacht eine parlamentarische Demokratie 

geworden war. Dieser sensationelle Wandel fand jedoch 

wenig Beachtung, denn an dere, gleichzeitig veröff entlichte 

Nachrichten berührten die Menschen in Deutschland weit 

mehr und stellten alles andere in den Schatten: Der Krieg, 

so meldeten die Zeitungen, werde in aller Kürze durch ein 

deutsches Ersuchen um sofortigen Waff enstillstand been-

det werden!

Demgegenüber trat weit in den Hintergrund, daß die 

am Abend zuvor durchgeführte Regierungsumbildung 

erstmals die Mehrheitsverhältnisse im Reichstag berück-

sichtigte. Ein gemäßigt liberaler Prinz, Max von Baden, 

war zum Reichs kanzler ernannt worden und präsentierte 

ein neues Kabinett, das sich zusammensetzte aus bürger-

lichen Demokraten, Poli tikern des katholischen Zentrums 

und – hier stockte den kon servativen Geheimräten fast der 
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Atem! – einem maßgebenden Mann der »roten Umsturz-

partei«, der SPD.

Was die Deutschen am 5. Oktober 1918 jedoch nicht 

erfah ren hatten, war die Tatsache, daß ausgerechnet der 

Ultra rechte Ludendorff  diesen überraschenden Linksruck 

gefor dert und durchgesetzt hatte. Dem militärisch ge-

scheiterten Feldherrn war diese Umgestaltung der inner-

politischen Landschaft als die beste Möglichkeit erschie-

nen, einen küh nen Rettungsplan durchzuführen.

Indessen war dabei Ludendorff s Ziel nicht etwa die 

Ret tung von Volk und Vaterland vor den voraussehbaren 

Folgen des verlorenen Krieges. Es ging ihm auch nicht um 

die deut schen Soldaten, die er in aussichtsloser Lage wei-

ter kämpfen und sterben ließ. Was er allein im Sinn hatte, 

war das Abwäl zen der Verantwortung für die katastrophale 

Niederlage von der Armeeführung und insbesondere von 

sich selbst auf ande re. Die Generalität und die mit ihr eng 

verbundenen alten Mächte sollten so davor bewahrt wer-

den, als Schuldige dazu stehen.

Zu diesem Zweck brauchte er Sündenböcke, und dazu 

eig neten sich am besten die innenpolitischen Gegner des 

alten Regimes. Ließ man sie an die Regierung, so konnte 

man sie zwingen, das zu tun, was sonst die leidige Pfl icht 

der Genera lität gewesen wäre, nämlich den Feind um 

Waff enstillstand zu bitten. Niemand würde dann behaup-

ten können, die kai serliche Führung hätte versagt.

Gewiß, die Großmachtstellung des Reiches war ver-

spielt, der Weltkrieg mit sinnlosen Opfern verlängert wor-
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den; man mußte nun, nach der endgültigen militärischen 

Niederlage, kapitulieren und das deutsche Volk dem Frie-

densdiktat der erbitterten Feindmächte hilfl os ausliefern. 

Aber daran durf ten keinesfalls der Kaiser und seine Gene-

rale schuld sein; das sollten andere verantworten.

Deshalb stellte General Ludendorff , gleichzeitig mit der 

von ihm befohlenen Demokratisierung und »Öff nung nach 

links«, den neuen Regierungsmitgliedern, unter denen der 

stellvertretende SPD-Vorsitzende Philipp Scheidemann 

ton angebend und am bekanntesten war, auch schon die 

Suppe hin, die sie für ihn auslöff eln sollten: Er verlangte, 

daß sie die Feindmächte unverzüglich um Waff enstillstand 

zu bitten hät ten.

Bereits eine Woche zuvor, am 29. September 1918, nach-

dem Hindenburg und der Kaiser von ihm in seinen Plan 

ein geweiht worden waren, hatte Ludendorff  den greisen, 

seit Oktober 1917 in Berlin amtierenden, völlig einfl ußlo-

sen Reichskanzler Graf Hertling aufgefordert, »sobald als 

irgend möglich« ein Friedensangebot an die Kriegsgegner 

Deutsch lands herausgehen zu lassen.

Der von diesem überraschenden Verlangen – bis dahin 

hatte die Oberste Heeresleitung nicht die geringsten Zwei-

fel an einem triumphalen »Endsieg« Deutschlands aufkom-

men lassen – gänzlich verwirrte Graf Hertling war darauf-

hin eilig zum Kaiser gereist. Er hatte, da er sich den Dingen 

nicht mehr gewachsen fühlte, seinen Abschied erbeten und 

sogleich er halten. Und dann war Prinz Max von Baden mit 

der Bildung einer neuen Regierung beauftragt worden.



Berlin, 9. November 1918: Zwischen zwei Löff eln seiner mittäglichen Was sersuppe 
proklamiert Philipp Scheidemann (SPD) die deutsche Republik. Die tausendjähri-
ge Herrschaft der Fürsten über das Volk ist beendet. Für ein paar Stunden ist die 
deutsche Arbeiterbewegung einig und siegreich, Deutschland frei von der Unter-
drückung durch Junker und Militärs.



Berlin, Sonntag, den 10. November 1918: Die Revolution ist gutmütig und noch recht 
vergnügt. Arbeiter und Matrosen ziehen friedlich durch die Berliner City und feiern einen 
Sieg, der sich noch am selben Tag in eine Niederlage verwandeln wird.



Berlin, Anfang Januar 1919: Die revolutionären Massen hoff en noch auf sozialistische 
Einigkeit und die Früchte ihres Sieges über die alten Mächte. Doch schon bald 
übernimmt die Konterrevolution wieder die Herrschaft. »Zuverlässige« Truppen 
besetzen die Stadt und kämpfen die angeblichen »Spartakisten« blutig nieder.



Rosa Luxemburg (1870–1919), die bewunderte und geliebte, mißverstan dene und 
ermordete Führerin der deutschen linken Sozialdemokratie. »Der Spartakus-Bund 
wird nie anders die Regierungsgewalt über nehmen als durch den klaren, unzweideu-
tigen Willen der großen Mehrheit der proletarischen Masse ….!« schrieb sie Ende 
November 1918.
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Dem neuen Kanzler hatte Ludendorff  ebenfalls erklärt, 

er ste und wichtigste Aufgabe des zu bildenden Kabinetts 

aus Liberalen, Zentrumspolitikern und Sozialdemokraten 

sei die sofortige Bitte um Waff enstillstand. Prinz Max war 

entsetzt gewesen, als er erfahren hatte, was der General von 

seiner Re gierung verlangte und was nichts anderes war als 

eine bedin gungslose Kapitulation. Erst nach langem Zö-

gern hatte er seinen Widerstand aufgegeben und sich be-

reit erklärt, diese undankbare Aufgabe zu übernehmen.

Am 2. Oktober 1918 waren dann auch die Führer aller 

im Reichstag vertretenen Parteien davon unterrichtet 

worden, daß sich die Oberste Heeresleitung veranlaßt 

gesehen hätte, »Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versu-

chen, den Kampf abzubrechen, die Fortsetzung des Krie-

ges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig 

Stunden könnten unsere Lage verschlechtern und den 

Feind unsere eigentliche Schwä che erkennen lassen …« 

Drei Tage später hatte es schließlich auch die deutsche 

Öff entlichkeit erfahren, daß Deutschland um Waff enstill-

stand zu bitten gezwungen wäre, und zugleich die Mittei-

lung erhalten, daß sich das autoritäre Regime über Nacht 

in eine parlamentarische Demokratie verwandelt hät te. 

Den Zeitungen war zu entnehmen, daß der seit mehr als 

vier Jahren tobende Weltkrieg, der so entsetzlich viele Op-

fer gefordert hatte, von der neuen Regierung als endgül-

tig verlo ren angesehen werde und daß sie daher sofort ein 

Gesuch um Waff enstillstandsverhandlungen habe hinaus-

gehen lassen.
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Wohlgemerkt, nicht die kaiserliche Generalität bekann-

te sich geschlagen und kapitulationsbereit. Es war vielmehr 

die neue, linke Regierung des liberalen süddeutschen Prin-

zen und des Sozialdemokraten Scheidemann, die die wei-

ße Fahne hissen ließ! Und diese neuen Männer waren dann 

auch noch so rücksichtsvoll gewesen, die deutsche Pres-

se zu bitten, nur ja »den Eindruck zu vermeiden, als gehe 

unser Friedens schritt von militärischer Seite aus«. Denn 

daraus hätten Ame rikaner, Franzosen und Briten womög-

lich den die Friedens bedingungen noch verschlechternden 

Schluß ziehen können, die Oberste Heeresleitung selbst 

wäre – wegen eines unmit telbar bevorstehenden Zusam-

menbruchs der deutschen Front – am Ende ihres Lateins 

und zu keinem Widerstand mehr fähig.

Mit dieser verantwortungsbewußten, patriotisch ge mein -

ten und der bankrotten Heeresleitung gegenüber äußerst 

loyalen Vertuschung des wahren Sachverhalts schau felte 

sich die junge, gerade erst unsicher zu laufen begin nende 

Demo kratie ihr eigenes Grab. Da sie selbst aus freien Stük-

ken das Odium der Kapitulation auf sich nahm, gab sie den 

geschla genen kaiserlichen Heerführern und den anderen 

Repräsen tanten des abgewirtschafteten Regimes die von 

Ludendorff  ersehnte und zielbewußt herbeigeführte Mög-

lichkeit, alle Verantwortung für die Niederlage und ihre Fol-

gen auf die »schwächlichen Zivilisten« abzuwälzen. Und 

später konnte die deutsche Rechte dann die Dinge so dar-

stellen, als wäre das »im Felde unbesiegte« deutsche Heer 

von feigen Schurken um die Früchte jahrelangen Ringens, 
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um den »zum Greifen nahen Endsieg« gebracht und »von 

hinten erdolcht« worden.

Diese in den folgenden vierzehn Jahren von der gesam-

ten deutschen Rechten als wirksames Mittel zur Zerstö-

rung der parlamentarischen Demokratie benutzte Dolch-

stoß-Legende ist wohl von niemandem klarer und scharf-

sinniger widerlegt worden als von Sebastian Haff ner, der 

die Frage nach der Verantwortung für die militärische Nie-

derlage des Deutschen Reiches im Ersten Weltkrieg so be-

antwortet hat:

»Wenn die deutsche Niederlage am 29. September (1918) 

bereits wirklich so komplett war, wie Ludendorff  be hauptet 

hatte, dann war es seine Niederlage, denn er hatte ja bis zu 

diesem Tage die Kriegführung und Kriegspo litik Deutsch-

lands bestimmt: er und nicht seine Kritiker. Aber wenn die 

Niederlage noch nicht komplett und die Waff enstillstands-

bitte voreilig war, dann war es erst recht seine Niederlage: 

Denn dann führt er sie mit dem Waff enstillstandsgesuch, auf 

dem er bestand, jetzt selbst herbei. Wenn es auf der Gegen-

seite noch Zweifel am Sieg, in Deutschland noch Zweifel an 

der Niederlage, und daher dort noch Verhandlungsbereit-

schaft, hier noch Widerstandsbereitschaft gab: die Bitte um 

sofortigen Waff enstillstand mußte sie zunichte machen. Da-

mit wurde die weiße Fahne gehißt. Es war Ludendorff , der 

darauf bestand, daß dies tatsächlich geschehe. Aber nicht 

er wollte sich damit belasten, sondern die neue Regierung 

der Reichstagsmehrheit sollte ›die Suppe auslöff eln‹. Das 

war der Preis dafür, daß er sie an die Regierung ließ.«
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Die Sozialdemokraten tappten übrigens keineswegs 

blind in die Falle, die ihnen der nur an sich und seine Kaste 

den kende General gestellt hatte. Philipp Scheidemann, der 

nach Ebert einfl ußreichste Mann der SPD-Führung, war in 

der entscheidenden Fraktionssitzung am 4. Oktober 1918 

nach drücklich dagegen, in ein, wie er sagte, »bankrottes 

Unter nehmen« einzutreten und sich zum Sündenbock für 

die ver hängnisvollen Fehler der alten Mächte machen zu 

lassen.

Aber der energische Friedrich Ebert brach seinen und 

jeden anderen Widerstand in der Fraktion. Er erklärte, es 

sei jetzt »die verdammte Pfl icht und Schuldigkeit« der 

sozialdemo kratischen Partei, die Verantwortung zu über-

nehmen, nicht nach den Folgen zu fragen und sich patrio-

tisch für Volk und Vaterland in die Bresche zu werfen.

Am nächsten Tag geschah, was Ebert verlangt hatte: Sein 

Stellvertreter im Parteivorstand, Genosse Scheidemann, 

trat als kaiserlicher Staatssekretär mit dem Titel Exzellenz 

in das Kabinett des neuen Reichskanzlers Prinz Max von 

Baden ein. Ebert atmete erleichtert auf. Er hoff te, so erklär-

te er seinen engsten Mitarbeitern, aber auch dem darob 

hocherfreuten Prinzen Max, daß nun »die soziale Revolu-

tion vermieden«, ein rascher Waff enstillstand geschlossen 

und »die Monarchie gerettet« werden könnte.

Es entsprach nämlich der Zielsetzung dieses biederen, 

kleinbürgerlichen Führers der deutschen Arbeiterbewe-

gung und jener mächtigen, straff  organisierten und äußerst 

diszi plinierten Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
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lands, die seit mehr als einem halben Jahrhundert die so-

zialistische Revolu tion zu ihrem Fernziel erklärt hatte, daß 

der Wilhelminische Staat unter allen Umständen erhalten 

bliebe. In ihn geordnet und friedlich hineinzuwachsen, sich 

von ihm integrieren zu lassen – das war es, was Friedrich 

Ebert für die SPD anstrebte. Aus den verfolgten und ver-

femten »Umstürzlern« und radi kalen Außenseitern sollten 

von Adel und Bürgertum geachte te, vom Kaiser als tragen-

de Säule der Monarchie geschätzte und selbst von den Mi-

litärs respektierte Reformpolitiker werden.

Einen Monat lang, bis in die zweite Novemberwoche 

hin ein, sah es ganz so aus, als könnte es Ebert gelingen, im 

Verein mit Prinz Max und General Groener, dem Nachfol-

ger des zu rückgetretenen Diktators Ludendorff , einen ge-

waltsamen Umsturz zu verhindern und die Monarchie der 

Hohenzollern zu retten. Und er hätte es als großes Glück 

empfunden, den Deutschen das schwarzweißrote Erbkai-

sertum zu erhalten.

Doch die Bemühungen der Berliner Regierung um einen 

Waff enstillstand im Westen kamen nicht vom Fleck. Auch 

die Verhandlungen wegen der von den Feindmächten als 

Voraussetzung für die Feuereinstellung geforderten Abdan-

kung Wilhelms II. zogen sich in die Länge, weil der Kaiser 

sich höchst uneinsichtig zeigte und nicht bereit war, zugun-

sten eines seiner weniger belasteten Söhne oder Enkel dem 

Th ron zu entsagen.

Unterdessen wurde an der Front weiter gekämpft und 

ge storben, in der Heimat weiter geschuftet, gehungert und 
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gefroren. Ja, die Militärbehörden begannen im Oktober 1918 

zur Verstärkung der vom Zusammenbruch bedrohten West-

front auch noch die gerade Siebzehnjährigen zum Waff en-

dienst einzuberufen, obwohl doch nun jeder wußte, daß der 

Krieg verloren und jedes weitere Opfer sinnlos geworden 

war. Hinzu kamen Anfang November erst eine Meuterei, 

dann ein bewaff neter Aufstand der Matrosen der kaiserli-

chen Hochseefl otte. Die Mannschaften der Kriegsmarine 

verhin derten auf diese Weise die Ausführung eines wahn-

witzigen Befehls ihrer Admirale, die ihre bis dahin sorgsam 

geschonten Schiff e zu einem »letzten Gefecht« auslaufen 

und mit wehen der Flagge untergehen lassen wollten.

Als dann am 9. November 1918 die Kieler Matrosenre-

volte nach Berlin übergriff , da vermochte auch Ebert die 

Entwick lung nicht mehr aufzuhalten. Er konnte nur noch 

versuchen, das seiner Meinung nach Schlimmste zu verhü-

ten, indem er sich selbst an die Spitze der revolutionären 

Bewegung stellte, sie »in geordnete Bahnen« lenkte und ihr 

die Stoßkraft nahm.

»Wir wollen sehen, was sich machen läßt«, erklärte er 

am Morgen des 9. November dem Reichskanzler Max von 

Ba den, während sich bereits die gesamte Industriearbeiter-

schaft Groß-Berlins zu einem Marsch auf die Innenstadt 

rüstete, um ihrer Forderung nach sofortiger Beendigung 

des Krieges durch eine Massendemonstration Nachdruck 

zu verleihen.

Am Mittag, nachdem der Regierung klargeworden war, 

daß die Truppen der Berliner und Potsdamer Garnison 
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den Anmarsch der Arbeitermassen und revolutionären 

Matrosen keineswegs verhindern, sich vielmehr mit den 

Demonstran ten verbrüdern würden; nachdem auch die 

zum Schutz der Reichsregierung eilig herbeibeorderten 

Naumburger Jäger, die als besonders »zuverlässig« gal-

ten, ihre Sympathie für den Umsturz bekundet hatten, 

war Prinz Max auf den, wie er hoff te, rettenden Einfall ge-

kommen, die – in Wahrheit noch gar nicht erreichte – Ab-

dankung des Kaisers bekanntzugeben und in klarer Über-

schreitung seiner Befugnisse den SPD-Vorsitzenden Ebert 

zum neuen Reichskanzler zu ernennen. Und Ebert hatte 

sogleich eine durch Flugblätter eilig be kanntgegebene 

Proklamation erlassen, deren wichtigster Ab satz lautete: 

»Mitbürger! Ich bitte euch dringend: Verlaßt die Straßen! 

Sorgt für Ruhe und Ordnung!«

Aber weder die – falsche – Information, daß der Kaiser 

endlich abgedankt habe, noch die durchaus echte, fast ver-

zweifelte Bitte Eberts um »Ruhe und Ordnung« fanden 

bei den Massen Beachtung. Eine nach Hunderttausenden 

zählende, zum Handeln entschlossene Volksmenge über-

fl utete unauf haltsam die Berliner Innenstadt. Um Schloß 

und Reichstag stand plötzlich ein Wald von roten Fahnen. 

Die gesamte Ar beiterschaft Berlins, Männer und Frauen, 

dazu Zehntausende von bewaff neten, mit der Volksmenge 

solidarischen Solda ten, warteten ungeduldig darauf, daß 

endlich etwas Entschei dendes geschehe.

In dieser explosiven Lage hatten, beinahe gleichzeitig, 

zwei führende Männer der deutschen Arbeiterbewegung, 
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die noch zwei Jahre zuvor als Abgeordnete derselben Partei 

im Reichs tag gesessen hatten, das erlösende Wort gefun-

den und, jeder für sich, die Republik ausgerufen:

Philipp Scheidemann, zweiter Mann der SPD, Exzellenz 

und kaiserlicher Staatssekretär, war an ein Fenster des 

Reichstagsgebäudes getreten und hatte, dafür anschlie-

ßend von dem wutschnaubenden Ebert aufs Heftigste ge-

tadelt, der Menge zugerufen: »Es lebe die deutsche Repu-

blik!«

Und von einem Balkon des von den Revolutionären 

gerade erst besetzten kaiserlichen Schlosses aus war von 

Karl Lieb knecht »die freie sozialistische Republik Deutsch-

land« pro klamiert worden, was Friedrich Ebert mit 

zusammengekniff  enen Lippen, blaß vor Wut, zur Kenntnis 

genommen hatte.

Für die Volksmassen bestand zu dieser Zeit kein nennens-

werter Unterschied zwischen der Republik Scheidemanns 

und der Karl Liebknechts. Für sie waren beide Männer 

geach tete Führer der deutschen Arbeiterbewegung: Schei-

demann – wie auch Fritz Ebert – galt dem Volk als einer der 

legitimen Erben August Bebels, des 1913 verstorbenen, fast 

schon le gendären Führers der deutschen Sozialdemokra-

tie, der »die sem Staat keinen Mann und keinen Groschen« 

zu geben be reit gewesen war. Und Karl Liebknecht, der bis 

zum Januar 1916 der SPD-Reichstagsfraktion angehört hat-

te, war bei der Arbeiterschaft hoch angesehen, nicht zuletzt 

wegen seines außergewöhnlichen Mutes im Kampf gegen 

den preußischen Militarismus. Er war dann aus Protest ge-
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gen die Kriegspolitik Eberts aus der SPD-Fraktion ausge-

treten und bald darauf – wegen eines öff entlichen Aufrufs, 

den verbrecherischen Krieg zu beenden – zu einer Zuchth-

ausstrafe verurteilt wor den. Erst am 23. Oktober hatte man 

ihn aus der Haft entlas sen.

Gewiß, der Widerspruch zwischen internationaler Solida-

rität im Klassenkampf und der Forderung, das Vaterland zu 

verteidigen, hatte 1917 zur Spaltung der SPD in staatsloyale 

Mehrheitssozialisten und prinzipientreue Unabhängige 

ge führt. Außerdem gab es am linken Rand der USPD die 

kleine, für die Revolution agitierende »Spartakus«-Grup-

pe, zu der Karl Liebknecht gestoßen war, sowie in Berlin 

die außerhalb der Parteiorganisationen arbeitende, jedoch 

mit der USPD sympathisierende Gruppe der Revolutionä-

ren Obleute, hin ter denen die Belegschaften der meisten 

Großbetriebe stan den.

Aber waren sie nicht alle – Ebert wie Liebknecht, Scheide-

mann wie jeder der namenlosen Obleute – deutsche Soziali-

sten und hervorgegangen aus derselben Mutterpartei? 

Waren sie – so jedenfalls meinten die Massen – in dieser 

Stunde des endlichen Siegs über das wilhelminische Re-

gime nicht alle ei nig? Wollten sie nicht samt und sonders 

dasselbe, nämlich den Krieg sofort beenden und Deutsch-

land zu einem freien, gerechten und friedlichen Volksstaat 

machen?

Die Kopf an Kopf sich drängende Menge unter den roten 

Fahnen – der grauhaarige Maschinenschlosser von Borsig, 

der seinen einzigen Sohn vor Verdun verloren hatte; die ha-
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gere Frau aus der Granatendreherei, Kriegerwitwe mit drei 

kleinen Kindern; der tuberkulöse Schneidergeselle aus der 

Uniformfabrik am Halleschen Tor; die beiden graugesich-

tigen Kupferschmiede von der AEG, die im Schlamm der 

Champagne erst zu halben Krüppeln geschossen werden 

mußten, ehe sie wieder »avh«, arbeitsverwendungsfähig in 

der Heimat, wurden –, diese wogende Masse von kriegsmü-

den, hungrigen, erstmals wieder Hoff nung schöpfenden 

Menschen wollte nichts weniger als Bruderkampf; sie de-

monstrierte jedermann sichtbar die volle Einigkeit der 

ganzen deutschen Arbeiterbewegung.

Am Mittag des 9. November 1918 sah es in Berlin, wo 

die Entscheidungen fi elen, ganz so aus, als ob der Wille 

des Vol kes und das Gebot der Stunde zu einer triumpha-

len, minde stens aber von der Vernunft diktierten Wieder-

vereinigung der deutschen Sozialdemokratie führen wür-

de. Die Menge hatte noch volles Vertrauen zu Friedrich 

Ebert; dieser und die an deren führenden Männer der SPD 

verhandelten bereits mit den Genossen von der USPD 

über die Bildung einer gemein samen sozialistischen Re-

gierung, und als einer der Unabhän gigen Ebert fragte, ob 

nicht auch der Genosse Liebknecht im neuen Kabinett 

den ihm gebührenden Platz erhalten könnte, zeigte der 

SPD-Vorsitzende keinen Unmut. Nach kurzem Überlegen 

erklärte Ebert: »Er soll uns angenehm sein.«

Was Friedrich Ebert indessen wirklich wollte, geht klar 

und eindeutig hervor aus allem, was er im weiteren Verlauf 

dieses denkwürdigen Tages sagte und tat: Es ging ihm nur 
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darum, die Massenbewegung in den Griff  zu bekommen 

und als bloße Demonstration ablaufen zu lassen, dabei den 

alten kaiserlichen Staat möglichst intakt zu erhalten und 

jeden Um sturz zu verhindern.

Am Nachmittag dieses 9. November 1918, während die 

Koalitionsgespräche mit den Unabhängigen in vollem 

Gange waren, fand Max von Baden, der zu einem kurzen 

Abschiedsbesuch gekommen war, den neuen Herrn der 

Reichs kanzlei »immer noch bemüht, den organischen 

Zusammen hang mit der Vergangenheit nicht zu lösen«. 

Denn Ebert bat den darob sehr erstaunten Prinzen, als 

»Reichsverweser« die Regentschaft zu übernehmen, bis 

eine gewählte Nationalver sammlung über die zukünfti-

ge Staatsform entschieden hätte. Nur so, erklärte Ebert, 

könnte »die Monarchie vielleicht noch gerettet werden«. 

Off enbar erschien ihm, dem Führer der nach Programm 

und Tradition entschieden antimonar chistischen, von 

Wilhelm II. als »vaterlandslose Gesellen« ge schmähten 

Sozialdemokraten, die Rettung des Th rons eine lohnende 

Aufgabe und des Schweißes der Edlen wert. Und womög-

lich sah er sich schon als legitimer, ordengeschmück ter 

Kanzler eines künftigen Volkskaisers.

Aber Prinz Max winkte ab. Er meinte, er habe nun für 

das Vaterland genug getan. Auch wollte er sich weder in 

off enen Widerspruch zum deutlich bekundeten Volkswil-

len setzen, noch einer Regierung den Anschein fürstlicher 

Billigung ver leihen, in der auch Linkssozialisten saßen. 

Zudem, so erklärte er abschließend, wüßte er ja sein Pro-
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gramm bei Herrn Ebert in den besten Händen. Und dann 

sagte er Adieu und reiste zurück nach Baden.

Inzwischen aber war eine den Plänen Eberts gefährliche 

Entwicklung in Gang gekommen, die sich seiner und seiner 

Freunde Kontrolle entzog: Die Revolutionären Obleute hat-

ten den Reichstag besetzt, dort eine Plenarsitzung abgehal-

ten und für den nächsten Tag – Sonntag, den 10. November 

1918 – in allen Berliner Großbetrieben und Kasernen Wah-

len von Arbeiter- und Soldatenräten ausgeschrieben!

Und so diszipliniert und glänzend organisiert war die 

Ber liner Arbeiterschaft, daß sie tatsächlich am Sonntag-

morgen fast vollzählig in den Fabriken erschien und dort, 

gleichzeitig mit den Soldaten in den Truppenunterkünften, 

ihre Räte wählte. Ja, diese traten noch am Nachmittag des-

selben Tages im Riesenbau des Zirkus Busch im Osten der 

Stadt als Revolutionsparlament zusammen, um eine ober-

ste vollziehende Gewalt, einen »Rat der Volksbeauftrag-

ten«, einzusetzen.

Doch Eberts eingespielter, nicht minder straff  organi-

sierter Parteiapparat funktionierte ebenfalls glänzend. 

Zwar konnte er die Durchführung der von den Obleuten 

angesetzten Räte-Wahlen nicht verhindern. Aber mit der 

noch in der Nacht zum Sonntag ausgegebenen, die Stim-

mung in der Ar beiterschaft haargenau treff enden Parole 

»Kein Bruder kampf !«, sorgten die SPD-Funktionäre dafür, 

daß nir gendwo Kampfabstimmungen zwischen Vertretern 

des lin ken und des rechten Flügels der sozialdemokra-

tischen Arbei terbewegung stattfanden: Überall wählten 
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die Belegschaften, neben Revolutionären Obleuten vom 

linken Rand der USPD und aus der »Spartakus«-Gruppe, 

auch Vertreter der SPD und der mehrheitssozialistischen 

Gewerkschaften.

In einigen Betrieben – so berichtete später Richard Mül-

ler, einer der führenden Revolutionären Obleute – wurden 

sogar rechte SPD-Funktionäre zu Arbeiterräten gewählt, 

die von ihren Kollegen tags zuvor noch verprügelt wor-

den waren, weil sie sich dem Marsch auf die Innenstadt 

nicht hatten an schließen wollen. Und in den Kasernen 

kamen die Revolu tionären Obleute überhaupt nicht zum 

Zuge; dort wurden nur solche Männer zu Soldatenräten 

gewählt, die treu zu Ebert hielten, von ihren Offi  zieren als 

»lammfromm« be zeichnet wurden und von dem rührigen 

Otto Wels, dem von einer Truppenunterkunft zur anderen 

jagenden Beauftragten des SPD-Parteivorstands, geprüft 

und in Ordnung befunden worden waren.

So kam ein knapp dreitausendköpfi ger Arbeiter- und Sol-

datenrat zustande, dem sich Friedrich Ebert am Sonntag-

nachmittag stellen konnte. Er sprach als erster, und er 

hatte die Menge im Zirkus Busch sogleich auf seiner Seite, 

als er die über Nacht erreichte Einigung der zerstrittenen 

Bruderpar teien SPD und USPD bekanntgab.

Später wurden die »Volksbeauftragten« ernannt, je drei 

von SPD und USPD: Ebert, Scheidemann und der Rechts-

anwalt Dr. Otto Landsberg als Vertreter der Mehrheitssozia-

listen; Hugo Haase und Wilhelm Dittmann für die Unabhän-

gigen sowie Emil Barth, der zugleich Sprecher der Revolutio-



34

nären Obleute war. Diese sechs Männer sollten gleichberech-

tigt sein und, zusammen mit einigen bürgerlichen Fachleu-

ten, als »Rat der Volksbeauftragten« die Geschäfte der 

Reichsregierung führen, wobei als vordringlichste Aufgabe 

angesehen wurde, den Krieg sofort zu beenden.

Nach langem Hin und Her wurde auch noch ein »Voll-

zugsrat« der Arbeiter- und Soldatenräte gewählt, ein Or-

gan, dessen Kompetenz im dunkeln blieb. Die Revolutionä-

ren Obleute hoff ten, damit die Regierung unter Kontrolle 

halten zu können. Aber ihr Plan mißlang; die von Ebert und 

Wels trickreich geschaff enen Mehrheitsverhältnisse im Zir-

kus Busch führten zu einem doppelt paritätisch besetzten 

»Voll zugsrat«: Bei den Vertretern der Arbeiterschaft saßen 

gleichviele Anhänger von SPD und USPD, und zugleich er-

hielten die durchweg mehrheitssozialistischen Soldatenrä-

te ebenso viele Mandate wie die Arbeiterräte, so daß die 

SPD insgesamt eine Dreiviertelmehrheit hatte.

Und damit waren spätabends die Würfel gefallen: Die 

sieg reiche Revolution war nun fest unter Eberts Kontrol-

le und so im Grunde auch schon beendet. Alle Zugeständ-

nisse, die der SPD-Vorsitzende den Linken hatte machen 

müssen – die »Rätewirtschaft«, wie er sie abschätzig nann-

te; die Anerken nung des ihm überfl üssig und gefährlich 

erscheinenden »Vollzugsrats« als Kontrollinstanz und 

Nebenregierung; das Versprechen, die Revolution weiter-

zuführen und die soziali stische Umgestaltung der Gesell-

schaft sofort in Angriff  zu nehmen, und auch die Zusage, 

vorerst keine Nationalver sammlung vom ganzen Volk wäh-
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len und Deutschland eine bürgerliche Verfassung geben zu 

lassen –, waren dagegen von zweitrangiger Bedeutung und 

würden sich leicht wieder rückgängig machen lassen.

Eberts einziger Kummer an diesem Sonntagabend war, 

daß er seine Legitimation als Regierungschef des Deut-

schen Rei ches nicht von den alten Gewalten, also »recht-

mäßig«, erhal ten hatte, sie vielmehr allein der von ihm ver-

abscheuten Re volution verdankte. Was würden die Bürger, 

die Beamten und Richter, was würde vor allem die Oberste 

Heeresleitung dazu sagen?

Was die letzte und für Ebert wichtigste Sorge betraf, so 

wurde sie ihm noch am selben Tage genommen: Spätabends 

erreichte ihn in der Reichskanzlei – über eine geheime Tele-

fonleitung, von deren Vorhandensein der neue Regierungs-

chef bis dahin nichts gewußt hatte – ein Anruf aus dem 

belgi schen Badeort Spa bei Lüttich, dem Sitz der kaiserli-

chen Obersten Heeresleitung. Ludendorff s Nachfolger, Ge-

neral Wilhelm Groener, war am Apparat.

Späteren Aussagen Groeners ist zu entnehmen, wie 

dieses Telefongespräch, über das es sonst keinerlei Auf-

zeichnungen gibt, ungefähr verlaufen ist: Der General bat 

nicht etwa, wie man es hätte erwarten können, den Chef 

der neuen Reichsre gierung um Instruktionen; er bot Ebert 

vielmehr – unter be stimmten Bedingungen – »loyale Zu-

sammenarbeit« an. Seine Forderungen waren: energischer 

Kampf gegen den »Bol schewismus und das Räteunwesen«, 

schnellste Rückkehr zu »geordneten Zuständen«, Einberu-

fung einer Nationalver sammlung.
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Eilig versicherte Ebert dem General, dies alles entspre-

che haargenau seinen eigenen Wünschen und Vorstellun-

gen. Er, der von der Revolution eingesetzte Regierungs-

chef, dankte dem General für dessen Vertrauen – nicht 

etwa umgekehrt der General dem neuen Staatsoberhaupt. 

Und dann schloß der Vorsitzende der SPD mit Ludendorff s 

Nachfolger ein Kampfbündnis gegen die sozialistische Re-

volution; gegen die Arbeiter- und Soldatenräte, die ihn ge-

rade erst auf den Schild gehoben und mit der vollziehenden 

Gewalt betraut hatten; gegen seine USPD-Kollegen im »Rat 

der Volksbeauftragten«, die davon nichts ahnten! Und bei 

alledem hatte Fried rich Ebert nicht im mindesten das Ge-

fühl, Verrat zu begehen – im Gegenteil: Jetzt erst fühlte er 

sich halbwegs befreit vom »Ludergeruch der Revolution«, 

die er nach eigenem Aus spruch haßte »wie die Sünde«. Er 

glaubte sich nun auch eini germaßen legitimiert, zwar nicht 

vom »angestammten Herr scherhaus«, aber immerhin von 

dessen Statthalter, dem kai serlichen General an der Spitze 

der Obersten Herresleitung.

Und auch Groener war zufrieden: »Ebert ging auf mei-

nen Bündnisvorschlag ein«, berichtete er später. »Von da 

ab be sprachen wir uns täglich abends auf einer geheimen 

Leitung zwischen der Reichskanzlei und der Heeresleitung 

über die notwendigen Maßnahmen. Das Bündnis hat sich 

bewährt.«

Tatsächlich wurden – wie wir noch sehen werden – durch 

dieses geheime Bündnis zwischen dem damals mächtig-

sten Mann des alten Regimes und dem von der Revolution 
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zu ih rem widerwilligen Anführer gemachten SPD-Vorsit-

zenden die Weichen für die weitere Entwicklung gestellt. 

Es machte die gerade erst proklamierte Republik binnen 

kurzer Zeit zu einem Tummelplatz der Konterrevolution, 

zugleich zu einem Staat, wie ihn niemand hatte haben wol-

len:

Die bürgerliche, parlamentarische Demokratie, die als 

Folge dieses Bündnisses in Deutschland installiert wurde, 

be friedigte weder die sozialistische Arbeiterschaft noch 

die konservative Oberschicht, die dem autoritären Regime 

nach trauerte. Nicht einmal das liberale Bürgertum konn-

te in die ser Republik die Erfüllung seiner Wünsche fi nden, 

denn der neue Staat ließ die Deutschen Österreichs außer-

halb seiner Grenzen und behielt sogar die innerdeutsche 

Klein- und Vielstaaterei fast unverändert bei; selbst Lippe-

Detmold und Waldeck-Pyrmont durften sich weiterhin ih-

rer »Landesho heit« erfreuen, und nur ein paar mitteldeut-

sche Zwergstaaten – Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-

Meiningen, Sachsen-Gotha (ohne Coburg, das an Bayern 

fi el), Sachsen-Al tenburg, Schwarzburg-Rudolfstadt und -

Sondershausen sowie Reuß ältere und jüngere Linie – wur-

den 1920 zu einem neuen Freistaat Th üringen vereinigt.

Das Schlimmste  aber war, daß die alten Herrschafts-

struk turen nahezu unverändert erhalten blieben: Kein ein-

ziges Fürstenvermögen wurde angetastet, obwohl doch die 

deut schen Potentaten ihren Reichtum fast ausschließlich 

durch Raub, rücksichtslose Ausbeutung ihrer Untertanen, 

Solda tenhandel und Ämterverkauf erworben hatten. Kein 
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noch so übermäßig großer Grundbesitz wurde enteignet 

und aufge teilt, obschon die riesigen Latifundien der Feu-

dalherren und Rittergutsbesitzer größtenteils aus in frühe-

ren Zeiten geraub tem Bauernland bestanden.

Die Rüstungsindustriellen, Schlotbarone und Zechen be-

sitzer, die vor 1914 unentwegt zum Kriege gehetzt und dann 

immer neue Eroberungen gefordert hatten, konnten wei-

ter den »Herrn im Hause« spielen und ihre riesigen Profi te 

unge schmälert behalten. Keine Bank wurde verstaatlicht, 

kein Kriegsgewinnler zur Kasse gebeten, kein auf Kosten 

des hun gernden Volkes reich gewordener Schwarzmarkt-

Schieber bestraft.

Vor allem aber: Die gesamte innere Verwaltung des wil-

helminischen Obrigkeitsstaats blieb intakt erhalten; kein 

ein ziger Beamter, gleich ob Landrat, Polizeihauptmann, 

Zucht hausdirektor oder Staatsanwalt, wurde als Feind der 

Repu blik zwangspensioniert oder gar zur Rechenschaft ge-

zogen, kein einziger Richter entlassen; und erst recht wur-

de keiner der kaiserlichen Generäle unter Anklage gestellt, 

kein Offi   zier brauchte sich wegen Menschenschinderei 

oder Kriegs verbrechen zu verantworten. Und so hatten die 

vorüberge hend entmachteten alten Gewalten, vor allem 

die entschieden republikfeindlichen Militärs, im Handum-

drehen das Heft wieder in der Hand.

Die vom Bürgertum als »Linksintellektuelle« verachte-

ten und geschmähten geistigen Führer eines humanen und 

frei heitlichen Sozialismus verfolgten diese Entwicklung, 

teils mit fassungslosem Staunen, banger Sorge oder ohn-
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von Kurt Tu cholsky mit dem Titel Ideal und Wirklichkeit, 

das damals ent stand, lauten die Schlußzeilen: »Wir dach-

ten unter kaiserli chem Zwange / an eine Republik … und nun 

ist’s die! / Man möchte immer eine große Lange, / und dann 

bekommt man eine kleine Dicke – / Ssälawih*!«

Doch schon sehr bald zeigte sich, daß die aus der – von 

Ebert als »Vernunftehe« angesehenen – unheiligen Allianz 

zwi schen SPD-Führung und Oberster Heeresleitung ent ste-

hende Republik nicht nur ganz anders war, als die Massen 

sie sich erträumt hatten, und daß sie dem revolutionären 

Ideal in keiner Weise entsprach; sie bot vielmehr nicht ein-

mal den Trost, eine – womöglich ganz gemütliche – »kleine 

Dicke« zu sein.

Denn noch ehe sie sich, unter weitestgehender Beibehal-

tung des alten, höchst unzuverlässigen Personals, mit der 

Hinterlassenschaft der abgewirtschafteten Monarchie ein-

zu richten begann, ließ sie erst einmal deren Bluthunde von 

der Kette. Und dann sah sie interessiert zu, wie die wüten-

de Meute über just diejenigen herfi el und sie zerfl eischte, 

durch deren mutigen Kampf eine deutsche Republik über-

haupt erst möglich geworden war.

*  Phonetische Schreibung von C’est la vie: »So ist das Leben.«
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2. Die Konterrevolution marschiert

»Die größte Dummheit der Revolutionäre war es, daß sie 

uns alle am Leben ließen. Na, komme ich mal wieder zur 

Macht, dann gibt’s kein Pardon! Mit ruhigem Gewissen 

würde ich Ebert, Scheidemann und Genossen baumeln se-

hen!«

Diesen Ausspruch ihres – gerade mit blauer Brille und 

falschen Papieren ins neutrale Schweden gefl üchteten 

– Ehe manns berichtete später Margarete Ludendorff , die 

treusor gende Hausfrau des Chefs der gescheiterten Militär-

diktatur, und ohne Zweifel teilte sie diese Meinung ihres 

Gatten und billigte seine erklärten Absichten von ganzem 

Herzen.

Wie die Ludendorff s, so dachten die meisten Angehö-

rigen der von der Novemberrevolution vorübergehend 

entmachte ten, ansonsten aber völlig unversehrt gebliebe-

nen alten Füh rungsschicht. Dagegen glaubten Ebert, Schei-

demann und Genossen, die doch wahrlich ihr Bestes getan 

hatten, die Re volution zu verhindern, die Monarchie zu ret-

ten und keinem ihrer Todfeinde ein Haar zu krümmen, sie 

könnten nun auf die Dankbarkeit und den Anstand der kai-

serlichen Offi  ziere, Beamten und Richter zählen und mit 

deren Unterstützung, zumindest aber mit freiem Rücken, 

für das sorgen, was ihnen am meisten am Herzen lag: für 

»Ruhe und Ordnung«.



Es galt ja, nun schnellstens den vom Wilhelminischen 

Re gime verlorenen Weltkrieg zu beenden, die hungernden 

und frierenden Volksmassen mit Nahrung, Medikamenten, 

Klei dung und Heizmaterial zu versorgen, den Millionen 

von heimkehrenden Soldaten Arbeit zu beschaff en, die Rü-

stungsproduktion auf die Friedensbedürfnisse umzustel-

len und gleichzeitig aus dem bankrotten Kaiserreich eine 

funk tionierende parlamentarische Demokratie zu machen. 

Dies alles erforderte nach Meinung der SPD-Führung ein 

Höchstmaß an Energie und Disziplin sowie eine vertrauens-

volle Zusammenarbeit mit den alten Gewalten zum Wohle 

des Vaterlands; Gefahr, so glaubten Ebert und seine Freun-

de, drohte nur von der Linken, von weiterer revolutionärer 

»Unordnung« und besonders vom »Räteunwesen«.

»Es wird immer soviel von der Gegenrevolution ge-

spro chen …«, erklärte Dr. Otto Landsberg, neben Ebert 

und Scheidemann der dritte SPD-Vertreter im »Rat der 

Volksbe auftragten«, »aber diese Revolution unterscheidet 

sich von al len früheren ganz wesentlich dadurch, daß jede 

Herrschafts organisation der gestürzten Klasse erschüttert 

und beseitigt ist, so restlos, daß die Gefahr der Gegenrevo-

lution nur akut werden kann, wenn es den Leuten von der 

äußersten Linken gelingt, die Massen zur Verzweifl ung zu 

treiben.«

Das war reines Wunschdenken in totaler Verkennung 

der Tatsachen. In Wahrheit hatte die alte kaiserliche 

Herrschafts organisation nur an ihrer obersten Spitze Scha-

den genom men. In den Ministerien saßen noch dieselben 
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Staatssekretä re, Geheimräte und Referenten wie vor dem 

9. November 1918; sogar der königlich preußische Kriegs-

minister, Gene ralleutnant Heinrich von Scheüch, war noch 

im Amt, und das Justizressort leitete nach wie vor eine kai-

sertreue Exzellenz, Paul von Krause. Die gesamte innere 

Verwaltung lag weiter hin in den Händen meist stockkon-

servativer Beamter. Auch die Industrie, das Bankwesen 

und die ganze Bürokratie der kriegswirtschaftlichen Er-

zeugung und Verteilung wurden unverändert von der al-

ten herrschenden Klasse kontrolliert. Vor allem aber: Die 

Millionenheere im Westen und Osten standen wie vor der 

Revolution unter dem Kommando der kaiserlichen Gene-

rale und Stabsoffi  ziere.

Gewiß, an die Stelle des gefl ohenen Kaisers und seines 

zu rückgetretenen Reichskanzlers war jener sechsköpfi ge 

»Rat der Volksbeauftragten« getreten – fast könnte man sa-

gen: ge treten worden –; und parallel zu den alten Strukturen 

waren überall die Arbeiter- und Soldatenräte entstanden. 

Doch im »Rat der Volksbeauftragten« lag die Macht prak-

tisch allein bei dem SPD-Vorsitzenden Ebert, und in der 

gesamten Räte-Organisation hatten eberttreue, ordnungs-

liebende und disziplinierte SPD-Funktionäre die Mehrheit. 

Sie sahen ihre vordringlichste Aufgabe darin, die Revolution 

zu beenden und zusammen mit dem alten Beamtenapparat 

das Chaos zu überwinden.

Wie glänzend ihnen dies in kürzester Zeit gelungen war, 

hat ihnen Eberhard Kolb bescheinigt, der Verfasser des 

Stan dardwerks »Die Arbeiterräte in der deutschen Innen-
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politik 1918/19«. In dieser sehr gründlichen wissenschaftli-

chen Un tersuchung heißt es, daß schon Anfang Dezember 

1918, also knapp vier Wochen nach dem Umsturz, mit dem 

Apparat der Arbeiter- und Soldatenräte »der neuen Re-

gierung und (SPD-)Parteileitung ein für sie im politischen 

Sinne zuverläs siges Instrument beim Neubau des Staates 

in die Hand gege ben war, von dem sie Gebrauch machen 

konnte, wenn sie dazu entschlossen war«.

Ebert war durchaus entschlossen, aber nicht zum Ge-

brauch, sondern zur Vernichtung dieses so zuverlässigen In-

struments, das den alten Mächten – und daher auch ihm, 

ih rem Bündnispartner – als Produkt der Revolution suspekt 

und ein Dorn im Auge war. Und er bediente sich zur Ver-

wirklichung seines Entschlusses, die »Rätewirtschaft« zu 

li quidieren, eines anderen Werkzeugs, das auch schon Kai-

ser Wilhelm II. hatte benutzen wollen, um die Revolution 

nie derzuschlagen, nämlich der im Westen durch den Waf-

fen stillstand freigewordenen Divisionen des Feldheeres.

Von jeher hatten die Fürsten – und insbesondere die 

preußi schen Hohenzollern – ihr Militär nicht bloß als ein 

Machtmit tel gegen äußere Feinde, sondern auch als ein 

Instrument ihrer Innenpolitik betrachtet. Alle Vorgänger 

Wilhelms II. auf dem Th ron von Preußen hatten ihre Re-

gimenter auch zur Disziplinierung der eigenen »Unterta-

nen« unterhalten und sie jederzeit gegen das Volk einge-

setzt, wenn Unruhen ihre Herrschaft bedrohten.

Seit dem Revolutionsjahr 1848 galt am Berliner Hof die 

– aus einem Gedicht des mecklenburgischen Hofpoeten 
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Merckel stammende – Parole: »Gegen Demokraten hel-

fen nur Soldaten!« Und Wilhelm II. hatte, beunruhigt vom 

Anwach sen der Sozialdemokratie, seine Gardedivisionen 

mit Nach druck gegen den »Feind im Innern« drillen las-

sen, sie als »eisernen Ring« um seine ihm besonders ge-

fährdet erscheinende Hauptstadt gelegt und wiederholt 

– wie bei der Einweihung der mit Schießscharten verse-

henen neuen Kaserne des Garde grenadierregiments am 

28. März 1901 – erklärt: »Wenn es der Stadt Berlin einfal-

len sollte, jemals wieder gegen ihren Herr scher in frecher 

Unbotmäßigkeit sich zu erheben, dann wird dieses Regi-

ment mit der Spitze seiner Bajonette die Ungehö rigkeit 

des Volks gegen seinen König zurückweisen.« Zehn Jah-

re zuvor hatte der Kaiser den Rekruten seiner Garde er-

klärt: »Es gibt für euch nur einen Feind, und der ist Mein 

Feind, und es kann vorkommen, daß ihr eure eigenen Ver-

wandten und Brüder niederschießen oder -stechen müßt. 

Auch dann müßt ihr Meine Befehle ohne Murren befol-

gen!« Und er hatte dabei wiederum an die Sozialdemo-

kraten ge dacht, an »jene Rotte von Menschen, nicht wert, 

den Namen Deutscher zu tragen«.

Nun saß der Anführer dieser »Rotte« von »Reichs- und 

Vaterlandsfeinden«, Friedrich Ebert, in der Reichskanzlei, 

und auch er meinte, daß gegen Unbotmäßige nur Soldaten 

noch helfen könnten …

Wie heute feststeht, hatte das von Ebert über den ge-

heimen Draht nach Spa geschlossene Bündnis mit General 

Groener zum Nahziel, in Deutschland, besonders im »un-
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botmäßigen« Berlin, mit Hilfe »zuverlässiger« Truppen 

schleunigst »Ordnung zu machen«. Das bedeutete, daß die 

angeblich linksextremen, »bolschewistisch verseuchten«, 

in Wahrheit von biederen, staatsloyalen und eberttreuen 

SPD- und Ge werkschaftsfunktionären beherrschten Arbei-

ter- und Solda tenräte liquidiert, »Ruhe und Ordnung« ge-

waltsam wieder hergestellt werden sollten.

»Zunächst hat es sich darum gehandelt«, sagte dazu 

Gene ral Groener später vor Gericht als Zeuge aus, »in Ber-

lin die Gewalt den Arbeiter- und Soldatenräten zu entrei-

ßen. Zu diesem Zweck wurde eine Unternehmung geplant: 

der militä rische Einzug von zehn Divisionen (des Feldhee-

res der West front) in Berlin.«

Das »Programm« dieses Einmarschs, dem auch, wenn-

gleich ohne Kenntnis der im einzelnen geplanten Maßnah-

men, die USPD-Mitglieder des »Rats des Volksbeauftrag-

ten« zögernd zustimmten, obwohl ihre Forderung, daß 

die ein rückenden Truppen keine scharfe Munition erhal-

ten dürften, von Ebert energisch zurückgewiesen worden 

war, ist erst Jahrzehnte später in allen Details bekanntge-

worden. Es ent hielt genaue Pläne für die Besetzung, »Säu-

berung« und Ent waff nung jedes Stadtviertels (»Wer ohne 

Waff enschein noch Waff en in Besitz hat, wird erschossen; 

wer Kriegsmaterial einschließlich Kraftwagen behält, wird 

standrechtlich abge urteilt«), und der mit unverhüllter 

Brutalität gegen die Räte-Organisation gerichtete Kern-

satz lautete: »Wer sich un berechtigt eine Beamteneigen-

schaft zulegt, wird erschossen.«



46

Da am 16. Dezember 1918 in Berlin der erste »Reichs räte-

kongreß« stattfi nden sollte, hatten Ebert und Groe ner be-

schlossen, die Feldtruppen am 10. Dezember in die Haupt-

stadt einmarschieren zu lassen. Bis zum 15. Dezember, 

darin waren sie sich einig, mußte das generalstabsmäßig 

vorberei tete »Programm« erfolgreich beendet sein. Doch 

es kam an ders; der konterrevolutionäre Plan scheiterte zu-

nächst und auf geradezu tragikomische Weise:

Die erste Panne, die allerdings jeder Komik entbehrte, 

er eignete sich bereits am 6. Dezember, also noch vor dem 

Ein marsch der Felddivisionen, als einige Truppenteile der 

Berli ner Garnison zu früh losschlugen. Sie besetzten das 

preußi sche Abgeordnetenhaus und nahmen den gesamten 

Berliner Arbeiter- und Soldatenrat gefangen. Eine andere 

Abteilung – es waren Gardefüsiliere – überfi el einen sparta-

kistischen De monstrationszug; sechzehn Tote und zahlrei-

che Verletzte fi elen den ohne Warnung in die unbewaff nete 

Menge gefeuer ten Maschinengewehrsalven zum Opfer. Ein 

dritter Trupp zog unterdessen in die Wilhelmstraße zur 

Reichskanzlei und rief Ebert, der bereitwillig herauskam, 

zum »Präsiden ten Deutschlands« aus.

Aber damit war der ganze Spuk auch schon vorbei; der 

Mi niatur-Staatsstreich, für den niemand später zur Rechen-

schaft gezogen wurde, verpuff te wirkungslos. Die Truppen 

zogen sich wieder in ihre Kasernen zurück; der Arbeiter- 

und Soldatenrat wurde mit der Erklärung, es hätte sich bei 

seiner Gefangennahme um ein Versehen gehandelt, aus 

der Haft entlassen – kurz, man tat, als ob nichts geschehen 
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wäre, und nur die toten Demonstranten wurden nicht wie-

der lebendig.

Dann, vier Tage später, marschierten die von der West-

front herbeibeorderten zehn Felddivisionen »programm-

gemäß« in Berlin ein. Der »Volksbeauftragte« Ebert be-

grüßte sie mit großem Pathos am Brandenburger Tor, und 

er schloß seine patriotische, ganz auf die Mentalität wilhel-

minischer Militärs zugeschnittene Rede mit den Worten: 

»Kein Feind hat euch überwunden! Nun liegt Deutschlands 

Einheit in eu rer Hand!«

Doch das konterrevolutionäre »Programm«, das nun 

hätte anlaufen sollen, kam nicht zur Ausführung. Denn 

kaum hatte Ebert seine Ansprache beendet, da begannen 

die bis dahin so disziplinierten Divisionen sich aufzulösen. 

Die Soldaten hat ten keinen anderen Wunsch mehr, als mög-

lichst rasch nach Hause zu kommen, endlich die Uniform 

auszuziehen und das nahe Weihnachtsfest frei von jedem 

militärischen Zwang da heim »bei Muttern« zu feiern. Bis 

Heiligabend war von den zehn Divisionen, insgesamt etwa 

fünfundsiebzigtausend Mann, nur noch ein kläglicher Rest 

von rund achthundert Soldaten übrig, mit denen wahrlich 

»kein Staat zu machen« war.

So fand – was Ebert und Groener hatten verhindern 

wol len – am 16. Dezember 1918 der »Reichsrätekongreß« 

statt. Es war eine sehr disziplinierte, auf strikte Einhaltung 

der Ge schäfts- und Tagesordnung bedachte Versamm-

lung, die in ih rer großen Mehrheit treu zu Ebert und dem 

SPD-Parteivor stand hielt, überhaupt weit mehr an einen 
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sozialdemokrati schen Parteitag der Zeit vor 1914 erinnerte, 

als an ein revolu tionäres Zentralkomitee.

Der Kongreß beschloß dann auch, ganz wie Ebert es 

wünschte, seine eigene weitgehende Entmachtung, die Vor-

verlegung der Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalver-

sammlung auf den frühestmöglichen Termin und für die 

Übergangszeit die Einsetzung eines sechsköpfi gen Zentral-

rats mit bloßen Kontrollfunktionen.

Die USPD-Vertreter, ohnehin in hoff nungsloser Minder-

heit, verzichteten daraufhin auf jede Beteiligung an diesem 

– wie sie fanden – »kastrierten« Zentralrat, so daß daraus 

ein reines SPD-Organ wurde. Und da die – ohnehin kaum 

mehr als dekorative – Funktion dieses Zentralrats in späte-

stens sechs Wochen, nach dem Zusammentritt der gewähl-

ten Na tionalversammlung, endgültig erlöschen sollte, hät-

ten Ebert und Groener mit dieser Entwicklung eigentlich 

sehr zufrie den sein können. Auch ohne die – nur mangels 

Truppen ge scheiterte – gewaltsame und blutige Durchfüh-

rung ihres »Programms«, von dessen für sie lebensgefährli-

cher Existenz die biederen Rätekongreß-Delegierten nichts 

ahnten, war im großen und ganzen alles so abgelaufen, wie 

es sich SPD-Par teivorstand und Oberste Heeresleitung er-

hoff t hatten.

Nur in einem – für die Generalität allerdings entschei-

denden – Punkt war der Rätekongreß revolutionär, weitest-

gehend einig und, allen Beschwörungen des SPD-Parteivor-

stands zum Trotz, unerbittlich gewesen: Mit überwältigen-

der Mehrheit hatten die Delegierten für einen Antrag der 
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Ver treter Hamburgs gestimmt, der die endgültige Vernich-

tung des preußischen Militarismus zum Ziel hatte. Diese 

»Ham burger Punkte«, wie sie genannt wurden, sahen eine 

freie Offi   zierswahl durch die Mannschaften und die Ab-

schaff ung al ler Rangabzeichen vor, außerdem die oberste 

Kommando gewalt der Volksbeauftragten, also die Unter-

stellung des Mi litärs unter die zivile Regierung, sowie die 

Übertragung der Disziplinargewalt auf die Soldatenräte, 

die Beschränkung des Vorgesetztenverhältnisses auf die 

Dienststunden und das strikte Verbot, außer Dienst Waf-

fen zu tragen.

Diese vom Rätekongreß gegen den Willen Eberts von der 

SPD-Mehrheit gemeinsam mit der linken Minderheit bei 

ins gesamt nur sechs Gegenstimmen beschlossenen »Ham-

burger Punkte« zeigen deutlich, wie sehr sich die Masse der 

organi sierten Arbeiterschaft bewußt war, daß sie im Mili-

tär, beson ders im monarchistisch gesinnten Offi  zierskorps 

und bei der Generalität, einen noch immer gefährlichen 

Gegner hatte, den es unschädlich zu machen galt. Und tat-

sächlich wären diese »Hamburger Punkte«, hätte man sie 

verwirklicht, das geeignete Mittel gewesen, die Armee fest 

in den Griff  zu be kommen und von konterrevolutionären 

Abenteuern abzu halten.

Als bloße Willensbekundung, deren Befolgung von 

Ebert sofort als »nicht vordringlich« auf den Sankt-Nim-

merleins Tag verschoben wurde, bewirkten die »Hambur-

ger Punkte« genau das Gegenteil: Die Oberste Heereslei-

tung erklärte sie zu einer »ungeheuerlichen Zumutung«; 
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Hindenburg telegra fi erte, daß er den Beschluß des Reichs-

rätekongresses »nicht anerkenne«; Groener drohte mit 

seinem Rücktritt, und das zwischen Reichskanzlei und 

Heeresleitung bestehende Bünd nis war ein paar Tage lang 

einer Zerreißprobe unterworfen.

Zugleich begannen die Generäle mit erheblich größerem 

Eifer als bis dahin, die Aufstellung sogenannter Freikorps zu 

betreiben. Diese neuen, irregulären Verbände setzten sich 

zu sammen aus militärisch ausgebildeten Frontsoldaten al-

ler Dienstgrade, die – aus unterschiedlichen Gründen und 

im Gegensatz zu den meisten ihrer Kameraden – das Ende 

des Krieges bedauerten, nicht nach Hause wollten und be-

reit wa ren, auch gegen das eigene Volk zu kämpfen. Zu die-

sen Landsknechten gesellten sich bald auch konservativ bis 

rechtsradikal gesinnte junge Leute ohne Kriegserfahrung, 

doch voll Abenteuerlust und fanatischem Haß gegen das 

»rote Pack«, entlassene Truppenoffi  ziere ohne bürgerliche 

Existenz sowie zahlreiche reaktionäre Studenten.

Die Aufstellung der Freikorps – dies sei hier einmal 

vor weggenommen – war bereits die Geburtsstunde jener 

natio nalsozialistischen Kampfverbände, die 1933, nach 

der »Machtübernahme«, die ersten Konzentrationsla-

ger einrich teten und später, im Zweiten Weltkrieg, zum 

Schrecken Eu ropas wurden. Damals, um die Jahreswen-

de 1918/19, als der Gefreite Adolf Hitler noch völlig unbe-

kannt war und im Heimatlazarett Pasewalk lag, tauchten 

bereits, völlig unab hängig von ihm und seinen sich gerade 

zu entwickeln begin nenden wirren Ideen, die ersten Ha-
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kenkreuze an den Stahl helmen einiger Freikorps-Elitever-

bände auf, die damit die Vorläufer der SS-Verfügungstrup-

pe wurden.

Während die Aufstellung der Freikorps im Dezember 1918 

noch im Gange war, vollzog sich bei den regulären Truppen 

der Berliner und Potsdamer Garnison ein bedeutsamer 

Wan del: Große Teile der mit der Revolution, zumindest 

aber mit dem Ebert-Kurs, sympathisierenden Mannschaf-

ten und Un teroffi  ziere verließen die Kasernen; sie hatten 

genug vom Waff endienst und wollten, wie schon die Män-

ner der zehn in Berlin einmarschierten Felddivisionen, das 

bevorstehende Weihnachtsfest zu Hause feiern. So löste 

sich auch die Garnison weitgehend auf. Was zurückblieb, 

waren Berufssoldaten, Abenteurer und Heimatlose.

Eine Ausnahme bildete die Volksmarinedivision, eine 

re volutionäre Garde, die sich erst während des Umsturzes 

ge bildet hatte und im Kern aus jenen Matrosen bestand, 

die von Kiel aus den Aufstand nach Berlin getragen hat-

ten. Zu ihnen waren weitere zweitausend Marinesolda-

ten aus Kiel gesto ßen, die der SPD-Parteivorstand durch 

den neuen Berliner Stadtkommandanten, Otto Wels, 

zum Schutz der Regierung Ebert angefordert hatte. Diese 

Volksmarinedivision hielt auf tragsgemäß das ehemals kai-

serliche Schloß und den Marstall besetzt, schützte diese 

Gebäude und das nahe Regierungs viertel vor Plünderern 

und Brandstiftern sowie möglichen Überraschungsangrif-

fen konterrevolutionärer Desperados und galt zunächst 
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bei der Arbeiterschaft wie bei Regierung und SPD-Vor-

stand als absolut zuverlässige Truppe.

Doch das änderte sich rasch, jedenfalls bei Ebert, Wels 

und anderen rechten Sozialdemokraten, die nach dem Fehl-

schlag des »programmäßigen« Einmarschs der zehn Feld-

divisionen die »roten« Matrosen loswerden wollten. Otto 

Wels verfügte deshalb Mitte Dezember 1918 die Verkleine-

rung der Volks marinedivision auf sechshundert Mann und 

ihre Verlegung aus der Innenstadt. Bis zur Ausführung die-

ses Befehls ver weigerte er den Matrosen die Löhnung.

Eine Woche lang, bis zum 23. Dezember, verhandelten 

die gewählten Offi  ziere der inzwischen auf knapp zwölf-

hundert Mann geschrumpften Volksmarinedivision mit 

Otto Wels um den rückständigen Sold und ein neues Quar-

tier, ohne daß es zu einer Einigung kam.

Dann riß den Matrosen die Geduld: Sie besetzten 

erst die Reichskanzlei, wo sie Ebert und die anderen 

»Volksbeauf tragten« kurzerhand unter Hausarrest stellten 

und ihnen die Telefonleitungen abschnitten, dann auch die 

Kommandan tur, wo sie beschossen wurden und drei Mann 

verloren. Vol ler Wut nahmen sie daraufhin Otto Wels, ob-

wohl er ihnen nun eilig die rückständige Löhnung auszah-

len ließ, als Ge fangenen mit in den Marstall, aus dem er sie 

hatte vertreiben wollen.

Inzwischen war es Ebert gelungen, über seinen gehei-

men Draht die Oberste Heeresleitung von den Vorfällen zu 

unter richten und Hilfe anzufordern. In aller Eile setzten die 

Gene rale die Reste ihrer zuverlässigen Truppen in Marsch: 
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knapp tausend Mann mit einigen Feldgeschützen, die aus 

Babels berg und Potsdam anrückten, am Abend im Berliner 

Tiergar ten gefechtsbereit in Stellung gingen und dort auf 

Eberts Be fehl zum Angriff  warteten.

Doch inzwischen hatte die Volksmarinedivision das gan-

ze Regierungsviertel besetzt. Nur mit großer Überredungs-

kunst und dem festen Versprechen, den Kon fl ikt am näch-

sten Tag durch Kabinettsbeschluß friedlich beizulegen, 

gelang es Ebert schließlich, die Matrosen zum Nachgeben 

zu bewegen. Sie rückten in feldmarsch mäßiger Ordnung 

ab und bezogen wieder Quartier in Schloß und Marstall. 

Und sie ließen auch Otto Wels wieder frei, der noch in der 

Nacht, nervlich sehr mitgenommen, aber unverletzt, in der 

Reichskanzlei auf tauchte.

Dort hatte inzwischen Ebert – wahrscheinlich nach ei-

nem weiteren Telefongespräch mit der Generalität, die mit 

der Aufkündigung des Bündnisses gedroht haben soll, falls 

nicht sofort und mit aller Energie gegen die rebellischen 

Matrosen durchgegriff en würde – dem Kommandeur der 

»zuverlässi gen« Truppen im Tiergarten befohlen, am Mor-

gen des 24. Dezember die Volksmarinedivision anzugreifen 

und »auszuheben«.

Pünktlich um acht Uhr früh eröff neten Eberts Hilfstrup-

pen mit ihren Feldgeschützen das Feuer auf Schloß und Mar-

stall. Die auf den Angriff  vorbereitete Volksmarinedivision, 

die der Artillerie ihrer Gegner nur mit Maschinengewehren 

unzulänglich begegnen konnte, kam bald in Bedrängnis. 

Doch die Matrosen bekamen plötzlich unerwartete Hilfe:
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Aus den Arbeitervierteln im Norden und Osten der Stadt 

strömten die Menschen zu Zehntausenden herbei. Männer, 

Frauen und auch Kinder überschwemmten den Kampf-

platz, und ihre Sympathien waren off enkundig auf Seiten 

der Volksmarinedivision.

Diese Massendemonstration machte auf beide Seiten 

tiefen Eindruck. Zunächst gab es eine von der Menge er-

zwungene Kampfpause, dann gingen die Matrosen zum 

Gegenangriff  über, und mittags war der Kampf entschie-

den: Die Volksma rinedivision behielt Schloß und Marstall, 

gewährte den Re sten der Angreifer großmütig freien Abzug 

aus Berlin und ließ sich von der Menge als Sieger feiern. Die 

ganze Innen stadt samt dem Regierungsviertel war nun fest 

in der Hand bewaff neter Arbeiter und Matrosen, und Ebert 

erwog be reits, den Amtssitz des »Rats der Volksbeauftrag-

ten« von der Hauptstadt weg in den Harz oder nach Weimar 

zu verlegen. Auch bei der – inzwischen nach Kassel umge-

zogenen – Ober sten Heeresleitung herrschte tiefe Nieder-

geschlagenheit. Es schien, als wäre das Bündnis zwischen 

Generalität und SPD-Vorstand zum Zweck der Rettung des 

Vaterlands vor der Revolution an der Entschlossenheit der 

Berliner Arbei terschaft gescheitert.

Doch dieser Schein trog. Zwar hatten die Volksmassen 

»ih ren« Matrosen zum Sieg verholfen und, zumindest für 

den Augenblick, weiteren Bruderkampf verhindert. Aber 

nun wollten sie friedlich Weihnachten feiern, sonst nichts. 

Die Revolution konnte warten bis nach den Feiertagen.

Gewiß, es war ein erbärmlich mageres Fest: Es gab we-
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der Zucker noch Mehl, noch Eier, keine Schokolade, kein 

Mar zipan, kein Obst, erst recht keine Butter, und als Weih-

nachtsbraten allenfalls ein Stück Pferdefl eisch. Die Lich-

ter am Tannenbaum waren mit stinkendem Fett gefüllte 

Patro nenhülsen; man schenkte sich zu Aschenbechern 

oder klei nen Bilderrahmen verarbeitete Granatsplitter, zu 

Blumenva sen geformte Gasmaskenbehälter, als besondere 

Überraschung ein erbeutetes Stück Fallschirmseide oder 

ein Päck chen Zigaretten der Marke »Brandenburg«, die 

noch »garan tiert 5% Tabakbestandteile« enthalten soll-

ten. Aber das Wichtigste war, daß man zum ersten Mal seit 

fünf Jahren keine Angst mehr zu haben brauchte, vielleicht 

schon morgen den an der Front stehenden Mann, Freund, 

Sohn oder Bruder zu verlieren. Endlich durfte man aufat-

men!

Und während bei der Obersten Heeresleitung diesmal 

keine rechte Feststimmung aufkommen konnte, die Gene-

rale verlegen die Monokel putzten und immer wieder die 

Depe sche des nach Berlin entsandten Beobachters lasen 

– »Trup pen nicht mehr aktiv verwendungsfähig. Einen Weg, 

mit bis herigen Mitteln Reichsregierung zu schützen, sehe ich 

nicht. Ausgang heutigen Zusammenstoßes kann politisch 

für Regie rung katastrophal werden …«; während Ebert ein 

Nacht quartier bei verläßlichen Freunden suchte, um noch 

einmal sicher und ruhig schlafen zu können, und zu Schei-

demann sagte: »Soll Liebknecht doch die Reichskanzlei be-

setzen, wenn er will. Er wird ins leere Nest stoßen!«, sangen 

die um Löhnung und Quartier nicht mehr bangenden Ma-
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trosen der Volksmarinedivision, genau wie die Arbeiter am 

Wedding, in Siemensstadt, Borsigwalde oder Neukölln, mit 

feuchten Au gen Weihnachtslieder und ließen die Chance 

ungenutzt vor übergehen, der sozialistischen Revolution 

doch noch zum Sieg zu verhelfen.

Bis zum 5. Januar 1919 herrschte in Berlin und überall 

im Reich ein trügerischer Zuckerbäckerfriede. Zwar wa-

ren am 29. Dezember die drei USPD-Volksbeauftragten aus 

der Re gierung Ebert ausgeschieden und hatten erklärt, mit 

Leuten, die auf Genossen von der eigenen Schutztruppe 

schießen lie ßen, wollten sie nichts mehr zu tun haben; zwar 

waren die bei dem Kampf um Schloß und Marstall gefalle-

nen Matrosen am selben Sonntag, dem 29. Dezember 1918, 

im Friedrichshain beerdigt worden, wobei Hunderttausen-

de die Särge begleitet oder Spalier gestanden und Ebert als 

»Matrosenmörder« und »Verräter« angeklagt hatten. Aber 

sonst war nicht viel ge schehen:

Nachfolger der drei zurückgetretenen USPD-Vertreter 

im »Rat der Volksbeauftragten« wurden zwei eberttreue 

Sozial demokraten; einer davon hieß Gustav Noske und 

sollte, bis dahin auch in der eigenen Partei nahezu un-

bekannt, schon bald zu trauriger Berühmtheit kommen. 

Sodann wurde die sieben Wochen zuvor von den Massen 

jubelnd herbeigeführte »sozialistische Einigkeit« von Sei-

ten der SPD-Führung mit off enkundiger Genugtuung für 

beendet erklärt. Friedrich Ebert kommentierte das Aus-

scheiden der Unabhängigen aus der Regierung mit den 

Worten: »Jetzt haben wir endlich Ar beitsfähigkeit!«, und 
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proklamierte »Ruhe und Sicherheit« zu den wichtigsten 

Zielen seines umgebildeten Kabinetts. Seinen Aufruf ließ 

er enden mit der Unterschrift: »Die Reichsregie rung«. Der 

»Rat der Volksbeauftragten«, eine Bezeichnung, die ihm 

als allzu revolutionär von Anfang an mißfallen hatte, war 

damit endgültig abgeschaff t.

Und während so die von der Revolution eingesetzte Füh-

rung nach dem Ausscheiden der Unabhängigen noch weiter 

nach rechts gerückt war, hatte bei den Linken ein fruchtlo-

ser Streit begonnen, der zwar die Massen kaum berührte 

und nur die Führungsgremien betraf, jedoch bewirkte, daß 

die seit dem 24. Dezember bestehende faktische Überlegen-

heit des linken Flügels ungenutzt blieb. Auch daß sich die 

»Spartakus«-Gruppe nun von der USPD trennte und am 30. 

Dezem ber 1918 die Kommunistische Partei Deutschlands 

(KPD) gründete, änderte zunächst an der Taten- und Füh-

rungslosigkeit der Linken so gut wie gar nichts.

Zwar hatte die neue KPD einige hervorragende Führer: 

Da war zunächst Karl Liebknecht, der Sohn des neben 

August Bebel schon legendären, 1900 verstorbenen Füh-

rers der deut schen Arbeiterbewegung. Er war kein gro-

ßer Th eoretiker, aber einer der mutigsten Männer, die je 

gegen Despotie und Militarismus gekämpft haben; da war 

– neben Wilhelm Pieck und anderen angesehenen, für 

ihre Verläßlichkeit bekannten Arbeiterführern – vor allem 

Rosa Luxemburg, eine der be deutendsten Frauengestalten 

der europäischen Geschichte. Die kleine, etwas verwach-

sene Intellektuelle aus einer wohl habenden ostjüdischen 
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Familie, mit messerscharfem Ver stand und sarkastischem 

Witz begabt, war eine mitreißende Rednerin von großer 

Popularität und zugleich eine warmher zige, mitfühlende 

Frau, die mit tiefer Leidenschaft und die Bürger erschrek-

kender Radikalität für die Sache der Ausge beuteten, Un-

terdrückten und Entrechteten stritt.

Dieser so hervorragende Führer besitzenden Kommu-

nisti schen Partei fehlte jedoch noch weitgehend die Ba-

sis; ihre Kader waren erst im Aufbau, und es mangelte vor 

allem an ei ner Betriebszellen-Organisation, die die Be-

legschaften der großen Fabriken zu mobilisieren imstan-

de gewesen wäre. Die Revolutionären Obleute, mit deren 

voller Unterstützung die KPD gerechnet hatte, waren dem 

Gründungskongreß der neuen Partei, die sie für überfl üssig 

hielten, ferngeblieben.

Es ist wichtig, sich dies genau zu merken: Weder 

»Sparta kus« noch die neugegründete KPD hatte auf die 

Geschehnisse in Berlin und im Reich zwischen Anfang 

November 1918 und Ende Januar 1919 einen bedeutenden 

oder gar dominierenden Einfl uß. Karl Liebknecht hatte 

man erst Ende Oktober 1918 aus dem Zuchthaus entlas-

sen; Rosa Luxemburg war von der Revolution am 9. No-

vember 1918 aus dem Frauengefängnis befreit worden. 

Beide waren bis dahin außerstande gewesen, den Ablauf 

der Ereignisse unmittelbar zu beeinfl ussen oder gar ent-

scheidend zu lenken.

Sie hatten dann sogleich eine Kampfzeitung, »Die Rote 

Fahne«, gegründet und in mühevoller Kleinarbeit selbst 
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redi giert und herausgegeben. Gewiß, sie waren mit ihrem 

Blatt gegen Eberts konterrevolutionären Kurs zu Felde ge-

zogen, hatten damit auch zunehmend Gehör bei der Berli-

ner Arbei terschaft gefunden und die rechte SPD-Führung 

verunsi chert.

Aber – und darauf kommt es entscheidend an, weil SPD, 

Generalität, Bürgertum und traditionelle Geschichts schrei-

bung stets unisono das Gegenteil behauptet haben – zu 

keiner Stunde bestand eine Chance oder Gefahr, daß Spar-

takisten, Kommunisten, Bolschewisten oder wie immer sie 

genannt wurden, die Herrschaft über Berlin hätten antre-

ten können, von einer dominierenden Rolle im gesamten 

Deutschen Reich ganz zu schweigen. Die angeblich schon 

bestehende »Räte diktatur«, die als Beweis für die Echtheit 

der »kommunisti schen Gefahr« herhalten mußte, war ein 

bloßes Schreckge spenst. Denn die Arbeiter- und Soldaten-

räte bestanden, wie schon eingehend geschildert wurde, zu 

mehr als zwei Dritteln aus eberttreuen Sozialdemokraten 

und Gewerkschaf tern und waren überdies durchaus wil-

lens, auch ihre bloßen Kontroll funktionen in Kürze an die 

zu wählenden Parlamente abzu geben.

Nein, das Schicksal der deutschen Revolution wurde 

nicht von der zahlenmäßig kleinen »Spartakus«-Gruppe 

oder der neuen KPD bestimmt. Es vollzog sich jedoch dann 

gerade an dem Häufl ein Kommunisten auf sehr drastische, 

die weitere Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung 

entscheidend beeinfl ussende und noch heute nachwirken-

de Weise.
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Während sich die linken Führer der Berliner Arbeiter-

schaft in den Weihnachtstagen und bis ins neue Jahr 1919 

hinein selbst aus den Führungsgremien hinausmanövriert 

und untereinan der heftig gestritten hatten, waren Ebert, 

dessen neuer Ver trauter Noske und die mit beiden verbün-

deten Militärs nicht untätig geblieben. Sie hatten mit Nach-

druck die Reorganisa tion der geschlagenen und auseinan-

dergelaufenen Regimen ter und den Aufbau der Freikorps 

betrieben.

Aber die Berliner Arbeiterschaft bereitete sich ebenfalls 

auf einen neuen Schlag vor, und sie war, im Gegensatz zu ih-

ren Führern, keineswegs zerstritten, gleich ob Anhänger der 

USPD, der Revolutionären Obleute oder der neuen KPD.

Auch viele der SPD treu gebliebene Industriearbeiter 

verhiel ten sich solidarisch. Gemeinsam mit den Linken 

waren auch sie der Meinung, daß es jetzt vor allem darauf 

ankäme, die so zialistische Revolution, die ins Stocken ge-

raten zu sein schien, weiter voranzutreiben. Es fehlte nur 

noch ein Anstoß, und die Arbeiter der Berliner Großbetrie-

be würden wieder streiken und zu einer spontanen Mas-

sendemonstration ins Stadtzentrum marschieren.

Der – recht läppische – Anlaß zu einer solchen, von der 

Führung gar nicht geplanten, von Rosa Luxemburg sogar 

als voreilig, weil völlig ungenügend organisierten und da-

her als schädlich bezeichneten Volkserhebung kam am 5. 

Januar 1919:

Der erst seit einigen Tagen amtierende Polizeipräsi-

dent von Berlin, Emil Eichhorn, Mitglied der USPD, hatte 
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tags zuvor vom preußischen Innenminister seine Entlas-

sung er halten und weigerte sich, diese anzuerkennen. Er 

wandte sich an seine Partei, und deren Vorstand traf sich 

am Abend des 4. Januar mit dem Lenkungsausschuß der 

Revolutionären Obleute im Polizeipräsidium. Auch zwei 

Vertreter der neuen KPD, Liebknecht und Pieck, nahmen 

an dieser Sitzung teil, auf der beschlossen wurde, für den 

5. Januar, einen Sonntag, zu einer nachmittäglichen Pro-

testdemonstration aufzurufen. Keiner von denen, die die 

Arbeiterschaft Berlins für 14 Uhr in die Siegesallee bestell-

ten, ahnte auch nur, was damit in Gang kommen sollte; der 

Weihnachtsfriede schien ihr Gespür für die Volksstimmung 

eingeschläfert zu haben.

Schon am frühen Sonntagmorgen strömten aus allen 

Vor orten der Reichshauptstadt die Arbeiter zu Zehntau-

senden ins Stadtzentrum. Gegen Mittag, zwei Stunden 

vor der anbe raumten Protestdemonstration, waren es be-

reits nahezu dreihunderttausend Menschen, die dicht ge-

drängt die breiten Straßen der Innenstadt besetzt hielten. 

Sie füllten nicht nur die ganze Siegesallee und weite Teile 

des Tiergartens; sie stan den auch Unter den Linden, vom 

Brandenburger Tor bis zum  Schloßplatz und von dort, die 

Königsstraße entlang, bis zum Alexanderplatz. Tausende 

von roten Fahnen wehten über der Menge, und zahlreiche 

Demonstranten waren bewaff net.

Nachdem sie sich die Reden angehört hatten, gingen die 

Massen keineswegs auseinander. Ohne dazu aufgefordert 

worden zu sein, organisierten sie sich zu einzelnen schwer 
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bewaff neten Kampfgruppen und begannen mit der Beset-

zung, erst aller Verlagshäuser des Zeitungsviertels, dann 

auch der Reichsdruckerei, der Nachrichtenbüros und Tele-

grafen ämter sowie aller großen Bahnhöfe.

Unterdessen tagte, in weitgehender Unkenntnis der Vor-

gänge draußen, ein nahezu hundertköpfi ger »Revolu tions -

ausschuß« im Polizeipräsidium. Er bestand – man beachte 

den geringen Anteil der »Spartakisten«! – aus zehn Vor-

standsmitgliedern der USPD, siebzig Revolutionären Obleu-

ten, den Anführern der Volksmarinedivision, einigen Solda-

tenräten der in Berlin stationierten Truppenteile sowie den 

beiden KPD-Führern Liebknecht und Pieck. Den Vorsitz 

führte der fast siebzigjährige Georg Ledebour, einer der 

Ve teranen der deutschen Arbeiterbewegung und seit 1900 

SPD-Reichstagsabgeordneter.

Und während in derselben Nacht die »Volksbeauftrag-

ten« Ebert und Scheidemann über Hintertreppen, Neben-

ausgän ge, Gartenzäune und Mauern hinweg aus dem 

Regierungs viertel fl üchteten, begnügte sich der ziemlich 

ratlose »Revo lutionsausschuß« damit, nach langem Hin 

und Her die Regie rung für abgesetzt zu erklären und unter 

der Devise »Es gilt die Revolution zu befestigen und durch-

zusetzen!« zu neuen Massendemonstrationen aufzurufen.

Am folgenden Montag, dem 6. Januar 1919, versammelte 

sich eine noch größere Menge von Arbeitern in der Berliner 

Innenstadt. Man hatte noch weit mehr Waff en mitgebracht 

als tags zuvor, aber es kam zu keinen Kämpfen. Die Trup-

pen blieben in ihren Unterkünften. Der Sturm auf die Regie-
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rungsgebäude, vor denen einige tausend bewaff nete Eber-

tanhänger Wache hielten, blieb aus. Regierung und »Revolu-

tionsausschuß« belauerten sich gegenseitig; jeder fürchtete 

den anderen, ohne genau zu wissen, wie begründet solche 

Furcht war. Und während dann einige rechte USPD-Führer, 

die die Ratlosigkeit in beiden Lagern bemerkt hatten, ihre 

Vermittlung anboten und von Ebert sofort die Zusage erhiel-

ten, daß er mit den Linken zu verhandeln bereit wäre, began-

nen die revolutionären Massen auseinanderzulaufen. Hun-

ger, Kälte und die Erkenntnis, daß ja doch nichts geschehen 

würde, trieben sie nach Hause, und am späten Abend war 

die Berliner Innenstadt wieder menschenleer. Als Ebert auf 

das Vermittlungsangebot eingegangen war, das ihm die ein 

paar Tage zuvor zurückgetretenen »Volksbeauftragten« 

Haase und Dittmann angetragen hatten, war es ihm nur 

darauf an gekommen, Zeit zu gewinnen. Zwei Tage zuvor, 

am 4. Ja nuar, hatte er, zusammen mit Noske, in Zossen bei 

Berlin das neugebildete Landesjägerkorps des Generals 

Maercker be sichtigt, eines der in Aufstellung befi ndlichen 

Freikorps. Der Anblick stramm disziplinierter Soldaten, die 

jeden Befehl ih rer Offi  ziere ausführten und sich ohne Mur-

ren »schleifen« ließen, war ihm eine Wohltat gewesen. Und 

der lange, hagere Noske hatte dem viel kleineren Ebert begü-

tigend den Arm um die Schultern gelegt und ihm versichert: 

»Sei nur ruhig, Fritz, es wird alles wieder gut werden!«

Aber Ebert wußte, daß die Freikorps vorerst noch 

nicht einsatzfähig waren. So begnügte er sich damit, den 

tüchtigen Genossen Noske zum Oberbefehlshaber aller 
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konterrevolu tionären Truppen zu ernennen. »Meinetwe-

gen«, hatte Noske darauf, seinen eigenen, später veröff ent-

lichten Erinnerun gen zufolge, lässig erklärt, »einer muß 

der Bluthund wer den!«

Vom vornehmen Westberliner Vorort Dahlem aus, wo 

er am 6. Januar, ungestört von den Massenaufmärschen 

der Ar beiter, sein Hauptquartier einrichtete, betrieb Noske 

nun mit größtem Nachdruck die Aufstellung der Freikorps. 

Ebert selbst aber übernahm das Kommando über die Reste 

der re gulären Truppen in und bei Berlin.

Da gab es noch ein paar »Maikäfer« – so nannte man 

die stramm kaisertreuen Gardefüsiliere –, sodann einige 

Potsda mer Gardebataillone unter dem Befehl des Majors 

v. Stephani, die als »absolut zuverlässig« galten, sowie die 

»Ketten hunde«, die als Militärpolizei verwendete, allge-

mein gefürch tete kaiserliche Feldgendarmerie. Dazu kam 

das in den Weih nachtstagen aus eberttreuen sozialdemo-

kratischen Soldaten gebildete »Regiment Reichstag« sowie 

eine rechtsradikale, vom Kommandeur des 4. Garderegi-

ments zu Fuß, Oberst Reinhardt, geschaff ene Bürgerkriegs-

truppe, das »Regiment Reinhardt«.

Mit diesen konterrevolutionären Einheiten wagte Ebert, 

noch bevor die Freikorps einsatzfähig waren, den Kampf 

ge gen die Masse der Berliner Arbeiterschaft. Vom 9. Januar 

1919 an ließ er die Aufständischen zusammenschießen und 

die von ihnen besetzt gehaltenen Gebäude, eines nach dem 

anderen, zurückerobern, am Sonnabend, dem 11. Januar, 

auch das Haus des sozialdemokratischen Zentralorgans 
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legt. Über den Potsdamer Platz rollten wieder Pferdewagen. Unten: Das Freikorps 
Oberland  abfahrbereit zum Kampf gegen das rote München.



Oben: Hitler-Ludendorff -Putsch in München, 9. November 1923. Die Rechtsradikalen 
formieren sich zum »Marsch auf Berlin«, der aber schon an der Feldherrnhalle endet. 
Unten: Lanzenreiter der bayerischen Landespolizei säubern den Odeonsplatz nach 
der Schießerei mit den Nazis.



»Einer muß der Bluthund sein«, meinte Gustav Noske (SPD), hier beim Abschreiten 
der Front einer »zuverlässigen« Truppe, die dann zum Abwürgen der Revolution 
eingesetzt wurde. Unten: Georg Ledebour (1850–1947), einer der großen alten Män-
ner der deutschen Arbeiterbewegung, der sich 1917 von der SPD trennte.
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»Vorwärts« in der Lindenstraße, wo es zu besonders schwe-

ren Kämpfen kam.

Die »Vorwärts«-Besatzung verteidigte sich tapfer gegen 

die mit modernsten Flachbahngeschützen angreifenden 

Gardebataillone des Majors v. Stephani. Erst nach einem 

zweiten, noch schwereren Bombardement schickten sie 

eine sechsköp fi ge Abordnung mit weißer Fahne zum Kom-

mandeur der gegnerischen Truppen, um über einen freien 

Abzug zu ver handeln.

Was dann geschah, war der Beginn dessen, was die 

bürger liche Geschichtsschreibung schamhaft zu ver-

schweigen pfl egt: des weißen Terrors. Die Konterrevoluti-

on zeigte ihr wahres Gesicht, und das war beileibe nicht so 

gutmütig, wie das der Revolutionäre, die niemandem ein 

Haar gekrümmt hatten:

Die sechs Parlamentäre wurden von den Gardisten mit 

Kolbenschlägen und Bajonetten empfangen, entsetzlich 

miß handelt und, bis auf einen, den man mit der Forderung 

nach bedingungsloser Kapitulation ins »Vorwärts«-Gebäu-

de zu rückschickte, an die Wand gestellt und erschossen. 

Dann wurde das Haus gestürmt, dreihundert der Vertei-

diger gefan gengenommen und mit Gewehrkolben nieder-

geschlagen, mindestens sieben davon »exekutiert«, wie 

fortan die be schönigende Bezeichnung für die Ermordung 

Wehrloser lau tete.

Es war dem Major v. Stephani zu verdanken, daß nicht 

sämtliche Gefangenen massakriert wurden. Als er der 

Reichskanzlei die Einnahme des »Vorwärts«-Gebäudes ge-
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meldet und um Instruktionen gebeten hatte, was mit den 

Ge fangenen geschehen sollte, war ihm – so bekundete er 

in ei nem schriftlichen Bericht – befohlen worden, alle er-

schießen zu lassen. Doch er hatte dieses Ansinnen mit Ent-

rüstung zu rückgewiesen. Er fühlte sich noch als Gardeoffi  -

zier, nicht als Henker. Andere zeigten da weniger Skrupel.

Am selben Samstag, dem 11. Januar, zogen nachmittags 

die ersten Freikorps in Berlin ein. Das Landesjägerkorps des 

Ge nerals Maercker marschierte demonstrativ und betont 

»zackig«, unter dem Beifall des bürgerlichen Publikums, 

durch die vornehmen Stadtviertel des Berliner Westens, 

an seiner Spitze ein hagerer Zivilist mit ernstem Gesicht, 

der »Volksbe auftragte« Gustav Noske; neben ihm, leicht 

geniert, ein Oberst. Aber das war nur das Vorspiel.

Am 15. Januar wurde der ganze Westen und Süden Berlins 

sowie die gesamte Innenstadt von den Freikorps besetzt. An 

die Arbeiterviertel im Norden und Osten Berlins wagte man 

sich vorerst noch nicht heran. Die konterrevolutionären Ver-

bände unterstanden – unter dem Oberkommando Noskes 

– dem Befehl des »Generalkommandos Lüttwitz«, wobei an-

zumerken ist, daß der schlesische Baron Walther von Lütt-

witz, nunmehriger Kommandeur eines Landsknechtshau-

fens, der zum Schutz einer sozialdemokratischen Regierung 

angeworben worden war, noch 1915 die 2. Gardedivision, 

Wilhelms II. Elitetruppe zur Abwehr sozialdemokratischer 

»Umtriebe«, befehligt hatte; später war er Generalstabschef 

der Heeresgruppe Deutscher Kronprinz, dann Kommandie-

render General des III. Armeekorps gewesen.
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Dem »Generalkommando Lüttwitz« unterstand, neben 

den diversen Freikorps, auch die neugebildete Gardekavalle-

rie-Schützendivision. Sie besetzte am 15. Janu ar Charlotten-

burg, Wilmersdorf und Schöneberg, richtete dort sogleich 

»Bürgerwehren« ein, die Hilfspolizei- und Spitzeldienste zu 

leisten hatten, und schlug ihr Stabsquartier im eleganten 

Ho tel Eden auf. Den überwiegend bürgerlichen Einwoh-

nern der von ihr kontrollierten Stadtbezirke teilte die Di-

vision durch Plakatanschlag mit, daß sie den Auftrag habe, 

Berlin von »Spartakisten« zu säubern und »nicht eher die 

Hauptstadt zu verlassen, als bis die Ordnung endgültig wie-

derhergestellt ist«. Was die Offi  ziere der feudalen Gardeka-

vallerie unter »Ordnung« verstanden, sollte sich noch am 

Tage des Einzugs der Division zeigen.

Die Bezeichnung »Spartakisten« für alle Gegner ent-

sprach der damaligen Sprachregelung, und sie hat sich 

in den an den Schulen der Bundesrepublik eingeführten 

Geschichtsbü chern wie in den Werken der meisten bürger-

lichen Historiker bis heute erhalten.

Wie wenig dieses Etikett der geschichtlichen Wahrheit 

ent spricht, zeigte sich gerade in jenen Tagen in den Berli-

ner Großbetrieben sowie im Parteivorstand der KPD, wo 

ja, hätte die Behauptung gestimmt, daß die Spartakisten 

die Un ruhen geschürt und gelenkt haben, die Zentrale des 

Aufstands zu suchen gewesen wäre.

Doch die KPD hatte die Massenerhebung der Berliner Ar-

beiter in den Tagen seit dem 5. Januar keineswegs geplant, 

ja nicht einmal vorausgesehen. Ein solcher völlig unorgani-
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sierter Aufstand, noch bevor die Partei auch nur ihre erste 

Organisationsphase abgeschlossen hatte, stand im krassen 

Wider spruch zu allen Regeln ihres revolutionären Kamp-

fes.

Deshalb wurde auch Karl Liebknecht, als er am 8. Januar 

dem Parteivorstand Bericht erstattete, von seinen Genos-

sen heftig dafür getadelt, daß er »eigenmächtig« dem im 

Polizei präsidium gebildeten »Revolutionsausschuß« bei-

getreten war und dessen wirre Beschlüsse mitzuverantwor-

ten hatte. »Karl, ist das unser Programm?«, soll die über 

das verfrühte Losschlagen der Berliner Arbeiterschaft ent-

setzte Rosa Lu xemburg dem sehr kleinlauten Liebknecht 

zugerufen haben.

Was die spontane Massenbewegung selbst anging, so 

war sie eher traditionell sozialdemokratisch als spartaki-

stisch zu nennen. Die Arbeiterschaft wollte deutlich wieder 

da an knüpfen, wo die SPD vor dem Einsetzen des Revisio-

nismus und anderer Richtungskämpfe gestanden hatte, 

und an die Stelle der Th eorie war der Instinkt getreten: Die 

Massen fühl ten, daß sie einig und entschlossen sein muß-

ten, um die Revolution zu vollenden und den Sozialismus 

zu verwirk lichen.

In den Tagen zwischen dem 9. und dem 11. Januar hatten 

in allen Berliner Großbetrieben Versammlungen stattgefun-

den. Dort war von der Basis her zur »Einigung der Arbeiter 

aller Richtungen« aufgerufen worden. Man hatte paritä-

tische Kommissionen aus Vertretern von SPD, USPD und 

KPD gewählt und Sofortprogramme beschlossen, für die 
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eine von achtzigtausend Spandauer Industriearbeitern 

einstimmig ver abschiedete Resolution als typisches Bei-

spiel gelten kann:

»1. Rücktritt aller Volksbeauftragten; 2. Zusammentritt 

paritätischer Kommissionen aller drei Parteien; 3. Neuwahl 

der Arbeiter- und Soldatenräte, des Zentralrats, des Voll-

zugsrats und der Volksbeauftragten; 4. Inangriff nahme der 

Einigung der sozialistischen Parteien.«

Das waren nun fürwahr keine spartakistischen, erst 

recht keine bolschewistischen Ziele, zumal die Volksfront-

Th eorie erst sehr viel später entwickelt wurde. Es waren 

vielmehr genau dieselben Ziele, für die die Massen bereits 

am 9. und 10. November 1918 demonstriert hatten.

Die große Mehrheit, die dafür im Januar 1919 erneut auf 

die Straßen ging, fühlte sich noch immer als Sozialdemokra-

ten, keineswegs als Spartakisten – allerdings mit einem 

Unter schied zur Novemberrevolution: Die Massen hatten 

inzwi schen das Vertrauen zu Ebert und seinen Mitarbeitern 

verlo ren; diese Männer waren für sie keine Sozialdemokra-

ten mehr, denn sie hatten die Ziele der Partei verraten.

Den Beweis dafür, daß sich die Arbeiterschaft auch noch 

nach den blutigen Kämpfen mit Eberts Soldaten und No-

skes Freikorps als Sozialdemokraten empfand, erbrachte sie 

schon wenige Tage nach der blutigen Niederschlagung des 

angebli chen »Spartakistenaufstands«: am 19. Januar 1919. 

Denn bei den Wahlen zur Verfassunggebenden Nationalver-

sammlung an diesem Tage gaben die Arbeiter ihre Stimme 

mit großer Mehrheit der SPD, zum kleineren Teil der USPD.
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Indessen lag die Entscheidung darüber, wer und was so-

zialdemokratisch war, nicht bei den Demonstranten, Wäh-

lern und paritätischen Ausschüssen, sondern bei Ebert, 

Noske, Scheidemann, Wels und Genossen. Sie hatten die 

Macht und verdankten sie ihren konterrevolutionären Ver-

bündeten, die nun für sie »Ordnung« machten, wobei sich 

die Gardeka vallerie-Schützendivision besonders hervor-

tat.

Bereits am Tage ihres Einmarschs in den Berliner We-

sten, am Mittwoch, dem 15. Januar 1919, begann diese Divi-

sion mit ihrer Henkerarbeit. Ihre ersten beiden Opfer waren 

Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg.

Die Ermordung dieser beiden sozialistischen Führer 

wurde und wird bis heute so dargestellt, als ob sie einem 

von ihnen entfesselten und angeführten Aufstand zum Op-

fer gefallen wären; als ob man sie »rechtens« als Rädelsfüh-

rer »exeku tiert« hätte.

Schon das SPD-Zentralorgan »Vorwärts« schrieb am 16. 

Januar 1919: »Opfer des Todes sind sie geworden, den sie 

… selber ins Land gerufen hatten«; das amtliche »Bulletin 

des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung« 

bezeichnete noch 1962 die Morde an Karl Liebknecht und 

Rosa Luxemburg als »standrechtliche Erschießungen«. Im 

»Großen Brockhaus« von 1932 hieß es, Liebknecht habe 

»ge gen die mehrheitssozialistischen Volksbeauftragten 

… den Januaraufstand in Berlin« unternommen; »infol-

gedessen wurde er mit Rosa Luxemburg verhaftet und bei 

einem ver meintlichen Fluchtversuch erschossen«. Das 
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»dtv-Lexikon« von 1973 berichtet über Karl Liebknecht: 

»Bei dem miß glückten Aufstand vom Januar 1919 wurde er 

gefangenge nommen und ohne Verfahren erschossen.« Und 

Golo Mann, der in seiner »Deutschen Geschichte 1919–1945« 

die Vorfälle gar nicht erwähnt, weiß in dem Werk »Deut-

sche Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts« immerhin 

zu melden, daß »die sozialdemokratischen Regenten«, also 

wohl Ebert, Scheide mann und Noske, »sehr zornig über die 

Ermordung Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs durch 

Freikorpsmänner« gewesen seien.

Alle diese Viertel- und Halbwahrheiten, die mit off en-

kundlichen Lügen vermischt sind, lassen die wichtigsten 

Tat sachen gänzlich außer acht:

Bereits lange vor dem Januaraufstand, nämlich schon 

An fang Dezember 1918, noch ehe die zehn Felddivisionen 

in Berlin einmarschiert waren, hatten an allen Berliner 

Litfaß säulen Plakate geklebt, auf denen zu lesen war: »Das 

Vater land ist dem Untergang nahe. Rettet es! Es wird be-

droht nicht von außen, sondern von innen: von der Sparta-

kusgruppe. Schlagt ihre Führer tot! Tötet Liebknecht! Dann 

werdet ihr Frieden, Arbeit und Brot haben!«

Dieser Mordaufruf trug die Unterschrift: »Die Frontsolda-

ten«, aber die Truppen waren ja noch gar nicht von der 

Front zurückgekehrt. Dagegen steht fest, daß schon in der 

Nacht vom 9. zum 10. Dezember 1918 Angehörige des 2. 

Gardere giments den Versuch unternahmen, Liebknecht zu 

ermorden. Bei der gerichtlichen Untersuchung dieses Vor-

falls stellte sich heraus, daß damals bereits je 50   000 Mark 
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Beloh nung für die Tötung von Rosa Luxemburg und Karl 

Lieb knecht ausgesetzt waren – von wem, das ist nicht mit 

Sicher heit festzustellen gewesen. Sechs Zeugen bekunde-

ten immer hin, Scheidemann habe dieses Kopfgeld ausge-

lobt.

Als sicher kann angenommen werden, daß schon seit 

dem 10. November 1918 beide gerade erst aus der Haft be-

freiten sozialistischen Führer ständig überwacht worden 

sind, und zwar von der Berliner Kommandantur und im 

Auftrag von Otto Wels. Und erwiesen ist auch – durch die 

protokollierte Aussage des Leutnants Friedrich Wilhelm v. 

Oertzen –, daß Gustav Noske Anfang Januar 1919 den Befehl 

gegeben hatte, Liebknecht ständig zu überwachen, jede 

seiner Bewegungen sofort an die Gardekavallerie-Schüt-

zendivision zu melden, und zwar an den dortigen Haupt-

mann Waldemar Pabst, der dann am 15. Januar das Mord-

kommando leitete.

Schließlich muß daran erinnert werden, daß Rosa Luxem-

burg an der Führung des – von ihr mißbilligten – Januarauf-

stands überhaupt nicht beteiligt war, Karl Liebknecht nur 

in soweit, als er zu den dreiundfünfzig Mitgliedern des soge-

nannten »Revolutionsausschusses» gehört hatte, der im 

Poli zeipräsidium gewählt worden war, nachdem sich die 

geplante Protestdemonstration spontan zu einer Mas-

senerhebung entwickelt hatte. Keiner der anderen zwei-

undfünfzig Aus schußmitglieder mußte dafür büßen – nur 

Liebknecht; selbst der alte Ledebour, der als Vorsitzender 

des »Revolutionsaus schusses« am 10. Januar verhaftet und 
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später vor Gericht ge stellt wurde, ist freigesprochen wor-

den.

Liebknecht und Rosa Luxemburg bekamen keinen 

ordent lichen Prozeß, auch kein Kriegsgerichtsverfahren. 

Sie wur den am Abend des 15. Januar 1919 von »Bürger-

wehr«-Leuten und Soldaten aus ihrem Wilmersdorfer Un-

terschlupf, Mannheimer Straße 53, der von den Überwa-

chern aufgespürt und – Noskes Befehl entsprechend – dem 

Hauptmann Pabst von der Gardeschützendivision ins Ho-

tel Eden gemeldet worden war, abgeführt.

Im Eden-Hotel, wohin man sie eilig fuhr, wurden sie mit 

Beschimpfungen und Kolbenschlägen empfangen, dann 

dem Hauptmann Pabst vorgeführt. Wenig später wurde erst 

Lieb knecht, dann Rosa Luxemburg den Mordkommandos 

über geben. Pabst begann inzwischen mit der Abfassung ei-

nes Be richts für die Zeitungen: Liebknecht, so hieß es dar-

in, habe auf dem Transport ins Moabiter Untersuchungsge-

fängnis ei nen Fluchtversuch unternommen und sei dabei 

erschossen worden; Rosa Luxemburg dagegen sei ihrem 

Begleitkom mando von einer wütenden Menge entrissen 

und verschleppt worden.

In Wahrheit hatte man die Straße gesperrt; niemand 

war tete auf die beiden Gefangenen, ausgenommen der 

Jäger Runge, der Befehl hatte, erst Liebknecht, dann Rosa 

Luxem burg mit dem Gewehrkolben zu erschlagen. Runge 

führte diesen Auftrag auch aus, doch seine Schläge waren 

nicht töd lich. So fuhr denn der Kapitänleutnant v. Pfl ugk-

Harttung als Führer des »Mordkommandos Liebknecht« 
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seinen halbtoten Gefangenen in den Tiergarten, schoß ihn 

dort mit der Pistole in den Hinterkopf und ließ die »Leiche 

eines unbekannten Mannes« ins Schauhaus schaff en. Rosa 

Luxemburg wurde gleich nach der Abfahrt vom Eden-Hotel 

von ihrem Kom mandoführer, einem Oberleutnant Vogel, 

durch einen Schuß in die Schläfe getötet und an der Lich-

tensteinbrücke in den Landwehrkanal geworfen.

Die Morde blieben ungesühnt. Soweit die Täter – von 

einem Militärgericht ihrer eigenen Division – überhaupt 

ver urteilt wurden, und zwar wegen »Wachvergehen« und 

ähnlicher Bagatellen, verhalf man ihnen anschließend zur 

Flucht.

Die Rechtspresse jubelte; die bürgerlichen und sozialde-

mokratischen Zeitungen wetteiferten in Rechtfertigungen 

des »an sich bedauerlichen« Vorfalls. Scheidemann vertei-

digte die Untat, Ebert schwieg dazu, und Gustav Noske ließ 

er kennen, daß er mit dem Ergebnis zufrieden war.

Käthe Kollwitz, die große Porträtistin des Elends ih-

rer Zeit, vermerkte am 25. Januar 1919 in ihrem Tagebuch: 

»Heut ist Karl Liebknecht begraben und mit ihm 38 andere 

Erschossene. Ich durfte eine Zeichnung nach ihm machen 

und ging früh nach dem Schauhaus. In der Leichenhal-

le ne ben den anderen Särgen stand er aufgebahrt, um die 

zerschos sene Stirn rote Blumen gelegt, das Gesicht stolz, 

der Mund etwas geöff net und schmerzhaft verzogen. Ein 

etwas ver wunderter Ausdruck im Gesicht …«

Karl Liebknechts Beerdigung – die Leiche Rosa Luxem-

burgs wurde erst Monate später aus dem Landwehrkanal 
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ge fi scht – fand unter größter Anteilnahme der Berliner 

Arbei terschaft statt; Zehntausende folgten seinem Sarg.

Wie indessen das Kleinbürgertum, von der Oberschicht 

ganz zu schweigen, die Bluttat beurteilte, hat der ungari-

sche Schriftsteller Andreas Latzko beschrieben*, der in der 

zwei ten Januarhälfte von Berlin über München nach Zü-

rich ge reist war: »… Mich hat die Rückfahrt …, noch mehr 

die Er eignisse, die hinter meinem Rücken niedergingen, arg 

herge nommen. Der Jubel über den Tod L.’s begleitete meine 

ganze Reise, und das ›Recccht so!‹ (›Recht so‹, mit dem be-

*  Brief aus Zürich vom 29. 1. 1919 an Latzkos Freund, den Schauspieler 
Alexander Moissi, und dessen Frau. Original in der Sammlung des 
Autors.

Käthe Kollwitz: Gedenkblatt  für Karl Liebknecht
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kannten gutturalen ch) war nicht leichter zu schlucken, als 

was ich vorher gehört …«

Ein halbes Jahrhundert später, 1969, schloß der Rück-

schau haltende Publizist Sebastian Haff ner seine Betrach-

tungen, die Verfolgung und Ermordung Karl Liebknechts 

und Rosa Lu xemburgs betreff end, mit der bemerkenswer-

ten Feststellung:

»Der Mord vom 15. Januar 1919 war ein Auftakt – der Auf-

takt zu den tausendfachen Morden in den folgenden Mona-

ten der Noske-Zeit, zu den millionenfachen Morden in den 

fol genden Jahrzehnten der Hitler-Zeit. Er war das Startzei-

chen für alle anderen. Und gerade er ist immer noch un-

eingestanden, immer noch ungesühnt und immer noch un-

bereut. Deswegen schreit er immer noch zum deutschen 

Himmel. Deswegen schickt er immer noch sein sengendes 

Licht in die deutsche Gegenwart wie ein tödlicher Laser-

strahl.«

Die Ermordung der beiden Sozialistenführer war tatsäch-

lich, wie wir sehen werden, der Beginn einer Entwicklung, 

die in den Massenvernichtungslagern ihren Höhepunkt 

er reichte, aber noch keineswegs abgeschlossen ist, son-

dern in abgeschwächter Form weiterwirkt. Die Bluttat, 

Auftakt zu einer von der Geschichtsschreibung schamhaft 

verschwiege nen, weil allen Beteiligten peinlichen Konter-

revolution, sollte nicht allein das noch schwache Häufl ein 

Spartakisten treff en, vielmehr die Revolution selbst und 

damit die Masse der deutschen Arbeiterschaft. Der Mord 

an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht krönte, was die ei-



nen zähneknirschend Verrat, die anderen aufatmend einen 

endlich ge lungenen Versuch nannten, zu geordneten Ver-

hältnissen zu rückzukehren. Gleich wie man es nennt, ob 

Verrat oder Rückkehr zu Ruhe und Ordnung, eins ist sicher: 

Damals, am Abend des 15. Januar 1919, zerbrach die einst 

stärkste und bestorganisierte sozialistische Bewegung der 

Welt; die Kol benschläge und Pistolenschüsse gedungener 

Mörder rissen tiefe Wunden, die die Zeit bis heute noch 

nicht zu heilen ver mocht hat.
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3. Versailles, Weimar und München

Am 15. Januar 1919 hatten die von Ebert und Noske einge-

setzten »Ordnungskräfte« mit dem begonnen, was sie 

»die Säuberung Berlins« nannten. Dabei ermordeten sie 

zunächst Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und 156 wei-

tere Revolu tionäre, in den folgenden Wochen – so Gustav 

Noskes gewiß nicht übertriebene Schätzung – noch »rund 

zwölfhundert« Bewohner des Ostens und Nordens der 

Stadt, die sich ihnen »verdächtig« gemacht hatten, später 

auch noch 32 Männer der Volksmarinedivision, die unbe-

waff net zur Löhnungsaus gabe gekommen waren. Doch 

zu dieser Zeit war Berlin schon nicht mehr das Zentrum 

der Ereignisse. Am 19. Januar hatten die von Ebert herbei-

gesehnten Wahlen zur Verfassunggeben den Nationalver-

sammlung stattgefunden. Einen Tag zuvor, am 18. Januar 

1919, dem Jahrestag der Bismarckschen Reichsgründung 

von 1871, war – wiederum im Schloß zu Versailles bei Paris 

– die Friedenskonferenz eröff net worden. Die Entscheidun-

gen über das künftige Schicksal Deutsch lands fi elen nun 

fern von Berlin: in Versailles, wo die USA, Frankreich, das 

britische Weltreich, Italien und alle anderen Kriegsgegner 

Deutschlands, ausgenommen das zur Sowjet union gewor-

dene russische Zarenreich, die Bedingungen festlegten, un-

ter denen sie mit den geschlagenen Deutschen Frieden zu 

schließen bereit waren. Innenpolitisch wurden in Weimar 
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die Weichen für die weitere Entwicklung gestellt. Dorthin 

wurde die vom deutschen Volk – erstmals auch von den 

Frauen – gewählte Nationalversammlung einberufen, de-

ren 423 Abgeordnete am 6. Februar zusammentraten, um 

die nach Eberts Meinung durch die Revolution verletzte 

Legiti mität wiederherzustellen.

Die Wahlen zur Nationalversammlung, bei denen erst-

mals in der deutschen Geschichte auch die Frauen stimm-

berechtigt und wählbar waren, besiegelten – ganz wie Ebert 

es erhoff t hatte – die Niederlage der Revolution; die beiden 

sozialde mokratischen Parteien, die am 9. November 1918 

gesiegt und die Macht übernommen hatten, verfehlten die 

absolute Mehrheit: Die SPD errang 163, die USPD 22 Man-

date; die KPD hatte sich – gegen den Rat Rosa Luxemburgs 

– nicht an den Wahlen beteiligt, doch am Ergebnis änderte 

sich dadurch so gut wie nichts: Mit zusammen knapp 46 

Prozent der Stimmen wären die Arbeiterparteien, hätten 

sie gemeinsam regieren wollen, der bürgerlichen Mehrheit 

unterlegen gewe sen. Aber weder SPD noch USPD wären zu 

einer solchen Koalition bereit gewesen. Die Linken woll-

ten mit den »To tengräbern der Revolution« nicht mehr an 

einem Tisch sit zen; die rechte SPD-Führung war heilfroh, 

der von den Mas sen geforderten Einigung aller Sozialisten 

durch das Wahler gebnis entronnen zu sein. Die SPD hatte ja 

schon seit 1915 ein Bündnis mit den Liberalen und mit dem 

katholischen Zen trum angestrebt, und im Oktober 1918 war 

sie damit – dank Ludendorff  – bereits am Ziel gewesen. Nur 

die von Ebert ver abscheute Revolution hatte alles über den 
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zur honetten, ihrem Ehrbarkeitsstreben entsprechenden 

Mitte-Links-Koalition wie unter Prinz Max von Baden. Nur 

bekam dieses längst er probte Regierungsbündnis jetzt ei-

nen neuen Namen: Weima rer Koalition.

In der Nationalversammlung hatte das – vorübergehend 

als Christliche Volkspartei auftretende – Zentrum 90 Sitze; 

den als Deutsche Demokratische Partei neu formierten Li-

beralen waren 75 Mandate zugefallen. Mit den 163 Abgeord-

neten der SPD verfügte also die Weimarer Koalition über 

insgesamt 328 Sitze, und das war mehr als eine Dreiviertel-

mehrheit! Die die äußerste Rechte bildenden Deutschna-

tionalen, die 42 Man date erhielten, und die die Tradition 

der Nationalliberalen fortsetzende Deutsche Volkspartei 

mit 22 Abgeordneten, standen mit ihrem mehr oder weni-

ger starken Wunsch, zur Monarchie zurückzukehren, auf 

verlorenem Posten.

Damit hatte die Republik einen großartigen Sieg errun-

gen, aber es war nicht die rote Republik, nicht der von den 

verein ten Sozialisten getragene Volksstaat, von dem die 

Massen ge träumt hatten, sondern eine schwarz-rot-golde-

ne parlamen tarische Demokratie bürgerlicher Prägung.

Dementsprechend fi el auch die Verfassung aus, die 

die Na tionalversammlung der jungen Republik gab: Sie 

bestand, soweit es die sozialen Forderungen betraf, vor-

nehmlich aus pathetischen Deklamationen – »Eigentum 

verpfl ichtet. Sein Gebrauch soll zugleich Dienst sein für das 

gemeinsame Be ste« –; sie verwirklichte einige der bürger-
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lich-liberalen Ideale, zumal im wirtschaftlichen und kultu-

rellen Bereich sowie hin sichtlich des Wahlrechts. Aber sie 

behielt andererseits die Vielstaaterei ebenso bei wie viele 

Züge des wilhelminischen Obrigkeitsstaats, nur setzte sie 

an die Stelle des Erbkaisers von Gottes Gnaden ein vom 

Volk direkt zu wählendes Staatsoberhaupt, den Reichsprä-

sidenten, mit notfalls dik tatorischen Vollmachten.

Doch auch wenn die Verfassung der Weimarer Republik 

anders und um vieles besser gewesen wäre, so hätte dies 

wenig geändert. Denn nicht Weimar, sondern Versailles be-

stimmte das Schicksal Deutschlands; der Anfang Mai 1919 

unter schriftsreife Friedensvertrag war das für die junge Re-

publik entscheidende Dokument.

Der »Dämon Versailles«, wie der Historiker Michael Freund 

das Ergebnis der Friedenskonferenz genannt hat, ist für na-

hezu alles verantwortlich gemacht worden, was sich in den 

folgenden Jahrzehnten in Deutschland an Unheil entwickelt 

und dann über Europa, ja die ganze Welt ausgebreitet hat.

Th eodor Heuß, das erste Staatsoberhaupt der Bundes-

repu blik und von 1924–33 Mitglied des Reichstags, meinte: 

»Die Geburtsstätte der nationalsozialistischen Bewegung 

ist nicht München, sondern Versailles« gewesen. Und ein 

anderer Li beraler, Arnold Mendelson, hat als ein des Nazis-

mus unver dächtiger Jude über das »Diktat von Versailles« 

so geurteilt:

»Für mich ist es … nichts als ein Unglück oder vielmehr 

ein Verbrechen, das die anderen Völker an uns begangen ha-
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ben, teils aus Neid wegen unseres materiellen Erfolges, teils 

aus politischer Eitelkeit, teils wohl auch infolge eines sozu-

sagen ästhetischen Widerwillens, den Tüchtigkeit macht, 

die in schlechter gesellschaftlicher Form auftritt …«

Hitler sah im Vertrag von Versailles schlicht »die Verskla-

vung des deutschen Volkes« und die Wurzel allen Unglücks. 

Und auch Golo Mann erklärte noch 1964, das »widerwärti-

ge Produkt« sei, aller einzelnen Gerechtigkeit ungeachtet, 

»ein ungeheueres Instrument zur Unterdrückung, Ausräu-

berung und dauernden Beleidigung Deutschlands« gewe-

sen.

Philipp Scheidemann, von dem durch die Nationalver-

sammlung zum Reichspräsidenten gewählten Ebert mit 

der Führung der ersten republikanischen Reichsregierung 

be traut, weigerte sich, das Diktat der Sieger zu akzeptieren. 

»Welche Hand müßte nicht verdorren, die sich und uns in 

solche Fesseln legte?«, rief er mit großem Pathos aus und 

er klärte alsdann, da der Vertrag ja unterschrieben werden 

muß te, seinen Rücktritt. Aber war der Frieden von Versail-

les wirklich so grausam und vor allem so ungerecht, wie 

ihn die Menschen damals empfanden, die Historiker heu-

te noch schildern? War das Entsetzen berechtigt, das die 

Deutschen plötzlich überkam, als sie mit den von den Sie-

gern bestimm ten Ergebnissen des Ersten Weltkriegs kon-

frontiert wurden?

Was die territorialen Veränderungen betraf, so konn-

ten sie an Deutschlands Westgrenze eigentlich niemanden 

sonder lich überraschen oder gar empören: Elsaß-Lothrin-
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gen, Deutschlands Beute aus dem Krieg von 1870/71, fi el 

– wie vorauszusehen war – wieder zurück an Frankreich; 

zwei dünnbesiedelte, teilweise von französisch sprechen-

den Wal lonen bewohnte Landkreise der Westeifel, Eu-

pen und Mal medy, mußten an Belgien abgetreten werden 

– gewiß kein na tionales Unglück, auch keine zum Himmel 

schreiende Unge rechtigkeit, wenn man bedenkt, daß Bel-

giens vom Reich ver traglich garantierte Unverletzbarkeit 

und Neutralität von den deutschen Truppen viereinhalb 

Jahre lang brutal mißachtet worden waren. Dazu kam die 

Abtretung des Saargebiets an Frankreich auf die Dauer von 

fünfzehn Jahren, gewisserma ßen als Naturalentschädigung 

für die jahrelange Ausbeutung der nordfranzösischen Ze-

chen durch die deutsche Besatzung, sowie die Entmilitari-

sierung und vorläufi ge alliierte Beset zung der bei Deutsch-

land verbleibenden linksrheinischen Gebiete nebst einigen 

Brückenköpfen am rechten Ufer.

Vergleicht man damit, was nicht nur die deutsche Füh-

rung, sondern auch nationalliberale Politiker wie Strese-

mann, De mokraten wie Walter Rathenau und führende 

Vertreter des linken Zentrums wie Erzberger, während des 

Krieges, bis ins Jahr 1918, zu »unverzichtbaren« Gebietsfor-

derungen ge genüber Frankreich und Belgien erklärt hat-

ten, so nahmen sich die Annexionen und sonstigen Maß-

nahmen der Sieger an Deutschlands Westgrenze geradezu 

bescheiden aus.

Zu den sogenannten »engeren« Forderungen der Gemä-

ßig ten hatten die Einverleibung Luxemburgs, der Provinz 
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Lüt tich und des französischen Erzreviers von Longwy und 

Briey, die Eingliederung Westbelgiens als »Vasallenstaat« 

in das deutsche Wirtschaftsgebiet sowie die militärische 

Besetzung wichtiger Stützpunkte an der belgischen und 

französischen Kanalküste gehört. Die Rüstungsindustrie 

und die von ihr fi  nanzierten Alldeutschen waren in ihren 

Annexionsplänen noch weiter gegangen: Sie hatten sich 

ganz Belgien sowie das nördliche und östliche Frankreich, 

etwa bis zur Linie Belfort-Charleville-Amiens-Dieppe ein-

verleiben und das üb rige französische Gebiet »tributpfl ich-

tig« machen wollen.

Weit schlimmer als die Veränderungen im Westen, von 

de nen im Grunde nur die vorläufi ge militärische Besetzung 

des Rheinlandes durch die Siegermächte vom deutschen 

Volk als bitteres Unrecht empfunden wurde, traf die Besieg-

ten die in Versailles festgelegte Neuordnung im Osten: Die 

Provinz Posen und der größte Teil Westpreußens fi elen an 

das wieder erstandene Polen, ebenso Ost-Oberschlesien, 

wo die Grenz ziehung durch Volksabstimmungen festgelegt 

werden sollte; ein schmaler Landstreifen im Nordosten der 

Provinz Ost preußen, das sogenannte Memelgebiet, wurde 

der Verwal tung der neuen Republik Litauen unterstellt; 

Danzig und Umgebung bildeten künftig eine vom Reich 

unabhängige Freie Stadt, und in den masurischen Gebieten 

Südostpreu ßens war, wie in Oberschlesien, ein Volksent-

scheid vorgese hen, der die Grenzziehung gegenüber Polen 

regeln sollte, wobei das Ergebnis dann zugunsten Deutsch-

lands ausfi el.
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Der Verlust von Posen und Westpreußen, die Abtren-

nung Ostpreußens vom übrigen Deutschland durch den 

»polni schen Korridor« und der Verzicht auf Danzig sowie 

auf das oberschlesische Industrierevier wurden als äußerst 

schmerz lich empfunden. Man hatte vergessen oder ver-

drängt, daß die verlorenen Gebiete dem im späten 18. Jahr-

hundert aufgeteil ten und nun wiedererstandenen Polen 

gehört hatten; daß sich im Kaiserreich vor 1914, nach mehr 

als hundertjähriger Preu ßenherrschaft und Zwangsgerma-

nisierung, noch immer rund vier Millionen »Untertanen« 

Wilhelms II. zur polnischen Nationalität, mindestens aber 

zu einer slawischen Mutter sprache bekannt hatten. Vor 

allem aber wollte man sich nicht mehr daran erinnern, 

welche Ost-Eroberungen Deutsch lands noch wenige Mo-

nate zuvor als »unverzichtbar« gegol ten hatten: ganz Rus-

sisch-Polen, Litauen, Kurland, die Ukraine, die Krim, dazu 

als vom Reich völlig abhängige »Vasallenstaaten« Livland, 

Estland und Finnland, Bessara bien, das Kuban-Gebiet, Ge-

orgien, Armenien und Aserbeidschan bis zum Kaspischen 

Meer, ferner Weißrußland, das Donezbecken und die Ge-

biete östlich davon bis dicht an die Wolga.

Verglichen mit den deutschen Eroberungsplänen bis 

1918, mußten die von den Siegern 1919 verfügten Abtretun-

gen zu gunsten Polens geringfügig erscheinen, erst recht 

die sonsti gen Grenzkorrekturen: Nordschleswig fi el auf-

grund eines Volksentscheids an Dänemark, das Hultschi-

ner Ländchen wurde der neugebildeten Tschechoslowakei 

zugeschlagen – das war alles, was in Versailles an Verän-
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derungen der Gren zen Deutschlands beschlossen worden 

war.

Dazu kam allerdings, daß das Reich auf alle seine – im 

Kriege ohnehin längst verlorengegangenen – überseeischen 

Kolonien verzichten mußte. Abgesehen davon, daß dieser 

frühe Verlust den Deutschen in den folgenden Jahrzehnten 

all das erspart hat, was die Siegermächte dann im Zuge 

der Un abhängigkeitskriege in der Dritten Welt selbst erlit-

ten (und die sich befreienden Kolonialvölker erleiden lie-

ßen), war der Verzicht auf die Kolonien nur für sehr wenige 

Deutsche schmerzlich: Ein paar steinreiche Aristokraten, 

Großindu strielle, Bankiers, Reeder und Schnapsgroßhänd-

ler verloren – gegen angemessene Entschädigung aus der 

Reichskasse, ver steht sich – ihre auf Kosten der Masse der 

Steuerzahler jahr zehntelang ausgebeuteten Monopole; ein 

paar hundert Kolo nialbeamte mußten ihr afrikanisches 

Herrenleben mit einem erheblich bescheideneren Dasein 

in der deutschen Provinz vertauschen, und einige tausend 

rauschebärtige Oberlehrer und Biertisch-Strategen betrau-

erten das Ende germanischer Weltherrschaft.

Sie alle und auch zahlreiche maßgebende Politiker hat-

ten noch im Sommer 1918 die Erweiterung des deutschen 

Kolo nialreichs um Senegal, Guinea, Obervolta, Dahomey, 

Nige ria, die Elfenbeinküste, Französisch-Äquatorialafrika, 

Belgisch-Kongo, Uganda, Kenia, Katanga, Nordrhodesien, 

Angola und Nord-Mozambique gefordert, dazu die Azo-

ren, Madeira, die Kanarischen und Kapverdischen Inseln, 

Sansibar, die Komoren und Madagaskar, die Kontrolle über 
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die Häfen am Roten Meer und noch manches andere. Da 

konnte sie die – mangels Masse – geringere Gier der Sieger 

eigentlich nicht verwundern.

Weit härter als der Verlust der Kolonien traf die konserva-

tiven Deutschen die von den Siegern beschlossene drasti-

sche Beschränkung der deutschen Rüstung. Das Reich 

mußte sich, unter Verzicht auf die allgemeine Wehrpfl icht, 

mit einer 100   000-Mann-Armee begnügen, die aus Berufs-

soldaten be stehen und keine schweren Waff en oder Pan-

zer, erst recht keine Flugzeuge haben sollte. Dazu kam eine 

kleine, für den Küstenschutz ausreichende Kriegsmarine 

ohne Schlacht schiff e und Unterseeboote, also insgesamt 

gerade genug zur Wahrung der – auch von den Westmäch-

ten gewünschten – »Ruhe und Ordnung« im Innern sowie 

zur Abwehr etwaiger Übergriff e kleinerer Nachbarn, etwa 

Polens oder der Tsche choslowakei, hingegen entschieden 

zu wenig für einen An griff skrieg.

Diese Bestimmungen des Versailler Friedensvertrags 

wur den vom deutschen Bürgertum, erst recht von den Mi-

litärs und von der Rüstungsindustrie, als infame Diskrimi-

nierung und »Wehrlosmachung« empfunden. Man hatte 

(oder wollte) vergessen, daß das Deutsche Reich gerade 

erst die halbe Welt vier Jahre lang in Schrecken versetzt 

hatte und nur mit unge heueren Opfern an Gut und Blut 

schließlich niedergerungen worden war.

Noch empörter nahm man in Deutschland jene Bestim-

mungen des Versailler Vertrags auf, die vom besiegten 

Deut schen Reich eine materielle Wiedergutmachung al-



92

ler durch den Krieg entstandenen Schäden forderten, teils 

durch Ablie ferung von Wirtschaftsgütern unterschiedlich-

ster Art, teils durch Geldzahlungen in erst später genau 

festzusetzender Höhe. Von den dann zunächst erhobenen 

Forderungen – rund 270 Milliarden Goldmark, zahlbar in 

jährlichen Raten bis 1963 – gingen die Siegermächte schon 

sehr bald ab, ermäßigten sie auf weniger als die Hälfte, lie-

ßen sich immer weiter herunterhandeln und erhielten in 

den Jahren 1924–31 im gan zen nicht mehr, als sie ihrerseits 

dem Reich borgten.

Verglichen mit dem, was Deutschland von dem am Bo-

den liegenden Rußland Anfang März 1918 im Frieden von 

Brest-Litowsk gefordert und großenteils auch erhalten 

hatte, waren die im Versailler Vertrag vorgeschriebenen 

Wieder gutmachungsleistungen, insbesondere an das vom 

Krieg ver wüstete Frankreich, gar nicht so übermäßig und 

hart. Und gemessen an dem, was das Reich dann tatsäch-

lich aus eigener Kraft an Wiedergutmachung leistete, war 

die ungeheuere Aufregung darüber wahrlich unbegrün-

det.

Aber die wilde Empörung in Deutschland richtete sich 

auch erst in zweiter Linie gegen die – noch gar nicht ge-

nau be ziff erte – Höhe der Reparationen. Alles Zähneknir-

schen und ohnmächtiges Fäusteballen betraf vielmehr 

in erster Linie die moralische Begründung der alliierten 

Wiedergutmachungs forderungen, nämlich die sogenann-

te Kriegsschuldfrage. Denn der Anspruch der Sieger auf 

Reparationen war veran kert im Artikel 231 des Versailler 
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Friedensvertrags, worin die Alleinschuld Deutschlands am 

Weltkrieg 1914–18 festgestellt wurde. Und nun sollte das ge-

schlagene Reich durch die Un terschrift seiner Bevollmäch-

tigten diese Schuld auch noch ausdrücklich anerkennen, 

sich also – wie man fand – einer Lüge unterwerfen.

Mag sein, daß damals viele Deutsche wirklich noch 

glaub ten, man habe im August 1914 einer Welt von angriff s-

lustigen Feinden gegenübergestanden, die über ein fried-

liches Deutschland unprovoziert hatten herfallen wollen 

und gegen die man gezwungen gewesen war, das bedrohte 

Vaterland zu verteidigen. Mag auch sein, daß man inzwi-

schen zu der Auff  assung gekommen war, Deutschland träfe 

allenfalls eine Mitschuld am Ausbruch des Krieges, in den 

es unvorsichti gerweise, vielleicht auch ein wenig durch die 

Großmanns sucht seiner Herrscher dazu verleitet, »hinein-

geschlittert« sei. Und noch heute fi nden die konservativen 

Historiker Gründe jedweder Art – von der zwar sehr un-

klugen, aber doch nicht verwerfl ichen »Nibelungentreue« 

Deutschlands zu Österreich-Ungarn bis zur »tragischen 

Verkettung un glückseliger Umstände« –, die den Schuld-

anteil des kaiserli chen Deutschlands an der zielstrebigen 

Vorbereitung und schließlichen Auslösung des Ersten 

Weltkriegs auf ein be scheidenes, durchaus verzeihliches 

Maß verkleinern sollen. Weil aber die Frage der deutschen 

Kriegsschuld – die »Kriegsschuldlüge«, wie man fortan in 

Deutschland sagte und schrieb – für den raschen Unter-

gang der Weimarer Republik, den Aufstieg Hitlers und alles, 

was dessen Diktatur dann in Deutschland und der übrigen 
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Welt angerichtet hat, in ganz erheblichem Maße mitent-

scheidend gewesen ist, sei hier noch einmal daran erinnert, 

wie es zum Ersten Weltkrieg gekom men ist und wer als die 

Hauptschuldigen gelten müssen:

Schon im Jahre 1912 war das prekäre europäische »Gleichge-

wicht der Mächte« äußerst gefährdet. Im Februar hatte die 

kaiserliche Reichsregierung ein von Lord Haldane über-

brachtes Angebot, zu einem friedlichen, für Deutschland 

recht vorteilhaften Ausgleich der britischen und deutschen 

Hochseefl otten- und Kolonialinteressen zu kommen, brüsk 

abgelehnt. Im Juni desselben Jahres war das allgemeine 

Wett rüsten der europäischen Mächte, das das nach klarer 

Vorherr schaft auf dem Kontinent und zur See strebende 

Reich zehn Jahre zuvor begonnen hatte, von der deutschen 

Führung wei ter verschärft worden. Im Oktober 1912 hatten 

die Balkan staaten der Türkei, dem »kranken Mann am Bo-

sporus«, auch noch jenes Gebiet, den Sandschak Nowiba-

sar, abgenommen, das bis dahin die letzte Landverbindung 

zu Österreich-Un garn gewesen war. Die Alldeutschen, hin-

ter denen die Rü stungsindustrie stand, aber auch die »ge-

mäßigte« Rechte samt Kaiser und Generalstab sahen die 

ersehnte Militärachse Ber lin-Wien-Konstantinopel-Bagdad 

ernstlich gefährdet.

Als dann auch die bürgerliche Presse Alarm zu schlagen 

begann, gab der Reichskanzler v. Bethmann Hollweg vor 

dem Reichstag eine Erklärung ab, worin er den Österrei-

chern die militärische Unterstützung des Reichs zusagte, 
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falls sie in Serbien einmarschieren und deshalb von Ruß-

land angegriff en werden würden.

Diese Verfälschung des Verteidigungsbündnisses zwi-

schen Berlin und Wien in einen Militärpakt, der auch 

Angriff shand lungen der Partner deckte, rief den Protest der 

mit dem zari stischen Rußland sympathisierenden ostelbi-

schen Junker hervor. Auch ließen die Briten der Reichsregie-

rung insge heim eine Warnung zukommen: Bei einem unpro-

vozierten Angriff  Österreichs und Deutschlands auf Serbien 

und Ruß land würde sich Großbritannien gezwungen sehen, 

auf Seiten der Kriegsgegner Deutschlands einzugreifen.

Mit diesen unvorhergesehenen, durchaus unerwünsch-

ten Komplikationen der seit 1905 in allen Einzelheiten festste-

henden deutschen Pläne für einen off ensiv geführten Zwei-

frontenkrieg gegen Rußland und Frankreich befaßte sich am 

8. Dezember 1912 ein von Wilhelm II. nach Potsdam einbe-

rufener geheimer Kriegsrat. Daran nahmen, außer dem Kai-

ser und dem Generalstabschef v. Moltke, auch Großadmiral 

v. Tirpitz, der Chef des Marineamts, Admiral Georg v. Müller, 

Marineberater Wilhelms II., sowie Generaloberst v. Heerin-

gen, damals preußischer Kriegsminister, teil.

Die genauen Einzelheiten der Ergebnisse dieses Kriegs-

rats sind erst 1969 bekanntgeworden, und zwar durch 

die erste authentische Veröff entlichung der geheimen 

Tagebuchauf zeichnungen des Admirals v. Müller. Auch 

sind die – unab hängig voneinander – erstatteten Berichte 

des sächsischen und des bayerischen Militärbevollmäch-

tigten in Berlin, Leuckhart und Wenninger, an ihre Regie-
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rungen in Dresden und München inzwischen aufgefunden 

worden. Diese »streng vertraulichen« Meldungen beruh-

ten auf Informatio nen, die der preußische Kriegsminister 

v. Heeringen den beiden Herren gegeben hatte. Sie bestä-

tigten und ergänzten die Tagebuchaufzeichnungen des Ad-

mirals v. Müller.

Diesen insgesamt drei zuverlässigen Quellen zufol-

ge setzte sich Generalstabschef v. Moltke am 8. Dezem-

ber 1912 in Potsdam für ein sofortiges Losschlagen gegen 

Frankreich und Rußland ein, denn »der Moment (sei) nie-

mals günstiger ge wesen«; ein Krieg käme »jetzt Frankreich 

nicht gelegen, was sich aus dessen Eintreten für eine fried-

liche Lösung der Ver hältnisse (auf dem Balkan) entnehmen 

lasse«. Auch wüßte man ja, daß von 1916 an – wegen der 

bis dahin von den Russen erreichten Beschleunigung des 

Aufmarschs ihrer Truppen an den Westgrenzen des Za-

renreichs – an einen Zweifronten krieg Deutschlands nicht 

mehr zu denken sei.

Doch gegen das von Moltke geforderte »sofortige Los-

schlagen« opponierten sogleich die Admirale. Marineamts-

chef v. Tirpitz forderte »das Hinausschieben des großen 

Kampfes« um mindestens ein Jahr, besser noch anderthalb 

Jahre, »bis der Kanal und der U-Boot-Hafen fertig seien«. 

Mit dem »Kanal« war der Kaiser-Wilhelm-Kanal, die Ver-

bindung zwischen der Ostsee bei Kiel und der Nordsee bei 

Brunsbüttelkoog, gemeint, dessen Vertiefung im Gange 

war. Die Admiralität stellte sich auf den Standpunkt, daß 

erst, wenn auch die großen Schlachtschiff e den Kanal pas-
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sieren könnten, die Verteidigung der deutschen Nord- und 

Ostsee küsten hinreichend gewährleistet sei.

Das aber war, wie der Kaiser und Moltke, wenn auch 

»un gern«, zugeben mußten, eine wichtige Voraussetzung 

für ein sicheres Gelingen des geplanten Angriff skriegs. Vor 

allem während der ersten kritischen Kriegswochen muß-

ten die deutschen Küsten gegen feindliche Landungsversu-

che ge schützt sein. Denn gemäß dem Schlieff enplan stand 

dann fast das gesamte deutsche Feldheer weit im Westen, 

um »mittels Sichelschnitt durch Belgien« und Nordfrank-

reich die franzö sischen Heere in einem gewaltigen Umfas-

sungsmanöver zu vernichten. Während dieser Zeit würde 

Deutschland selbst von Truppen fast gänzlich entblößt 

sein, und auch an der rus sischen Grenze sollten dann nur 

schwache Kräfte stehen.

So kam der Kriegsrat am 8. Dezember 1912 schließlich 

überein, mit dem geplanten Angriff  auf Rußland und Frank-

reich bis zur Fertigstellung des vertieften Nord-Ostsee-Ka-

nals, also etwa bis zum Sommer 1914, zu warten. Die Zeit 

bis dahin, so wurde weiter beschlossen, sollte dazu be-

nutzt wer den, Stimmung gegen Rußland zu machen, be-

sonders beim ostelbischen Adel, den Schlieff enplan und 

die Voraussetzun gen für einen Blitzsieg im Westen noch zu 

verbessern und »die Dinge so zu gestalten, daß Rußland … 

oder seine Tra banten als Angreifer erscheinen«*.

*  Aus einer handschriftlichen Randbemerkung Kaiser Wilhelms II. 
vom 18. Dezember 1912.
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Man war also fest entschlossen, den Weltkrieg selbst 

aus zulösen, unprovoziert und blitzartig anzugreifen und 

einen Vorwand dafür zu erfi nden oder gar, wie Wilhelm II. 

es dann formulierte, »zu konstruieren«.

Und so geschah es.

Bereits am 8. Januar 1913 kündigte die deutsche Pres-

se eine gewaltige Verstärkung des deutschen Heeres an. 

Gleichzeitig begann der Große Generalstab, den geplan-

ten Angriff skrieg vorzubereiten. Am 1. April 1913 wurde der 

für einen echten Verteidigungsfall gedachte »Große Auf-

marschplan Ost« von Moltke mit einem Federstrich außer 

Kraft gesetzt, zugleich in den Schlieff enplan, der bislang 

auch als Gegenschlag gegen einen französischen Angriff  

konzipiert gewesen war, eine von Ludendorff  erdachte Va-

riante eingebaut, nämlich der blitzartige Überfall auf die 

belgische Festung Lüttich unmit telbar nach Verkündung 

der Mobilmachung. Und hinter die ser »Verbesserung« des 

Schlieff enplans steckte nicht nur ein militärischer Gedan-

ke, nicht nur der Wunsch, eine wichtige Festung zu nehmen, 

bevor sie verteidigungsbereit wäre. Vielmehr sollte der un-

provozierte Angriff  auf das neutrale Belgien den »schwäch-

lichen Zivilisten«, also der Reichsregie rung, jede Möglich-

keit nehmen, während der acht- bis zehn tägigen Phase des 

eigenen Truppenaufmarschs doch noch den Frieden durch 

diplomatische Verhandlungen zu retten.

Bis zum 12. Juni 1914 war auch die zweite Voraussetzung 

für ein termingerechtes Losschlagen erfüllt. Die seit acht-

zehn Monaten von den Deutschen auf allerlei Weise emp-
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fi ndlich gereizte russische Regierung setzte an diesem Tage 

Verord nungen in Kraft, die mit Roggenzollerhöhungen und 

Ernte helfersperren die ostelbischen Rittergutsbesitzer 

empfi ndlich trafen, so daß sie nunmehr keine Rücksicht 

auf das Zaren reich mehr verlangten.

Am 23. und 24. Juni 1914 wurden in Brunsbüttelkoog 

und Kiel die letzten Kanalschleusen eingeweiht; der mit 

Hoch druck für Schlachtschiff e der »Dreadnought«-Klas-

se passier bar gemachte Nord-Ostsee-Kanal war pünktlich 

fertig ge worden und damit die dritte Voraussetzung des 

geplanten Angriff skriegs ebenfalls erfüllt. Nun fehlte nur 

noch ein Vorwand zum Losschlagen, eine – notfalls zu kon-

struierende – Provokation.

Sie kam genau sechs Tage später, am 30. Juni 1914, als 

das österreichische Th ronfolgerpaar in Sarajewo von ei-

nem serbi schen Nationalisten ermordet wurde – zum 

haargenau richti gen Zeitpunkt und so perfekt in die Pläne 

der deutschen Füh rung passend, daß man an einen Zufall 

nicht recht glauben mag.

Es gibt indessen allenfalls ein paar Indizien dafür, daß 

das Attentat, das den letzten Anstoß zum Krieg gab, von 

deut scher Seite bestellt worden sein könnte: So war der 

serbische Geheimdienstchef und örtliche Drahtzieher des 

Anschlags, Oberst Dimitrewitsch, genannt »Apis«, 1913 zu 

langen und streng geheimen Besprechungen mit deutschen 

Generalstäb lern in Berlin, und fest steht auch, daß der er-

mordete Erzher zog Franz Ferdinand den Berliner Militärs 

als »unklare Per sönlichkeit« galt, weil er jeder Provokati-
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on Rußlands abhold war. Schließlich weiß man, daß der 

deutsche Botschafter in Wien, v. Tschirschky, im Frühjahr 

1914 sein Bedauern darüber äußerte, daß Franz Ferdinand 

dem geplanten Krieg »im Wege stehe«. Doch alle daraus 

zu folgernden Schlüsse sind reine Spekulationen; sichere 

Beweise fehlen.

Sie sind auch gar nicht vonnöten, was die Frage nach der 

Schuld am Ausbruch des Weltkriegs betriff t, die die deut-

sche Öff entlichkeit im Frühjahr 1919 so stark erregte. Es 

war und ist heute erst recht unbezweifelbar, daß die deut-

sche Führung einen Angriff skrieg geplant und zu dem ihr 

genehmen Zeit punkt begonnen hat, allen Warnungen zum 

Trotz und mit dem Ziel, die Alleinherrschaft über Europa 

zu erringen, sich die russischen und nahöstlichen Rohstoff -

quellen zu erschlie ßen und »am deutschen Wesen die Welt 

genesen« zu lassen.

Blinder Größenwahn und skrupellose Aggressivität 

hatten zu der voraussehbaren Katastrophe geführt, doch 

die Mehr heit der Deutschen wollte dies nicht wahrhaben. 

Und die »Weimarer Koalition« unter Führung der SPD, die 

Ludendorff  und dem Kaiser schon die Verantwortung für 

die Kapi tulation brav abgenommen hatte, sollte nun auch 

noch das Odium auf sich nehmen, alle Forderungen der Al-

liierten, ein schließlich der Anerkennung der Alleinschuld 

Deutschlands am Kriege, zu erfüllen.

Die republikanische Regierung – Nachfolger des zu-

rück getretenen Ministerpräsidenten Scheidemann wurde 

der So zialdemokrat Gustav Bauer – erfüllte seufzend auch 
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diese Pfl icht. Und sie verweigerte den Kriegsgegnern nur 

eines, nämlich die von diesen geforderte Auslieferung al-

ler Kriegs verbrecher, darunter die alte Führungsclique und 

zahlreiche hohe Militärs. Statt dessen erbot sie sich, die an-

geblichen Kriegsverbrecher vor deutsche Gerichte zu stel-

len. Dies ge schah dann auch in einigen Fällen; die Prozesse 

endeten er wartungsgemäß mit Freisprüchen.

Wie hätte es auch anders sein können? Denn die 

republika nische Regierung tat ihr Äußerstes, die für die 

alten Mächte peinliche und gefährliche Wahrheit über 

die Schuld Deutsch lands am Krieg nicht bekanntwerden 

zu lassen. So erklärte sie die Ergebnisse der langjährigen 

Ermittlungen des eminenten Juristen Hermann Kantoro-

wicz, der im Auftrag des Reichs tags die Kriegsschuldfrage 

untersucht hatte, zur streng ge heimen Verschlußsache, die 

– hier zeigt sich deutlich die Kontinuität des Einfl usses der 

alten Mächte! – auch tatsäch lich erst im Jahre 1969 (!) frei-

gegeben wurde.

Während in Weimar die Nationalversammlung tagte und 

zu Versailles am 22. Juni 1919 zwei totenbleiche Minister, 

Her mann Müller (SPD) und Dr. Johannes Bell (Zentrum) 

den Friedensvertrag unterzeichneten, trat Hindenburg 

unter Pro test vom Oberbefehl zurück (»… ich muß als 

Soldat den eh renvollen Untergang einem schmählichen 

Frieden vorzie hen!«), wogegen Noske, der ebenfalls seinen 

Rücktritt einge reicht hatte, von Ebert und General Gro-

ener bewogen wur de, im Amt zu bleiben. Man brauchte 



102

ihn noch, diesen so zialdemokratischen Anführer der Kon-

terrevolution.

Denn seit der blutigen Niederwerfung des angeblichen 

»Spartakisten«-Aufstands in Berlin war der Bürgerkrieg 

wei ter in Gang geblieben: Anfang Februar an der Nord-

seeküste, vor allem in Bremen; dann in Th üringen und in 

der preußi schen Provinz Sachsen, in der ersten Märzhälfte 

wieder in Berlin, im April in Bayern, von Mai an im ehema-

ligen König reich Sachsen und so fort.

Dieser blutige, Tausende von Todesopfern fordernde 

deut sche Bürgerkrieg des Jahres 1919 wurde später und 

wird noch heute gern totgeschwiegen, stellte er doch einer-

seits – unter maßgeblicher Beteiligung und Verantwortung 

der rechten SPD-Führung – die Weichen für jene Entwick-

lung, die zum Untergang der Republik, zur Nazi-Diktatur 

und zum Zwei ten Weltkrieg geführt hat, was für die betei-

ligten Nicht-Nazis wahrlich kein Ruhmesblatt ist. Anderer-

seits wollten auch die Führer und Nutznießer des »Dritten 

Reiches« nicht wahrhaben – und ihre Epigonen leugnen es 

noch heute –, daß sie die Anfänge ihrer »Bewegung«, ihre 

Waff en, Uniformen, ge heimen Zusammenschlüsse und ihr 

erstes Blutlecken dem von ihnen verfl uchten »System« 

und speziell jenem als »No vemberverbrecher« und »Volks-

verräter« geschmähten »Bon zenpack« an der Spitze der 

SPD verdankten; daß sie unter dem Befehl Gustav Noskes 

und dem Patronat der diversen Regierungen der schwarz-

rot-goldenen Weimarer Koalition angeworben und auf die 

deutsche Arbeiterschaft losgelassen wurden.
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Die Initiative zum Bürgerkrieg, zum Loslassen der bunt 

zusammengewürfelten Landsknechthaufen auf die größten-

teils sozialdemokratischen Arbeiter- und Soldatenräte und 

die hinter diesen stehenden Massen lag eindeutig bei Ebert 

und Noske, die den Wünschen des Militärs entgegenkamen. 

Und überall – mit einer Ausnahme, von der noch zu reden 

sein wird – gingen die Freikorps off ensiv vor. Oft gab es nicht 

einmal einen Vorwand für ihr Eingreifen. Worum es in Wahr-

heit ging, hat Noskes General Maercker, der Komman deur 

des Landesjägerkorps, als einziger off en ausgesprochen:

»Im Kampf der Reichsregierung gegen die Linksradika-

len« – und damit meinte der stockkonservative General 

alle, die nicht wie Ebert und Noske dachten – »handelte 

es sich aus schließlich um die Erhaltung der politischen 

Macht. Zu die sem rein politischen Zweck wurde die Trup-

pe eingesetzt: als Machtmittel zur Festigung der inneren 

Politik. Die Schwäche der Regierung gestattete es aber 

nicht, das off en zu sagen. Sie fürchtete sich, Farbe zu be-

kennen und zu erklären, daß die Freiwilligentruppe dazu 

diene, die Räteherrschaft zu beseiti gen, wo sie noch be-

stand. Denn darauf kam es letzten Endes an. Sie umging 

es, indem sie militärische Angelegenheiten zum Anlaß 

des Eingreifens machte. Mir lag dies unaufrichtige Verhal-

ten keineswegs. Ich hätte den Arbeiterführern ge genüber 

sicherer dagestanden, wenn ich off en hätte erklären 

können: ›Meine Anwesenheit bedeutet den Kampf ge-

gen die von euch erstrebte Räteherrschaft und gegen die 

Gewaltherr schaft des bewaff neten Proletariats.‹«
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Man muß immer wieder daran erinnern: Die Räte und 

das bewaff nete Proletariat waren – die Wahlen zeigten 

es deutlich – noch immer in überwältigender Mehrheit 

Sozialdemokra ten. Nur hatten sie, im Gegensatz zu ih-

rer Führung, die die Revolution voll und ganz rückgängig 

machen wollte, die al ten Ziele der Sozialdemokratie noch 

nicht aufgegeben.

Umgekehrt waren die Freikorps und ihre Führer – es 

gab insgesamt 68 »amtlich anerkannte« Verbände mit 

zusammen fast vierhunderttausend Mann! – alles andere 

als regierungs-, republik- oder gar SPD-freundlich. Die An-

führer, die später zu einem sehr großen Teil den obersten 

Rängen der Nazi-Hierarchie angehörten, machten daraus 

keinen Hehl. So be zeichnete Oberst Reinhardt seiner Trup-

pe gegenüber die Reichsregierung schlicht als »Lumpenge-

sindel«; Hauptmann Hans Peter v. Heydebreck, später als 

hoher SA-Führer beim »Röhm-Putsch« erschossen, damals 

Führer des Freikorps »Werwolf«, erklärte off en: »Krieg dem 

Staat von Weimar und Versailles! Krieg jeden Tag und mit 

jedem Mittel! So wie ich Deutschland liebe, so hasse ich die 

Republik des 9. No vember!«

Aber diese Republik legte ihr Schicksal vertrauensvoll in 

die Hände dieser konterrevolutionären Banden; ihr gewähl-

tes Staatsoberhaupt, Reichspräsident Friedrich Ebert, ließ 

sie die Revolution zusammenschießen, die ihn und seine 

Partei an die Macht gebracht hatte, und Reichswehrmini-

ster Gustav Noske kommandierte das Gemetzel.

Wie grausam diese Gegenrevolution war, zeigte sich be-
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sonders in Bayern, dem einzigen Land, wo 1919 die Initiati-

ve zunächst nicht auf seiten der Reichsregierung und ihrer 

Frei korps, sondern bei den Revolutionären lag:

In München war schon früher als in Berlin, in der Nacht 

vom 7. zum 8. November 1918, die Republik ausgerufen 

worden. Der Mann, der dort zielstrebig und umsichtig die 

Revolution organisierte, war Kurt Eisner, ein Berliner Intel-

lektueller jüdisch-gutbürgerlicher Herkunft, zunächst gemä-

ßigter Sozialdemokrat, dann entschiedener Pazifi st und 

Mit glied der in Bayern kaum organisierten USPD. Er mach-

te, sozusagen im Alleingang und ohne jegliches Blutvergie-

ßen, einen Strich durch alle Rechnungen der alten wie der 

poten tiellen neuen Machthaber, überrumpelte die rechte 

SPD-Führung durch die Schaff ung einer von der Arbeiter-

schaft und den Soldaten der Münchener Garnison voll un-

terstützten Revolutions-Regierung, dem »Rat der Arbeiter, 

Soldaten und Bauern«, dessen Vorsitz er übernahm und 

von dem er sich zum provisorischen Ministerpräsidenten 

wählen ließ. In sein sofort gebildetes Kabinett berief er den 

Führer der baye rischen SPD, Erhard Auer, der zähneknir-

schend einwilligte, Eisners Innenminister zu werden.

Arthur Rosenberg, der wohl bedeutendste linke Histori-

ker, hat Eisner als »den einzigen schöpferischen Staats-

mann der deutschen Revolution« bezeichnet, und tatsäch-

lich war dieser »Kaff eehaus-Literat«, wie ihn die rechten 

Sozialdemo kraten verächtlich nannten, der einzige Politi-

ker in Deutsch land, der einerseits die Macht zu ergreifen 

und mit ihr umzu gehen verstand, aber anderseits keinen 
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Augenblick lang den Kontakt zu den revolutionären Mas-

sen und ihrem Willen ver lor. Er wollte, wie die von ihm 

geführten Arbeiter, Bauern und Soldaten, die Ablösung 

der alten Führungsschichten auf allen Gebieten, mit allem 

Nachdruck, aber ohne Blutvergie ßen; er erstrebte den so-

zialen Fortschritt für die bislang Aus gebeuteten und Ent-

rechteten, eine – durchaus ordentliche und disziplinierte 

– Rätedemokratie mit einer wiederverei nigten Sozialde-

mokratie als staatstragender Partei und einem vom ganzen 

Volk gewählten Parlament als Kontrollinstanz zur Verhin-

derung einer Diktatur.

Bei den bayerischen Landtagswahlen im Januar 1919 er-

hielten die Linken nur etwa ein Drittel der Sitze, Eisners 

USPD gar nur drei von einhundertachtzig Mandaten, aber 

dieses Ergebnis hatte der Chef der Revolutionsregierung 

vor ausgesehen. Er war auch durchaus bereit, nach dem 

Zusam mentritt des neuen Parlaments als Ministerpräsi-

dent zurück zutreten und die Regierungsgeschäfte einer 

Koalition aus bürgerlichen Liberalen und rechten Sozial-

demokraten zu überlassen. Aber er plante, den Vorsitz im 

Arbeiter-, Solda ten- und Bauernrat zu behalten und dar-

über zu wachen, daß die Revolution weiterging wie bisher, 

zielstrebig, gewaltlos und im Einklang mit den Forderun-

gen der Arbeiterschaft.

Doch dazu kam es nicht. Auf dem Weg zum Landtag 

wurde Kurt Eisner das Opfer eines Attentats. Sein Mörder 

war ein Graf Arco-Valley, ein junger bayerischer Aristokrat, 

der aus der rechtsradikalen »Th ule-Gesellschaft« wegen 
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»nicht rein arischer Abstammung« – seine Mutter war eine 

Tochter des Kölner Bankiers Freiherr v. Oppenheim – aus-

ge schlossen worden war und nun hatte beweisen wollen, 

daß »auch ein Halbjude einer heldischen Tat fähig sei«.

Der »Held« kam, wie damals alle Mörder rechtsradika-

ler Gesinnung, am Ende mit einer gelinden Freiheitsstrafe 

da von; sein Verbrechen aber hatte sehr schwere Folgen: Zu-

nächst stob die bayerische Regierung auseinander; die ge-

samte Arbeiterschaft des Landes legte mit einem Protest-

Ge neralstreik die Wirtschaft lahm, und Eisners Begräbnis 

wurde zu einer Massendemonstration, wie sie München 

noch nicht erlebt hatte. Hunderttausende gaben dem Sarg 

des ermorde ten Führers der bayerischen Revolution das 

letzte Geleit, darunter auch ganze Dorfschaften aus dem 

Oberland in Ge birglertracht mit geschulterten Äxten und 

Jagdgewehren. In den folgenden Tagen und Wochen aber 

zeigte sich, daß Bay ern nun führungslos war; erst nach 

mehr als einem Monat konnte sich eine – macht- und 

mehrheitslose – allsozialisti sche Landesregierung unter 

dem rechten Sozialdemokraten Johannes Hoff mann bil-

den, während die einzige noch ver bliebene Autorität, der 

»Rat der Arbeiter, Soldaten und Bau ern«, sich selbst durch 

heftige innere Streitigkeiten lähmte.

Da gab es eine gemäßigte Fraktion unter Führung des 

jun gen Volksschullehrers Ernst Niekisch; eine andere, zwar 

red lich bemühte, aber in der politischen Praxis gänzlich 

unerfah rene Gruppe von intellektuellen »Edelanarchisten«, 

zu der der angesehene Literaturhistoriker Gustav Landauer 
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und die expressionistischen Dichter Ernst Toller und Erich 

Mühsam zählten, und einen Kommunisten, Eugen Levine, 

den die Berliner Parteizentrale nach München entsandt 

hatte, damit er dort eine bayerische KPD aufbaute.

Binnen drei Wochen hatte Levine, ein Mann von außeror-

dentlichen Fähigkeiten, praktisch aus dem Nichts heraus 

eine zwar zahlenmäßig kleine, aber glänzend funktionie-

rende Parteiorganisation geschaff en. Als dann am 5. April 

1919 die Gruppe um Landauer und Toller eine bayerische 

Räterepu blik ausrief und die nach Bamberg gefl ohene Re-

gierung Hoff mann für abgesetzt erklärte, waren Levines 

Kommunisten die einzigen, die dagegen stimmten und 

jede Mitarbeit ablehnten, weil sie – durchaus zu Recht – 

der Meinung waren, die Räte seien nicht regierungsfähig, 

verfügten über keinerlei Organisation, hätten weder Waf-

fen noch klare Ziele und könnten nur Unheil stiften.

Erst als es eine Woche später zu einem Putschversuch 

der Münchener Garnison gegen die Räte kam, der von den 

Arbei tern der Landeshauptstadt rasch niedergeschlagen 

wurde; als nach einem zweiten Versuch des bayerischen 

Militärs, Mün chen – nun von außen her – einzunehmen, 

auch diesmal die Truppen der Konterrevolution von einer 

Räte-Streitmacht unter dem Kommando von Ernst Toller 

besiegt worden wa ren, und als daraufhin die Regierung 

Hoff mann Noskes Gar dekavallerie-Schützendivision und 

starke Freikorps-Ver bände zu Hilfe rief, da entschloß sich 

Levine, in München die Führung zu übernehmen, obwohl 

(oder weil) er ahnte, was nun bevorstand.
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In aller Eile organisierte er die Verteidigung der Stadt 

gegen die anrückenden, stark überlegenen Truppen, ließ 

Lebensmittel und Geld requirieren und auch, während in 

den Arbei tervorstädten schon die Kanonen der Freikorps 

zu hören wa ren, als erster deutscher Revolutionär ein paar 

politische Gegner in Haft nehmen.

Unter den Gefangenen, die im Luitpold-Gymnasium 

ein gesperrt wurden, befanden sich sechs oder sieben Mit-

glieder jenes rechtsradikalen Geheimbunds »Th ule-Gesell-

schaft«, dem der Eisner-Mörder Graf Arco angehört hatte. 

Man hatte bei ihnen gefälschte Stempel der Räte-Regierung 

gefunden, auch Anzeichen dafür, daß sie mit den anrücken-

den Frei korps in geheimer Kurier-Verbindung standen.

Als bei den Rotgardisten, die die Gefangenen bewach-

ten, Nachrichten über Greueltaten der Freikorps in den 

Münche ner Vororten eintrafen und bekannt wurde, daß 

die Gardeka vallerie-Schützendivision Prämien für das Tö-

ten von Rotgar disten – dreißig Mark für jeden Mann, sech-

zig Mark für jeden Führer – ausgesetzt habe, kam es zu der 

einzigen Terrorhand lung von »roter« Seite, die der deut-

schen Revolution 1918/19 nachzuweisen ist: Acht »Th ule«-

Leute, unter ihnen ein Prinz von Th urn und Taxis, ein die-

sem Fürstenhaus nahestehender Baron Teuchert, Offi  zier 

im Freikorps Regensburg, und auch eine Frau, Hella Gräfi n 

Westarp, wurden an die Wand gestellt und erschossen.

Auf wessen Befehl hin diese acht Geheimbündler sowie 

zuvor zwei gefangengenommene Kundschafter der Frei-

korps hingerichtet wurden, konnte nicht geklärt werden. 



Aufruf des Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte Münchens
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Vermut lich war es ein spontaner Akt der Rache und Ver-

zweifl ung ei niger Unterführer. Sie hatten sich unter meh-

reren Dutzend Gefangenen die ihnen als gefährlichste Geg-

ner erscheinenden Leute ausgesucht, die anderen laufen-

lassen.

Mit den »Th ule«-Geheimbündlern waren sie wohl nur 

deshalb so brutal verfahren, weil es sich um Aristokraten 

ge handelt hatte, die sich recht arrogant verhielten. Was sie 

nicht wissen konnten: Die »Th ule«-Leute waren nicht bloß 

sektie rerische, extrem antisemitische Anhänger eines ger-

manischen Götter-Kults; sie verfügten auch über sehr viel 

Geld und glänzende Beziehungen, und sie benutzten beides 

zum Kampf gegen die ihnen verhaßte Republik, wobei sie 

unter al len ähnlichen Gruppen die Erfolgreichsten waren, 

denn die von ihnen gegründete und gesteuerte »Deutsche 

Arbeiterpar tei« (DAP) bekam noch im Jahre 1919 einen re-

debegabten Propagandachef, Adolf Hitler, der dann aus der 

DAP die NSDAP machte.

Doch ehe es soweit war, kam es in München zu Ereignis-

sen, die die meisten deutschen Geschichtsbücher entweder 

ganz verschweigen oder zu bagatellisieren versuchen:

Vom 30. April 1919 an waren die konterrevolutionären 

Truppen und Freikorps in die bayerische Landeshauptstadt 

eingedrungen; bis zum 2. Mai hatten sie die letzten Wider-

standsnester der die Räterepublik verteidigenden Arbeiter-

schaft eingenommen, und dann brach der »weiße« Terror 

über München herein, für den die als »Geiselmord« in die 

Ge schichte eingegangene einzige Bluttat der Revolution, 
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die Er schießung der zehn Gefangenen im Luitpold-Gym-

nasium, als willkommenes Alibi diente.

Eine Woche lang hatten die in München vom Bürgertum 

als Sieger gefeierten Freikorps-Söldner Schießfreiheit auf al-

les, was sie für »Spartakusverdächtig« hielten. Die genaue 

Anzahl ihrer Opfer ist unbekannt. Man schätzt, daß etwa 

zwölfhundert Menschen, zumeist Arbeiter, der »Jagd auf 

die Roten« zum Opfer fi elen.

Der geistvolle Gelehrte Gustav Landauer wurde von der 

Soldateska buchstäblich zertreten, seine Leiche gefl eddert; 

ein Baron von Gagern war an dem Mord beteiligt.

Eugen Levine, der für die Geiselerschießungen nicht ver-

antwortlich war, wurde von einem Kriegsgericht zum Tode 

verurteilt und sofort hingerichtet.

Von den übrigen Mitgliedern der Räte-Regierung wur-

den zwei auf ähnlich brutale Weise ermordet wie Landauer; 

den übrigen diktierten Standgerichte insgesamt 520 Jahre 

Frei heitsentzug zu. Die meisten von ihnen wurden vor und 

nach ihrer Verurteilung viehisch mißhandelt.

Auch zahlreiche Frauen – »Spartakistenweiber« – fi elen 

den Freikorps zum Opfer, wurden von den Landsknechten 

erst sadistisch gequält, dann erschossen oder erschlagen. 

Der damalige Freikorpsführer Manfred Freiherr v. Killinger, 

der später von Hitler zum sächsischen Ministerpräsidenten 

er nannt wurde, hat darüber in seinen Erinnerungen, »Ern-

stes und Heiteres aus dem Putschleben«, mit deutlichem 

Behagen abstoßende Einzelheiten berichtet.

Daß dem willkürlichen Morden nach einer Woche Ein-
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halt geboten wurde, war nur dem Umstand zu verdanken, 

daß ein »bedauerliches Versehen« der Freikorps-Leute 

auch in gut bürgerlichen Kreisen Empörung auslöste: Ein-

undzwanzig Mitglieder eines Katholischen Gesellenvereins 

waren von der Soldateska irrtümlich für »Spartakisten« ge-

halten und allen Beteuerungen des Gegenteils zum Trotz 

auf der Stelle, mitten in der Stadt, niedergemacht worden. 

Daraufhin wurden den Soldaten »eigenmächtige Exeku-

tionen« verboten. Die Fort führung der »Säuberung« über-

nahmen Standgerichte, und auch sie sparten nicht mit To-

desurteilen.

Mit dem Sieg der Freikorps in Bayern, kurz darauf auch 

in Sachsen, war nicht nur der Revolution das Genick ge-

bro chen, sondern die Konterrevolution hatte sich nun fest 

eta bliert. Sie war ein Machtfaktor geworden, eine latente 

Gefahr für die bürgerlich-parlamentarische Ordnung, zu 

deren Schutz die Freikorps geschaff en worden waren – kei-

ne mon archistische Gefahr übrigens, vielmehr eine, die 

noch keinen Namen hatte. Und das Zentrum dieser noch 

anonymen Macht war fortan der einst so liberale Freistaat 

Bayern, der von den rechten Ultras zur »Ordnungszelle« 

erklärt wurde, von wo aus sie zu gegebener Zeit die Macht 

in ganz Deutsch land ergreifen und ein »Drittes Reich« er-

richten wollten. Über den für den Aufbau der Freikorps 

und ihr Vorgehen verantwortlichen sozialdemokratischen 

Reichsminister Gu stav Noske schrieb der liberale Histori-

ker Michael Freund in seinem 1973 erweiterten und aktua-

lisierten Werk, »Deutsche Geschichte«: »Noske nahm ein 
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großes Opfer auf sich, als er sich bereit fand, den Bluthund 

zu spielen. Seine Partei schämte sich zuletzt nahezu seiner; 

das deutsche Volk sollte es besser nicht tun. Die Bildung 

der Freikorps war ein Ver hängnis, aber unvermeidlich …«

Die angebliche Unvermeidlichkeit eines Verhängnisses 

ist in Wahrheit die Voraussetzung dafür, daß es überhaupt 

ein tritt. Die Freikorps hätten gar nicht geschaff en zu wer-

den brauchen, auch und gerade nicht vom Standpunkt 

Eberts aus. Die Reichstagswahlen von 1912, die letzten im 

Kaiserreich, bei denen SPD, Liberale und Zentrum zusam-

men fast zwei Drittel aller Stimmen erhalten hatten, waren 

durch die Wah len zur Nationalversammlung im Januar 1919 

noch weit übertroff en worden: Mindestens 85 Prozent des 

deutschen Volkes hatten sich zur Republik bekannt, unter 

Einrechnung der Nationalliberalen sogar 90 Prozent, und 

mehr als drei Viertel zur parlamentarischen Demokratie, 

wie Ebert sie wünschte.

Die die äußerste Rechte bildenden Deutschnationalen 

wa ren geschlagen worden und hatten nur 10,3 Prozent der 

Wäh ler – Konservative und »völkische« Ultrarechte – für 

sich ge winnen können. Aber auch die »rote Gefahr«, die 

der Vor stand der SPD zu sehen glaubte, war Anfang 1919 

überhaupt nicht vorhanden und nichts als ein Leuten vom 

Schlage Noskes nützliches und deshalb von ihnen erfunde-

nes Schreckge spenst:

Das angebliche »Räteunwesen«, das Ebert und Scheide -

mann verabscheuten und das Noske beseitigen sollte, hatte 

weder Chaos noch Blutvergießen verursacht; die Räte-Orga-
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nisati on war – wie wir bereits wissen – ein in Wirklichkeit 

sehr auf Ordnung bedachtes, weitgehend von der rechten 

SPD beherrschtes, Ebert ganz ungefährliches Instrument; 

die USPD hatte keine Parteiorganisation und bestand zur 

Hälfte aus Leuten, die nun, da das Ende des Krieges die 

Grundlagen des Streits beseitigt hatte, schon dabei waren, 

den Rück marsch in die SPD anzutreten. Und die aus der 

kleinen »Spartakus«-Gruppe entstandene KPD hatte sich 

gerade erst zu organisieren begonnen, war ihrer besten 

Köpfe beraubt und zudem weit davon entfernt, einen von 

vornherein zum Schei tern verurteilten Putsch zu unter-

nehmen.

Mit ihrem Entschluß, Hunderttausende von Abenteu-

rern, Entwurzelten und schießwütigen Fanatikern zu be-

waff nen, sie von den ärgsten Feinden der Republik anfüh-

ren und poli tisch indoktrinieren zu lassen, um sie dann 

gegen die eigene revolutionäre Basis zu hetzen, erfüllten 

sich Ebert und Schei demann zwar ihren Wunsch, alles aus-

zutilgen, was noch an die revolutionäre, also in ihren Au-

gen illegitime Entstehung ihrer eigenen Macht erinnerte. 

Doch sie zerstörten damit nicht nur, und zwar endgültig, 

die Chancen für die von der großen Mehrheit der Linken, 

auch ihrer eigenen Anhänger, geforderten Wiederherstel-

lung der sozialistischen Einheit; sie züchteten sich selbst, 

der Republik und der parlamentari schen Demokratie die 

Todfeinde heran, die bald keinen Un terschied mehr mach-

ten zwischen Spartakisten, sozialdemo kratischen »Novem-

berverbrechern« und liberalen »Erfül lungspolitikern«.



Und schon im Jahr darauf, im Frühling 1920, ging die Saat 

auf, die Noske für Ebert gesät hatte, gab die deutsche Linke 

der rechten SPD-Führung die Quittung für das vergossene 

Blut, und zugleich verlor auch die Weimarer Koalition ih-

ren Rückhalt im Volk und damit die Mehrheit im Reichs-

tag. Bin nen vierzehn Monaten wurde Deutschland zu einer 

»Repu blik ohne Republikaner«.
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4. Die Republik rückt weiter nach rechts

Am 10. Januar 1920 trat der Vertrag von Versailles in Kraft. 

Er begrenzte die dem Deutschen Reich von den Siegermäch-

ten gestatteten Streitkräfte auf ein Heer von nur noch hun-

derttausend und eine Kriegsmarine von fünfzehntausend 

Mann Stärke. Das bedeutete, daß die auf 400   000 Mann 

ange wachsene Reichswehr auf ein Viertel verringert, ins-

besondere ein Großteil der Freikorps aufgelöst werden 

mußte.

Die Freikorps hatten die ihnen zugewiesene Aufgabe 

ja auch erfüllt, die Revolution brutal ausgelöscht und die 

»Ruhe und Ordnung« überall hergestellt. Man brauchte sie 

nun nicht mehr. Doch diese Verbände und ihre Führer dach-

ten darüber ganz anders. Sie wollten nicht die Uniform aus-

ziehen und die Waff en ablegen; sie scheuten die Rückkehr 

in ein normales bürgerliches Leben, wo sie hätten arbeiten 

müssen, anstatt andere für sich arbeiten zu lassen. Und erst 

recht woll ten die Kommandeure dieser von der Aufl ösung 

bedrohten Verbände ihre Macht nicht aus der Hand geben, 

ihre respekt gebietenden Positionen nicht vertauschen mit 

einem trüben, glanzlosen Zivilisten-Dasein, bestenfalls als 

Wein- oder Zi garrenvertreter.

Der ganze Februar 1920 war erfüllt von Gerüchten 

über ei nen bevorstehenden Militärputsch, und als dessen 

Organisa tor und Anführer galt allgemein der von Noske 
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eingesetzte, von Ebert mit sehr weitgehenden Vollmach-

ten ausgestattete Befehlshaber der gesamten Truppen im 

Reich, General Wal ther Freiherr v. Lüttwitz.

Der Reichsregierung war dies alles bekannt. Sie wuß-

te auch, welche Stimmung bei den Freikorps herrschte, 

beson ders bei der Marinebrigade II, die als »Noskes Feu-

erwehr« gegen immer noch mögliche Aufstände der Ber-

liner Arbeiter schaft auf dem nahe der Reichshauptstadt 

gelegenen Truppenübungsplatz Döberitz in Bereitschaft 

lag. Diese etwa fünftausend Mann starke, mit Feldhau-

bitzen und schweren Maschinengewehren ausgerüstete 

Elite-Einheit, nach ihrem Kommandeur, dem Korvetten-

kapitän Hermann Ehrhardt, meist »Brigade Ehrhardt« 

genannt, bestand fast nur aus Offi   zieren und Unteroffi  -

zieren der Marine von erprobter konter revolutionärer 

Zuverlässigkeit sowie aus einigen »Baltiku mern«, die bis 

zum Herbst 1919 in Lettland gegen die sowje tische Rote 

Armee gekämpft hatten. Das Stammpersonal der »Bri-

gade Ehrhardt« war in München zur Beseitigung der 

Rä teherrschaft eingesetzt worden. Offi  ziere und Mann-

schaften waren durchweg extrem republikfeindliche 

Rechts radikale. Sie trugen als Zeichen ihrer »völkischen« 

Ge sinnung seit An fang Januar 1920 ein Hakenkreuz am 

Stahl helm, führten schwarz-weiß-rote Fahnen und verun-

glimpften mit Spott- und Schmähliedern den Staat der 

»Novemberverbrecher«, den sie verteidigen sollten, erst 

recht dessen Repräsen tanten. Später bildeten sie die Ka-

der der Kampfverbände Hitlers.



Bis Ende Februar zögerte die Reichsregierung mit dem 

Aufl ösungsbefehl für die »Brigade Ehrhardt«, und als sie 

ihn dann erteilte, erklärte General v. Lüttwitz: »Ich werde 

nicht dulden, daß mir eine solche Kerntruppe in einer so 

gewitter schwülen Zeit zerschlagen wird!«

Das war off ene Rebellion; Ebert und sein Reichswehrmi-

ni ster Noske hätten den General nun sofort absetzen und 

ver haften lassen müssen. Statt dessen empfi ngen sie ihn am 

10. März zu einer »Aussprache«, bei der Lüttwitz mit allerlei 

Forderungen kam: Aufl ösung des Reichstags, Neuwahlen, 

Besetzung der Ministerien mit bürgerlichen, nationalgesinn-

ten Fachleuten, Übertragung des Reichswehr-Oberkom-

mandos auf ihn, den meuternden General, und Rücknahme 

des Befehls zur Aufl ösung der »Brigade Ehrhardt«.

Ebert redete lange und »in väterlichem Ton« auf Lütt-

witz ein; Noske forderte ihn schroff  auf, seinen Abschied zu 

erbit ten. Aber General v. Lüttwitz tat etwas ganz anderes: 

er alarmierte die »Brigade Ehrhardt« und befahl ihr, am 

näch sten Tag, Samstag, dem 13. März 1920, in aller Frühe in 

Ber lin einzumarschieren, das Regierungsviertel zu beset-

zen und »das rote Pack« davonzujagen.

Erst nach Erteilung dieser Anordnungen verständigte der 

General diejenigen, die nach seinen Plänen anstelle von Ebert 

und dem Kabinett der Weimarer Koalition die Regierungsge-

schäfte übernehmen sollten: den einstigen Militärdiktator 

General Ludendorff ; den stramm-»völkischen« ostpreußi-

schen Landschaftsdirektor Wolfgang Kapp, einst als »Polen-

fresser« berüchtigt, seit einem Jahr Anführer einer rechten 
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Verschwörergruppe und von General v. Lüttwitz als neuer 

Reichskanzler vorgesehen; Oberst Bauer, Chef der Gardeka-

vallerie-Schützendivision, und vor allem den »bewährten« 

Hauptmann Waldemar Pabst, den Arrangeur des Mordes an 

Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. (Pabst wurde auch 

sogleich von Lüttwitz zum Major befördert – was gegen alle 

Regeln, auch die der Meuterer, verstieß, von der Republik 

später jedoch anerkannt und durch entsprechende Pensions-

zahlungen noch belohnt wurde …) Auch der einstige, erzre-

aktionäre kaiserliche Polizeipräsident von Berlin, Traugott v. 

Jagow, war mit von der Partie, ferner ein paar deutschnatio-

nale Oberfi nanzräte und Wirtschaftskammer präsidenten 

sowie der mecklenburgische Reichswehrbefehls haber und 

frühere Kolonialtruppenführer, General Paul v. Lettow-Vor-

beck. Von Königsberg aus meldeten sich der Reichswehrbe-

fehlshaber, General v. Estorff , und der Ober präsident von 

Ostpreußen, Winnig, bis dahin Sozialdemo krat, und erklär-

ten sich zum Mitputschen bereit.

Inzwischen hatte auch Noske einige Maßnahmen getrof-

fen: Er war zwar davon überzeugt, daß die Regierung nicht 

ernsthaft in Gefahr sei, hatte aber vorsichtshalber zwei 

Regi menter Sicherheitspolizei und ein Regiment Reichs-

wehr zur Bewachung des Regierungsviertels angefordert. 

Das schien ihm genug der Vorsorge zu sein, doch er irrte 

sich gründlich.

Sämtliche Offi  ziere, nicht nur die der angeforderten Si-

cherheitstruppen, sondern auch die aller übrigen Polizei-

Einheiten und Streitkräfte in und um Berlin, verständigten 
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sich untereinander und verabredeten, nichts zum Schutz 

der Regierung zu unternehmen und der anrückenden »Bri-

gade Ehrhardt« keinen Widerstand zu leisten.

Vorsichtshalber fragten die Kommandeure bei Ge ne ral-

oberst Hans v. Seeckt, dem Chef der Heeresleitung, noch 

im Laufe der Nacht an, wie er zu ihrem Entschluß stehe, 

die Re gierung im Stich zu lassen. Und der bei Reichswehr, 

Bürger tum, Beamtenschaft und Ministern höchste Autori-

tät genie ßende General gab ohne Zögern grünes Licht für 

den geplan ten Verrat. »Truppe schießt nicht auf Truppe«, 

soll er näselnd geäußert haben, auch daß es nicht anginge, 

»zwischen Berlin und Potsdam eine Felddienstübung mit 

scharfen Patronen abzuhalten«.

Die »Brigade Ehrhardt« hatte nicht so rücksichtsvolle 

Order. Ihr Befehl lautete, »kriegsmäßig nach Berlin zu mar-

schieren und jeden Widerstand rücksichtslos zu bre chen«.

Damit stand fest: Die Putschisten waren durchaus be-

reit, auf Reichswehr und Polizei zu schießen, wogegen 

die Sicher heitskräfte entschlossen waren, die bedrohte 

Reichsregierung nicht zu verteidigen. Ebert und Noske 

waren also von ihren gesamten Streitkräften, mit denen 

sie die Revolution in Deutschland blutig niedergewor-

fen hatten, teils nun selbst unmittelbar bedroht, teils im 

Stich gelassen. Und nun besan nen sich die sozialdemo-

kratischen Minister, kurz bevor sie die Flucht aus Berlin 

antraten und das Regierungsviertel den Putschisten über-

ließen, plötzlich noch einmal auf ihre Herkunft, auf die 

verratenen Grundsätze ihrer Partei und auf de ren Basis.
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Draußen wurden schon die Autos beladen, mit denen 

sich Ebert und die SPD-Mitglieder dann nach Dresden ab-

setzten, während die bürgerlichen Minister in der Wilhelm-

straße zu rückbleiben und mit den Putschisten verhandeln 

wollten. Da entschlossen sich die sozialdemokratischen 

Führer, rasch noch einen Aufruf an die Bevölkerung zu ver-

fassen, sie zum Widerstand aufzufordern und den General-

streik zu prokla mieren!

Es war ein höchst seltsamer Text, der da in aller Eile aufge-

setzt, hinaustelegrafi ert und dann überall in Deutschland 

durch Zeitungen und Flugblätter bekanntgemacht wurde:

»Arbeiter, Genossen! Der Militärputsch ist da! … Wir wei-

gern uns, uns diesem militärischen Zwang zu beugen. Wir 

ha ben die Revolution nicht gemacht, um das blutige Lands-

knechtregiment wieder anzuerkennen. Wir paktieren nicht 

mit den Baltikum-Verbrechern.

Arbeiter, Genossen! Wir müßten uns vor euch schämen, 

wenn wir anders handeln würden. Wir sagen: Nein und noch-

mals nein! Ihr müßt bestätigen, daß wir in eurem Sinne ge-

handelt haben. Wendet jedes Mittel an, um diese Wieder kehr 

der blutigen Reaktion zu verhindern! 

Streikt, legt die Arbeit nieder, schneidet dieser Militärdik-

tatur die Luft ab, kämpft mit jedem Mittel um die Erhaltung 

der Republik, laßt alle Spaltung beiseite! Es gibt nur ein Mit-

tel gegen die Rückkehr Wilhelms II.: Die Lahmlegung jedes 

Wirtschaftslebens! Keine Hand darf sich mehr rühren, kein 

Proletarier der Militärdiktatur helfen. – Generalstreik auf der 

ganzen Linie! Proletarier, vereinigt euch!«
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Dieser Aufruf war unterschrieben: Die sozialistischen Mit-

glieder der Regierung: Ebert, Bauer, Noske, Schlicke, Schmidt, 

David, Müller. Für den Vorstand der Sozialdemo kratischen 

Partei Deutschlands: Otto Wels.

Das Ganze war, wie Fritz Stampfer, von 1916 bis 1933 

Chefredakteur des SPD-Zentralorgans »Vorwärts«, dazu 

bemerkt hat: »Grotesk! Wie oft hatten sie im letzten Jahr 

vor den ewigen Streiks gewarnt … Auch hatten sie wirklich 

kei nen Grund, sich zu rühmen, ›die Revolution gemacht‹ 

zu ha ben …!«

Es wurde indessen zunächst noch um einiges grotesker: 

Während nämlich am Morgen des 13. März 1920 der Land-

schaftsdirektor Kapp – nach dem dieser Militärputsch dann 

zu Unrecht benannt wurde, denn Kapp spielte nur eine Ne-

benrolle – in die Wilhelmstraße fuhr und erklärte, er sei der 

neue Reichskanzler, waren Reichspräsident Ebert, Reichs-

kanzler Bauer und alle SPD-Minister nach Dresden gefl o-

hen, wo sie bei Noskes »bewährtem« General Maercker, 

damals Reichswehr-Kommandeur in Sachsen, Sicherheit 

zu fi nden hoff ten. Doch General Maercker teilte ihnen mit, 

er habe Be fehl von General v. Lüttwitz, sie in »Schutzhaft« 

zu nehmen. Nur mit Mühe gelang es Ebert und Noske, den 

General da von zu überzeugen, daß sie gänzlich unschuldig 

seien an dem »Elaborat«, wie sie ihren eigenen Aufruf zum 

Generalstreik nannten, und daß Maercker sie, wenigstens 

vorläufi g, besser in Freiheit ließe, damit sie »das Schlimm-

ste verhindern« könnten. Und dann, ehe der General sie am 

Ende doch noch verhaftete, fl üchteten die entmachteten 
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Sozialdemokraten weiter nach Stuttgart, wo sich das Militär 

abwartend verhielt und sie in Ruhe ließ. Denn inzwischen 

hatten die Generale gemerkt, daß v. Lüttwitz, Ludendorff  

und Kapp nicht im stande waren, sich durchzusetzen.

Bereits am Sonntag, dem 14. März 1920, hatte in Berlin 

der Generalstreik begonnen. Am Montag dehnte er sich 

auf ganz Deutschland aus und nahm den Putschisten jede 

Chance eines Erfolgs. Denn es wurde nicht nur die Arbeit in 

den Fabriken, Zechen und Hüttenwerken, auf den Werften 

und an allen Baustellen, in den Büros, Warenhäusern und 

Banken einge stellt; es standen buchstäblich »alle Räder 

still«: Der gesamte Eisenbahn- und Postverkehr im Reich 

ruhte; keine Zeitung erschien; Straßenbahnen und Omni-

busse blieben in den De pots. Und in Groß-Berlin wurde so-

gar die Strom-, Gas- und Wasserversorgung unterbrochen, 

und alle Telefon- und Fernschreibverbindungen waren ab-

geschaltet.

Mit unerhörter, von niemandem erwarteter Einmütig-

keit und Disziplin hatte die gesamte Arbeitnehmerschaft 

den Auf ruf zum Generalstreik befolgt, und auch die Stun-

de der er sehnten Einigung aller Sozialisten schien nun ge-

schlagen zu haben.

Die Führung der Linken hatte zunächst gezögert, der 

rech ten Sozialdemokratie zu Hilfe zu kommen, und sie war 

nicht zimperlich bei der Begründung ihrer ablehnenden 

Haltung: »Ihr habt uns wie Hunde behandelt – das kann 

man doch jetzt nicht alles vergessen!«, hatte der USPD-

Führer Artur Crispien noch am Sonntag den eberttreuen 
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Gewerkschaftsfunk tionären erklärt. Und der damalige Lei-

ter der Berliner KPD-Zentrale und spätere Regierende Bür-

germeister von West-Berlin, Ernst Reuter, meinte zunächst 

gar: »Keinen Finger rühren für die in Schmach und Schan-

de untergegan gene Regierung der Mörder Karl Liebknechts 

und Rosa Lu xemburgs!«

Aber dann siegten bei USPD und KPD die Solidarität 

und die Erkenntnis, daß nur die Aktionseinheit der ge-

samten Linken eine Militärdiktatur und die Wiederher-

stellung der Hohenzollern-Monarchie würde verhindern 

können. Und so bildeten sich überall im Handumdrehen 

paritätisch besetzte Streikleitungen, Aktionsgemeinschaf-

ten von SPD, USPD, KPD und Gewerkschaften sowie von 

allen drei Parteien be schickte Ausschüsse zur Organisation 

von Massenkundge bungen gegen den reaktionären Putsch. 

Wovon drei Tage zu vor nur Utopisten hatten träumen kön-

nen, wurde binnen weniger Stunden zur von den Massen 

begeistert aufgenom menen Wirklichkeit.

Wenn konservative und liberale Historiker später be-

hauptet haben (und noch heute mitunter behaupten), 

der Kapp-Lüttwitz-Putsch vom März 1920 sei nicht an der 

spontanen Massensolidarität der deutschen Linken und 

schon gar nicht am Generalstreik gescheitert, vielmehr an 

der zögernden Haltung der Ministerialbürokratie und am 

»passiven Wider stand« der Reichswehr-Führung unter Ge-

neral Seeckt, so war und ist dies eine Zwecklüge. Sie soll 

das Volk vergessen lassen, wie stark es sein kann, wenn es 

einig ist.



Denn wäre nicht gestreikt worden und hätten die Ministe-

rialräte und die Herren vom »Truppenamt« über Telefon, 

Fernschreiber, Druckereien, Presse, Eisenbahnverbindun-

gen und was man sonst zum Regieren braucht, verfügen 

kön nen, so wären diese »passiven Widerständler« binnen 

kurzem bereit gewesen, auch unter den neuen Herren – die 

ja nur der Vortrupp der alten, kaiserlichen Herren und des 

Generals Ludendorff  waren – »getreulich ihre Pfl icht zu 

tun«. Die im Grunde ihres Herzens reaktionären, republik-

feindlichen Be amten und Offi  ziere warteten bloß ein paar 

Tage lang ab, ob die Putschisten sich würden behaupten 

können.

Die Herren v. Lüttwitz und Kapp scheiterten jedoch. 

Und ihr Versuch, eine Militärdiktatur zu errichten, mißlang 

nur deshalb, weil eine spontan solidarische und äußerst 

diszipli nierte Arbeitnehmerschaft den gesamten Staats-, 

Wirt schafts- und Verkehrsapparat kurzerhand lahmlegte.

Wenn die Revolution dennoch nicht in diesem erneu-

ten Anlauf siegte und das im November 1918 begonnene 

Werk vollenden konnte, so lag dies wiederum an einer – al-

lein durch den Triumph des erfolgreichen Generalstreiks 

hervorgerufe nen – tragischen Verkennung des veränder-

ten Kräfteverhält nisses:

Zu einem machtvollen, einwöchigen Generalstreik reich-

te die revolutionäre Kraft der deutschen Arbeiterschaft 

gerade noch aus, obwohl sie selbst natürlich am meisten 

unter den Entbehrungen zu leiden hatte, die der Streik und 

der gewollte Zusammenbruch der Versorgung bewirkten. 
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Schon das grenzte an ein Wunder, wenn man bedenkt, daß 

diese Kraft in den sechzehn Monaten seit dem November-

umsturz des Jah res 1918 von der rechten SPD-Führung im 

Verein mit den al ten Mächten mit den brutalsten Mitteln 

systematisch gebro chen worden war, während man den 

konterrevolutionären Kräften durch die Aufstellung der 

Freikorps gewaltig den Rücken gestärkt und freie Hand ge-

lassen hatte.

Jetzt schien die SPD unter dem Druck der Ereignisse 

zur Einsicht gekommen zu sein, daß jeder Pakt mit der 

Konterre volution verhängnisvoll war, auch für sie selbst. 

Und aus der wiederhergestellten Einigkeit der Linken er-

wuchs noch ein mal revolutionärer Schwung. Aber als 

dann, erst in Sachsen und Th üringen, bald auch im rhei-

nisch-westfälischen Indu striegebiet, aus dem erfolgrei-

chen Streik ein bewaff neter Auf stand der Arbeiterschaft 

zur Vollendung der abgewürgten Revolution wurde, da 

zeigte sich zunächst, wie schnell Put schisten, zögernde 

Reichswehr, abwartendes Beamten- und Bürgertum, be-

sorgte Großindustrie und Finanzwelt, die den Putsch be-

jubelnden Junker und die davor gefl üchtete SPD-Führung 

wieder zusammenfanden.

Auch erwies sich sodann, daß die Macht der Konter-

revolu tion zwar zum erfolgreichen Putsch gegen die SPD 

nicht ganz ausgereicht, aber so kräftig zugenommen hatte, 

daß sie nun im erneuerten Bündnis mit der rechten SPD 

alle Aufstände der Linken niederschlagen konnte wie in 

den sechzehn Mo naten zuvor, doch mit einem wichtigen 
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Unterschied: Es stellte sich nämlich rasch heraus, daß die 

Gewichte innerhalb der konterrevolutionären Allianz jetzt 

ganz anders verteilt waren. Im Winter 1918/19 hatte die 

rechte SPD-Führung den Ton angegeben und die Militärs 

toleriert, damit diese die Re volution erstickten; jetzt aber 

waren Reichswehr, Freikorps, bürgerliche Rechte und re-

aktionäre Junker diejenigen, die das Sagen hatten, und sie 

betrachteten nun ihrerseits die SPD als ein vorläufi g noch 

notwendiges Übel, das es eine Zeitlang zu dulden galt, aber 

nicht mehr lange.

Unter dem Eindruck des Generalstreiks und des bewaff -

neten Aufstands der Arbeiter in Mitteldeutschland und an 

der Ruhr ergriff en die Führer der bürgerlichen Parteien die 

Initiative. Der in Berlin zurückgebliebene Vizekanzler und 

Reichsju stizminister Eugen Schiff er von den Demokraten 

fand, die Hauptgefahr sei jetzt nicht mehr der Putsch von 

rechts, son der das, was er schlicht »den Bolschewismus« 

nannte: der Generalstreik der Arbeitnehmerschaft für die 

legale Regie rung, der er selbst angehörte, und das bewaff -

nete Vorgehen der Streikenden gegen Reichswehrverbän-

de, die sich den Put schisten unterstellt hatten. Schiff er 

meinte, eine Kapitulation der Militärs vor dem General-

streik müßte unbedingt vermie den werden; das Scheitern 

des Putsches würde nur zur weite ren Radikalisierung der 

Massen führen.

Seine Kabinettskollegen vom Zentrum stimmten Schif-

fer zu, und auch die von ihm konsultierten Führer der 

bürgerli chen Rechtsopposition, Oskar Hergt von den 
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Deutschnatio nalen und Gustav Stresemann von der natio-

nalliberalen Deutschen Volkspartei, waren ganz derselben 

Ansicht. Ge meinsam und mit Zustimmung einiger in Berlin 

zurückge bliebener SPD-Vorstandsmitglieder verabredeten 

sie, die Herren Kapp und v. Lüttwitz zum freiwilligen Rück-

tritt »in allen Ehren« zu bewegen. Dafür boten sie den Re-

bellen volle Straff reiheit sowie die weitgehende Erfüllung 

dessen an, was v. Lüttwitz vor dem Putsch gefordert hatte: 

Reichstags-Neuwahlen, Umbildung der Regierung und all-

mählicher Übergang zu einer Koalition der rechten Mitte, 

möglichst ohne Sozialdemokraten, gestützt auf eine starke 

Reichswehr mit Generaloberst v. Seeckt an der Spitze, den 

Schiff er kur zerhand »im Namen des Reichspräsidenten« 

zum »Chef der Heeresleitung« ernannte.

Bei vorzüglichem Essen und erlesenem Wein verhan-

delte sodann der Vizekanzler der aus Berlin vertriebenen 

Regie rung mit dem Bevollmächtigten der Hochverräter, 

dem »Ma jor« Pabst, und er bot nach erfolgreichem Ab-

schluß der »in sehr angenehmer Atmosphäre« verlaufen-

den Gespräche dem Mörder Liebknechts und Rosa Lu-

xemburgs falsche Pässe für die Anführer des gescheiterten 

Putsches an. Wie Johannes Erger in seiner hervorragenden 

wissenschaftlichen Untersu chung, »Der Kapp-Lüttwitz-

Putsch«, aufgrund überein stimmender Aussagen der bei-

den Beteiligten berichtet hat, lehnte Pabst das hochherzige 

Anerbieten jedoch dankend ab, denn »mit falschen Pässen 

hatten sich die Putschisten bereits von ihren Freunden im 

Polizeipräsidium versorgen lassen«.
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Noch mehr der Freundlichkeit und Ehre ließ man dem 

Korvettenkapitän Ehrhardt zuteilwerden. Der neue »Chef 

der Heeresleitung«, v. Seeckt, erließ nach einer Unterre-

dung mit dem Meuterer am 18. März einen Tagesbefehl, 

worin er der »Brigade Ehrhardt« sein Lob für ihre hervor-

ragende Dis ziplin aussprach und anerkannte, daß sie »va-

terländischen In teressen zu dienen« geglaubt hätte, als sie 

zum Putsch gegen die Reichsregierung angetreten sei.

Aber das war den mit »Hakenkreuz am Stahlhelm, 

schwarz-weiß-rotem Band« gegen die Republik zu kämp-

fen bereiten Putschisten noch nicht genug. Die »Brigade 

Ehr hardt« marschierte erst – mit Gesang und fl iegenden 

Fahnen – aus Berlin ab, nachdem ihr v. Seeckt schriftlich 

zugesichert hatte, sie vor Verhaftung und Strafverfolgung 

zu schützen. Und alsdann schlug diese »vaterländischen 

Interessen die nende«, »hervorragende Disziplin« wah-

rende »Elite-Trup pe« rasch noch einmal brutal zu: als sie 

am Brandenburger Tor von einer unbewaff neten Menge 

mit unfreundlichen Zu rufen bedacht wurde, feuerten die 

Ehrhardt-Männer ein paar MG-Salven ins Publikum. Zwölf 

Tote und dreißig Schwer verwundete ließen sie auf dem Pa-

riser Platz zurück, ehe sie mit Gesang nach Döberitz abzo-

gen.

Nun konnten Reichspräsident Ebert, Reichskanzler Gustav 

Bauer, Reichswehrminister Noske und die anderen gefl üch-

teten sozialdemokratischen Kabinettsmitglieder wieder 

nach Berlin zurückkehren. Ihre Hauptsorge galt zunächst der 
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Be endigung des Generalstreiks. Sie erreichten sie dadurch, 

daß sie den Gewerkschaftsführern einiges versprachen, das 

sie weder erfüllen konnten noch wollten, zum Beispiel die 

»strengste Bestrafung aller am Putsch Beteiligten«.

Sodann war ihr wichtigstes Anliegen, die »Ruhe und 

Ord nung« wiederherzustellen, allerdings nur dort, wo die 

verei nigte Linke mit Waff engewalt den Militärputsch ver-

hindert und die Macht an sich gerissen hatte. In Sachsen 

und Th ürin gen war nach harten, wechselvollen Kämpfen 

die Reichswehr Sieger geblieben; dort – wie auch in Bay-

ern, wo das Militär die SPD-Regierung Hoff mann durch ein 

Kabinett des »Ord nungsblocks« mit Gustav Ritter v. Kahr 

an der Spitze ersetzt hatte – war nach Meinung der SPD-

Führung kein Eingreifen mehr nötig. Um so dringender, 

fand sie, brauchte das Ruhr gebiet eine »Befriedung« durch 

starke Truppenverbände.

Dort hatte eine aus der Arbeiterschaft des Industrie-

reviers rasch gebildete Rote Armee die örtlichen Reichs-

wehr-Garni sonen in die Flucht geschlagen, am 17. März 

Dortmund, am 18. Bochum und Hamm, am 19. Essen er-

obert, woraufhin der Kommandierende General in Mün-

ster gezwungen gewe sen war, auch Düsseldorf, Duisburg, 

Hamborn, Dinslaken und Mülheim von seinen Truppen 

räumen zu lassen. Am 20. März stand das ganze rhei-

nisch-westfälische Industriege biet unter der Herrschaft 

der siegreichen Arbeiter, und das beschleunigte die Wie-

derherstellung des Bündnisses zwi schen dem Militär und 

der rechten SPD.
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Dabei wurde zunächst, gegen Eberts erbitterten Wider-

stand, Gustav Noske zum Rücktritt gezwungen, weil man 

ihn für nicht mehr »tragbar« hielt und nicht sicher war, ob 

nicht auch der Reichswehrminister an den Putschvorberei-

tungen ein wenig teilgenommen hatte. Noske wurde (und 

blieb bis 1933) Oberpräsident der Provinz Hannover; sein 

Nachfolger im Ministeramt wurde Dr. Otto Geßler, ein bür-

gerlicher Liberaler.

Auch Vizekanzler Schiff er mußte aus dem Kabinett 

aus scheiden, und bei der Regierungsumbildung, die dazu 

erfor derlich wurde, übernahm der Sozialdemokrat Her-

mann Mül ler das Kanzler- und Außenamt. Doch wer sich 

von diesem Wechsel und besonders vom Sturz Noskes eine 

Kursände rung versprochen hatte, irrte sich sehr: Die erste 

Amtshand lung der neuen Regierung war ein Ultimatum an 

die Arbeiter des Ruhrgebiets. Sie, die entscheidend dazu 

beigetragen hat ten, die Republik zu retten, sollten sofort 

die Waff en nieder legen und sich der angeblich »auf den Bo-

den der Verfassung zurückgekehrten« Reichswehr unter-

werfen. Anderenfalls würde der Wehrkreis-Befehlshaber, 

General v. Watter, »Freiheit des Handelns zur Wiederher-

stellung gesetzmäßiger Zustände« erhalten.

Während noch zwischen Regierung und Gewerkschaf-

ten, zwischen Bevollmächtigten der Ruhrarbeiterschaft 

und dem Staatskommissar Carl Severing (SPD) über eini-

germaßen an nehmbare Bedingungen verhandelt wurde, 

gingen v. Watters Truppen bereits mit äußerster Brutalität 

gegen die bewaff nete Arbeiterschaft vor. Dabei setzte die 



Reichswehr vor allem diejenigen Freikorps ein, die beim 

Kapp-Lüttwitz-Putsch gegen die Regierung Front gemacht 

hatten, so die Schwe ster-Einheit der »Brigade Ehrhardt«, 

die Marinebrigade I un ter dem Kommando v. Löwenfeldts, 

das Freikorps Roßbach, die Schützenbrigade des bayeri-

schen Obersts Ffanz Ritter v. Epp, der schon damals ein 

Förderer Hitlers war, sowie weitere berüchtigte rechtsradi-

kale Verbände.

Wie diese Soldateska im Ruhrgebiet hauste, bezeugt ein 

Brief, den der Oberjäger Max Zeller am Tag des Überfalls 

der Schützenbrigade v. Epp auf die Arbeiterschaft von Pel-

kum bei Hamm, am 2. April 1920, an das Reservelazarett I, 

Station A, in Dresden richtete:

»Liebe Schwestern und Kranke!

Bin nun endlich bei meiner Kompanie. Gestern vormittag 

kam ich zu meiner Kompanie, und nachmittags um 1 Uhr 

machten wir den ersten Sturm. Wenn ich Euch alles schrei-

ben würde, da würdet Ihr sagen, das sind Lügen. Pardon 

gibt es überhaupt nicht. Selbst die Verwundeten erschießen 

wir noch. Die Begeisterung ist großartig, fast unglaublich. 

Unser Ba taillon hat zwei Tote. Die Roten 200 bis 300. Alles, 

was uns in die Hände kommt, wird mit dem Gewehrkolben 

zuerst abge fertigt und dann noch mit einer Kugel. Ich dach-

te während des ganzen Gefechts an Station A. Das kommt 

nämlich daher, daß wir auch 10 Rote-Kreuz-Schwestern so-

fort erschossen ha ben; von denen hatte jede eine Pistole bei 

sich. Mit Freuden schossen wir auf diese Schandbilder, und 

wie sie geweint und gebeten haben, wir sollten ihnen das Le-
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ben lassen. Nichts! – Wer mit der Waff e getroff en wird, der 

ist unser Gegner und muß daran glauben. Gegen die Fran-

zosen waren wir im Felde viel humaner. Wie geht es sonst 

im Lazarett? – Die Bevölke rung gibt uns alles. In den Wirt-

schaften werden wir oft 20 bis 30 Mann freigehalten. Meine 

Adresse ist: Oberjäger Max Zel ler, Student, 11. Kompanie, 

Brigade Epp, Post Rokow in Westfalen.«

Nicht etwa wegen der Verbrechen, deren er sich rühmte, 

sondern weil sein Brief einigen Zeitungen zur Kenntnis ge-

bracht und veröff entlicht worden war, leitete das Kriegsge-

richt der Schützenbrigade 21 (v. Epp) gegen den Oberjäger 

ein Verfahren ein.

Josef Ernst, USPD-Vertreter in der Oberleitung der Ar-

beiterwehr von Hagen, schilderte das Vorgehen der Reichs-

wehr in seinem Bezirk aus der Sicht derer, die für die legale 

Reichsregierung gestreikt und zu den Waff en gegriff en hat-

ten:

»Am ersten Tag des Einmarsches (blieb) alles ruhig. Ja, 

selbst Militärkapellen ließ man auf den Marktplätzen musi-

zieren. Am zweiten Tag begannen plötzlich die Verhaftungen 

und Erschießungen … Arbeiter wurden aus ihren Wohnun-

gen geholt und sofort erschossen. Vernehmungen und Ver-

handlungen gab es nicht … Ein Mann namens Finke, der nie 

an den Kämpfen beteiligt war, wurde erschossen. Ein gewis-

ser Fritz Oleink wurde ohne Vernehmung, ohne Urteil an die 

Wand gestellt … Ein Zentrumsanhänger namens Rose wur-

de irrtümlicherweise an Stelle eines Baricke ergriff en und 

er schossen. Nachdem man den Irrtum festgestellt, verhafte-
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te man den richtigen Baricke, mißhandelte ihn schwer und 

er schoß ihn … Der Bergmann Soyka wurde in Gegenwart 

sei ner Frau erschossen. Ein Mann, der durch die Liebrecht-

straße in Matrosenkleidung ging, wurde auf Grund dieser 

Kleidung verhaftet und sofort erschossen. In der Aegidistra-

ße wurde ein Denunzierter verhaftet und sofort erstochen … 

Drei Bergleu te, die von der Schicht auf dem Wege nach Hau-

se waren, wurden am Ostring ergriff en und ohne Verhör so-

fort erschos sen. So wurde Mord auf Mord gehäuft, ohne daß 

je ein Staats anwalt oder Militärgericht gegen die uniformier-

ten Bestien vorging.«

Die Kriegsgerichte waren anderweitig beschäftigt. Al-

lein das Außerordentliche Kriegsgericht in Wesel verhäng-

te bin nen drei Tagen gegen 822 Arbeiter Zuchthausstrafen. 

Die Ur teile, sämtlich wegen schweren Aufruhrs, waren 

samt Be gründung bereits vorgedruckt, so daß nur noch 

die Persona lien der Angeklagten eingesetzt zu werden 

brauchten. Es handelte sich stets um sogenannte »leichte 

Fälle«, wobei den Beschuldigten weder Waff enbesitz noch 

Gewaltanwendung vorgeworfen werden konnte. So wurde 

beispielsweise der Bergmann Gottlieb Kruppa aus Oster-

feld, weil er am 26. März 1920 vorübergehend die Leitung 

einer Zeche über nommen hatte, zu fünf Jahren und einem 

Monat Zuchthaus, Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 

und Polizeiaufsicht verurteilt.

Aber das war nur die »legale« Rache des Militärs. Da-

neben wütete wochenlang der Terror der Freikorps. Selbst 

Carl Severing, damals als Reichs- und preußischer Staats-
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kommissar zumindest formal mit dem Oberbefehl über 

sämtliche »Ord nungskräfte« betraut, mußte bekennen: 

»Was wußten die Truppen des Herrn v. Aulock oder Roß-

bachs – beides rechts radikale Freikorpsführer – von der 

gerechten Notwehr fl eißi ger Arbeiter gegen militärische Eid-

brecher? Für sie war jeder Arbeiter, der gegen Kapp aufge-

standen war, ein Bolschewist, den zu quälen und zu ›erledi-

gen‹ so manchem als vaterländi sche Tat erschien.«

Severing, Mitglied des SPD-Parteivorstands und bis 1932 

preußischer Innenminister, schätzte die Anzahl der bei 

der »Säuberung« des Ruhrgebiets ermordeten Arbeiter auf 

»min destens tausend«.

In Wahrheit wurden weit mehr Menschen Opfer dieses 

Terrors, und hätten nicht die Franzosen die Räumung des 

Ruhrgebiets von Truppen dadurch erzwungen, daß sie ihrer-

seits den Raum von Frankfurt am Main besetzten, wäre das 

Schreckensregiment zu einer Dauereinrichtung geworden.

Doch so fürchterlich das Strafgericht der Republik über 

ihre Retter war – mit jenen als Henker, vor denen man sie 

ge rettet hatte –, so milde wurde mit den Anführern des 

Putsches verfahren: General v. Lüttwitz konnte ins Aus-

land reisen, kehrte aber bald wieder zurück, lebte unbe-

helligt in Schlesien und wurde 1925 amnestiert; »Reichs-

kanzler« Wolfgang Kapp begab sich nach Schweden und 

starb 1922 eines natürlichen Todes; Kapitän Ehrhardt 

tauchte in Bayern unter, half dort beim Aufbau der natio-

nalsozialistischen Kampfverbände mit, gründete eine Ge-

heimorganisation, die für eine Reihe von Attentaten, von 
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denen noch die Rede sein wird, verant wortlich war, wur-

de 1922 verhaftet, entkam bald darauf aus dem Gefängnis 

und wurde 1925 ebenfalls amnestiert; dem General Luden-

dorff  wurde von sehr höfl ichen Richtern gern geglaubt, 

daß er in Berlin beim Einmarsch der Putschisten nur ganz 

zufällig anwesend gewesen sei und gerade »etwas frische 

Luft geschnappt« habe, als ihm die »Brigade Ehr hardt« 

mit einem Parademarsch die Reverenz als neuem Staats-

oberhaupt erwies, und »Major« Pabst gelang die Aus reise 

nach Österreich, wo er die faschistischen »Heimwehren« 

aufbauen half, bis auch ihm 1925 volle Amnestie zuteil 

wurde.

Kein einziger Putschist wurde ernsthaft zur Rechenschaft 

gezogen; kein einziges Verbrechen der Freikorpsleute fand 

gerechte Sühne. Aber als am 6. Juni 1920 Reichstagswahlen 

stattfanden, da erteilte die deutsche Linke der SPD die Quit-

tung für den erneuten Verrat, während das auf Kosten der 

Arbeiterschaft vor der Revolution gerettete Bürgertum den 

Sozialdemokraten keinen Dank abstattete, sondern eine 

Ent scheidung traf, die das Ende der »Weimarer Koalition« 

be deutete.

Bei einer um mehr als vier Millionen Stimmen geringe-

ren Beteiligung im Vergleich zu den Wahlen vom Januar 

1919, erhielt die SPD nur noch 5,6 Millionen anstelle der 11,5 

Mil lionen Stimmen des Vorjahres. Die USPD konnte ihren 

An teil von 2,3 auf 4,9 Millionen Stimmen kräftig erhöhen; 

die Kommunisten, die sich 1919 nicht an der Wahl beteiligt 

hat ten, erhielten 440   000 Stimmen.
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Von den bürgerlichen Parteien mußten die Demokraten 

ei nen Rückgang ihrer Wähler von 5,7 auf 2,2 Millionen hin-

nehmen. Das Zentrum hatte einen etwas geringeren Ver-

lust: Von seinen fast 6 Millionen Stimmen im Januar 1919 

blieben ihm zwar nur 3,5 Millionen; aber in Bayern erhielt 

die jetzt selbständige, zum »Ordnungsblock« gehörende 

Zentrums-Schwester, die Bayerische Volkspartei, weitere 

1,1 Millionen Stimmen.

Die bürgerlichen Rechtsparteien hatten dagegen eine be-

trächtliche Zunahme zu verzeichnen: Die nationalliberale 

Deutsche Volkspartei konnte ihren Stimmenanteil von 1,6 

auf 3,6 Millionen steigern; die Deutschnationalen nahmen 

ebenfalls kräftig zu, nämlich von 2,9 auf 3,7 Millionen.

Insgesamt hatte die »Weimarer Koalition« von SPD, De-

mokraten und Zentrum nur noch 11,4 von 26 Millionen 

Stimmen erhalten gegenüber 19 von 30 Millionen im Januar 

1919. Von der überwältigenden Mehrheit des Vorjahrs, die 

beinahe zwei Drittel ausgemacht hatte, war nicht einmal die 

knappste Majorität übriggeblieben; die drei die Weimarer 

Republik tragenden Parteien waren jetzt in die Minderheit 

geraten, wobei die SPD die schwersten Verluste erlitten hat-

te. Es war (und blieb bis zum Untergang der Demokratie) das 

Ende des schwarz-rot-goldenen Bündnisses unter sozialde-

mokratischer Führung, und zugleich hatte der Traum der 

Massen von einer sozialistischen Einheit auf unabsehbare 

Zeit jegliche Chance verloren, realisiert zu werden.

Auch in Bayern, wo am selben Tag Landtagswahlen statt-

gefunden hatten, verminderte sich die Anzahl der SPD-Man-
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date von 61 auf 25. Die USPD erhielt 20, die KPD 2 Sitze. Die 

Bayerische Volkspartei und die anderen rechten Gruppen 

des »Ordnungsblocks« verfügten fortan über eine sichere 

Mehr heit; in ihrem Schutz gediehen all jene ultrarechten 

Geheim bünde und Kampfgruppen, die in den folgenden 

Jahren die Republik terrorisierten und aus denen sich all-

mählich eine neue, rechtsextreme Partei, die von Hitler 

geführte »Natio nalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei« 

(NSDAP) ent wickelte.

Als unmittelbares Ergebnis der Reichstagswahlen be-

kam Deutschland eine neue Regierung mit dem Zentrums-

politiker Konstantin Fehrenbach an der Spitze. Vizekanzler 

wurde der nationalliberale DVP-Vorsitzende Rudolf Heinze; 

Zentrum, Demokraten und Deutsche Volkspartei teilten 

die Ressorts unter sich auf, ohne Beteiligung der SPD, die 

dieses Kabinett aber tolerieren mußte, weil der Regierung 

sonst die Mehrheit im Reichstag gefehlt hätte. Und ver-

vollständigt wurde dieses nur noch halbrepublikanische 

Bündnis durch die Aufnahme des Generals Groener ins Ka-

binett. Dieser letzte Chef der kaiserlichen Obersten Heeres-

leitung und Allianzpartner Eberts bei der Niederwerfung 

der Revolution wurde zwar nur Verkehrsminister; Geßler 

blieb als Nachfolger Noskes das für die Reichswehr zustän-

dige Mitglied der Regierung. Aber der Einfl uß des Militärs 

wurde durch Groener noch verstärkt, und der eigentliche 

Chef der Streitkräfte blieb der durch den Kapp-Lüttwitz-

Putsch von Vizekanzler Schiff er an die Spitze des »Trup-

penamts« berufene General v. Seeckt. Er machte innerhalb 



kurzer Zeit aus der Reichswehr, in die ein großer Teil der 

Freikorps »eingegliedert« wurde, jenen – angeblich gänz-

lich unpolitischen, in Wahrheit eine eigene re aktionäre Po-

litik treibenden – »Staat im Staate«, der zehn Jahre später 

den Übergang zur Diktatur ermöglichte. Gene ral v. Seeckt 

mußte 1926 seinen Abschied nehmen, weil seine Einladung 

eines Hohenzollern-Prinzen zu einem Reichs wehr-Manö-

ver der Regierung gerade nicht ins Konzept paß te. Es be-

wahrheitete sich jedoch, was v. Seeckt einmal einem Mini-

ster, der über den häufi gen Wechsel in den militärischen 

Kommandostellen verwundert gewesen war, zur Antwort 

gegeben hatte: »Sie irren. Es kommt immer derselbe wie-

der.« Seeckts Nachfolger wurde General Groener.
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5. Die »goldenen« Zwanziger

Das knappe Jahrzehnt, das der Weimarer Republik bis zum 

Ende der parlamentarischen Demokratie noch beschieden 

war, wird heutzutage, also mehr als ein halbes Jahrhundert 

später, seltsamerweise »eine goldene Zeit« genannt. Für 

die überwältigende Mehrheit der rund 63 Millionen Ein-

wohner des Deutschen Reiches jener Epoche waren die 

zwanziger Jahre indessen keineswegs golden.

Gewiß, das sinnlose Massensterben der großen »Ma-

terial schlachten« war vorüber; die Überlebenden waren 

größten teils heimgekehrt, davon allerdings fast sechs-

hunderttausend als Krüppel, über vier Millionen mit mehr 

oder weniger schweren Verwundungen. Rund zwei Millio-

nen Frauen mußten als Kriegerwitwen den Lebensunter-

halt für sich und ihre Kinder nun größtenteils selbst ver-

dienen, denn der Staat gewährte ihnen nur kümmerliche 

Renten.

Dabei war die wirtschaftliche Situation und die sich dar-

aus ergebende Lage auf dem Arbeitsmarkt in der Zeit von 

1920 bis 1930, von kurzen Perioden scheinbarer Besserung 

abge sehen, äußerst schlecht, am Ende des Jahrzehnts gera-

dezu ka tastrophal. Kaum hatte sich Mitte 1924 die bis dahin 

chaoti sche Wirtschaftslage im Reich zu stabilisieren be-

gonnen, kam es zur sogenannten »Reinigungskrise«, deren 
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Hauptleidtra gende die untersten sozialen Schichten wa-

ren. Bis Ende 1925 stieg die Arbeitslosigkeit auf fast 20 Pro-

zent; weitere 20 Pro zent der Erwerbstätigen mußten sich 

mit Kurzarbeit begnü gen. Bis zum Herbst 1926 gab es zwei 

Millionen Vollerwerbs lose; im Winter 1926/27 waren 22,5 

Prozent der Gewerkschaftsmitglieder arbeitslos, was dem 

Achtfachen der Zeit vor 1914 entsprach. Nach einer kurzen 

Zeit der wirtschaftlichen Erholung, in der die Arbeitslosig-

keit unter 3 Prozent sank, die Löhne um durchschnittlich 

2,2 Pfennig je Stunde stiegen und die Kaufkraft geringfü-

gig zunahm, folgte bei einsetzen der Weltwirtschaftskrise 

ein Abschwung, der zur Massenver elendung führte. Im Juli 

19,29, dem »besten« Monat des letz ten Jahres der angeblich 

»goldenen Zwanziger«, gab es »nur« 1,4 Millionen Voller-

werbslose; bis zum Dezember 1929 war die Anzahl der Ar-

beitslosen schon mehr als doppelt so groß: 2,9 Millionen, 

und weitere 3 Millionen mußten kurz arbeiten.

Angesichts dieser Lage auf dem Arbeitsmarkt verloren 

die hart erkämpften Tarifl öhne immer mehr an Bedeutung. 

Durch steigende Beiträge zur Sozialversicherung, die 1929, 

einschließlich einer Krisensteuer, schon auf 20 Prozent des 

Bruttolohns angewachsen waren, vor allem aber durch die 

zunehmende Kurzarbeit, verringerte sich das Einkommen 

der Arbeiterschaft ohnehin ständig. Doch zudem sanken 

auch die Tarifl öhne, denn die Unternehmer, die am längeren 

Hebel saßen, nutzten die Krise drastisch aus. Bei Tarifver-

handlungen und selbst bei Streiks ging es fast nur noch dar-

um, Lohnsenkungen zwischen 5 und 10 Prozent zu mildern 
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oder wenigstens um ein paar Wochen zu verzögern.

Doch nicht die Arbeitnehmerschaft allein, auch der 

Mittel stand, vor allem das Kleinbürgertum, verarmte wäh-

rend die ser »goldenen« Jahre. Der soziale Abstieg ins so-

genannte »Stehkragenproletariat« war im Wesentlichen 

die Folge einer weitgehend manipulierten Infl ation, die 

ihren Höhepunkt im Winter 1923/24 erreichte. Ende No-

vember 1923 war die Mark im Wert so tief gesunken, daß 

4   200   000   000   000 M – in Worten vier Billionen zweihun-

dert Milliarden Mark – gerade einem amerikanischen Dol-

lar entsprachen!

Im Oktober 1923 hatte man, trotz einer Getreide-Rekord-

ernte, die Ausgabe von Brot gegen Marken wieder einfüh-

ren müssen, weil sonst die Massen verhungert wären, denn 

für wertlose Geldscheine – und etwas anderes hatten die 

meisten nicht zu bieten – wollten weder die Landwirte 

noch die Bäcker etwas verkaufen. »Das Volk hungert bei 

vollen Scheu nen«, bemerkte dazu der Führer der Deutsch-

nationalen im Reichstag, Kuno Graf v. Westarp, der als 

Interessenvertreter der ostelbischen Großgrundbesitzer 

selbst nicht zu hungern brauchte. Seine Rittergutsbesitzer-

Freunde waren durch die totale Geldentwertung nicht är-

mer, sondern erheblich rei cher geworden, litten keine Not 

und benutzten ihren Über fl uß zur Förderung reaktionärer 

Politiker und rechtsradikaler Kampfverbände.

Auch zahlreiche Industriekapitäne, Finanzmagnaten 

und Börsenspekulanten zogen aus der Infl ation gewaltige 

Gewin ne. Friedrich Flick raff te damals seinen ersten Kon-
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ver schachtelt – ihm enormen Einfl uß und ein Goldmark-

Mil liardenvermögen verschaff te, das auch den Zweiten Welt-

krieg und den Währungsschnitt des Jahres 1948 überdauert 

hat. Noch gewaltiger als die Infl ationsgewinne Flicks waren 

die des Industriellen Hugo Stinnes, dessen riesiges Konzern-

reich aber bald nach seinem Tod im Jahre 1924 wieder ausein-

anderbrach. Und auch die anderen Großindustriellen wie 

Krupp, Röchling oder Fritz Th yssen profi tierten kräftig von 

den ihnen durch die Infl ation gebotenen Vorteilen, zum Bei-

spiel durch große Bankkredite den Ankauf von Sachwerten 

zu fi nanzieren und die eingegangenen Verbindlichkeiten spä-

ter mit wertlosem Papiergeld zu tilgen. Eine andere Methode, 

rasch reich zu werden, während die Masse des Volks alle Er-

sparnisse verlor, bestand darin, für den Staat Steuern zu kas-

sieren, sie aber nicht ans Finanzamt abzuführen, sondern da-

für wertbeständige Rohstoff e zu kaufen und die Steuerschul-

den erst mit großer Verspätung und wertlos gewordenen 

Pa piermillionen abzudecken – ein Trick, der die Zigarettenfa-

brikanten Reemtsma damals steinreich gemacht hat, weil 

freundliche Beamte ihnen die Banderolen-Steuer für Tabak-

erzeugnisse jahrelang stundeten.

Dank ihres bewahrten und meist noch enorm vergrö-

ßerten Reichtums konnten die Großen der Industrie und 

der Land wirtschaft auch ihren in den Revolutionstagen 

vorüberge hend gefährdet erschienenen politischen Ein-

fl uß rasch wieder voll zur Geltung bringen, und wie sie ihn 

benutzten, davon wird noch die Rede sein. Jedenfalls blie-
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ben die Vermögen und die daraus resultierende Macht der 

alten Elite des Kaiser reichs ungeschmälert erhalten, und 

sie erwiesen sich als das einzig wirklich Stabile.

Denn auch die innenpolitischen Verhältnisse in Deutsch -

land waren nach dem Scheitern des Kapp-Lüttwitz-Put-

sches und der blutigen Niederwerfung der zur Rettung der 

Repu blik aufgestandenen Arbeiterschaft des Ruhrgebiets 

alles an dere als stabil.

In den angeblich »goldenen Zwanzigern« wechselten 

die Kabinette oft schneller, als man sich die Namen der das 

Reich regierenden Politiker zu merken vermochte: Nach 

den so zialdemokratischen Reichskanzlern Gustav Bau-

er und Her mann Müller, die bis Mitte 1920 die Regierun-

gen der »Wei marer Koalition« angeführt hatten, amtierte 

nach dem politi schen Erdrutsch der Juni-Wahlen bis zum 

Mai 1921 das bürgerliche Kabinett des Zentrumspolitikers 

Konstantin Fehrenbach. Dann übernahm der Zentrums-

politiker Josef Wirth die Reichskanzlei, zunächst bis Ende 

Oktober 1921, sodann mit einem neu zusammengestellten 

Kabinett noch mals, diesmal bis zum Herbst 1922. Es folgte 

eine Regierung des parteilosen HAPAG-Generaldirektors 

Wilhelm Cuno, die fast neun Monate im Amt blieb. Von 

August bis Oktober 1923 war das erste Kabinett des Volks-

partei-Führers Gustav Stresemann an der Reihe, und eine 

zweite Regierung Stresemann in neuer Besetzung hielt sich 

vom 6. Oktober bis zum 23. November 1923. Sie wurde ab-

gelöst von einer Zentrums regierung mit dem Kanzler Wil-

helm Marx an der Spitze, nach sechs Monaten von einem 
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zweiten Kabinett Marx, unter Be teiligung der Deutschen 

Volkspartei, das am 15. Dezember 1924 zurücktrat.

Fast das ganze Jahr 1925 hindurch, bis Mitte Dezember, 

regierte der parteilose Reichskanzler Hans Luther; ein zwei-

tes Kabinett Luther versuchte sein Glück vom 20. Januar 

bis zum 12. Mai 1926. Dann kam für ein knappes halbes Jahr 

das dritte Kabinett des Doktor Marx, das bis zum 17. De-

zember 1926 im Amt blieb.

Ein viertes Kabinett Marx mit starker deutschnationaler 

Beteiligung hielt sich von Ende Januar 1927 bis Anfang Juni 

1928, also über sechzehn Monate lang, was damals schon ei-

nen Rekord an Dauerhaftigkeit darstellte. Und dann folgte 

zum Abschluß der bewegten zwanziger Jahre – als fünfzehn-

ter Reichskanzler dieses einen Jahrzehnts! – noch einmal 

ein Sozialdemokrat, Hermann Müller, der schon im März 

1920, nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch, seinen Parteifreund 

Gu stav Bauer abgelöst hatte.

Müllers Kabinett, das letzte der »Weimarer Republik«, 

dem noch Sozialdemokraten angehörten, setzte sich vor-

nehmlich zusammen aus Vertretern der schwarz-weiß-ro-

ten Deutschen Volkspartei, der weiß-blauen Bayerischen 

Volks partei, des katholischen Zentrums und der Demokra-

ten sowie einigen parteilosen Fachleuten, darunter General 

Groener als Nachfolger Geßlers im Reichswehrministerium.

Die Regierung des Reichskanzlers Hermann Müller, die 

Ende März 1930 stürzte, war die letzte mit parlamentari-

scher Mehrheit. Denn die zwanziger Jahre hatten nicht 

nur die Hoff nung auf die sozialistische Einheit und die 
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bürgerlich republikanische »Weimarer Koalition« vernich-

tet, sondern am Ende auch jene parlamentarische Demo-

kratie, derentwe gen Ebert und die von ihm geführte SPD 

ein Bündnis mit Bürgertum und Militär eingegangen waren 

und die sozialisti sche Revolution erstickt hatten.

Doch bis es so weit war, bis die parlamentarische Demo-

kratie gänzlich abgewirtschaftet und die Allianz mit den 

Feinden von rechts sich auch für die SPD und die bürgerli-

chen Republikaner als ein verhängnisvoller Fehler erwie-

sen hatte, mußte die deutsche Linke noch viel erdulden. Es 

blieb ihr – aber auch denen, die den Sozialismus zugunsten 

einer bürgerlichen Ordnung geopfert hatten – wahrlich 

nichts er spart, weder an niederträchtigen Verleumdungen 

und übel ster Hetze noch an feigen Mordanschlägen und 

blutigem Terror.

Die ganzen zwanziger Jahre hindurch stand Deutschland 

im Bann der Reparationen und Gebietsabtretungen, die die 

Er füllung des Friedensvertrags von Versailles dem Reich 

abver langte. Die ungeheuere Entrüstung der Deutschen, vor 

allem der Besitzbürger, über das, wie sie fanden, schreien-

de Un recht, das die Alliierten ihnen antaten, muß rückblik-

kend um so seltsamer erscheinen, als die damals geforderte 

Wieder gutmachung eine bloße Bagatelle war im Vergleich 

zu dem, was den Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg an 

Gebiets verlusten, Demontagen und Verzichten aller Art zu-

gemutet wurde, ohne daß sie darüber allzu sehr murrten.

Schon als am 11. November 1918 der Zentrumspolitiker 
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Matthias Erzberger, während des Krieges ein wilder Anne-

xionist, die Forderung der Obersten Heeresleitung erfüllt 

und namens des Deutschen Reichs die harten Waff enstill-

standsbedingungen nach nochmaliger Rückfrage im Gro-

ßen Hauptquartier unwiderrufl ich angenommen hatte, 

waren sich alle Deutschen darüber im klaren gewesen, 

welche Opfer es nun zu bringen galt. Aber damals hatte die 

Erleichterung über das Ende des schrecklichen und längst 

sinnlos geworde nen Massensterbens die Angst vor den Fol-

gen der militäri schen Niederlage völlig verdrängt.

Von 1920 an war es umgekehrt: Nun sahen die meisten 

Deutschen nur noch die ihnen schauerlich erscheinenden 

Konsequenzen der bedingungslosen Kapitulation; an die 

Ursachen wollten sie nicht mehr denken. Sie suchten nach 

Schuldigen für ihr Elend und für die großen Opfer, die man 

von ihnen forderte. Und alle diejenigen, die bis 1918 zu den 

privilegierten Schichten des Kaiserreichs gehört hatten 

– Adel, Militärs, Großbürgertum, höhere Beamte, Richter 

und Klerus – sowie ein Großteil des Mittelstands und die 

politisch nicht organisierten Teile der Unterschicht, sahen 

als Verant wortliche für Deutschlands »Versklavung«, für 

das Ver schwinden aller Pracht und Herrlichkeit, nur jene, 

die »die Suppe ausgelöff elt« hatten: die »Novemberver-

brecher«, die »roten Vaterlandsverräter« und republikani-

schen »Erfül lungspolitiker«.

In dieser der Wahrheit hohnsprechenden Betrachtungs-

weise wurden die Deutschen Tag für Tag bestärkt durch 

die Massenmedien, und da der Rundfunk noch in seinen 
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Anfän gen steckte, waren dies in erster Linie die Tages-

zeitungen und das Kino. Die überregionale Presse hatte 

damals eine weit ge ringere Bedeutung als heute; ihre Le-

serschaft beschränkte sich auf das gebildete Bürgertum. 

Die allermeisten Deutschen lasen eine örtliche Tageszei-

tung, meist des scheinbar partei politisch neutralen »Ge-

neralanzeiger«-Typs. Boulevard-Blätter gab es fast nur in 

Berlin, und die- damals noch überall vorhandene- Partei-

presse, vor allem der SPD, erreichte nur die organisierten 

Anhänger.

Den weitaus größten Einfl uß auf die öff entliche Meinung 

in Deutschland hatte während der ganzen Dauer der »Wei-

marer Republik« ein gewaltiger Pressekonzern, von dessen 

Vorhandensein, erst recht von dessen Größe, Arbeitsweise 

und Macht, die allermeisten Deutschen überhaupt nichts 

wußten.

Im Gegensatz zu den bekannten Berliner Verlagshäusern 

Ullstein und Mosse, deren Morgenzeitungen, Boulevard-

blät ter und Abendausgaben fast nur in der Reichshaupt-

stadt und ihrer näheren Umgebung verbreitet waren, hatte 

jener große Pressekonzern, dessen Holding den seltsamen 

Namen »Opriba« führte, seinen Einfl uß vor allem außer-

halb Berlins. Er beherrschte die Presse der Mittel- und 

Kleinstädte und des fl achen Landes, besonders in Nord-, 

Ost- und Mittel deutschland, in etwas geringerem Maße 

aber auch überall sonst, wo kleinere, bürgerliche Blätter 

und »neutrale« Hei matzeitungen erschienen.

Doch auch in Berlin hatte dieser Konzern einen ihm gehö-
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renden großen Zeitungsverlag, die August Scherl GmbH. 

Dort erschienen – mit einer täglichen Durchschnittsauf-

lage von zusammen mehr als fünfhunderttausend Exem-

plaren – der »Berliner Lokalanzeiger«, »Der Tag« und die 

»Berliner Nachtausgabe«, ferner Zeitschriften wie »Die 

Gartenlaube« und »Die Woche«, die ebenfalls eine große 

Verbreitung hat ten. – Sodann war dem Opriba-Konzern 

die »Telegraphen-Union« (TU) angeschlossen, damals die 

zweitgrößte Nachrichtenagentur des Reiches, ferner die 

»Ala«-Anzeigen AG, die einen sehr bedeutenden Anteil am 

gesamten Anzei gengeschäft der werbungtreibenden Wirt-

schaft hatte. Dazu kam die »Vera«-Verlagsanstalt, die Be-

teiligungen an einigen hundert Provinzzeitungen hielt und 

ihnen mit der täglichen Lieferung fertig gematerter Seiten 

die Mühe abnahm, über anderes als Lokales in der eigenen 

Redaktion nachzudenken und zu berichten.

Schließlich gehörten zum Opriba-Konzern auch noch 

zwei Institute, »Mutuum« und »Alterum«, die konzern-

fremden, noch unabhängigen Zeitungsverlegern (und ge-

legentlich auch Redakteuren oder wichtigen Mitarbeitern 

noch nicht vom Konzern kontrollierter Blätter) fi nanzielle 

Hilfe gewährten und sie so nach und nach in immer größe-

re Abhängigkeit von der Opriba brachten.

Zusammen bildeten TU, »Ala«, »Vera«, »Mutuum« und 

»Alterum« ein Netz, in dessen aus Nachrichten, Anzeigen-

aufträgen, fertigen Seiten, Krediten, Darlehen und Beteili-

gungen gestrickten Maschen mehr als die Hälfte der deut-

schen Presse gefangen war und nur das berichten durfte, 
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was der Opriba paßte. Und welcher Kurs den abhängigen 

wie den eigenen Zeitungen und Zeitschriften vorgeschrie-

ben war, läßt sich leicht erraten, wenn man weiß, wer die 

Opriba – das Kunstwort bedeutete übrigens nur »Ost-

deutsche Privat bank« – vollständig beherrschte: Es war 

der Geheimrat Al fred Hugenberg, der schon 1891 den All-

deutschen Verband mitbegründet hatte, von 1909 bis 1918 

den Krupp-Konzern, damals Deutschlands mit Abstand 

größtes Rüstungsunter nehmen, als Generaldirektor ge-

leitet und sich dann ganz der Politik zugewandt hatte: als 

deutschnationaler Reichstagsab geordneter und Führer 

des ultrarechten, »völkischen« Flü gels der Opposition, als 

Vorstandsmitglied des Reichsver bands der Deutschen In-

dustrie wie auch des Arbeitgeberver bands und als Chef der 

Opriba und ihres Pressekonzerns, dem er bald auch noch 

die »Ufa«, Deutschlands damals größte Filmherstellungs- 

und Vertriebsgesellschaft, anglie derte.

Um die Mitte der zwanziger Jahre kontrollierte Hugen-

berg mindestens zwei Drittel der gesamten deutschen 

Presse, und wer keine Zeitung las, sondern lieber ins Kino 

ging, das damals, als es noch kein Fernsehen gab, eine un-

gleich größere Bedeutung hatte als heutzutage, der wurde 

zunächst mit einer »Ufa«-Wochenschau, sodann mit einem 

»Ufa«-Kulturfi lm auf einen Hugenberg genehmen Kurs ge-

trimmt, ehe er den abendfüllenden »Ufa«-Hauptfi lm, nicht 

selten auch dieser mit strammdeutschnationaler Tendenz, 

zu sehen bekam.

Hinter Hugenberg standen übrigens einige Repräsentan-
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ten der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie und des 

Ruhr kohlebergbaus, und ein paar dieser oder mit ihnen am 

selben Strang ziehender Konzernherren hatten auch noch 

eigene Presseorgane, meist bedeutende Blätter. So war, um 

nur ei nige Beispiele zu nennen, Hugo Stinnes Besitzer der 

»DAZ«, der »Deutschen Allgemeinen Zeitung«, der »In-

dustrie- und Handelszeitung«, des Witzblatts »Kladdera-

datsch« und der

»Frankfurter Nachrichten«; der IG Farben-Konzern, das 

größte Chemie-Unternehmen des Kontinents, hatte sich 

ei nen starken Einfl uß auf die angesehene »Frankfurter 

Zei tung« gesichert; der Gutehoff nungshütte-Konzern war 

er heblich beteiligt an den »Münchner Neuesten Nachrich-

ten«, und der Großindustrielle Otto Wolff  fi nanzierte das 

füh rende Zentrumsblatt »Kölnische Volkszeitung« und die 

na tionalliberale »Zeit«.

Rechnet man noch die ultrarechten bis nationallibe-

ralen Parteiorgane sowie die ebenfalls rechtsstehende 

Kirchen presse hinzu, dann waren in den Jahren der Wei-

marer Repu blik weit über drei Viertel der deutschen Zei-

tungen und Zeit schriften extrem antisozialistisch, auch 

entschieden SPD -und gewerkschaftsfeindlich sowie mehr 

oder minder stark in Opposition zur parlamentarischen 

Demokratie und zum »System« der schwarz-rot-goldenen 

Republik von Weimar.

Gewiß, es gab auch einige bürgerlich-liberale, republik-

freundliche, für Verständigung und Entspannung eintre-

tende Zeitungen im ansonsten ganz überwiegend schwarz-
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weiß-ro ten Blätterwald sowie eine sozialdemokratische 

Parteipresse und eine Anzahl KPD-Organe, ferner ein paar 

bedeutende linke Zeitschriften wie beispielsweise die 

»Weltbühne«.

Aber den Hauptanteil an der Information der Öff entlich-

keit und an der Beeinfl ussung ihrer Meinungen hatte die 

Hugenberg-Presse. Und aus deren »vaterlandstreuen, hei-

mat verbundenen«, sich bürgerlich-bieder gebenden Blät-

tern und Blättchen erfuhren die Deutschen in den Jahren 

der Weima rer Republik, was dem Geheimrat Hugenberg 

berichtenswert erschien und wie diese Ereignisse zu beur-

teilen seien:

Sie lasen etwa von der »schwarzen Schmach« – das war 

die gängige Bezeichnung für die im besetzten Rheinland 

statio nierten Soldaten anderer als weißer Hautfarbe –, von 

der »Verseuchung der deutschen Jugend« durch »artfrem-

den Nigger-Jazz« und »Urwaldtänze«, die unweigerlich zu 

»Rassenschande« und damit zum Untergang führten. Sie 

wurden hingewiesen auf das »schreiende Unrecht« der 

»völ kerrechtswidrigen Zerschneidung des kerndeutschen 

Preu ßens« durch den (in Wahrheit von fast drei Millionen 

Polen bewohnten, im Reichstag des Kaiserreichs von im-

merhin zwanzig polnischen Abgeordneten vertreten ge-

wesenen) »Korridor« und auf die grauenhafte »polnische 

Wirtschaft« im »geraubten Ostoberschlesien« sowie vom 

»heldenhaften Abwehrkampf unserer Freikorps« von der 

»kerndeutschen Stadt Hindenburg« aus (wobei nicht er-

wähnt wurde, daß es sich um Zabrze handelte, eine seit ih-
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rer Gründung um 1300 stets so heißende, erst 1915 zu Ehren 

des Generalfeldmar schalls umbenannte Stadt).

Sie lasen weiter von der »schmachvollen Unterwer-

fung« deutscher »Erfüllungspolitiker« unter das »Diktat 

der Fein de«, von dem »erniedrigenden Nachgeben« der 

»Systempoli tiker« in der Reparationsfrage. Sie erfuhren, 

daß es sich bei dem Zentrumspolitiker Matthias Erzberger, 

dem Unter zeichner des (von den Generalen so dringend 

geforderten) Waff enstillstands vom 11. November 1918, um 

einen »in übelste Korruption verstrickten« Lumpen und 

»Vaterlands verräter« handelte, bei Walter Rathenau, der 

Ende Januar 1922 Reichsaußenminister im Kabinett Wirth 

geworden war, um einen »artfremden« Juden und »Inter-

essenvertreter der internationalen jüdischen Hochfi nanz« 

und bei Friedrich Ebert um einen »vom Sattlergesellen zum 

Reichspräsidenten« aufgestiegenen ehemaligen »Hochver-

räter«, der »der Front in den Rücken gefallen« war, vor-

nehmlich »Umgang mit Schie bern« pfl ege und sich von 

»jüdischen Geschäftemachern« mit »kostbaren Geschen-

ken« (– es ging um einen vom Präsidial amt unberührt an 

den Spender zurückgeschickten Prä sentkorb mit Delika-

tessen –) »off ensichtlich« bestechen ließe.

Und da die Leser der von Hugenberg gelenkten Presse 

im Laufe der Jahre zu der felsenfesten Überzeugung ge-

bracht worden waren, daß an »Deutschlands Niedergang 

seit 1918« allein die »Novemberverbrecher«, die »Marxi-

sten und Bolschewisten«, vor allem aber die Juden, schuld 

sein mußten; daß sie allein »die Infl ation gemacht«, die 
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»Wehrlosma chung« Deutschlands bewirkt und zugleich 

»den Spartaki sten« heimlich oder off en »Vorschub gelei-

stet« hatten, emp fanden sie es als eine gerechte Strafe des 

Himmels, als am 26. August 1921 Matthias Erzberger, am 

24. Juni 1922 Walter Rathenau ermordet wurde.

Die Mörder waren in beiden Fällen – und in zahlreichen 

anderen mit weniger prominenten Opfern – rechtsradikale 

Offi  ziere; die Rathenau-Attentäter hatten ihren Mordauf-

trag von der aus den Kadern der »Brigade Ehrhardt« gebil-

deten Geheim-»Organisation Consul« (OC) erhalten, und 

selbst verständlich kamen sie und ihre Hintermänner sehr 

glimpfl  ich oder ganz ohne Strafe davon.

Zwar erklärte Reichskanzler Wirth am Grabe Rathen-

aus: »Da steht der Feind, wo Mephisto sein Gift in die Wun-

de ei nes Volkes träufelt. Da steht der Feind, und darüber 

ist kein Zweifel: Dieser Feind steht rechts!«; zwar wurde 

nun so gleich ein »Gesetz zum Schutz der Republik« erlas-

sen. Aber der »Erfüllungskanzler« Wirth stürzte schon ein 

knappes Vierteljahr später; die von Hugenberg gelenkte 

Rechtspresse träufelte weiter ihr Gift in die Wunden des 

deutschen Volkes, und die rechtsradikalen Geheimbün-

de und Kampforganisa tionen, auch sie fi nanziert von der 

Schwerindustrie, von adli gen Großgrundbesitzern sowie 

aus Geheimfonds der Reichswehr, wurden nur noch drei-

ster.

Die Regierung der rechten Mitte unter Führung des 

Reichskanzlers Cuno, die dem Kabinett Wirth im Novem-

ber 1922 folgte, heizte die nationalistische Stimmung im 
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Reich nur noch weiter an. Sie erklärte den ins rheinisch-

westfälische Industriegebiet einmarschierten Franzosen, 

die die zah lungsunwilligen Deutschen so zur Erfüllung 

ihrer Repara tionsverpfl ichtungen zwingen wollten, den 

»Krieg mit ande ren Mitteln«, nämlich mit Aufruf zum Ge-

neralstreik und passivem Widerstand, wilden Proklama-

tionen und heimlicher Begünstigung von Sabotageakten. 

Sie vergaß dabei, daß sie mit alledem den Konfl ikt nur 

verschärfte, ohne imstande zu sein, die eigene Position zu 

verbessern; daß die Leidtragen den nicht die Franzosen, 

sondern die Deutschen waren. Mit der bloßen Genugtu-

ung, das Recht auf seiner Seite zu haben, ging das deutsche 

Volk einem strengen Winter ohne Ruhr kohle entgegen. 

Außerdem mußte ein Millionenheer von be fehlsgemäß 

streikenden Arbeitern, Angestellten und Beam ten aus der 

leeren Reichskasse fi nanziell unterstützt werden. Es nützte 

wenig, daß die Regierung dafür nun eilig gewaltige Mengen 

Banknoten drucken ließ, denn damit verschlimmerte sich 

nur noch die rasende Geldentwertung.

Es blieb einer neuen Regierung unter Führung Strese-

manns überlassen, den Ruhrkampf zu beenden, mit dem so 

gut wie nichts erreicht worden war, außer einer Verschlim-

merung des Elends. Aber Gustav Stresemann, Vertrauens-

mann der Industrie und Führer der nationalliberalen, ge-

mäßigt rechten Deutschen Volkspartei, wurde von der Hu-

genberg-Presse recht schonend behandelt. Man beschei-

nigte ihm sogar »Schneid und vaterländische Gesinnung«, 

als er daran ging, in Sachsen und Th üringen »Ordnung zu 
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machen«.

Dort war eine andere innenpolitische Situation als im 

übri gen Reich. Schon 1919 hatte im Vogtland der Arbeiter-

führer Max Holz den von Noske eingesetzten Truppen er-

folgreich Widerstand geleistet. Zur Bekämpfung einer von 

Holz ge führten, etwa tausend Mann starken »Roten Ar-

mee« mußten bis zu 50   000 Mann Reichswehr aufgeboten 

werden.

Im März 1921 übernahmen Max Holz und die Reste sei-

ner Leute, die bei der Arbeiter- und Kleinbauernbevölke-

rung ei nen schon legendären Ruf und erhebliche Unter-

stützung ge nossen, die Führung in einem von den Berg-

leuten des Mansfelder Reviers ausgehenden Aufstand. Der 

sozialdemokrati sche Oberpräsident der preußischen Pro-

vinz Sachsen, Otto Hörsing, erhielt von Ebert besondere 

Vollmachten und unternahm es, mit Hilfe starker Sicher-

heitspolizei-Verbände den Aufstand blutig niederzuschla-

gen.

Holz wurde dabei verhaftet und – wegen Hochver-

rats, da man ihm keine Tötungsdelikte vorwerfen konnte 

– vor ein Sondergericht gestellt. »Ihr Urteil«, rief Holz sei-

nen Rich tern zu, »wird ein Klassenurteil sein. Zehn Jahre 

Zuchthaus bedeuten für mich eine 4, mangelhaft; fünfzehn 

Jahre Zucht haus eine gute Note, lebenslänglich die Zensur 

1. Wenn Sie mich aber zum Tode verurteilen, dann erhalte 

ich die Zensur 1 A – das beste Zeugnis, das Sie mir ausstel-

len können!«

George Grosz, dessen Zeichenstift einige der Typen fest-
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gehalten hat, die über Holz zu Gericht saßen, berichtete 

über den Ausgang des Verfahrens: »Er sollte zum Tode ver-

urteilt werden, aber seine Rede … machte auf seine Rich-

ter einen so tiefen Eindruck, daß er mit Zuchthaus davon-

kam …«

Aber mit der rücksichtslosen Niederschlagung des mittel-

deutschen Aufstands und der Verurteilung von Max Holz 

zu lebenslänglichem Zuchthaus waren die »Ruhe und Ord-

nung«, wie sie Ebert, die rechte SPD und die bürgerliche 

Reichsregierung wünschten, noch längst nicht hergestellt. 

Im Herbst 1920 hatte sich die USPD auf ihrem Parteitag in 

Halle gespalten, der linke Flügel schloß sich der KPD an 

– der ver bleibende rechte USPD-Flügel vereinigte sich 1922 

mit der SPD –; und im traditionell »roten« Sachsen wie 

auch in Th ü ringen hatte es innerhalb der Sozialdemokratie 

einen Links ruck gegeben, was zur Folge hatte, daß im März 

1923 in Dresden der linke Sozialdemokrat Zeigner mit den 

Stimmen der Kommunisten zum Ministerpräsidenten ge-

wählt wurde. Auch in Th üringen kam es zu einer Koalition 

der linken SPD mit der KPD. Reichspräsident Ebert und die 

bürgerliche Re gierung Stresemann sahen in dieser Entwick-

lung eine solche Gefahr für das Reich, daß sie im Septem-

ber mit Waff engewalt einschritten, die Landesregierungen 

kurzerhand absetzten und durch Einmarsch zahlreicher 

Regimenter der Reichs wehr die Bildung neuer Kabinette 

ohne kommunistische Beteiligung sowie die Aufl ösung al-

ler Kampfverbände der Arbeiterschaft erzwangen.

Im krassen Gegensatz zu diesem energischen Vorge-



161

hen ge gen die verfassungsmäßigen, ganz legal gebildeten 

Linksre gierungen der Länder Sachsen und Th üringen stand 

das Ver halten Eberts, des Reichskabinetts und auch der 

Reichswehr führung gegenüber der Entwicklung in Bayern. 

Dort hatte die Landesregierung des »Ordnungsblocks« den 

Ausnahme zustand erklärt, den Regierungspräsidenten v. 

Kahr zum »Generalstaatskommissar« ernannt und, allen 

Protesten aus Berlin zum Trotz, die in Bayern stationierten 

Reichswehr verbände dem Oberbefehl eines »Landeskom-

mandanten« unterstellt, der sich gegen alle Anordnungen 

der Reichsregie rung taub stellte. »Was wir wollen, ist, daß 

der bayerischen Regierung von der unter marxistischem 

Einfl uß stehenden Berliner Regierung nichts aufgezwun-

gen werden soll, was Bayern, den Hort deutscher und na-

tionaler Gesinnung, un schädlich machen soll«, hieß es 

in einem Funkspruch dieses »Landeskommandanten«, 

des Generalmajors Otto v. Lossow, der die 7. (bayerische) 

Reichswehrdivision befehligte.

Das war off ene Meuterei, Hochverrat und Verfassungs-

bruch, zumal v. Kahr und General v. Lossow die in Bayern 

in Garnison stehenden Truppen, ungeachtet des Eides, den 

der Kommandeur und seine Soldaten dem Reich geleistet 

hatten, nun allein für Bayern und damit gegen das Reich 

»in Pfl icht« nahmen. Und da zur selben Zeit – es war im 

späten Oktober 1923 – noch starke Reichswehrverbände, 

die gerade erst in Mitteldeutschland »Ruhe und Ordnung« 

geschaff en hatten, gefechtsbereit an der thüringisch-bay-

erischen Grenze stan den, wäre es nun die Pfl icht Eberts 
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und Stresemanns gewesen, die Reichsexekution gegen Bay-

ern einzuleiten.

Doch ganz anders als gegen die legalen, aber »roten« 

Regie rungen in Sachsen und Th üringen, unternahm Ber-

lin gegen die Bayern gar nichts. Von dort – so jedenfalls 

dachten Ebert wie auch die Regierung und die Generale 

– drohte ja zumindest keine sozialistische Revolution. Und 

zudem war man sich in Berlin nicht ganz sicher, ob die bis-

lang »loyalen« Reichswehrdivisionen gegen ihre meutern-

den bayerischen Kameraden überhaupt vorgehen würden.

In Bayern tummelte sich seit der blutigen Niederwer-

fung der Räterepublik nahezu alles, was den Rechtsextre-

mismus in Deutschland verkörperte: Reste der »Brigade 

Ehrhardt« und andere Teilnehmer am Kapp-Lüttwitz-

Putsch, beschäfti gungslose Freikorpsführer aus den »Ab-

wehrkämpfen« im Baltikum, in Oberschlesien und an der 

Ruhr, polizeilich ge suchte Attentäter, Geheimbünde wie die 

»Organisation Con sul« und die »Th ule«-Gesellschaft sowie 

deren »Deutsche Arbeiterpartei«, die seit 1921 »National-

sozialistische Deut sche Arbeiterpartei« (NSDAP) hieß und 

einen neuen Vorsit zenden hatte: Adolf Hitler.

Hitler, seit 1919 in München, war während der blutigen 

»Säuberung« der Stadt nach dem Ende der Räterepublik 

als Spitzel des Militärs tätig gewesen. Er hatte sich dann 

als ex trem antimarxistischer, republik- und vor allem 

judenfeindli cher Agitator die Sympathie der Herren im 

Münchener Kriegsministerium erworben. Dort ging der 

gebürtige Öster reicher, der im Weltkrieg Gefreiter im bay-
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erischen Regiment List gewesen war, bald aus und ein.

Hitlers besonderer Gönner war der als rücksichtsloser 

Draufgänger und guter Organisator bekannte bayerische 

Hauptmann Ernst Röhm. Er baute damals mit kräftiger Un-

terstützung der Reichswehr und Billigung der Landesregie-

rung eine – wegen der strengen Abrüstungsbestimmungen 

des Versailler Vertrags vor den Siegermächten sorgfältig ge-

heimgehaltene – Reserve-Armee auf.

In Hauptmann Röhms zahlreichen Waff enverstecken 

la gerten rund zwanzigtausend Gewehre und Pistolen, 760 

Ma schinengewehre, elf schwere und 169 leichte Geschütze, 

au ßerdem rund dreihunderttausend Handgranaten, riesige 

Mengen Sprengstoff  und acht Millionen Schuß Munition.

Als Herr über solche geheimen Arsenale war Röhm eine 

Schlüsselfi gur bei allen Putschplänen, die damals in Mün-

chen geschmiedet wurden. Doch seine Vorliebe galt Hitler, 

dessen demagogische Fähigkeiten und Rednertalent er be-

wunderte. Deshalb stellte er Hitler, mit dem er zu gegebener 

Zeit eine Revolution gegen die Berliner »Novemberverbre-

cher«-Regierung zu machen gedachte, Mannschaften einer 

Reichs wehr-Minenwerfer-Kompanie als Leibwache sowie 

als Saal schutz bei Veranstaltungen zur Verfügung. Er sorg-

te auch für die militärische Bewaff nung und Ausbildung 

der Hitler-An hänger, und die Kampfverbände der NSDAP, 

die »Sturmab teilungen«, abgekürzt SA, genannt wurden, 

bildeten 1923 be reits die geheime Reserve des bayerischen 

Reichswehr-Infan terieregiments 19 und des Pionierbatail-

lons 7. Die Führung dieser SA hatte ein beschäftigungsloser 
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Fliegeroffi  zier, Hauptmann Hermann Göring, übernom-

men; Oberleutnant Rudolf Heß, Mitglied der »Th ule«-Ge-

sellschaft, war mit »speziellen Aufträgen« betraut. Und für 

die richtige Stim mung bei dieser Bürgerkriegsarmee sorgte 

eine eigene Ta geszeitung, die in München erschien und aus 

einer Grün dung der »Th ule«-Gesellschaft hervorgegangen 

war: das NSDAP-Zentralorgan »Völkischer Beobachter«.

Dieses Blatt war wegen ständiger Mordhetze, Verun-

glimp fung des Reichspräsidenten und Beleidigung des 

Generals v. Seeckt vom Reichswehrminister Geßler verbo-

ten worden. Aber die bayerische Regierung lehnte es ab, 

das Erscheinen des »Völkischen Beobachters« polizeilich 

zu verhindern. Daraufhin bekam General v. Lossow vom 

»Truppenamt« in Berlin Order, Redaktion und Druckerei 

der Zeitung militä risch zu besetzen, doch der General ver-

weigerte den Gehor sam.

Diese off ene Aufl ehnung und der anschließende Abfall 

der in Bayern stationierten Reichswehrregimenter vom 

Reich kennzeichneten die Lage in den ersten November-

tagen des Jahres 1923. Zudem hatte Hauptmann Röhm das 

Freikorps »Reichskriegsfl agge« mobilisiert, und in Nord-

bayern warte ten bis an die Zähne bewaff nete Kampfver-

bände unter Füh rung des einem Reichsgerichtsverfah-

ren entfl ohenen Kapi täns Ehrhardt auf das Zeichen zum 

»Marsch auf Berlin«.

Am 6. November erklärte »Generalstaatskommissar« 

Rit ter v. Kahr den Führern der zum Losschlagen bereiten 

ultra rechten Organisationen: »Erst wenn alles dazu bereit 
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ist, be ginnt die Tat, und den Befehl dazu gebe ich!«, und 

General major v. Lossow versicherte den Putschisten, er 

werde mit seiner Reichswehr-Division gegen Berlin mar-

schieren, »aber nur, wenn 51 Prozent Wahrscheinlichkeit 

für das Gelingen« spreche.

Ganz Deutschland erwartete nun den baldigen Aufstand 

der »Ordnungszelle Bayern« gegen das Reich; General Lu-

dendorff  war schon – wie drei Jahre zuvor beim Kapp-Lütt-

witz-Putsch in Berlin – in München eingetroff en und von 

den Verschwörern als künftiger »Reichsdiktator« begrüßt 

wor den. Aber v. Kahr und v. Lossow zögerten noch, ob sie 

es wagen sollten, den Kampf gegen die – bisher ganz fried-

liche – Reichsregierung aufzunehmen. Vielleicht, so mein-

ten sie, sollten sie sich darauf beschränken, zunächst nur in 

Bayern unter den Fittichen einer rasch wiederherzustellen-

den Wittelsbacher-Monarchie eine Diktatur zu errichten 

und die Wirkung auf das übrige Deutschland abzuwarten.

Am Abend des 8. November 1923 versammelte v. Kahr 

im Bürgerbräukeller etwa dreitausend Vertreter von Wirt-

schafts- und Bauernverbänden, der katholischen Kirche 

und von gemäßigt rechten Organisationen, wohl um deren 

Stim mung zu testen. Nachdem er etwa dreißig Minuten zu 

diesem ihm sehr freundlich gesonnenen Publikum gespro-

chen hatte, drangen plötzlich Hitler und seine SA in den 

Saal. Mit einem Revolverschuß, einem rasch aufgestellten 

Maschinengewehr und der – erlogenen – Behauptung, Po-

lizei und Reichswehr hätten sich schon seinem Komman-

do unterstellt, gelang es Hitler im Handumdrehen, die Ver-
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sammlung einzuschüchtern und in einem Nebenzimmer 

die Herren v. Kahr, Gene ral v. Lossow und Oberst v. Seißer, 

den Kommandeur der bayerischen Sicherheitspolizei, dazu 

zu bewegen, sich mit ihm »an die Spitze der Bewegung« zu 

stellen. Sie taten es zö gernd, mit allerlei inneren Vorbehal-

ten, mehr genötigt als freiwillig. Erst als auch General Lu-

dendorff  erschien und sich an Hitlers Seite stellte, schwan-

den ihre letzten Zweifel.

Die übrigen Mitglieder der bayerischen Landesregie-

rung wurden derweilen von einigen Bewaff neten unter 

dem Kommando von Oberleutnant Rudolf Heß in »Schutz-

haft« genommen, in einen Wald bei München gefahren 

und die Nacht hindurch mit der Drohung eingeschüchtert, 

man werde sie, »sobald der Befehl kommt«, erschießen. 

Andere schwerbewaff nete SA-Kommandos verhafteten 

und ver schleppten die führenden Sozialdemokraten Mün-

chens. Etwa zweihundert SA-Leute verwüsteten und plün-

derten die Verlags- und Redaktionsräume des SPD-Organs 

»Münchner Post«, und »Rollkommandos« drangen in den 

frühen Mor genstunden des 9. November in die Wohnun-

gen jüdischer Familien ein, hausten dort wie die Vandalen, 

mißhandelten die aus dem Schlaf Gerissenen und nahmen 

einige Männer »als Geiseln« mit.

Es war – am fünften Jahrestag des so disziplinierten und 

unblutigen Umsturzes vom 9. November 1918 – eine erste 

Kostprobe von dem, was ein Sieg der NSDAP Deutschland 

bringen würde, ein Vorgeschmack des »Dritten Reiches«.

Am Vormittag des 9. November besetzte Hauptmann 
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Röhm mit seinem Freikorps »Reichskriegsfl agge« das 

Kriegsministerium. Von der Isar her nahte ein Zug von eini-

gen tausend NSDAP-Leuten mit Ludendorff , Hitler und Gö-

ring an der Spitze; sie wußten noch nicht, daß sich das Blatt 

für sie inzwischen schon gewendet hatte. Denn über Nacht 

waren v. Kahr, General v. Lossow und Oberst v. Sei ßer zu 

der Einsicht gelangt, daß der Ludendorff -Hitler- Putsch ge-

gen die Reichsregierung keine Aussicht auf Erfolg hatte. Er 

war sogar, so fanden sie nun, höchst gefährlich für ihre eige-

nen Pläne, die eine Wiedererrichtung der bayerischen Mon-

archie, eine Militärdiktatur mit christlich-sozialem Mäntel-

chen und die allmähliche Loslösung vom Reich vorsahen.

Sie hatten deshalb die ihnen noch gehorchende Lan-

des po lizei alarmiert, die die Putschisten entwaff nen und 

festneh men sollte. Die erste Polizeikette an der Isar war 

zwar von Görings SA überrumpelt und zusammenge-

schlagen worden. Doch als die Putschisten dann durch die 

schmale Residenz straße zogen, um den von Polizei und Mi-

litär bedrängten Leuten Röhms im Kriegsministerium Un-

terstützung zu bringen, stießen sie an der Feldherrnhalle 

auf ein starkes Poli zeiaufgebot, das, Gewehre im Anschlag, 

ihnen Halt gebot.

Einer der Putschisten, Hitlers Leibwächter, der Metzger-

geselle Ulrich Graf, sprang vor und rief: »Nicht schießen! 

Exzellenz Ludendorff  und Hitler kommen!« Aber da krach-

ten schon die ersten Schüsse. Der Zug geriet in Panik; die 

meisten fl üchteten oder suchten Deckung. Vierzehn Tote 

la gen auf dem Pfl aster, unter ihnen Th eodor v. d. Pfordten, 
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Rat am Obersten Bayerischen Landesgericht, und Max Er-

win v. Scheubner-Richter, der eigentliche Organisator des 

Put sches. Zwei weitere Nationalsozialisten erlagen später 

ihren Verwundungen.

Jetzt griff en v. Kahr und General v. Lossow »energisch« 

durch – nicht mit standrechtlichen Erschießungen, denn die 

Hitler-Leute waren ja keine »Roten«, aber immerhin wur-

den ein paar Putschisten vor Gericht gestellt: Hauptmann 

Röhm; der in dem Landhaus der Frau Hofrat Hanf staengl 

in Uffi  ng aufgespürte Hitler; dessen Vertrauensmann im 

Münchener Polizeipräsidium, Dr. Wilhelm Frick; ein der 

NSDAP ange hörender hoher Beamter des Innenministeri-

ums, Dr. Ernst Pöhner; Oberstleutnant a.    D. Hermann Krie-

bel, militäri scher Führer des »Deutschen Kampfbundes«; 

Leutnant Ro bert Wagner; Oberleutnant Heinz Pernet; 

Oberleutnant a.    D. Wilhelm Brückner, der Kommandeur 

des »SA-Regiments München«, ja sogar Exzellenz General 

Erich Ludendorff .

Der Prozeß gedieh zur reinen Farce. Der Anklagevertre-

ter, Staatsanwalt Hans Erhard – er wurde nach dem Zwei-

ten Weltkrieg CSU-Politiker und bayerischer Ministerprä-

sident-, der Vorsitzende und die Beisitzer behandelten die 

»Herren Angeklagten« mit erlesener Höfl ichkeit, insbe-

sondere den mit einer Luxuslimousine zur Verhandlung 

gekommenen General Ludendorff , den sie mit »Exzellenz« 

anredeten und lobten, daß er sich »anerkennenswerter-

weise« dem Gericht »zur Verfügung gestellt« habe. Unge-

rügt durften die Ange klagten den Reichspräsidenten be-
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schimpfen, über die »Novemberverbrecher«-Regierung in 

Berlin herziehen und lange Propagandareden halten. Am 

Ende des wochenlangen Pro zesses, bei dem man bei Erör-

terung der Beziehungen der SA zur Reichswehr und Hitlers 

zu v. Kahr die Öff entlichkeit stets ausschloß – die Proto-

kolle darüber werden noch heute geheimgehalten! –, wur-

den am 1. April 1924 verurteilt: Adolf Hitler, Pöhner, Krie-

bel und Weber zu je fünf Jahren Fe stungshaft und 200 RM 

Geldstrafe; Röhm, Brückner, Pernet, Wagner und Frick zu 

je fünfzehn Monaten Festung. Für Lu dendorff  gab es – wie 

üblich – einen glatten Freispruch, »un ter Uberbürdung der 

Kosten auf die Staatskasse«.

Den Angeklagten Dr. Frick, Röhm, Pernet und Wagner 

wurden die Strafen zur Bewährung ausgesetzt; sie kamen so-

fort wieder auf freien Fuß. Hitler und die übrigen Verurteil-

ten wurden ein paar Monate später, zu Weihnachten 1924, 

begnadigt und aus der Haft entlassen.

Der bayerische Justizminister Dr. Franz Gürtner – der 

spä ter im Kabinett v. Papen und dann auch in der Regierung 

Hit ler das Reichsjustizministerium leitete – sorgte dafür, 

daß der nach München zurückgekehrte Putschistenfüh-

rer vierzehn Tage nach seiner Haftentlassung vom neuen 

bayerischen Mi nisterpräsidenten, dem Zentrumspolitiker 

Heinrich Held, zu einem Gespräch unter vier Augen emp-

fangen wurde. Hitler versicherte bei dieser Gelegenheit sei-

nem Gastge ber, daß er von jetzt an »nur noch mit legalen 

Mitteln« nach der Macht streben werde, und Held erklär-

te, daß er sich nur noch auf eine Zusammenarbeit mit den 
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Wehrverbänden des alten Chefs von Röhm, Oberst Ritter 

v. Epp, einlassen wer de; die schon von seinem Vorgänger 

aufgelöste SA bleibe ver boten. (Die Ironie der Geschichte 

sorgte dafür, daß es weni ger als zehn Jahre später Ritter v. 

Epp war, der die Regierung Held auf Befehl Hitlers absetzte 

und Reichsstatthalter in Bayern wurde.)

Während der »Verbüßung« seiner kurzen »Ehrenstra-

fe« in komfortabel eingerichteten Räumen der Haftanstalt 

Lands berg am Lech hatte Hitler jede erdenkliche Bequem-

lichkeit gehabt und die Zeit unter anderem dazu benutzt, 

seinem Se kretär, Rudolf Heß, das Buch »Mein Kampf« zu 

diktieren. Darin war bereits, jedem Leser klar erkennbar, 

der Weg vor gezeichnet, den Hitler, sobald er die Herrschaft 

über Deutschland angetreten haben würde, einzuschlagen 

gedach te: Beseitigung des »Systems« der parlamentari-

schen Demo kratie, der Gewerkschaften, der Parteien und 

jeder Koali tionsfreiheit sowie der Rechte auf freie Infor-

mation und Mei nungsäußerung; Beseitigung aller Spuren 

der Revolution und Ausrottung aller sozialistischen Ideen; 

Bruch des Versailler Vertrags und aller anderen Abkommen 

mit den Siegern des Ersten Weltkriegs; schnellste Wieder-

aufrüstung der Armee über den Vorkriegsstand hinaus und 

Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpfl icht, beides mit 

dem Ziel, Angriff skriege zu führen, die Vormachtstellung 

des Reiches wiederzuge winnen und dem deutschen Volk 

mehr »Lebensraum«, vor allem auf Kosten der slawischen 

Nationen, zu verschaff en; Versklavung und rücksichtslose 

Ausbeutung aller »minder rassigen« Völker, Ausrottung der 
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Juden, Vernichtung aller »Lebensunwerten«; Entrechtung 

der Arbeitnehmer, Degra dierung der Frauen zu bloßen 

Garanten eines ausreichen den und gesunden Nachwuch-

ses und dessen »artgemäßer« Aufzucht; Errichtung einer 

brutalen Diktatur mit Hilfe einer ihm, dem »Führer«, blind 

ergebenen »Herrenmen schen«-Elite.

Aber vorerst war Hitler von der Verwirklichung sei-

ner wahnwitzigen Ideen noch weit entfernt. Bei den 

Reichstags wahlen im Mai 1924 hatten die mit der Rumpf-

USPD wieder vereinigten Sozialdemokraten zwar nur noch 

sechs Millionen Stimmen – das entsprach einem Anteil 

von 20 Prozent – erhal ten. Doch insgesamt war der par-

lamentarischen Demokratie eine ausreichende Mehrheit 

geblieben: Die Demokraten hat ten knapp sechs Prozent 

der Stimmen bekommen, Zentrum und Bayerische Volks-

partei zusammen fast 17 Prozent und die Deutsche Volks-

partei Gustav Stresemanns etwas über 9 Prozent. Das war, 

zusammen mit dem Anteil der SPD, eine bescheidene 

Mehrheit für die staatstragenden Parteien. Die Hauptge-

winner dieser Wahl, die Deutschnationalen, hatten aller-

dings mit fast 20 Prozent Stimmenanteil nun schon bei-

nahe die Stärke der wiedervereinigten Sozialdemokratie 

er reicht. Die als »Völkisch-Nationaler Block« erstmals seit 

Be stehen der Republik im Reichstag selbständig vertrete-

nen Rechtsextremisten, meist Anhänger Hitlers und Lu-

dendorff s, waren mit fast zwei Millionen Wählerstimmen 

und ei nem Anteil von 6,5 Prozent nur halb so stark aus 

dem Wahl kampf hervorgegangen wie die Kommunisten, 
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die 13 Prozent der Stimmen für sich gewonnen hatten.

Da sich dann noch zehn Abgeordnete rechter Splitterpar-

teien den Deutschnationalen anschlossen, wurden diese 

nachträglich die stärkste Fraktion im neuen Reichstag. 

Sie forderten daher sogleich für einen ihrer Führer, den 

einstigen kaiserlichen Großadmiral Alfred v. Tirpitz, das 

Reichskanz leramt.

Die Berufung dieses alldeutschen Militaristen, der vor 

1914 wie kaum ein Zweiter die Flottenaufrüstung für den 

An griff skrieg vorangetrieben und später, durch seine For-

derung nach uneingeschränktem U-Boot-Einsatz, auch 

gegen Schiff e der Neutralen, die USA an die Seite der Alli-

ierten gebracht hatte, wäre eine Provokation gewesen, die 

nach außen das Ende jeder Verständigung, im Innern den 

Untergang der bürgerlichen Demokratie bedeutet hätte.

Doch diese Gefahr ging noch einmal vorüber. Mit viel 

Mühe brachte die bürgerliche Mitte ein zweites Kabinett 

Marx zustande, das von der SPD toleriert wurde. Diese Re-

gierung erzielte durch ihren Außenminister Stresemann er-

hebliche Fortschritte in der Entspannung, erreichte die Auf-

nahme Deutschlands in den Völkerbund, leitete Gespräche 

über eine vernünftige Begrenzung der Reparationen sowie 

eine Räumung der besetzten Gebiete ein und sorgte im 

Innern für eine allmähliche Stabilisierung. Doch bereits 

im Oktober 1924 erlag das Kabinett Marx dem Druck der 

Deutschnatio nalen, die einerseits die Verständigungs- und 

Konsolidie rungspolitik der bürgerlichen Mitte mit übelster 

Demagogie abzuwerten trachteten, andererseits für ihre 
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Anführer Mini sterposten forderten.

Da die parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse keine 

kla ren Entscheidungen ermöglichten, entschloß man sich 

dazu, den erst ein halbes Jahr zuvor gewählten Reichs-

tag aufzulö sen und Neuwahlen abzuhalten. Sie fanden 

am 7. Dezember 1924 statt und brachten – das war die 

erste Überraschung – sowohl den Kommunisten wie den 

Rechtsextremisten schwere Einbußen: Die KPD schrumpf-

te von 13 auf 9 Pro zent; der Stimmenanteil der durch hef-

tige innere Macht kämpfe zwischen Hitler und mit ihm 

rivalisierenden Unter führern geschwächten NSDAP ging 

von 6,5 auf 3 Prozent zu rück. Die SPD konnte – auch das 

war überraschend – ihren Anteil von 20 auf 26 Prozent 

steigern, off enbar auf Kosten der in einer Führungskrise 

steckenden KPD. Demokraten, Zen trum und Bayerische 

Volkspartei hielten ihre zusammen 23 Prozent vom Mai; 

die Deutsche Volkspartei nahm geringfü gig zu und er-

reichte 10 Prozent der Stimmen. Aber auch die Deutsch-

nationalen konnten – und das hatte niemand erwartet! 

– ihre starke Stellung noch ausbauen: ihr Anteil stieg auf 

über 20 Prozent.

So war die Lage durch die Neuwahlen nur noch kompli-

zierter geworden, denn keine der Gruppen, die miteinan-

der zu koalieren bereit gewesen wären, verfügte über eine 

ausrei chende Mehrheit. Schließlich einigte man sich auf 

einen par teilosen Kanzler, den früheren Reichsbankprä-

sidenten Dr. Hans Luther, und auf eine Koalition, die auf 

die Stimmen der mit Abstand stärksten Partei im neuen 
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Reichstag, der SPD, nicht angewiesen war.

Mitte Januar 1925 präsentierte Luther der Öff entlichkeit 

seine Regierungsmannschaft: ein stark rechtslastiges »Bür-

gerblock«-Kabinett, in dem neben Stresemann, dem erfolg-

reichen Außenminister und Vertrauensmann der Industrie, 

etliche Deutschnationale sowie der parteilose Rittergutsbe-

sitzer Gerhard Graf v. Kanitz den Ton angaben. Zentrum, 

Bayerische Volkspartei und Demokraten hatten sich mit 

»Beobachterposten« begnügt.

Diese neue Regierung, der die Interessen der Unterneh-

mer und Großagrarier besonders am Herzen lagen, gab 

sogleich zu erkennen, daß sie – anstelle des während der 

Revolution, noch vom »Rat der Volksbeauftragten«, ein-

geführten Acht stundentags – eine Verlängerung der ge-

setzlichen Arbeitszeit auf zehn Stunden täglich für »unab-

dinglich« hielte. Damit sollte eine der wenigen sozialen Er-

rungenschaften des No vembers 1918 rückgängig gemacht 

werden, und hinter den Kulissen wurde auch schon davon 

gesprochen, die Arbeitslo sen-Versicherung, deren Einfüh-

rung seit langem geplant war, fallenzulassen und die vom 

Reich mitfi nanzierte Unterstüt zung der Erwerbslosen 

durch die Gemeinden von der Be dürftigkeit der Antragstel-

ler abhängig zu machen.

Diese Vorbereitungen eines Angriff s auf den schwer er-

kämpften sozialen Besitzstand der deutschen Arbeitneh-

mer schaft lösten bei den Linksparteien solche Empörung 

aus, daß es ein paar Tage lang fast so schien, als würde die-

se Herausforderung die auseinandergefallene Arbeiterbe-
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wegung zur Einigkeit bringen können. In der SPD-Fraktion 

regte sich erstmals seit den Tagen des Kapp-Lüttwitz-Put-

sches eine Klassenkampf-Stimmung. Aber dann überschat-

tete ein Er eignis diese sofort wieder zur »Tagespolitik« de-

gradierten Impulse: Am 28. Februar 1925 starb Friedrich 

Ebert, und die Frage, wer nun Reichspräsident werden soll-

te, ließ alles an dere in den Hintergrund treten.

Eberts Tod stürzte die bürgerliche Republik und die noch 

ungefestigte Demokratie in eine schwere Krise. Das Amt 

des Reichspräsidenten war von den Vätern der Weimarer 

Verfas sung mit beinahe diktatorischen Vollmachten aus-

gestattet worden. Das Staatsoberhaupt konnte die Länder 

mit Waff en gewalt zur Einhaltung der Verfassung und zur 

Wiederherstel lung von »Sicherheit und Ordnung« zwin-

gen, dazu auch die wichtigsten Grundrechte außer Kraft 

setzen, vom Parlament verabschiedete Gesetze blockieren 

und einen Volksentscheid erzwingen, auch den Reichstag 

vorzeitig aufl ösen. Seine Machtfülle war also ungleich grö-

ßer als die des Kanzlers.

Vom Standpunkt der rechten SPD aus, aber auch von 

dem des liberalen Bürgertums und selbst zahlreicher An-

hänger des Zentrums und der Deutschen Volkspartei, hatte 

Friedrich Ebert als Reichspräsident Vorzügliches geleistet. 

Ihm ge bührte – wie Richard Löwenthal es rückschauend 

formuliert hat – »das Hauptverdienst daran, daß Deutsch-

land nach dem militärischen Zusammenbruch von 1918 

nicht das Opfer staatlichen Zerfalls, lang dauernden Bür-
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gerkriegs oder einer Diktatur wurde, sondern als parla-

mentarische Demokratie seine neue verfassungsmäßige 

Ordnung fand«.

Ebert war allerdings auch, zusammen mit den ande-

ren Füh rern der Mehrheitssozialisten des Jahres 1918, 

verantwort lich dafür, daß die sozialistische Revolution im 

Keim erstickt wurde und daß die demokratische Neuord-

nung unvollendet, ein antirepublikanischer Staatsapparat 

erhalten blieb. Dies und vor allem, daß er die bewaff nete 

Macht im Deutschen Reich den erklärten Feinden der Re-

publik überließ, sogar noch nach den bitteren Erfahrungen 

der Putschjahre 1920–23, waren die Opfer, die Ebert der von 

ihm geführten Sozialdemokratie abverlangt hatte, damit 

– das jedenfalls war sein Motiv – dem deutschen Volk ein 

Chaos erspart bliebe.

Die deutsche Arbeiterbewegung war an diesem Kurs zer-

brochen; das Bürgertum, das Ebert vor der sozialen Revolu-

tion bewahrt hatte, dankte es ihm nicht, die alte Oberschicht 

noch weit weniger. Im Gegenteil: Von rechts her überschüt-

tete man den in seiner Amtsführung auf Schlichtheit, Wür-

de und strengste Korrektheit bedachten Reichspräsidenten 

mit Beschimpfungen und Verleumdungen. Am schwersten 

traf Ebert jedoch das Urteil eines Magdeburger Gerichts, 

das ihn des »Landesverrats« bezichtigte, angeblich be-

gangen wäh rend des Krieges, im Zusammenhang mit dem 

Metallarbeiter streik des Winters 1917/18.

Ebert hatte dagegen sofort Berufung eingelegt, war bald 

darauf erkrankt und hatte die von den Ärzten angerate-
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ne Überführung in eine Klinik entschieden abgelehnt mit 

der Begründung: »Erst muß dieser elende Prozeß vorüber 

sein …« Wenige Tage später starb er an einer zu spät behan-

delten Blinddarmentzündung.

Bei der Wahl eines Nachfolgers im Amt des Reichspräsi-

den ten, die zum erstenmal in der deutschen Geschichte 

vom gan zen Volk direkt vorgenommen wurde, ergab sich 

im ersten Wahlgang am 28. März 1925 für keinen der vielen 

Kandidaten eine ausreichende Mehrheit: Ernst Th älmann 

von der KPD erhielt 1,8 Millionen Stimmen; der von der 

SPD nominierte preußische Ministerpräsident Otto Braun 

konnte 7,8 Millio nen Stimmen erringen; der Kandidat der 

Demokraten, Pro fessor Willy Hellpach, fand die Unterstüt-

zung von 1,6 Mil lionen Wählern. Auf Dr. Wilhelm Marx vom 

katholischen Zentrum entfi elen knapp 4 Millionen Stim-

men, auf Ministerpräsident Dr. Heinrich Held von der Bay-

erischen Volkspar tei fast eine Million Stimmen und auf den 

Duisburger Ober bürgermeister Karl Jarres, den die Deut-

sche Volkspartei, zu sammen mit den Deutschnationalen 

und einigen sogenannten »Vaterländischen Verbänden«, 

vorgeschlagen hatte, 10,8 Millionen Stimmen. General 

Erich Ludendorff  als Kandidat der extremen Rechten muß-

te sich mit 211   000 Stimmen be gnügen, weil die norddeut-

schen Gruppen der zerstrittenen »Nationalsozialistischen 

Freiheitsbewegung« den Deutsch nationalen gefolgt waren 

und Karl Jarres unterstützt hatten.

Immerhin wäre, wie das Wahlergebnis deutlich zeigte, 
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eine vereinigte Linke im Bündnis mit der demokratischen 

Mitte weit stärker gewesen als die Rechte, doch die Zer-

splitterung des gesamten republikanischen Lagers und die 

unüberbrück bar gewordenen Gräben zwischen Sozialde-

mokraten und Kommunisten ließen das linke Übergewicht 

nicht mehr zur Geltung kommen. Für den zweiten Wahl-

gang fand sich zwar noch einmal – notgedrungen – die alte 

»Weimarer Koalition« zusammen: SPD, Zentrum und De-

mokraten einigten sich auf den Zentrumsmann Dr. Marx; 

die Kommunisten stellten wieder Ernst Th älmann auf. Aber 

die vereinigte Rechte be mühte sich nun um einen Gegen-

kandidaten, von dem sie sich den Sieg erhoff en konnte, und 

ihre Wahl fi el auf den 78jährigen kaiserlichen Generalfeld-

marschall Paul v. Beneckendorff  und Hindenburg.

Diesem reaktionären Monarchisten von mäßigem Ver-

stand haftet noch heute – gänzlich unverdienter – Feldherrn-

ruhm an; damals genoß er beim deutschen Bürgertum, 

dank jahre langer Vergötterung durch die Kriegspropagan-

da und die Hugenberg-Presse, ein so hohes Ansehen, wie 

es seit Bismarck keinem Deutschen mehr zuteil geworden 

war. Es nützte nichts, daß Stresemann die Hände rang und 

um seine Außenpolitik fürchtete, weil die Wahl eines preu-

ßischen Junkers und Militärs zum neuen Staatsoberhaupt 

der jungen Republik von der ganzen Welt nur als eine Pro-

vokation aufgefaßt werden konnte; es half auch nichts, daß 

einige Groß industrielle, die um die amerikanischen Kre-

dite bangten, De legationen zu Hindenburg schickten, um 

den greisen Mar schall, der ohnehin wenig Neigung zeigte, 
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sein geruhsames Pensionärsleben aufzugeben, von einer 

Kandidatur abzuhal ten. Der rechte Flügel der Deutschna-

tionalen setzte sich durch, und Großadmiral v. Tirpitz rei-

ste zu Hindenburg und überzeugte ihn davon, daß es die 

»vaterländische Pfl icht« ei nes kaiserlichen Feldmarschalls 

sei, keinen Republikaner an die Macht kommen zu lassen, 

vielmehr selbst als »Sachwalter des angestammten Herr-

scherhauses« der Hohenzollern die Reichspräsidentschaft 

zu übernehmen.

Die Chancen für Hindenburg standen zwar nicht übermä-

ßig gut; große Teile des Volkes, zumal die Arbeiterschaft, 

war gegen einen Generalfeldmarschall als Staatsoberhaupt 

der Republik. Aber im zweiten Wahlgang bedurfte es keiner 

absoluten, sondern nur noch einer relativen Mehrheit.

Tatsächlich siegte am 26. April 1925 der von den Fein-

George Grosz: Vor der Audienz
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den der Republik, besonders von der Hugenberg-Presse, 

als »Retter des Vaterlands« und »Garant einer Bewahrung 

Deutschlands vor der roten Flut« angepriesene Feldmar-

schall v. Hindenburg mit nur knappem Vorsprung vor Dr. 

Marx und mit weit weniger als der Hälfte aller Stimmen: 

14,65 Mil lionen Deutsche wählten Hindenburg; der Zen-

trumsmann Dr. Marx, unterstützt von SPD und Demokra-

ten, erhielt 13,75 Millionen Stimmen, und knapp 2 Millionen 

Männer und Frauen entschieden sich für den kommunisti-

schen Kan didaten Ernst Th älmann.

Der Sieg des monarchistischen Reaktionärs über den 

Re präsentanten der »Weimarer Koalition« war im we-

sentlichen darauf zurückzuführen, daß die sonst mit dem 

Zentrum eng verbündete, klerikal-konservative Bayerische 

Volkspartei diesmal ihre Anhänger aufgefordert hatte, lie-

ber den prote stantischen Preußen und Monarchisten v. 

Hindenburg zu wählen als den rheinischen Katholiken, 

Zentrumsführer und Republikaner Dr. Marx. Denn noch 

mehr als das Preußen tum haßten die bayerischen Reaktio-

näre die Republik.

Den Kommunisten war es kaum zu verdenken, daß sie 

nicht der »Weimarer Koalition« zuliebe einen antisozialisti-

schen Zentrumspolitiker unterstützten, sondern einen 

eige nen Kandidaten aufstellten und ohne Rührung der 

Nieder lage zuschauten, die ihre gnadenlosen Verfolger jetzt 

erlitten. Es war ihre Rache für die vielen tausend Genos-

sen, die im Namen der Republik von antirepublikanischen 

Söldnern er mordet oder ins Zuchthaus geworfen worden 
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und Anti-Milita rismus. Daß allerdings nun der Ranghöch-

ste der Militärs, ein erklärter Feind der Revolution und In-

teressenvertreter der Junker, an die Spitze des Staates trat, 

nahm dieser Rache die Süße.
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6. Niedergang und Ende

der parlamentarischen Demokratie

Die nachteiligen Folgen, die Stresemann von der Wahl 

des Generalfeldmarschalls v. Hindenburg zum Reichsprä-

siden ten für seine Außenpolitik der Verständigung und 

Friedenssi cherung befürchtet hatte, blieben aus. Weder 

die Sieger des Ersten Weltkriegs noch die Neutralen stießen 

sich daran, daß sich Deutschland zum neuen Staatsober-

haupt einen Mann er koren hatte, der nicht nur alles verkör-

perte, was ihnen am wilhelminischen Herrschaftssystem 

gefährlich und hassenswert erschienen war, sondern auch 

zur Spitzengruppe derer gehörte, die das Reich gemäß dem 

Versailler Vertrag als »Kriegsverbrecher« hätte ausliefern 

müssen.

Aber von dieser wie von manchen anderen Bestimmun-

gen des von der deutschen Rechten geschmähten »Schand-

diktats« war schon nicht mehr die Rede; die Sieger hatten 

sich bereits dazu entschlossen, Großmut walten zu lassen. 

Und die deut schen Republikaner nahmen es hin, daß Hin-

denburg im Reichspräsidenten-Palais sofort den kargen 

Stil seines Vor gängers durch ein pompöses Hofzeremoniell 

ersetzte, sich mit Adjutanten, Chargen sowie Scharen von 

Dienern mit Escarpins und Schnallenschuhen umgab und 

zu Reichswehr-Paraden die große Uniform eines kaiserli-

chen Generalfeld marschalls anlegte. Schließlich war ja – so 
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fanden sie – der neue Reichspräsident schon ein sehr alter 

Herr, dem man ei niges nachsehen mußte, und er schien im 

übrigen seine Sache recht gut zu machen.

Tatsächlich erntete Hindenburg nur die Früchte der 

Stabi lisierungspolitik, die die Sozialdemokraten und ihre 

bürgerlichen Verbündeten sechs Jahre lang mit Fleiß und 

Hartnäckigkeit betrieben hatten: Die sozialistische Revo-

lution war abgewürgt, die Währung wieder fest, die Ge-

fahr eines Abfalls der Rheinlande oder Bayerns vorüber; 

die Wirtschaft ent wickelte sich mit Hilfe amerikanischer 

Kredite zufriedenstel lend; der Reichshaushalt verzeichne-

te zum erstenmal seit lan ger Zeit wieder Überschüsse; die 

innere Verwaltung funk tionierte wie zu Kaiser Wilhelms 

Zeiten, und in der Außen politik zeichnete sich schon eine 

Beilegung der ärgsten Kon fl ikte ab.

Trotzdem war die deutsche Rechte keineswegs zufrie-

den: Als Gustav Stresemann, nationalliberaler Außenmi-

nister ei ner Regierung, in der die Deutschnationalen vier 

wichtige Ressorts verwalteten, auf der Konferenz von Lo-

carno im Sommer 1925 das deutsch-französische Verhält-

nis weitge hend normalisierte, den Verzicht des Reichs auf 

Elsaß-Loth ringen bekräftigte und dafür eine Teilräumung 

des besetz ten Rheinlands, die Aufnahme Deutschlands in 

den Völker bund, internationale Garantien für seine äußere 

Sicherheit sowie ein günstigeres Klima für Verhandlungen 

über eine weitere Senkung der alliierten Reparationsforde-

rungen ein handelte, da fi el die Hugenberg-Presse samt der 

extremen Rechten über die »Verzichtregierung« her.
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Eines ihrer Argumente war seltsamerweise, daß sich 

Deutschland in Locarno auf einen »Kreuzzug gegen den 

Bol schewismus« eingelassen habe, der den Interessen des 

Rei ches widerspreche. »Auch wir wollen dem Bolschewis-

mus den Zutritt in unser Land wehren«, hieß es dazu in 

den Hugenberg-Blättern, »aber wir wissen, daß Bolsche-

wismus und Rußland nicht auf alle Zeiten identisch sind. 

Nach Osten weist uns politisches Interesse und wirtschaft-

liches Bedürf nis!«

Aber auch nachdem Stresemann im April 1926 den Ber-

liner Vertrag mit der Sowjetunion geschlossen hatte, wor-

in beide Mächte die Verpfl ichtung eingegangen waren, 

sich an keinem Bündnis gegen den anderen Vertragspart-

ner zu beteiligen, hetzte die Rechte weiter gegen ihn und 

seine Politik. Was er auch für Deutschland an Erleichte-

rungen erreichte, wurde von der Hugenberg-Presse, erst 

recht von den Zeitungen der noch weiter rechtsstehen-

den Gruppen, auf das Heftigste ge schmäht, weil mit je-

der Verbesserung notwendigerweise die Anerkennung 

bestehender Zustände verbunden war. Und das bedeu-

tete – zumindest nach Meinung der deutschen Rechten 

– »schändlichen Verzicht«.

Typisch für die sture, jeder Vernunft widersprechende 

Haltung der Deutschnationalen war eine Erklärung ihres 

Kampfbundes »Stahlhelm«, der sich selbst als Vereinigung 

der »schlachterprobten, unbesiegt heimgekehrten deut-

schen Frontsoldaten und der von ihnen zum Geiste der 

Wehrhaftigkeit erzogenen deutschen Jungmannen« be-
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zeichnete. Die »Stahlhelm«-Führung forderte am 8. April 

1927 die Nichtan erkennung der durch den »Schmachfrie-

den« von Versailles und dessen spätere Ergänzungen ge-

schaff enen Zustands, die Streichung aller Reparationsver-

pfl ichtungen »auf Grund der solidarischen Haftung aller 

für den Krieg verantwortlichen Völker«, vor allem aber den 

»Widerruf des erpreßten Kriegs schuldbekenntnisses«. Sie 

erklärte sogar ausdrücklich, daß »diese Ziele auch nicht 

zur Erreichung der Rheinlandräu mung« durch die Besat-

zungstruppen oder zu anderen guten Zwecken, etwa der 

Revision der »unerträglichen« Ostgren zen, verleugnet 

werden dürften.

Die Phrasen der deutschnationalen Führer, die Ver-

leum dungskampagne der Hugenberg-Presse und die hem-

mungs lose Hetze der Rechtsextremisten gegen die Frie-

dens- und Verständigungspolitik des nationalliberalen 

Außen ministers Stresemann wurden in ihrer das innen- 

und außenpolitische Klima vergiftenden Wirkung noch 

verstärkt durch markige Aussprüche des Reichspräsiden-

ten v. Hindenburg. So er klärte der alte Herr am 18. Sep-

tember 1927 am Tannen berg-Nationaldenkmal unter dem 

tosenden Beifall der aufmarschierten Kriegervereine und 

Wehrverbände: »Die An klage, daß Deutschland schuld 

sei an diesem größten aller Kriege, weisen wir, weist das 

deutsche Volk in allen seinen Schichten einmütig zurück! 

… Reinen Herzens sind wir zur Verteidigung des Vaterlan-

des ausgezogen, und mit reinen Händen haben wir das 

Schwert geführt!«
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Der Chef der Reichswehr, General v. Seeckt, jeder hohlen 

Phrase abhold, meinte hingegen nur: »Wir müssen die Macht 

bekommen, und sobald wir die Macht haben, holen wir uns 

selbstverständlich alles wieder, was wir verloren haben.«

Der General war, im Gegensatz zu den schon wieder 

übermütigen rechten Ultras, ein Realist. Er wußte, daß 

das Deutsche Reich militärisch noch viel zu schwach für 

einen neuen Angriff skrieg war und daß innenpolitisch ein 

ungefäh res Gleichgewicht der Kräfte bestand; nur weil die 

Linke ge spalten war, hatten die Rechten das Sagen. Für ei-

nen radika len Kurswechsel, für eine rechte Diktatur und 

ein Zerreißen aller Verträge reichte die Stärke der Rechts-

parteien noch nicht aus, zumal jede Kraftprobe bewirken 

konnte, daß sich die Linke zu gemeinsamer Abwehr zu-

sammenfand.

Im Frühjahr und Sommer 1926 zeigte es sich, daß eine 

sol che Möglichkeit noch vorhanden war, trotz aller Abnei-

gung der SPD-Führung, sich auf eine Aktionseinheit mit 

den Kommunisten einzulassen. Es bedurfte dazu nur einer 

Her ausforderung von rechts, und diese kam ausnahms-

weise nicht von den völkischen und deutschnationalen 

Kampfverbänden oder von der Hugenberg-Presse, sondern 

von dem eigentlich zu strikter Neutralität verpfl ichteten 

Reichspräsidenten.

Es ging um die Vermögen der entthronten Fürsten, die 

von der Revolution nicht angetastet worden waren; man 

hatte sie damals nur »sichergestellt«, und eine Regelung 

der Eigen tumsverhältnisse war auf ruhigere Zeiten ver-
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schoben wor den. Im Prinzip war man – zumindest bei der 

SPD-Führung – der Meinung gewesen, daß der größere Teil 

des Besitzstands der ehemals regierenden Fürstenhäuser 

als Staatseigentum anzusehen und zugunsten der Länder 

einzuziehen sei; der kleinere Teil sollte als Privateigentum 

der einstigen Herrscher betrachtet und ihnen zurücker-

stattet werden.

Es kam aber ganz anders. Kaum war die Revolution abge-

würgt und mit Hilfe der Freikorps »Ruhe und Ordnung« 

blu tig wiederhergestellt, da begannen die Fürstenhäuser 

gegen die republikanischen Landesregierungen zu prozes-

sieren. Bei den meist stramm monarchistisch gesinnten 

Richtern fanden sie viel Verständnis für ihre sehr weitge-

henden Wünsche. Sie erhielten nicht nur die Mehrzahl ih-

rer Schlösser und Kunst schätze sowie den Großteil ihres 

riesigen Grundbesitzes zu gesprochen, sondern häufi g auch 

noch Goldmark-Millio nenbeträge als Abfi ndungen für ver-

lorengegangene Ein künfte.

Da eine reichsgesetzliche Regelung fehlte und bei den 

par lamentarischen Mehrheitsverhältnissen auch nicht zu 

erwar ten war, beschlossen die Linksparteien, zunächst 

unabhängig voneinander, einen Volksentscheid herbeizu-

führen. Nach der Reichsverfassung mußten zunächst zehn 

Prozent der Wahlberechtigten, etwa vier Millionen, den 

Volksentscheid befürworten; der Volksentscheid selbst 

benötigte die abso lute Mehrheit, rund zwanzig Millionen 

Wählerstimmen, da mit die erhobene Forderung zum Ge-

setz werden konnte.
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Durch Vermittlung der Gewerkschaften einigten sich 

So zialdemokraten und Kommunisten auf einen gemein-

samen Text, der die entschädigungslose Enteignung der 

Fürstenhäu ser zugunsten der Kriegs- und Infl ationsopfer 

sowie der Ar beitslosen und Sozialrentner vorsah. Schon 

die Vorbereitun gen dieses Volksentscheids riefen bei den 

Rechtsparteien fl ammende Empörung hervor, und diejeni-

gen, die Hindenburg zum Reichspräsidenten-Kandidaten 

vorgeschlagen hat ten, verlangten nun von ihm eine ent-

schiedene Stellungnahme gegen die »unerhörten« Forde-

rungen der Linken. Hindenburg erklärte zunächst, daß er 

aus staatsrechtlichen Gründen zu strikter Neutralität ver-

pfl ichtet sei. Aber dann nahm er doch Stellung: Ihm, der 

sein Leben im Dienst des Königs von Preußen verbracht 

habe, so ließ er verlauten, erscheine die Forderung nach 

Enteignung der Fürsten als Unrecht und Undank, ja, als ein 

sehr bedenklicher Verstoß gegen das Ge füge des Rechts-

staats, dessen Fundament die Achtung vor dem Gesetz und 

dem gesetzlich anerkannten Eigentum sei.

»Es könnte aus dem jetzt vorliegenden Einzelfall die Me-

thode entstehen«, erklärte er wörtlich, »durch Aufreizung 

der Instinkte der Massen und Ausnutzung der Not des Vol-

kes mit solchen Volksabstimmungen auf dem Wege der 

Ent eignung weiterzugehen und damit dem deutschen Vol-

ke die Grundlage seines kulturellen, wirtschaftlichen und 

staatli chen Lebens zu entziehen.«

Damit stellte sich Hindenburg off en auf die Seite der An-

tragsgegner, die hoff ten, daß die Autorität des Generalfeld-



Friedrich Ebert (1871–1925), seit 1913 als Nachfolger August Bebels einer der Führer der 
deutschen Sozialdemokratie. Sein Bündnis mit den alten Mächten gegen die revolutionäre 
Linke führte zum Sieg der Konter revolution und bald auch zum Untergang der Republik, 
deren erster Reichspräsident er war.



Die Gründer, Verwalter und Totengräber der ersten deutschen Republik Im Rat der 
Volksbeauftragten (linkeke Seite, oben) SPD und USPD an einem Tisch, von links 
nach rechts: Landsberg, Ebert, Haase, Dittmann, Scheidemann.
Die 12 Kanzler der 20 Kabinette in den 14 Jahren der Weimarer Republik:
1. Philipp Scheidemann (Febr. bis Juni 1919), 2. Gustav Bauer (Juni 1919 bis März 1920), 3. 
Hermann Müller-Franken (März 1920 bis Juni 1920 und Mai 1928 bis März 1930), 



4. Konstantin Fehrenbach (Juni 1920 bis Mai 1921), 5. Dr. Joseph Wirth (Mai 1921 bis 
Nov. 1922), 6. Wilhelm Cuno (Nov. 1922 bis August 1923), 7. Gustav Stressemann (August 
bis Nov. 1923), 8. Wilhelm Marx (Nov. 1923 bis Jan. 1925 und Mai 1926 bis Juni 1928), 9. 
Dr. Hans Luther (Jan. 1925 bis Mai 1926), 10. Dr. Heinrich Brüning (März 1930 bis Mai 
1932), 11. Franz v. Papen (Juni bis Dez. 1932), 12. Kurt v. Schleicher (Dez. 1932 bis Jan. 
1933)



Notjahre. 
Oben: Berlin, Herbst 1922. Arbeiterfamilien suchen auf Aschen halden nach Heizmate-
rial. Unten: Auf dem Höhepunkt der Infl ation im Herbst 1923 sind Lebensmittel knapp, 
und Schlangestehen ist wieder – wie 1914–18 – das Los der Hausfrauen.
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marschalls ausreichen würde, den Volksentscheid kläglich 

scheitern zu lassen. Sie hatten jedoch nicht in Rechnung 

ge stellt, wie miserabel die Wirkung auf Arbeiter und klei-

ne An gestellte war, wenn etwa Ex-Kaiser Wilhelm II., wie 

gesche hen, zusätzlich zu seinen nach Holland mitgenom-

menen Mil lionen nochmals 300   000 Morgen Land, Schlös-

ser und zahl reiche weitere Objekte im Gesamtwert von 183 

Millionen Goldmark forderte. Allein seine Rente – monat-

lich 50   000 Mark – stand in so krassem Mißverhältnis zum 

Durch schnittseinkommen, daß auch der Mittelstand über 

die Hab gier des fahnenfl üchtigen Ex-Monarchen in Empö-

rung ge riet.

Damals, Anfang 1926, verdiente ein Berliner Maurer 1,26 

Mark je Arbeitsstunde, ein Maßschneider 96 Pfennige, ein 

Bäcker 1,02 Mark, ein Tapezierer 1,10 Mark, ein Schuhma cher 

70 Pfennige, eine ungelernte Metallarbeiterin 44 Pfenni ge. 

Der durchschnittliche Stundenlohn im Deutschen Reich 

betrug 87,1 Pfennige; der Durchschnitts-Wochenverdienst 

der männlichen Arbeiter lag bei 41,75 Mark brutto. Die An-

gestelltengehälter waren zum Teil noch niedriger: eine ge-

lernte Verkäuferin in Frankfurt an der Oder verdiente 80 

Mark brutto im Monat, eine Berliner Kontoristin 128 Mark, 

ein Prokurist in Hamburg 240 Mark. Von insgesamt 32 

Mil lionen Erwerbstätigen im Reich waren 14,4 Millionen 

Arbei ter, knapp 5,3 Millionen Angestellte und Beamte, et-

was mehr als 5,3 Millionen Selbständige, rund 5,5 Millionen 

mithelfende Familienangehörige und 1,3 Millionen Haus-

angestellte.
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Am 20. Juni 1926 stimmten insgesamt 14,5 Millionen 

Männer und Frauen für die entschädigungslose Enteig-

nung der ehemals regierenden Fürsten. Das war einerseits 

ein ma geres Ergebnis, denn an der erforderlichen absolu-

ten Mehr heit fehlten 5,5 Millionen Stimmen. Anderseits 

stellte dieses Resultat einen eindrucksvollen Erfolg dar, 

denn es hatten bei diesem von SPD und KPD eingeleite-

ten Volksentscheid rund vier Millionen Wähler mehr mit 

Ja gestimmt, als beide Par teien zusammen bei den letzten 

Reichstagswahlen zu mobili sieren imstande gewesen wa-

ren. Dieser Zugewinn war um so erstaunlicher, als die Ab-

stimmung durch einen einfachen Trick der Rechtsparteien 

nicht geheim, sondern sozusagen öff entlich stattgefunden 

hatte. Von den Gegnern der Für stenenteignung war näm-

lich Stimmenthaltung proklamiert worden, was zur Folge 

gehabt hatte, daß jeder, der ins Wahl lokal ging, als »Roter« 

zu erkennen gewesen war. Durch diese praktische Aufhe-

bung des Wahlgeheimnisses hatten sich, zumal in ländli-

chen Gegenden und Kleinstädten, sehr viele Wähler von 

der Teilnahme am Volksentscheid abhalten lassen, vor al-

lem dort, wo Guts- und Fabrikbesitzer gedroht hatten, je-

den Befürworter von Enteignungen sofort zu ent lassen.

Wie die Masse der Deutschen wirklich zu den gemeinsa-

men Forderungen von SPD und KPD stand, zeigten die Er-

gebnisse in den Großstädten, wo die Anonymität weit grö-

ßer war als in der Provinz: In Berlin stimmten 63,3 Prozent 

der Wahlberechtigten für die Fürstenenteignung, in Ham-

burg 58,5 Prozent, in Leipzig knapp 52 Prozent.
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Da sich auch im Reichstag nach dem gescheiterten 

Volks entscheid keine ausreichende Mehrheit für eine ge-

setzliche Regelung fand, blieb den Fürstenhäusern aller 

Reichtum, den sie durch Gerichtsentscheide oder außerge-

richtliche Verglei che wiedererlangt hatten, und wir werden 

noch sehen, wie sie ihn in den folgenden Jahren politisch 

einsetzten. Die Hugenberg-Presse aber triumphierte: »Der 

Schlag der November verbrecher gegen das rechtmäßige 

Eigentum war ein Schlag ins Wasser!«; die Nazi-Zeitun-

gen jubelten, daß »die jü disch-marxistische Räuberei am 

Rechtsbewußtsein des deut schen Volkes gescheitert« sei, 

und auch das stockkonserva tive Junkertum stellte befrie-

digt fest, daß nun »die Judenre publik« zahlen müsse.

Und da es zu den – noch heute in abgewandelter Form 

auf tauchenden – Glaubenssätzen der deutschen Rechten 

gehör te, die Weimarer Republik als ein »System« darzu-

stellen, das von Juden und Marxisten beherrscht worden 

sei, erscheint es angebracht, die Richtigkeit dieser Behaup-

tungen zu prüfen:

Von den insgesamt zwanzig Reichsregierungen der Wei-

marer Republik in der Zeit von Anfang 1919 bis 30. Januar 

1933 standen nur vier unter Führung der SPD, nämlich die 

drei Kabinette der ersten anderthalb Jahre nach der Revolu-

tion unter der jeweiligen Kanzlerschaft von Philipp Scheide-

mann, Gustav Bauer und Hermann Müller sowie das zwei-

te Kabinett Hermann Müllers, das von Mitte 1928 bis März 

1930 amtierte. Lediglich drei Jahre und drei Monate der ins-

gesamt vierzehn Jahre, die die Weimarer Republik währ-
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te, also weniger als ein Viertel der Gesamtdauer, gab es in 

Deutschland sozialdemokratisch geführte Reichsregierun-

gen, und in keiner hatte die SPD allein zu bestimmen; das 

ka tholische Zentrum und die liberalen Demokraten waren 

mit von der Partie. Von »marxistischer« Politik konnte also 

wahrlich nicht die Rede sein.

Von den übrigen sechzehn Reichsregierungen bis 1933 

wa ren zwölf ohne jede Beteiligung der SPD; nur in den 

insgesamt vier Kabinetten der Kanzler Marx (Zentrum) 

und Stre semann (Deutsche Volkspartei) saßen einige we-

nige Sozial demokraten. Mindestens sechs der zusammen 

zwanzig Re gierungen der angeblich von Marxisten be-

herrschten »Sy stemzeit« waren sogar mehr oder weniger 

stark rechtslastig und wurden von den Deutschnationalen 

mitgetragen. Für eine sozialistische oder auch nur rechte 

sozialdemokratische Vorherrschaft fehlte also während der 

weitaus meisten Zeit der Weimarer Republik jede Voraus-

setzung, und selbst die schwarz-rot-goldene Weimarer Ko-

alition war nur in den er sten anderthalb Jahren, als sie die 

Freikorps »Ordnung« schaff en ließ, alleinverantwortlich; 

am letzten Kabinett Hermann Müllers waren die Deutsche 

Volkspartei, die Baye rische Volkspartei sowie der General 

Groener maßgeblich beteiligt.

Als genauso unwahr wie die rechte Th ese von der »vier-

zehnjährigen Marxistenherrschaft« erweist sich bei genau-

er Prüfung die – vor allem von den fanatisch judenfeind-

lichen Nationalsozialisten aufgestellte – Behauptung, der 

Weimarer Staat sei eine »Judenrepublik« gewesen; dem 
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übermäßig star ken jüdischen Einfl uß auf die Politik der 

Reichsregierungen habe Deutschland seine »Versklavung« 

durch die »Schmach verträge« und seine »ehrlose Erfül-

lungspolitik« sowie die ständige »Bedrohung durch den 

Bolschewismus« zu verdan ken gehabt, ja, das gesamte öf-

fentliche Leben sei »verjudet« gewesen.

Tatsächlich waren von den insgesamt rund hundert 

Kanz lern und Reichsministern der Zeit von Februar 1919 

bis Ja nuar 1933 genau zehn Minister jüdischer Herkunft: 

die rech ten Sozialdemokraten Otto Landsberg und Georg 

Gradnauer; der von der USPD zur SPD zurückgekehrte 

Finanzpoliti ker Rudolf Hilferding; die Demokraten Eugen 

Schiff er, Hugo Preuß, Walter Rathenau, Bernhard Dern-

burg, Georg Gothein und Erich Koch-Weser sowie der par-

teilose Orien talist und zeitweise Außenminister Friedrich 

Rosen.

Dernburg, Schiff er, Gothein und Preuß traten 1919 von 

ih ren Ministerämtern zurück – aus Protest gegen den Ver-

sailler Vertrag, dessen Unterzeichnung sie ablehnten. Eu-

gen Schiff  er, der später wieder in die Regierung Bauer als 

Vizekanzler und Reichsjustizminister eintrat, war es, der 

– wie wir bereits wissen – während des Kapp-Lüttwitz-

Putsches mit dem Liebknecht- und Luxemburg-Mörder 

Pabst verhandelte und den General v. Seeckt eigenmäch-

tig zum Chef der Reichs wehr ernannte. Der parteilose 

Wissenschaftler Rosen war nur wenige Wochen lang mit 

dem Außenressort im Übergangs kabinett Wirth betraut 

und verschwand dann wieder aus der Politik. Georg Grad-
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nauer war von Mai bis November 1921 Reichsinnenmi-

nister; zuvor hatte er als sächsischer Minister präsident 

einen eberttreuen Kurs gesteuert und mit Hilfe der Frei-

korps die rebellischen Linken in Schach gehalten. Rudolf 

Hilferding, der einzige Marxist unter den wenigen jüdi-

schen Ministern der Weimarer Republik, ein bedeutender 

Th eore tiker, der 1923 für einige Monate Reichsfi nanzmi-

nister im er sten Kabinett Stresemann gewesen war und 

später nochmals, im zweiten Kabinett Hermann Müller, 

dasselbe Ressort übernahm, aber schon Ende 1929 unter 

dem Druck einer ge gen ihn geführten Hetzkampagne zu-

rücktreten mußte, hatte sich ein Jahrzehnt lang vergeb-

lich um eine schrittweise Sozia lisierung der Großindustrie 

bemüht; einen starken Einfl uß auf die Regierungspolitik 

ausüben zu können, war ihm nicht vergönnt. Und Walter 

Rathenau, der wohl Bedeutendste der zehn jüdischen Mi-

nister, insgesamt elf Monate lang im Amt, hatte im Welt-

krieg zu den Vertretern der Wirtschaft gehört, die für 

maßlose Eroberungen eingetreten waren. Später hatte er 

sich für eine Reform des Kapitalismus eingesetzt, und bis 

zu seiner Ermordung im Juni 1922 war er ein unermüd-

licher Verfechter deutscher Interessen und keineswegs 

ein »Erfül lungspolitiker« gewesen. Mit dem Vertrag von 

Rapallo, den er wenige Wochen vor seinem Tode, am 16. 

April 1922, mit der Sowjetunion abschloß, durchkreuzte er 

die Pläne der Engländer und Franzosen, sich auf deutsche 

Kosten mit Moskau zu verständigen, löste die Sowjets aus 

dem Kreis de rer, die von Deutschland Reparationen for-
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derten und ver schaff te so dem Reich größere Handlungs-

freiheit, vor allem für eine Revision seiner Ostgrenze.

Alles in allem läßt sich sagen, daß die wenigen aus dem 

deutschen Judentum hervorgegangenen Politiker der 

Weima rer Republik ihren meist nur geringen Einfl uß auf 

ganz ande re, beinahe entgegengesetzte Weise geltend zu 

machen ver suchten, als ihnen von der antisemitischen 

Propaganda der Rechten unterstellt wurde; sie waren eben 

fast ausnahmslos keine Marxisten. Und die wenigen bedeu-

tenden Führer der Linken, die jüdischer Herkunft waren – 

Rosa Luxemburg, Kurt Eisner, Eugen Levine –, fi elen schon 

in den ersten acht zehn Monaten nach der Revolution den 

Kugeln ihrer Feinde zum Opfer.

Der Haß gegen die Juden, der nach dem Ende des Ersten 

Weltkriegs in Deutschland aufgefl ammt war und von den 

rechten Kampfverbänden am lautesten propagiert wurde – 

beispielsweise mit Marschliedern, in denen es hieß: »Wenn 

Judenblut vom Messer rinnt, dann geht’s nochmal so gut …« 

oder »Knallt ab den Walther Rathenau, die gottverdammte 

Judensau!« –, hatte keine rationalen Ursachen. Die knapp 

600   000 Angehörigen der jüdischen Glaubensgemeinschaft 

im Deutschen Reich – weniger als ein Prozent der Bevölke-

rung – stellten in Wahrheit alles andere als ein »volksfrem-

des Element« dar. In ihrer großen Mehrheit eher rechts als 

links und durchweg »vaterländisch« gesinnt, hatten die 

deutschen Juden während des Weltkriegs um keine Spur 

weniger Opfer gebracht als die übrigen Deutschen: knapp 

100   000 waren im Felde gewesen, davon 80   000 an der Front; 
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rund 12   000 waren gefallen. Mehr als 35   000 deutsche Ju-

den waren mit dem Ei sernen Kreuz ausgezeichnet worden 

– ganz zu schweigen von den außerordentlichen Leistun-

gen jüdischer Wissenschaftler, vor allem auf den Gebieten 

der Chemie, Metallurgie, Rundfunktechnik und Medizin, 

ohne die das Deutsche Reich nicht imstande gewesen wäre, 

mehr als vier Jahre lang der Blockade standzuhalten*.

Doch für die antisemitische Propaganda waren Tatsa-

chen ohne Belang. Für die militärische Katastrophe benö-

tigte man Sündenböcke, und dazu eignete sich besonders 

gut die jüdi sche Minderheit. Denn seit altersher hatten 

die geistlichen und weltlichen Fürsten stets die Juden für 

alles Unglück ver antwortlich zu machen verstanden und 

so stets den Volks zorn von sich selbst auf die schwächste 

Gruppe abgelenkt.

Indizien, die als Beweise herhalten mußten, ließen sich 

immer fi nden. Wenn im Mittelalter die Pest ausgebrochen 

war, dann hatte jemand am Abend zuvor einen Juden am 

Brunnen gesehen, der ihm dadurch verdächtig geworden 

war, daß er »satanisch« gelächelt hatte; damit war dann 

»er wiesen«, daß »die Juden« den Brunnen vergiftet und 

so die Pest ins Land gebracht hatten. In der Weimarer Re-

publik gab es zwar nicht mehr die Pest, aber den Marxis-

mus, dessen Be fürworter das »unbesiegte« deutsche Heer 

»verraten«, »zer setzt« und »von hinten erdolcht« hatten. 

*  Vgl. hierzu Bernt Engelmann, »Deutschland ohne Juden – eine Bi-
lanz«, München 1970 (dtv-Taschenbuch Nr. 979)
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Karl Marx war, wie jedermann wußte, ein bärtiger Jude 

gewesen, und unter den für die Novemberrevolution ver-

antwortlichen Führern hatte es ebenfalls »zahllose« Juden 

gegeben. Zwar waren Ebert, Scheidemann, Noske, Wels, 

Hermann Müller und die mei sten anderen Männer an der 

Spitze der SPD keine Juden, so wenig wie Karl Liebknecht, 

Georg Ledebour, Max Holz oder die Kieler Matrosen; aber 

das machte nichts: Es gab ja »die rote Rosa« Luxemburg, 

den melancholischen Hugo Haase von der USPD, den »jü-

dischen Kaff eehaus-Literaten« Kurt Eisner und ein halbes 

Dutzend andere Linke, auf die man verweisen konnte …

Sodann hatten die – nunmehr »erwiesenermaßen« jü di-

schen – »Novemberverbrecher« den »schändlichen« Waf-

fen stillstand erbeten, also kapituliert, den »Schmachfrie-

den« von Versailles abgeschlossen und mit den diesen er-

gänzenden »Verzichtverträgen« Deutschland »versklavt«. 

Es machte nichts, daß die Kapitulation von General Luden-

dorff  befoh len worden war; daß sich die wenigen Juden in 

Regierungs verantwortung strikt geweigert hatten, den Ver-

sailler Vertrag zu akzeptieren und deshalb von ihren Mi-

nisterämtern zu rückgetreten waren; daß die meisten der-

jenigen, die angeb lich »Verzichtpolitik« betrieben hatten, 

keine Juden waren, die wenigen Ausnahmen – wie Walter 

Rathenau – keine Mar xisten.

Die Hugenberg-Presse, erst recht die Zeitungen der Na-

tionalsozialisten, wiederholten die Lügen jahraus, jahrein 

– solange, bis große Teile des deutschen Volkes von ihrer 

Wahrheit überzeugt waren. Die Republikaner hatten die-
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sen Verleumdungen wenig entgegenzusetzen; sie waren 

ständig in der Defensive, wehrten sich aber vor allem gegen 

Vorwürfe der Korruption und des angeblichen Verrats von 

militäri schen Geheimnissen, wogegen sie die rechten Th e-

sen von der jüdisch-marxistischen Verschwörung gegen 

das Vaterland für zu absurd hielten, als daß eine Aufklä-

rungskampagne sich lohnte. Sie hoff ten, die Verleumdun-

gen würden von allein nach und nach aufhören.

Die innenpolitische Entwicklung in den Jahren 1927/28 

schien solchen optimistischen Annahmen sogar recht 

zu ge ben. Der Wirtschaftsaufschwung ließ die Arbeitslo-

sigkeit stark zurückgehen. Von Anfang Februar bis Mitte 

Oktober sank die Anzahl der Erwerbslosen im Reich von 

2,4 Millio nen auf 750   000; zugleich stiegen die Löhne um 

durchschnitt lich 2,30 Mark je Kopf und Woche, was als stol-

zer Erfolg ge werkschaftlichen Kampfes angesehen wurde, 

obgleich auch die Lebensmittelpreise, ausgenommen für 

Schweinefl eisch, kräftig anzogen. Es kam in der Industrie 

nur zu sehr wenigen Streiks und Aussperrungen, und nir-

gendwo im Reich gab es Unruhen oder gar Aufstände.

Die Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928 brachten ein 

für die (gespaltene) Linke und auch für die Parteien der 

(nicht mehr existenten) Weimarer Koalition erfreuliches 

Ergebnis: Die rechtsradikale NSDAP ging auf einen Stim-

manteil von 2,6 Prozent zurück; die Deutschnationalen 

verloren zwei Millionen Wähler und gerieten mit 14,2 Pro-

zent Stimmenan teil unter ihren Stand von 1920. Die Deut-

sche Volkspartei als dritte und gemäßigste rechte Gruppe 
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hatte ebenfalls Einbu ßen zu verzeichnen; ihr Anteil sank 

von 10,1 auf 8,7 Prozent. Auch das katholische Zentrum 

erlitt Verluste, desgleichen die Bayerische Volkspartei; der 

gemeinsame Anteil beider Par teien verminderte sich von 

17,4 auf 15,2 Prozent. Und auch die Demokraten, deren 

Stimmenanteil auf 4,9 Prozent sank, waren kaum mehr 

von Bedeutung. Dagegen erhielten einige Splitterparteien 

der rechten Mitte – Deutsches Landvolk, Volksrechtspar-

tei, Deutsche Bauernpartei und Wirtschafts partei sowie 

acht weitere Grüppchen – zusammen 13,1 Pro zent der 

Stimmen.

Die SPD hingegen gewann 1,2 Millionen Wähler hinzu 

und steigerte ihren Anteil von 26 auf knapp 30 Prozent; 

die Kommunisten verbuchten einen Zugewinn von über 

500   000 Stimmen und verbesserten sich von 9 auf 10,6 Pro-

zent. Linke Splitterparteien konnten, im Gegensatz zu de-

nen der Rech ten, keine Erfolge erzielen und blieben sämt-

lich unter 0,3 Prozent.

Aufgrund dieser Wahlergebnisse kam es zu einer Regie-

rungsbildung, bei der nach langer Pause erstmals wieder 

ein Sozialdemokrat, Hermann Müller, das Kanzleramt über-

nahm. Das neue Kabinett aus Vertretern der Deutschen 

Volkspartei, des Zentrums, der Bayerischen Volkspartei, 

der Demokraten und der SPD hatte im Reichstag eine si-

chere Mehrheit, und sogar Hindenburg war damit zufrie-

den. »Müller ist der beste Kanzler, den ich bisher gehabt 

habe«, soll er gesagt haben, »schade nur, daß er Sozialde-

mokrat ist!«
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Die Regierungserklärung Müllers, die in dem Satz gipfelte: 

»Die Fundamente der deutschen Republik stehen sicher und 

unerschütterlich«, fand wenig Widerspruch im Parlament.

Müllers Forderungen – Räumung der noch besetzten 

Gebie te, allgemeine Abrüstung, eine vernünftige Lösung 

des Repa rationsproblems, Hilfe für die Landwirtschaft, 

Zinssenkung, Bekämpfung der Wohnungsnot in den Städ-

ten, soziale Ver besserungen für die Arbeiterschaft und Ga-

rantie des Acht stundentags – wurden kaum kritisiert. So-

gar die Erklärung des Kanzlers, daß man darangehen wer-

de, die Todesstrafe abzuschaff en, nahm die Rechte gelassen 

hin. Erst als Müllers Finanzminister das Wort ergriff  und 

erklärte, er habe »den gefährlichen Gedanken beseitigt, die 

Souveränität des Reichs auf dem Gebiet des Geldwesens 

aufzugeben«, grölte ein Deutschnationaler dazwischen: 

»Gefährlich für wen? Für die Juden!«

Hermann Müllers Kanzlerschaft währte einundzwanzig 

Mo nate, bis zum 27. März 1930. Bei seinem Regierungsan-

tritt ahnte noch niemand, daß das Ende der parlamentari-

schen Demokratie bevorstand; im Gegenteil: Man hielt tat-

sächlich die Weimarer Republik für nunmehr konsolidiert, 

die Hoff  nungen der Rechten, eine reaktionäre Massenbe-

wegung in Gang zu setzen, für gescheitert.

Aber das war ein Irrtum. Gerade der Mißerfolg, den 

Deutschnationale und Nationalsozialisten erlitten hatten, 

führte zu einer Radikalisierung der Rechten. Hugenberg, 

der bis dahin im Hintergrund geblieben war und sein Pres-
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se-Im perium ausgebaut hatte, übernahm nun die Führung 

der Deutschnationalen, wild entschlossen, den Sturm auf 

die Re publik zu wagen, ehe sie noch stärker und stabiler 

geworden war. Dazu war seiner Ansicht nach eine rechte 

Sammlungs bewegung nötig, in der unter seiner energi-

schen Führung alle Splitterparteien aufgehen mußten. 

»Die Splitterparteien«, so erklärte er, »sind im Grunde ein 

Ausdruck der Verzweifl ung über den Mangel an Führern 

und Einheit. Die Herzen wer den aus der Not heraus bald 

dem Gedanken des Zusam menschlusses zugänglich wer-

den. Parteien sind nicht Selbstzweck, sondern Mittel zum 

Zweck … Bebel hat einmal von dem großen bürgerlichen 

Brei gesprochen, zu dem schließ lich alles, was vom Bürger-

tum noch übrig sei, in der Angst vor der Sozialdemokratie 

zusammenlaufen werde. Ein sol cher Brei ist weder Schutz-

damm noch Wehr und Waff e. Was wir brauchen ist nicht 

Brei, sondern ein Block!«

Hugenberg meinte, genug Trümpfe in der Hand zu ha-

ben. Der Reichspräsident, die Generale, das Offi  zierskorps 

der Reichswehr, die meisten hohen Richter und Beamten 

sympa thisierten mit den Deutschnationalen; die adligen 

Grundbe sitzer und die konservativen Bauern, die Führung 

der evan gelischen Kirche, das Reichsbankpräsidium, zahl-

reiche Indu strielle und Bankiers sowie ein bedeutender Teil 

des Mittel stands war deutschnational gesinnt. Zudem hatte 

er seinen gewaltigen Presse- und Filmkonzern mit Geldern 

der Schwer industrie weiter ausgebaut, und die deutschna-

tionale Kampf organisation, der Frontkämpferbund »Stahl-
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helm«, unter stützt von mitgliederstarken Kriegerbünden 

und Vereinen unterschiedlichster Art, zählte bereits eine 

knappe halbe Mil lion Mitglieder.

Geführt wurde der »Stahlhelm« von dem Reserve-Haupt-

mann Franz Seldte, einem Sprudelwasser-Fabrikanten und 

gemäßigten Mann der Rechten, sowie von dem radikaleren 

Deutschnationalen Th eodor Duesterberg, Oberstleutnant 

a.    D., wegen dessen jüdischer Herkunft – er war ein En-

kel des Paderborner Gemeindevorstehers Selig Abraham 

Duester berg – von der Rechten keinerlei Einwände erhoben 

wurden. Denn schließlich hatte Oberstleutnant Duester-

berg dem Stab der Obersten Heeresleitung angehört, wo er 

einer der »Fal ken« gewesen war, die sich leidenschaftlich 

gegen die Auf nahme von Waff enstillstandsverhandlungen 

ausgesprochen hatten.

Auf Hugenbergs und Duesterbergs Drängen hin vollzog 

sich zunächst im »Stahlhelm« ein Rechtsruck. Noch im Sep-

tember 1928 erließ der Landesverband Berlin-Brandenburg, 

eine der stärksten Säulen der Frontkämpferorganisation, ei-

nen Aufruf, worin es hieß: »Wir hassen mit ganzer Seele den 

augenblicklichen Staatsaufbau, weil er uns die Aussicht ver-

sperrt, unser geknechtetes Vaterland zu befreien, das deut-

sche Volk von der erlogenen Kriegsschuld zu reinigen, den 

notwendigen Lebensraum im Osten zu gewinnen … Kampf 

dem System, das den Staat von heute regiert, Kampf denen, 

die dieses System durch Kompromisse stützen!«

Das war zunächst die Kriegserklärung an die Deutsche 

Volkspartei, die im Kabinett Hermann Müller durch ihren 
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Parteivorsitzenden, Reichsaußenminister Gustav Strese-

mann, vertreten war und den außenpolitischen Kurs be-

stimmte, von der aber auch zahlreiche Reichstagsabgeord-

nete dem »Stahlhelm« angehörten. Dieser plötzliche Angriff  

auf die gemäßigte Rechte war zugleich ein Bündnisangebot 

an die Nationalsozialisten und völkischen Splittergruppen, 

denen der »Stahlhelm« und die Deutschnationalen bislang 

nicht ra dikal genug gewesen waren. Und nicht zuletzt war 

dieser Aufruf als Warnung gedacht für alle jene Monar-

chisten, die sich mit der Republik und dem parlamentari-

schen System ab zufi nden begannen, insbesondere für die 

Reichswehr-Füh rung unter General Groener und für den 

Reichspräsidenten Paul v. Hindenburg, der Ehrenmitglied 

des »Stahlhelms« war.

Auch auf dem Gebiet der sich stabilisierenden Beziehun-

gen zwischen Unternehmern und Gewerkschaften sorg-

te Hugenberg, der in den Spitzenverbänden der Industrie 

einen starken Einfl uß hatte, für eine von niemandem er-

wartete Konfrontation. Bei den Tarifverhandlungen in der 

Metallin dustrie des Ruhrgebiets waren die Forderungen 

der Gewerk schaften – Erhöhung der Stundenlöhne um 15 

Pfennig – vom Arbeitgeberverband abgelehnt worden. Das 

daraufhin bean tragte Schiedsverfahren hatte ein Ergebnis 

gebracht, das die Arbeitnehmerseite zwar nicht voll befrie-

digte, nämlich nur 6 Pfennig mehr je Arbeitsstunde und 

entsprechende Anhebung der Akkordlöhne, aber die Ge-

werkschaften nahmen den Schiedsspruch an.

Bis dahin war die Sache normal verlaufen. Doch überra-
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schenderweise nahmen die Unternehmer den Schieds-

spruch nicht an, ja, begannen am 31. Oktober 1928 mit der 

Aussperrung von 231   000 Metallarbeitern. Das hatte sofort 

zur Folge, daß auch die Zechen der Ruhr, die in der Me-

tallindustrie ih ren Hauptabnehmer hatten, Feierschichten 

einlegten und zahlreiche Entlassungen vornahmen.

Der eigentliche Scharfmacher in diesem harten Kon-

fl ikt, bei dem die Arbeiterschaft des Ruhrgebiets in die 

Knie ge zwungen werden sollte, war Generaldirektor Her-

mann Reusch, ein Freund und enger Verbündeter Hu-

genbergs. Und wahrscheinlich wäre, angesichts des ein-

brechenden Winters und des Mangels an Rücklagen, 

sowohl bei den ein zelnen Arbeiterfamilien wie bei den 

Gewerkschaftsorganisa tionen, beider Rechnung aufge-

gangen, hätte sich nicht die so zialdemokratisch geführte 

Reichsregierung dazu entschlos sen, den Ausgesperrten 

aus der Staatskasse Unterstützung zu gewähren: 8 bis 12 

Mark wöchentlich für Unverheiratete, 16 Mark für Verhei-

ratete und 3,50 Mark Zulage für jedes Kind. Damit konn-

ten die Metallarbeiter des rheinisch-westfäli schen Indu-

striegebiets bis kurz vor Weihnachten durchhal ten; sie 

nahmen dann einen neuen, noch etwas ungünstigeren 

Schiedsspruch an.

Wenig später begannen in Niedersachsen und vor allem 

in Schleswig-Holstein Bauernunruhen. Die Landvolkbewe-

gung unter Führung des Bauern Claus Heim, die mit den 

Na tionalsozialisten und der rechtsradikalen Geheim-

»Organisa tion Consul« in enger Verbindung stand, mach-
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te einen Bom benanschlag nach dem anderen, was – ob-

gleich meist nur Sachschäden an öff entlichen Gebäuden 

entstanden – in der Bevölkerung große Beunruhigung 

hervorrief.

Diese Attentatsserie und ein gleichzeitiger Betrugsskan-

dal, in dessen Mittelpunkt drei jüdische Geschäftsleute, die 

Brüder Max, Leo und Willi Sklarek standen, lieferten der 

Hugenberg-Presse reichlich Stoff  für eine Hetzkampagne 

son dergleichen gegen das verruchte »System«, das einer-

seits die Bauern zu Verzweifl ungstaten trieb, anderseits die 

Sicherheit der Bürger nicht zu gewährleisten vermochte, 

vor allem aber »durch und durch korrupt« sei.

Tatsächlich war die Sklarek-Aff äre – gemessen an dem, 

was sich Industriekapitäne wie Friedrich Flick ungestraft 

leisten konnten – nur eine Bagatelle. Die Sklareks, die einen 

Großteil der Uniformen für die Bediensteten der Stadt Ber-

lin geliefert hatten, waren gegenüber einigen SPD-Stadträ-

ten und deren Familien allzu großzügig gewesen. Der eine 

hatte Freikarten fürs Pferderennen bekommen, der andere 

einen Maßanzug zum Selbstkostenpreis, die Frau des Ober-

bürgermeisters Böß sogar einen Pelzmantel. Kurz, es han-

delte sich um einen Fall von Korruption kleinbürgerlichen 

Formats, dessen Beson derheit nur darin lag, daß er sich 

im »roten Sündenbabel« Berlin und in – im allgemeinen 

nicht korruptionsanfälligen – SPD-Funktionärskreisen ab-

gespielt hatte; daß man nach eif rigem Suchen auch noch 

ein paar kleine Betrügereien ent deckte, und daß die Böse-

wichte Juden waren.
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Es waren auch Mitglieder anderer Parteien als der SPD, 

darunter sogar Deutschnationale, in die Sklarek-Aff äre ver-

wickelt; fast gleichzeitig hatte eine Betrügerei weit größe-

ren Ausmaßes bei den Raiff eisenbanken zum Selbstmord 

eines führenden Mannes der Hugenberg-Partei geführt. 

Aber von alledem war kaum die Rede. Statt dessen bausch-

ten die deutschnationalen und sonstigen rechten Blätter 

den Fall der Gebrüder Sklarek und ihrer Freunde unter den 

»roten Bon zen« in einer Weise auf, daß er monatelang alles 

andere in den Schatten stellte. – Im September. 1929 – die 

Sklareks waren gerade verhaftet worden, und die Regierung 

hatte in Den Haag mit Deutsch lands Kriegsschuldnern den 

sogenannten Young-Plan ausgehandelt, der eine Senkung 

der jährlichen Reparationszahlungen um mehrere hundert 

Millionen Mark sowie eine soforti ge, um fünf Jahre vorge-

zogene Räumung des besetzten Rheinlands vorsah – da 

überraschte Hugenberg die deutsche Öff entlichkeit mit ei-

ner rechtsoppositionellen Einheits front.

Ein »Reichsausschuß«, dem – neben Hugenberg selbst 

und dem »Stahlhelm«-Führer Seldte – auch Hitler und die 

Führer weiterer rechter Gruppen angehörten, beantragte 

ein Volks begehren mit dem Ziel, den Young-Plan scheitern 

zu lassen. Außerdem brachte dieser »Reichsausschuß« den 

Entwurf ei nes Gesetzes »gegen die Versklavung des deut-

schen Volkes« ein. Dieses Dokument, eine dreiste Speku-

lation auf die Dummheit und die, zumal im Kleinbürger-

tum, schwelenden Ressentiments, verdient es, im Wortlaut 

zitiert zu werden:
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»§ 1: Die Reichsregierung hat den auswärtigen Mächten 

unverzüglich in feierlicher Form Kenntnis davon zu geben, 

daß das erzwungene Kriegsschuldanerkenntnis des Versail-

ler Vertrages der geschichtlichen Wahrheit widerspricht, auf 

fal schen Voraussetzungen beruht und völkerrechtlich unver-

bindlich ist.

§ 2: Die Reichsregierung hat darauf hinzuwirken, daß das 

Kriegsschuldanerkenntnis des Artikels 231 sowie die Artikel 

429 und 430 des Versailler Vertrages außer Kraft gesetzt wer-

den. Sie hat ferner darauf hinzuwirken, daß die besetzten 

Gebiete nunmehr unverzüglich und bedingungslos sowie un-

ter Ausschluß jeder Kontrolle über deutsches Gebiet geräumt 

werden, unabhängig von der Annahme oder Ablehnung der 

Beschlüsse der Haager Konferenz (Young-Plan).

§ 3: Auswärtigen Mächten gegenüber dürfen neue Lasten 

und Verpfl ichtungen nicht übernommen werden, die auf dem 

Kriegsschuldanerkenntnis beruhen. Hierunter fallen auch die 

Lasten und Verpfl ichtungen, die auf Grund der Vorschläge 

der Pariser Sachverständigen und den daraus hervorgehen-

den Vereinbarungen von Deutschland übernommen werden 

sol len.

§ 4: Reichskanzler, Reichsminister und Bevollmächtigte 

des Reiches, die entgegen der Vorschrift des § 3 Verträge mit 

aus wärtigen Mächten zeichnen, unterliegen den im § 92, Nr. 3 

des Strafgesetzbuchs vorgesehenen Strafen.«

Der zitierte Paragraph des Strafgesetzbuchs betraf 

Landes verrat und sah dafür Zuchthausstrafe vor. Da nach 

dem Wortlaut des Gesetzentwurfs nicht nur der Reichs-
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kanzler Hermann Müller und der Reichsaußenminister 

Gustav Stre semann für den Fall der Unterzeichnung der 

Haager Be schlüsse mit Zuchthaus zu bestrafende Landes-

verräter gewe sen wären, sondern auch Reichspräsident v. 

Hindenburg, änderten die Deutschnationalen den § 4 so 

ab, daß der Reichspräsident nicht davon betroff en wur-

de. Hiergegen protestierten die nationalsozialistischen 

»Reichsausschuß«-Mitglieder Dr. Josef Goebbels und Ernst 

Graf zu Reventlow, wenngleich vergeblich.

Praktisch hätte die Annahme dieses – auch von den 

Verfas sern nicht ernstgemeinten, nur demagogischen 

Zwecken die nenden – Gesetzes bewirkt, daß Deutschlands 

Reparations verpfl ichtungen nicht ermäßigt und die be-

setzten Gebiete nicht geräumt worden wären. Das wollte 

zwar niemand, aber eine unentwegte Pressehetze versuch-

te dem Volk einzureden, jeder, der gegen dieses »Freiheits-

gesetz« sei, trete für Deutschlands »Versklavung« ein.

Noch war die große Mehrheit des deutschen Volks im-

mun gegen solchen gefährlichen Unsinn; von den fast sie-

ben Mil lionen Wählern, die im Mai 1928 ihre Stimme den 

Parteien gegeben hatten, die jetzt im »Reichsausschuß« 

vereinigt wa ren, trugen sich nur 4,13 Millionen in die Listen 

derer ein, die das »Volksbegehren gegen den Young-Plan« 

unterstütz ten. Das reichte gerade aus, das »Freiheitsge-

setz« vor den Reichstag zu bringen, wo es nicht nur von der 

großen Mehr heit der Koalitionsabgeordneten abgelehnt 

wurde, sondern auch vom gemäßigten Flügel der Deutsch-

nationalen. Das führte zu einer Reihe von Austritten und 
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Ausschlußverfahren, durch die die deutschnationale Frak-

tion erheblich ge schwächt wurde, zugleich aber auch noch 

weiter nach rechts rückte.

Beim Volksentscheid am 22. Dezember 1929, zu dessen 

Vorbereitung die Hugenberg- und Nazi-Presse ein Trom-

melfeuer wüstester Verleumdungen gegen die Reichsregie-

rung eröff nete und der »Reichsausschuß« Millionenbe-

träge für Propagandazwecke ausgab, stimmten insgesamt 

5,8 Mil lionen Wähler gegen den Young-Plan; 21 Millionen 

Stimmen wären erforderlich gewesen, den Anträgen des 

»Reichsaus schusses« zur Annahme zu verhelfen.

Selbst dieser bescheidene Erfolg wäre den rechten Ultras 

nicht beschieden gewesen, hätte nicht der Reichsbankpräsi-

dent Hjalmar Schacht zwei Wochen vor der Abstimmung 

ei nen Brief an die Reichsregierung veröff entlicht, worin er, 

der selbst den Young-Plan namens des Deutschen Reiches 

mitun terzeichnet hatte, dessen Inkrafttreten nun plötzlich 

mit aller Entschiedenheit ablehnte.

Es war die Zeit, in der die Opportunisten ihr Mäntelchen 

nach einem Wind zu hängen begannen, der noch nicht sehr 

kräftig blies, von dem sie aber glaubten, daß er sich bald 

zum Orkan entwickeln würde.

Dr. Hjalmar Schacht, während des Krieges Großbankdirek-

tor und seit dem November 1918 Mitglied der Deutschen 

Demokratischen Partei, war 1923 auf dem Höhepunkt der 

Infl ation Reichswährungskommissar geworden und seit 

1924 Präsident der Reichsbank. Sein Übertritt zur rechten 
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Oppo sition mußte schwerwiegende Gründe haben, und 

tatsächlich gab es deren im Oktober 1929 eine ganze Rei-

he:

Zunächst war am 3. Oktober 1929 Reichsaußenminister 

Dr. Gustav Stresemann im Alter von 51 Jahren gestorben. Der 

ursprünglich weit rechts stehende Nationalliberale, der im 

Weltkrieg ein Befürworter der wildesten Eroberungspläne 

und ein entschiedener Gegner jedes Verständigungsfrie-

dens gewesen war, hatte seit 1923, zuerst als Reichskanzler, 

dann als Außenminister aller folgenden Regierungen, bis 

zu seinem Tode eine konsequente Politik der Aussöhnung 

mit Frank reich betrieben, Deutschlands Eintritt in den 

Völkerbund vollzogen und für die Annahme der die Repa-

rationen begren zenden Verträge, zuletzt des Young-Plans, 

gewirkt, stets ge gen den heftigen Widerstand der Rechtsra-

dikalen und seines Intimfeindes Hugenberg. 1926 hatte er 

– zusammen mit sei nem französischen Kollegen, Verhand-

lungspartner und per sönlichen Freund Aristide Briand 

– den Friedensnobelpreis erhalten. Die deutsche Rechte, 

der er sich als Führer der schwarz-weiß-roten Deutschen 

Volkspartei im Grunde zu gehörig fühlte, war daraufhin 

ihm gegenüber nur noch miß trauischer geworden. Und ob-

wohl er als Vertrauensmann der mittleren Industrie gelten 

konnte, hatte er zu guter Letzt mehr Rückhalt bei den So-

zialdemokraten gehabt als bei seiner eigenen Partei. Trotz-

dem war er- wie der scharfsinnige linke Historiker Arthur 

Rosenberg es formuliert hat – »nahezu die einzige Brücke 

in Deutschland zwischen dem schwarzrot goldenen und 
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dem schwarzweißroten Reich«. Sein Tod mußte zu einer 

Schwächung und über kurz oder lang zum Ende der Koali-

tion führen, zum Bruch des lockeren Bündnis ses zwischen 

Volkspartei, Zentrum und SPD.

Ein zweiter Grund, das Auseinanderbrechen der die 

Re gie rung des SPD-Kanzlers Hermann Müller tragen-

den Ko   ali tion zu erwarten, war der im Herbst 1929 inner-

halb des Ka binetts ausgebrochene Streit um die Arbeits-

losenversiche rung. Deren Kassen waren seit dem Winter 

1928/29 leer, ihre Schulden beim Reich wuchsen, und zu-

gleich nahm die Er werbslosigkeit rapide zu. Hugenbergs 

Deutschnationale empfahlen, die Sozialversicherung 

gänzl ich abzuschaff en und durch einen gesetzlichen Spar-

zwang zu ersetzen, was bei den Gewerkschaften helle Em-

pörung, bei den bürgerlichen Parteien der Mitte Gelächter 

hervorrief. Die Arbeitgeberver bände produzierten eine 

Denkschrift nach der anderen, worin sie eine Herabset-

zung der Unterstützungssätze für Erwerbslose, die Wie-

dereinführung der Bedürftigkeitsprü fung und die Heraus-

nahme der Heim- und Saisonarbeiter aus der Sozialversi-

cherung forderten.

Die Sozialdemokraten wehrten sich mit aller Ent schie-

den heit gegen jede Verringerung der Sozialleistungen, 

die ohne hin nur das Existenzminimum der Empfänger 

gewährleiste ten. Sie erklärten sich allenfalls bereit, den 

Beitragssatz – da mals drei Prozent der Lohnsumme, je zur 

Hälfte vom Ar beitnehmer und Arbeitgeber zahlbar – um 

0,5 Prozent zu er höhen. Die Vertreter der bürgerlichen Par-
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teien im Kabinett waren dagegen, die Unternehmerschaft 

mit auch nur der ge ringsten Mehrausgabe zu belasten, und 

darüber kam es um ein Haar zur Regierungskrise. Doch am 

3. Oktober 1929, Stresemanns Todestag, konnten sich die 

Sozialdemokraten mit ihren Forderungen durchsetzen; der 

Sturz der Regierung Müller wurde so noch einmal vertagt.

Es war jedoch – zumal für Leute wie Hjalmar Schacht – be-

reits vorauszusehen, daß sich an der Frage der Arbeitslosen-

versicherung bald neuer Streit entzünden würde und daß 

das Kabinett Müller – und mit ihm die parlamentarische 

Demo kratie in Deutschland – nur noch eine kurze Gnaden-

frist hat te. Denn am 29. Oktober 1929 hatte die New Yorker 

Börse ihren »schwarzen Freitag«; es gab einen allgemeinen 

Kurs sturz, wie ihn die USA noch nie zuvor erlebt hatten. 

Eine Wirtschaftskrise größten Ausmaßes kündigte sich an, 

und diese mußte sich auch und gerade auf Europa, beson-

ders auf Deutschland, auswirken. Das Reich hatte damit zu 

rechnen, daß die amerikanischen Kredite in Bälde ausblei-

ben und die schon gewährten Anleihen gekündigt würden. 

Und das mußte katastrophale Folgen haben.

Tatsächlich setzte im Winter 1929/30 die Krise auch in 

Deutschland ein. Die Erwerbslosigkeit nahm sprunghaft 

zu; im Januar 1930 gab es bereits 2,2 Millionen Empfän-

ger von Arbeitslosenunterstützung, zudem über 200     000 

Haupt   unterstützungsempfänger in der Krisenfürsorge 

und über 600   000 Wohlfahrts-Erwerbslose, also insge-

samt mehr als drei Millionen Arbeitslose, die auf staatli-

che Hilfe ange wie  sen waren. Im Februar war eine weitere 
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Zunahme der Er werbslosigkeit zu verzeichnen, und auch 

im März, mit der Wiederbelebung des Baumarkts, ging 

die Anzahl der Arbeits losen nur geringfügig zurück.

Schon im Februar 1930 kam es zu neuen, heftigen Ausein-

andersetzungen im Kabinett Müller, zunächst wegen der 

Ra tifi zierung des Young-Plans, dem das Zentrum plötzlich 

nicht mehr bedingungslos zuzustimmen bereit war, sodann 

wegen der katastrophalen Finanzlage sowohl des Reiches 

wie der Arbeitslosenversicherung. Die bürgerlichen Partei-

en ver langten eine Erhöhung der Verbrauchssteuern, ins-

besondere der Tabaksteuer; die SPD lehnte dies mit dem 

Hinweis ab, daß dadurch die wirtschaftlich schwächsten 

Schichten am stärksten betroff en würden. Gleichzeitig for-

derte die SPD eine weitere Erhöhung des Beitragssatzes zur 

Sozialversiche rung um nochmals 0,5 Prozent, notfalls auf 

Kosten des Rei ches, wogegen die bürgerlichen Parteien den 

Wünschen der Industrie nachkommen und die Unterstüt-

zungssätze senken wollten. Damit wäre auch der Weg zu 

allgemeinen Lohnsen kungen frei geworden, und deshalb 

widersprachen Gewerk schaften und SPD solchen Plänen 

mit aller Entschiedenheit.

Bis zum 12. März 1930 ging das Gerangel um die Annah-

me des Young-Plans weiter. Dann wurden die entsprechen-

den Gesetze vom Reichstag – nun auch mit den Stimmen 

des Zen trums – mit großer Mehrheit verabschiedet. Ein In-

termezzo besonderer Art gab es dabei nur, als der Vertreter 

des Frei staats Th üringen im Reichsrat eine Propagandare-

de gegen den »Sklavenpakt« hielt. Th üringen, bis 1923 eng 
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mit dem »roten« Sachsen verbunden, war seit dem bruta-

len Eingreifen der Reichswehr auf strammen Rechtskurs 

gegangen; in der Landesregierung gab es jetzt – erstmals 

im Deutschen Reich – einen Vertreter der NSDAP Hitlers, 

den zum Innen- und Kultusminister avancierten Teilneh-

mer am Ludendorff -Hit ler-Putsch vom 9. November 1923, 

Dr. Wilhelm Frick. Er war es, der nun im Namen Th üringens 

gegen den Young-Plan wetterte, begleitet vom Gelächter 

der linken Mitte und der Sozialdemokraten.

Es war die letzte Gelegenheit zum Lachen für alle jene, 

die für die bürgerlich-parlamentarische Demokratie, das 

der Rechten verhaßte »System«, eintraten. Denn vierzehn 

Tage später war es damit zu Ende; die Koalition von SPD, 

Demo kraten, Zentrum, Bayerischer und Deutscher Volks-

partei, die seit 1928 so erfolgreich regiert hatte, brach aus-

einander, und das Kabinett des letzten SPD-Kanzlers Her-

mann Müller mußte zurücktreten.

Den Anlaß dafür lieferte, wie bei den meisten wichtigen 

Ereignissen, eine scheinbar läppische Streitfrage: der kabi-

nettsinterne Kampf um die von der SPD geforderte nochma-

lige Erhöhung der Beitragssätze zur Arbeitslosenversiche-

rung um ein halbes Prozent. Darüber ist von bürgerlicher 

Seite – aber auch von linken Sozialdemokraten wie Rudolf 

Hilferding – viel gelästert und gehöhnt worden. Die »Frank-

furter Zeitung« fragte damals: »Hat die Sozialdemokratie 

be dacht, was für unsere ganze innerpolitische Entwick-

lung, was für die Zukunft der Demokratie in Deutschland 

alles er wachsen kann?« Michael Freund schrieb vierzig Jah-
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re später in seiner »Deutschen Geschichte«, daß an dieser 

jämmerli chen »0,5   %-Krise, bei der Gewerkschaftsführer 

und Syndizi Politik wie Hausierer machten«, die deutsche 

Demokratie zerbrochen sei. Und der – schon zu Weihnach-

ten 1929 als Reichsfi nanzminister unter dem Druck der 

Rechten zum Rücktritt gezwungen gewesene Hilferding 

meinte damals kopfschüttelnd: »Um dreißig Pfennig lassen 

sie die deutsche Republik zum Teufel gehen!«

Tatsächlich wäre die SPD-Führung aber durchaus bereit 

gewesen, sich mit der die Unternehmerinteressen vertreten-

den Deutschen Volkspartei und dem Zentrum auf einen 

Kompromiß zu einigen. Dieser sah vor, den Beitragssatz 

bei 3,5 Prozent zu belassen, das bei der Arbeitslosenversi-

cherung fehlende Geld aus der Reichskasse vorzustrecken 

und die weitere Entwicklung abzuwarten. Aber die Gewerk-

schaften, im Kabinett vertreten durch den Arbeitsminister 

Rudolf Wis sell, der schon Ende 1918 in den »Rat der Volks-

beauftragten« eingetreten war, lehnten jeglichen Kompro-

miß auf dem Ge biet der Sozialversicherung ab. Und sie hat-

ten dafür gute Gründe:

Ohne eine weitere Erhöhung der Beiträge, so sahen sie 

richtig voraus, mußte es über kurz oder lang zu einer Ver-

minderung der Leistungen, also zu drastischen Kürzungen 

der Unterstützungsgelder kommen. Das hätte sich aber 

nicht nur für das wachsende Heer der Erwerbslosen ka-

tastrophal ausgewirkt; die Folge wäre auch gewesen, daß 

die seit Mona ten umkämpften Lohntarife nicht mehr hät-

ten gehalten wer den können. Dann wären die Unterneh-
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mer imstande gewe sen, unter Hinweis auf die gewaltigen 

Arbeitskräftereserven die Arbeitszeiten drastisch zu ver-

längern, die Stundenlöhne zu senken und die Akkorde zu 

erhöhen. Nur die Garan tie einigermaßen ausreichender Ar-

beitslosenunterstützung schützte die Industrie- und Land-

arbeiterschaft davor, auf je des Angebot der Unternehmer 

eingehen zu müssen, weil sonst zum Hungern verurteilte 

Erwerbslose bereitgestanden hätten, die schon für eine 

warme Suppe eingesprungen wä ren.

Die Unternehmer witterten bereits die große Chance, ihre 

Arbeiter endlich wieder fest an die Kandare nehmen zu kön-

nen. Sie und mit ihnen die deutschnationalen Gutsbesitzer, 

Offi  ziere und Beamten sahen darüber hinaus in der sich ver-

schlimmernden Krise auch die günstige Gelegenheit, wieder 

einen autoritären Regierungsstil durchzusetzen.

Der Widerstand der Gewerkschaften in der Frage der Ar-

beitslosenversicherung, der dann auch die SPD-Fraktion 

zu Unnachgiebigkeit zwang und den Rücktritt der bürger-

lichen Minister und daraufhin den des Rest-Kabinetts be-

wirkte, be schleunigte zwar den Untergang der parlamen-

tarischen De mokratie. Aber dieser lag in der Absicht der 

Gegenseite, und sie war bereits, wie sich rasch zeigen soll-

te, stärker. Dafür hatte nicht Hitler gesorgt, der mit seinen 

800   000 Anhängern noch keine nennenswerte Rolle spiel-

te, sondern Leute vom Schlage des Geheimrats Hugenberg 

und des Reichsbankprä sidenten Dr. Schacht sowie deren 

Hintermänner in den Kon zernen, Großbanken und Indu-

strieverbänden.
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7. Präsidialdiktatur und Harzburger Front

Der neue Reichskanzler, der den am 27. März 1930 zurück-

getretenen letzten sozialdemokratischen Regierungschef, 

Hermann Müller, schon drei Tage später ablöste, hieß Dr. 

Heinrich Brüning und war ein bis dahin der Öff entlichkeit 

kaum bekannter, ziemlich farbloser, im Parlament still 

und fl eißig arbeitender christlicher Gewerkschafter und 

Zen trumspolitiker. Diesen Kanzler »erfunden« zu haben, 

rühmte sich der damalige Chef des Politischen Büros im 

Reichswehrministerium, Generalmajor Kurt v. Schleicher, 

ein Mann, der in den folgenden drei Jahren eine ebenso 

wich tige wie verhängnisvolle Rolle spielen sollte.

General v. Schleicher war 1913 als damals 31jähriger Berufs-

offi  zier zum Großen Generalstab kommandiert worden, 

hatte während des Weltkriegs bei der Obersten Heereslei-

tung, gefördert von seinem Chef, General Wilhelm Groener, 

im Stab des Generalquartiermeisters Verwendung gefun-

den und war zunehmend mit politischen Aufgaben betraut 

wor den. Im Dezember 1918, nach dem Scheitern des von 

Groe ner mit Ebert vereinbarten »programmäßigen« Ein-

marschs der zehn Felddivisionen in die Reichshauptstadt 

zwecks Zer schlagung der Arbeiter- und Soldatenräte, hatte 

der damalige Major v. Schleicher von allen Offi  zieren der 

nach Kassel ver legten Obersten Heeresleitung am entschie-

densten gegen jede Resignation Stellung genommen und 
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war für einen sofortigen Aufbau der Freikorps und ihren 

rücksichtslosen Einsatz ge gen die sozialistische Arbeiter-

schaft eingetreten. Unter den Reichswehrministern Noske, 

Geßler und Groener war sein Einfl uß ständig gewachsen, 

und nachdem Generalfeldmar schall v. Hindenburg Reichs-

präsident geworden war, wurde der 1926 zum Oberst und 

1929 zum Generalmajor und Chef des Ministeramts avan-

cierte Schleicher immer mehr zum Verbindungsmann zwi-

schen der Reichswehrführung und dem Reichspräsidenten 

v. Hindenburg, dem einstigen Chef der Obersten Heeres-

leitung, daneben auch zu den Rechtsra dikalen, bei denen 

zwar General Ludendorff  kaum noch eine Rolle spielte, wo 

aber zahlreiche frühere Stabsoffi  ziere ihre politische Hei-

mat gefunden hatten.

Auf Brüning als Nachfolger Hermann Müllers im Kanzler-

amt waren v. Schleicher und Groener deshalb verfallen, 

weil sie sich daran erinnerten, daß am 8. November 1918 

vom Großen Hauptquartier in Spa aus ein junger, absolut 

»zuver lässiger« Hauptmann den Befehl des Kaisers, mit 

dem Feld heer gegen die aufständische Heimat Front zu 

machen, ernst genommen hatte und mit einer Maschinen-

gewehr-Kompanie bis in die Gegend von Köln vorgestoßen 

war. Dieser Haupt mann war Heinrich Brüning gewesen, 

ein streng katholisch erzogener Bürgersohn aus Münster 

in Westfalen.

Der neue Reichskanzler, der seine Stellung nicht als die 

ei nes dem gewählten Parlament gegenüber verantwort-

lichen Regierungschefs, sondern als die eines einfachen 
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Haupt manns gegenüber seinem höchsten Vorgesetzten, 

dem Feld marschall-Reichspräsidenten, sah, schlug v. Hin-

denburg ein Kabinett vor, in dem der deutschnationale 

Reichslandbund-Präsident Martin Schiele und der kon-

servative Kapitänleut nant a.    D. Gottfried Reinhold Trevi-

ranus den Ton angaben. Diese Regierung, die Brüning ein 

»Kabinett der Frontsolda ten« nannte, erblickte ihre Auf-

gabe darin, die »nationale Rechte« und nach Möglichkeit 

auch die rechtsextremen Kampfverbände in den Staat ein-

zubauen, ohne Rücksicht auf die SPD, die Gewerkschaften 

und die Reichstagsmehrheit, gestützt auf die Reichswehr 

und die diktatorischen Voll machten des Reichspräsiden-

ten.

»Das Kabinett ist gebildet mit dem Zweck, die nach allge-

meiner Auff assung für das Reich notwendigen Aufgaben in 

kürzester Frist zu lösen. Es wird der letzte Versuch sein, 

die Lösung mit diesem Reichstag durchzuführen«, erklär-

te der neue Kanzler am 1. April 1930 in seiner Antrittsrede, 

und er vergaß auch nicht zu erwähnen, daß er während 

der Novem berrevolution 1918 als beinahe einziger Offi  zier 

der kaiserli chen Armee mit der Waff e in der Hand gegen 

die roten Meu terer gekämpft hatte. Diese Bemerkung war 

eine bewußte Provokation und gegen die linken Sozialde-

mokraten gerich tet, zugleich aber auch eine Off erte an die 

äußerste Rechte, gemeinsam gegen die SPD Front zu ma-

chen, auf deren Stim men die Regierung Brüning allerdings 

noch angewiesen war, wenn sie eine Mehrheit im Reichstag 

haben wollte. Aber der Kanzler hatte ja dem Parlament be-
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reits zu verstehen gegeben, daß er es nur so lange zu dulden 

gedachte, wie es sich gefügig zeigte.

Die erste Kraftprobe fand schon vierzehn Tage nach 

Brünings Regierungsantritt statt: Brüning legte dem 

Reichstag ein mit kräftigen Steuererhöhungen gekoppel-

tes Schutz zoll-Programm vor und brachte damit zunächst 

die Deutsch nationalen in schwere Bedrängnis; sie wußten 

nicht, ob sie mit ihren Verbündeten im »Reichsausschuß 

gegen den Young-Plan«, den Nazis, die in heftiger Opposi-

tion zur neuen Regierung standen, gegen die Vorlage stim-

men sollten, wie es ihnen ihr Führer Hugenberg und des-

sen Presse riet, oder dafür, weil schließlich einer der ihren, 

der deutschnatio nale Reichslandbund-Führer Schiele, den 

Schutzzoll-Teil des Regierungsprogramms zu verantwor-

ten hatte.

Auch die Zentrumsfraktion war gespalten. Brünings Par-

teifreund Schlack rief von der Reichstagstribüne: »Dies ist 

die reaktionärste Regierung seit der Revolution!« Er und 

einige christliche Gewerkschafter stimmten gegen die 

Gesetzesvor lage, wogegen die Deutschnationalen mehr-

heitlich dafür stimmten und dabei versicherten, sie wür-

den es Brüning schon noch heimzahlen, aber erst später. 

Da sich die SPD noch abwartend verhielt, konnte Brüning 

schon am 15. April dem Reichspräsidenten melden, daß die 

erste Schlacht ge wonnen sei.

Hindenburg war’s zufrieden. Die Ernennung Schieles 

zum Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 

und auch dessen Agrarprogramm entsprachen – ebenso 
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wie die Beru fung seines Lieblings, des Kapitänleutnants 

a.    D. Treviranus, ins Kabinett des Hauptmanns Brüning – 

genau den Wün schen des alten Herrn, von dessen Charak-

tereigenschaften man sich damals völlig falsche Vorstel-

lungen machte. Und noch heute – so scheint es jedenfalls, 

angesichts der zahlrei chen öff entlichen Gebäude, Straßen 

und Plätze, die noch immer den Namen des Generalfeld-

marschalls tragen – gilt Hindenburg als ein »preußisch 

korrekter«, zuverlässiger und »redlicher«, obzwar etwas 

beschränkter und in seinen perso nellen Entscheidungen 

nicht immer sehr glücklicher »Vater des Vaterlands«.

Paul v. Hindenburg war indessen nicht bloß ein 

einfallslo ser Gamaschenknopf, recht bornierter Militär 

und, was Treuepfl ichten betraf, nur an denen seiner Un-

tergebenen zu ihm, nicht umgekehrt, interessierter Vertre-

ter des autoritären Obrigkeitsstaats-Gedankens; er hatte 

auch – in dieser Hin sicht ganz ähnlich wie Bismarck – die 

von keinen Skrupeln geplagte Vorstellung, daß er ein Jun-

ker sei und davon seinen Vorteil haben müsse. Seit seinem 

80. Geburtstag im Jahre 1927 zählte er zu den ostelbischen 

Großgrundbesitzern. Un ter Führung des erzkonservativen 

Multimillionärs Elard v. Oldenburg-Januschau, Mitglied 

der deutschnationalen Reichstagsfraktion, hatten die 

Großagrarier Pommerns und Ostpreußens unter sich und 

bei der Schwerindustrie einen Millionenbetrag gesammelt 

und ihrem zum Staatsoberhaupt gewählten Standesge-

nossen zu dessen Jubelfest das ostpreu ßische Schloß und 

Rittergut Neudeck geschenkt, das der Stammsitz derer 
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v. Beneckendorff  und v. Hindenburg war. Schon dieses 

Millionengeschenk und seine Annahme durch den am-

tierenden Reichspräsidenten ließ die Unbekümmert heit 

erkennen, mit der sich Hindenburg und seine aristokrati-

schen Freunde über gesetzliche Bestimmungen und gute 

Sit ten hinwegsetzten; jeder Amtsvorsteher oder Lehrer, 

der sich von Dorfhonoratioren oder begüterten Eltern 

ein paar hun dert Mark zum Geburtstag hätte schenken 

lassen, wäre dafür bestraft worden. Ebert war monate-

lang von der gesamten Rechtspresse mit Verleumdungen 

überschüttet worden, weil er einmal von Geschäftsleuten, 

die in keiner direkten Bezie hung zu ihm standen, einen 

Frühstückskorb ins Haus ge schickt bekommen hatte, der 

zudem postwendend an die Ab sender zurückgesandt wor-

den war.

Eberts Nachfolger, v. Hindenburg, nahm ein ungleich 

wertvolleres Geschenk nicht nur bedenkenlos an, ob-

wohl er genau wußte, daß die edlen Spender sehr kon-

krete Vorstel lungen von den Gegenleistungen hatten, die 

sie dafür erwarte ten; er ließ es als Reichspräsident sogar 

zu, daß mit dem von ihm gern angenommenen Geschenk 

eine Steuerhinterzie hung verbunden war: »In Anbetracht 

des hohen Alters Eurer Exzellenz«, hatte ihm dazu Elard 

v. Oldenburg-Januschau, Hindenburgs neuer Gutsnachbar, 

augenzwinkernd erklärt, habe man Neudeck pro forma auf 

den Namen des Präsiden tensohns Oskar ins Grundbuch 

eintragen lassen; so würde der Staat später keine Erb-

schaftssteuer kassieren können.
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Als nunmehriger Rittergutsbesitzer zeigte der Reichsprä-

sident großes Verständnis für die Sorgen der ostelbischen 

und insbesondere der ostpreußischen Landwirtschaft. Er 

dik tierte seinem gehorsamen Kanzler, Hauptmann Brüning, 

die Aufnahme des Reichslandbund-Präsidenten Schie-

le ins Ka binett, hohe Schutzzölle für die Landwirtschaft 

und, neben anderen für die Ostelbier sehr hilfreichen, die 

Masse der Ver braucher hart belastenden Maßnahmen, ein 

erweitertes Sub ventionsprogramm, maßgeschneidert für 

die großen Ritter güter der östlichen Grenzprovinzen: die 

sogenannte »Osthilfe«. Davon und von den verhängnisvol-

len Folgen der Korruptheit Hindenburgs für die weitere in-

nenpolitische Entwicklung wird noch an anderer Stelle die 

Rede sein.

Brüning führte nur aus, was Hindenburg ihm befahl; er 

hätte auch die Leibeigenschaft wiedereingeführt, wäre es 

dem Reichspräsidenten eingefallen, dies anzuordnen. Und 

daß dies keine ungebührliche Übertreibung ist, zeigten 

schon die nächsten Maßnahmen des Kabinetts Brüning, 

zu denen auch eine Gesetzesvorlage, die Einführung einer 

Kopfsteuer be treff end, gehörte. Diese als »Bürgersteuer« 

bezeichnete Aus gabe – 6 RM jährlich für Unverheiratete, 

9 RM für jedes Ehe paar –, vom Volksmund »Negersteuer« 

genannt, war deshalb besonders rüde und unsozial, weil sie 

nur die Ärmsten hart traf, die Wohlhabenden überhaupt 

nicht belastete: Für Großgrundbesitzer, Unternehmer oder 

Bankiers hatten sechs oder neun Reichsmark damals den 

Wert von hundert oder hundertfünfzig der von ihnen be-
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vorzugten, sehr exklu siven 6-Pfennig-Zigaretten: aufs Jahr 

gerechnet war das nicht mehr als der Bruchteil einer Zi-

garette pro Tag. Für eine – da mals »Dienstmädchen« ge-

nannte – Hausangestellte, für ein von kärglichster Rente 

lebendes altes Ehepaar oder für eine Heimarbeiterfamilie 

bedeuteten 50 oder 75 Pfennig weniger im Monat eine spür-

bare Einschränkung. Denn »Dienstmäd chen« erhielten im 

Frühjahr 1930 durchschnittlich weniger als zwanzig Mark 

Monatslohn; für Hunderttausende von Rentnern, Heimar-

beitern und anderen sozial Schwachen wa ren 75 Pfennig 

etwa soviel, wie sie am Tag für Essen und Trinken ausgeben 

konnten.

Nicht zuletzt an dieser Kopfsteuer, – aber auch an der 

Ent schlossenheit der Regierung Brüning, notfalls ohne 

Parla ment ihr Programm durchzusetzen, scheiterte ein 

Versuch der SPD, sich mit den neuen Herren zu arrangie-

ren, um so »das Schlimmste zu verhüten«.

Als Brüning am 15. Juli 1930 im Reichstag erklärte, falls 

sein Programm nicht lückenlos angenommen werde, ein-

schließlich der »Bürgersteuer« und der als »Reichshilfe der 

Personen im öff entlichen Dienst« umschriebenen drasti-

schen Kürzung aller Beamtengehälter, werde er »im Inter-

esse der Demokratie von allen verfassungsmäßigen Mitteln 

Gebrauch machen«, da antwortete die SPD: »Die Regierung 

hat noch nicht alle verfassungsmäßigen Mittel erschöpft, 

sie hat noch nicht einmal die starken Kräfte der Sozialde-

mokratie in An spruch genommen. Wir haben wahrhaftig 

nicht nötig, uns anzubiedern, aber in dieser ernsten Stun-
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de müssen zimperli che Erwägungen der Taktik zurücktre-

ten.« Aber Brüning stellte sich taub.

Als der Reichstag am selben Tag mit den Stimmen der 

SPD die Kürzung aller Beamtengehälter ablehnte, verkün-

dete der Kanzler, daß er »auf die Fortführung der Behand-

lung der Re gierungsvorlage nun keinen Wert mehr« lege. 

Noch am Abend erließ Hindenburg, gestützt auf seine Voll-

machten gemäß Artikel 48 der Weimarer Verfassung, eine 

Reihe von Notverordnungen, die alle vom Reichstag abge-

lehnten Ge setze zu geltendem Recht erklärten.

Die Öff entlichkeit war entsetzt über diesen Mißbrauch 

des Notverordnungsrechts, das nur in Zeiten höchster Ge-

fahr Anwendung fi nden sollte, und im Reichstag fand sich 

rasch eine Mehrheit unter Führung der SPD zusammen, 

die die sofortige Wiederaufhebung der Notverordnungen 

for derte.

Nach der Reichsverfassung hatten Hindenburg und Brü-

ning diesem Verlangen des Parlaments zu entsprechen, und 

dies taten sie auch; die Verordnungen wurden wieder außer 

Kraft gesetzt. Aber das Aufatmen, das nun durch die Reihen 

des Parlaments ging, war verfrüht. Denn schon wenige Tage 

später, am 26. Juli 1930, kamen neue Notverordnungen, mit 

denen zahlreiche Steuern, darunter die von allen Parteien ab-

gelehnte »Negersteuer«, eingeführt wurden, außerdem die 

vom Reichstag verworfene allgemeine Kürzung der Beam-

tengehälter, eine Reduzierung der Sozialleistungen sowie 

weitere Schutz- und Hilfsmaßnahmen für die ostelbische 

Landwirtschaft. Gleichzeitig wurde der Reichstag aufgelöst.
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Die auf den 14. September 1930 festgesetzten Neuwahlen, 

so hoff ten Reichspräsident und Regierung, sollten eine Stär-

kung des Zentrums und der gemäßigten Rechten erbringen 

und einen reibungslosen Übergang zur Monarchie ermögli-

chen. Hindenburg wie Brüning, aber auch Reichswehrfüh-

rung, Kirchen und nationale Verbände, wünschten eine bal-

dige Rückkehr der Hohenzollern, und sie fühlten sich stark 

genug, der Republik den Garaus zu machen.

Doch sie irrten sich. Mit über drei Millionen Erwerbslo-

sen, bei sinkenden Löhnen und Sozialleistungen, aber durch 

Schutzzölle künstlich stabil gehaltenen Lebensmittelpreisen 

und einem Winter vor der Tür, der das Elend noch vergrö-

ßern mußte, war es ohnehin vermessen, sich von Wahlen 

eine konservative Mehrheit zu erhoff en. Die Reichstagsaufl ö-

sung, die der Marschall und sein Hauptmann verfügt hatten, 

war eine höchst überfl üssige, törichte und äußerst gefähr-

liche Herausforderung aller Radikalen im Lande, auch eine 

Einla dung an die zahlreichen Wanderprediger und Sektie-

rer der deutschen Innenpolitik, die die katastrophale Wirt-

schaftslage dazu benutzten, Gefolgsleute für die seltsamsten 

Th eorien zu werben, und von denen jeder nun eine Chance 

witterte, ins Parlament gewählt zu werden, denn das Wahl-

recht der Wei marer Republik kannte keine Sperrklauseln.

Das Wahlergebnis vom 14. September 1930 übertraf dann 

auch die schlimmsten Erwartungen: Zwar blieb die Linke 

ziemlich stabil, wobei sich der SPD-Anteil am Gesamtergeb-

nis von 28,8 auf 24,5 Prozent verringerte, während der der 

Kommunisten von 10,6 auf 13,1 Prozent anstieg. Die bürger-
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lichen Republikaner, die nach einem Zusammenschluß der 

Deutschen Demokratischen Partei mit dem halbfaschisti-

schen Jungdeutschen Orden als Deutsche Staatspartei 

aufge treten waren, hatten geringfügige Verluste; ihr Stim-

menanteil sank von 4,9 auf 3,8 Prozent. Zentrum und Bay-

Käthe Kollwitz: Erwerbslos
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erische Volkspartei kamen sogar mit noch geringeren Ein-

bußen da von, und ihr gemeinsamer Anteil verminderte 

sich nur von 15,2 auf 14,8 Prozent.

Aber auf der rechten Seite brachte ein politischer Erd-

rutsch eine völlig neue Konstellation: Die beiden großen 

bürgerli chen Rechtsparteien verloren rund die Hälfte ih-

rer Wähler. Der Anteil der Deutschen Volkspartei ging von 

8,7 auf 4,5 Prozent zurück, der der Deutschnationalen von 

14,2 auf 7 Prozent. Von mehr als einem Dutzend Splitter-

parteien der gemäßigten bis extremen Rechten, die bei den 

Reichstags wahlen von 1928 zusammen 15,7 Prozent der 

Stimmen für sich gewonnen hatten, waren einige auf der 

Strecke geblie ben, fünf hatten sich zu mehr oder weniger 

ansehnlichen Gruppen entwickelt, davon drei, nämlich die 

Wirtschaftspar tei, die konservative Deutsche Landvolk-

partei und der Christlich-Soziale Volksdienst, zu Fraktio-

nen mit zusammen mehr als 60 Abgeordneten, und eine bis 

dahin unbedeutende Partei, Hitlers NSDAP, zog nun mit 107 

Abgeordneten in den neuen Reichstag ein!

Das rechtsextreme Grüppchen, das bei den Wahlen von 

1928 ganze 2,6 Prozent der Stimmen erhalten hatte, war 

über Nacht zur zweitstärksten Partei im Reich geworden, 

wobei der NSDAP der ersehnte Sturm auf die roten und 

schwarzen Bastionen eindeutig mißlungen war. Sie hatte 

nicht Brüning, nicht die SPD und erst recht nicht die Kom-

munisten be siegt, sondern ihren Freunden und Gönnern 

im deutsch nationalen und gemäßigt rechten Lager die 

Wählerstimmen entzogen.
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Damit war Brünings Innenpolitik gescheitert. Das Wahl-

ergebnis ließ keine Koalitionsmöglichkeit erkennen, wie er 

sie sich erträumt hatte. Nazis und Deutschnationale lehn-

ten jede Zusammenarbeit mit dem »System« ab, und die 

bürgerli che Mitte war so geschwächt aus der Wahl hervor-

gegangen, daß sie allein keine Mehrheit im Reichstag bil-

den konnte. So wäre für den Zentrumspolitiker Brüning nur 

eine Große Koalition unter Einbeziehung der Sozialdemo-

kraten in Frage gekommen, hätte er nach den Grundsätzen 

der parlamentari schen Demokratie regieren wollen. Doch 

daran mochte er schon gar nicht mehr denken. Er wußte 

ja den Reichspräsi denten hinter, richtiger: über sich, und 

dessen diktatorische Vollmachten sollten ihm die Mehr-

heit ersetzen. Auch rech nete er im stillen damit, daß die 

zu Opfern im höheren Staats interesse stets bereite Sozial-

demokratie ihn zumindest tolerieren würde, und käme es 

wider Erwarten zu einem Bündnis zwischen SPD und KPD, 

zu Streiks und Arbeiteraufständen, so würde er sich auf die 

Reichswehr verlassen können.

An eine Gefahr von rechts dachte weder Brüning noch 

v. Hindenburg. Denn auf der Rechten – davon waren beide 

fest überzeugt – standen ja die Bewahrer von »Ruhe und 

Ordnung«, die sich allenfalls aus patriotischem Überei-

fer und begreifl icher Empörung über das dem Vaterland 

von den »Novemberverbrechern« zugefügte Leid hie und 

da ein biß chen zuviel herausnahmen, etwa am Tage der 

Reichstagser öff nung, dem 13. Oktober 1930.

Da lieferte die NSDAP eine kleine Kostprobe dessen, 
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was sich Deutschland von ihrer »Machtergreifung« er-

warten durfte: Mit dem Ruf »Deutschland erwache, Juda 

verrecke!« zogen die 107 Abgeordneten der Hitler-Partei in 

den Plenar saal ein und entledigten sich ihrer Jacketts, so 

daß die darun ter getragenen – von der preußischen Regie-

rung verbotenen – braunen Uniformhemden, Koppel und 

Schulterriemen sicht bar wurden. Gleichzeitig schlugen 

SA-Trupps im ganzen Berliner Westen die Schaufenster-

scheiben derjenigen Ge schäfte und Warenhäuser ein, von 

denen sie annahmen, daß sie in jüdischem Besitz seien. Da-

bei verprügelten sie Passan ten und Verkäufer, die an den 

Zerstörungen und den sie be gleitenden Plünderungen An-

stoß nahmen und mißhandelten einige Leute, die sie für 

Juden hielten. Organisator und Leiter dieser Aktion war der 

ehemalige Berufsoffi  zier und Frei korpsführer Wolf-Hein-

rich Graf v. Helldorff , der schon am Kapp-Lüttwitz-Putsch 

teilgenommen hatte und nun oberster SA-Führer von Ber-

lin-Brandenburg sowie NSDAP-Frak tionsvorsitzender im 

preußischen Landtag war. Dieser ge fürchtete Rowdy und 

in allen einschlägigen Clubs bekannte Berufsspieler wurde 

zweieinhalb Jahre später Polizeipräsi dent, erst in Potsdam, 

dann von Groß-Berlin; 1944 ließ Hit ler ihn – wegen des 

vagen Verdachts einer Beteiligung an der Offi  ziersrevolte 

vom 20. Juli – verhaften und hinrichten.

Damals, im Herbst 1930, war Hitler, der als Österrei-

cher kein Reichstagsmandat hatte erwerben können und 

in Mün chen residierte, wo er sich mit Spenden reicher 

Gönner ein al tes Palais – nun »Braunes Haus« genannt-
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gekauft und seinen Bedürfnissen entsprechend umgebaut 

hatte, übrigens kei neswegs glücklich über das provozieren-

de Auftreten der NSDAP-Abgeordneten im Reichstag und 

über die Aus schreitungen seiner Berliner SA. Er wünschte 

den Schein der Legalität zu wahren und sich Hindenburg, 

der Reichswehr führung und den Herren der Wirtschaft als 

»salonfähig« zu erweisen. Deshalb erklärte er am Tag nach 

den Berliner Vor kommnissen gegenüber der Presse, es habe 

sich bei den »Rowdys und Ladendieben« um »kommuni-

stische Provoka teure« gehandelt, die seine disziplinierte 

SA hätten in Miß kredit bringen wollen.

Einige Tage zuvor hatte Hitler vor dem Reichsgericht in 

Leipzig, wo gegen einige jüngere Reichswehroffi  ziere we-

gen Verdachts des Hochverrats verhandelt wurde, als Zeu-

ge aus sagen müssen. Diese Gelegenheit war von ihm dazu 

benutzt worden, sich als einen Mann darzustellen, der rohe 

Gewalt, erst recht jeden gewaltsamen Umsturz, zutiefst 

verabscheue.

»Unsere Bewegung hält Gewalt für überfl üssig; sie hat 

Gewalt nicht nötig. Die Zeit wird kommen, in der die deut-

sche Nation unsere Ideen begreifen wird, und dann werden 

35 Millionen Deutsche hinter mir stehen«, hatte Hitler vor 

Gericht erklärt. »Wenn wir dann im Besitz der konstitutio-

nellen Rechte sind, werden wir den Staat so formen, wie 

wir es für richtig halten.« Daraufhin wurde der Zeuge vom 

Präsi denten des Reichsgerichtssenats gefragt: »Auch das 

auf kon stitutionellem Wege?«, worauf Hitler mit einem 

schlichten »Ja« antwortete.
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Daran erinnert, daß er einmal – 1923 in München – ge-

droht habe, nach seiner »Machtergreifung« würden »Köpfe 

rol len«, entgegnete Hitler: »Ich darf Ihnen versichern: Wenn 

die nationalsozialistische Bewegung in ihrem Kampfgeist 

siegt, dann wird ein nationalsozialistischer Staatsgerichts-

hof kom men, dann wird der November 1918 seine Sühne 

fi nden, dann werden auch Köpfe rollen!«

In seiner weiteren Aussage, deren Wahrheit er dann mit 

seinem Eid bekräftigte, versicherte Hitler, nur mit streng 

le galen, verfassungsmäßigen Mitteln an die Macht kom-

men zu wollen. Er beteuerte seinen Wunsch, nur mit der 

Reichswehr und niemals gegen sie und die Staatsautorität 

den Sieg zu er ringen. Es gehe ihm und seiner Partei ja ge-

rade darum, Armee und Staat zu stärken. Auch wolle er 

keine Revolution im her kömmlichen Sinne, keine »Räte-

wirtschaft« und Disziplinlo sigkeit, vielmehr die Wieder-

herstellung von Zucht und Ord nung. Wenn er gelegentlich 

von einer »Nationalen Revolu tion« spreche, dann meine er 

damit nur den leidenschaftli chen Protest gegen Deutsch-

lands Knebelung durch die schmachvollen Friedens- und 

Versklavungsverträge.

Mit diesen Ausführungen, die in der deutschen und 

auslän dischen Presse Schlagzeilen machten, gelang es Hit-

ler, nicht nur große Teile des Bürgertums, der Wirtschaft 

und der alten Oberschicht von seiner »Salonfähigkeit« zu 

überzeugen, son dern auch das Offi  zierskorps der Reichs-

wehr für sich zu ge winnen. Oberst Ludwig Beck, später 

Chef des Generalstabs, setzte sich nun leidenschaftlich 
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für die drei nationalsozialisti schen Leutnants seines Regi-

ments ein, die in Leipzig unter An klage standen. Und Ge-

neral v. Seeckt, der ehemalige Reichs wehr-Chef, der inzwi-

schen Reichstagsabgeordneter der Deut schen Volkspartei 

geworden war und bei den Offi  zieren noch höchstes An-

sehen genoß, erklärte kurz und energisch, die Ver folgung 

von Nationalsozialisten in der Armee verstoße gegen den 

Korpsgeist; die Hitleranhänger seien »gute Leute«.

Was für die Reichswehr gut war, das mußte – so fan-

den nun viele – auch für die Industrie gut sein. Im Winter 

1930/31 ge sellten sich zum Stahlvereins-Chef Fritz Th yssen, 

zu Her mann Reusch von der Gutehoff nungshütte, zu Emil 

Kirdorf, dem Hüter der politischen Fonds der rheinisch-

westfälischen Schwerindustrie und einigen anderen, die 

schon zuvor die NSDAP gefördert hatten, nun auch dieje-

nigen, die bislang zurückhaltend gewesen waren: Georg v. 

Schnitzler von den IG Farben, der Wintershall-Konzernchef 

August Rosterg und sein Partner Günter Quandt, Ex-Kanz-

ler Cuno von der HAPAG, der Kölner Privatbankier Kurt 

Freiherr v. Schrö der, Wilhelm v. Finck von der Allianz-Ver-

sicherung sowie der zurückgetretene Reichsbankpräsident 

Dr. Schacht.

Sie und zahlreiche weitere Herren der Wirtschaft sowie 

ei nige Reichswehr-Generale sahen jetzt in Hitler und sei-

ner NSDAP einen Faktor, dessen man sich nur geschickt 

zu be dienen brauche, um endlich das zu erlangen, wonach 

man sich seit dem November 1918 sehnte: ein autoritäres 

Regime, Abschaff ung der Gewerkschaften und Tarifverträ-
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ge, streng ste Bestrafung jeder Aufsässigkeit des »Arbeiter-

packs«, Be seitigung der Sozialversicherung und vor allem 

der Arbeitslo senunterstützung, Sprengung aller Fesseln des 

Versailler Ver trags und massive Wiederaufrüstung zur Er-

langung neuer »Weltgeltung« und neuen »Lebensraums«.

Die Chancen, so fanden sie, standen für eine baldige 

»Machtergreifung« der Rechten unter der Führung Hit-

lers besonders günstig. Die Weltwirtschaftskrise sorgte für 

Mas senarbeitslosigkeit, und die Sorge um die Arbeitsplätze 

nahm den Belegschaften die Lust zu streiken und beraubte 

so die SPD und die mit ihr verbündeten Gewerkschaften 

ihrer stärksten Waff e.

Tatsächlich hätte von etwa 1931 an ein Aufruf zum Gene-

ralstreik zur Rettung der Republik nur noch geringen Erfolg 

haben können. Denn im Dezember 1930 gab es schon 4,9 

Millionen Erwerbslose, von denen aber nur noch knapp die 

Hälfte Unterstützung aus Mitteln der Arbeitslosenversiche-

rung bezog; der Rest war auf Krisenfürsorge und Wohlfahrt 

angewiesen. Bis Ende 1931 hatte sich das Heer der Arbeitslo-

sen auf knapp sechs Millionen vermehrt; weniger als ein 

Drit tel bezog noch die – erheblich gekürzte – Unterstüt-

zung.

Außerdem waren die Fabrikherren und Zechenbesitzer 

sehr darauf bedacht, in erster Linie die gewerkschaftlich or-

ganisierten Sozialdemokraten und Kommunisten zu entlas-

sen. Ende 1931 wurden, kurz vor Einbruch des Winters und 

begleitet von ernsten Reden der Direktoren über bevorste-

hende weitere Personaleinsparungen, Werbeaktionen des 
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»Stahlhelms« und der SA in zahlreichen Betrieben, beson-

ders im Ruhrbergbau, zu einem großen Erfolg für die mit 

den Firmenleitungen Hand in Hand arbeitenden Veranstal-

ter. Und um die Jahreswende 1931/32 waren nur noch etwa 

23 Prozent der marxistischen Gewerkschafter voll beschäf-

tigt; 43 Prozent mußten »stempeln gehen«, die übrigen sich 

mit Kurzarbeit begnügen.

Während dieser Krisenzeit hatte sich das Kabinett Brü-

ning mit Notverordnungen des Reichspräsidenten be-

holfen, den Leipziger Oberbürgermeister Carl Friedrich 

Goerdeler zum Preiskommissar ernannt, im Juli 1931 den 

Zusammenbruch der Darmstädter und Nationalbank auf-

fangen müssen, die Reparations- und Zinszahlungen an 

das Ausland eingestellt und ein neues Osthilfe-Gesetz er-

lassen. Alle Sparmaßnah men, die die Regierung Brüning 

traf, wirkten sich in erster Linie zu Lasten der Arbeitneh-

merschaft aus: Die Rückerstat tung zuviel gezahlter Lohn-

steuer wurde eingestellt, eine Krankenschein- und Re-

zeptgebühr eingeführt; die Gehalts abzüge erhöhten sich 

drastisch, wogegen die Leistungen der Sozialversicherung 

stark eingeschränkt wurden. Zugleich hielt die Regierung, 

bei sinkenden Einkommen, die Preise künstlich stabil und 

verteuerte billige Lebensmitteleinfuhren durch hohe Zöl-

le. Bei alledem konnte die Sozialdemokratie, dafür, daß sie 

stillhielt, die Notverordnungen nicht vom Reichstag aufhe-

ben und alle Mißtrauensanträge gegen Brü ning scheitern 

ließ, nur ganz geringfügige Korrekturen bei besonders un-

sozialen Maßnahmen durchsetzen. Sie mußte es schwei-
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gend hinnehmen, daß die parlamentarische Demokra tie 

und alle sozialen Errungenschaften Stück für Stück de-

montiert wurden. Denn jeder Widerstand hätte zum Sturz 

des Kabinetts Brüning und seinen Ersatz durch eine rechte 

Militärdiktatur, womöglich durch eine Regierung Hitler ge-

führt, und davor schreckten die Sozialdemokraten ebenso 

zu rück wie vor der einzigen Alternative, einem Bündnis 

mit den Kommunisten, das – wie sie meinten – den Ge-

neralen einen höchst willkommenen Anlaß zum blutigen 

Einschreiten der Reichswehr geboten hätte.

Doch während die SPD in Resignation verfi el und dar-

über grübelte, ob es möglicherweise ein verhängnisvoller 

Fehler gewesen war, den Sozialismus zugunsten einer bür-

gerlichen Ordnung zu unterdrücken und die Feinde der Re-

publik zu ihren Beschützern zu bestellen, war man bei den 

Rechten frei von allen Skrupeln, was die Wahl der Bündnis-

partner und der Mittel betraf, mit denen man der verhaß-

ten Republik den Gnadenstoß zu versetzen gedachte.

Am 11. Oktober 1931, nachdem ein Versuch, die letzte 

schwarz-rot-goldene Bastion, die SPD-Regierung des Lan-

des Preußen, mittels Volksentscheid zu stürzen, nur eine 

37prozentige Unterstützung durch die Wähler gefunden 

hatte und damit gescheitert war, versammelte sich die ge-

samte deutsche Rechte in Bad Harzburg zur Vorbereitung 

des Sturms auf die Republik.

Bad Harzburg, das zum Land Braunschweig gehörte, wo 

seit dem September 1930 eine Koalition der Deutschnationa-

len und Nationalsozialisten regierte, war von Geheimrat 
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Hugenberg als Tagungsort vorgeschlagen worden, und von 

ihm ergingen auch die Einladungen, denen fast ausnahms-

los Folge geleistet wurde. Die ganze alte Geld- und Macht-

Elite der wilhelminischen Epoche kam in Bad Harzburg 

zusammen, dazu ihr Nachwuchs, die Führer der Freikorps 

und Kampf verbände. Die Deutschnationalen hatten ihre 

Reichstags- und Landtagsabgeordneten vollzählig ent-

sandt, darunter General v. Seeckt, den Vertrauensmann 

der Reichswehr; auch das ge samte Führerkorps des »Stahl-

helm« erschien, an seiner Spitze Seldte, Duesterberg und 

der Schatzmeister Dr. Erich Lüb bert, Chef des Dyckerhoff  

& Widmann-Konzerns. Dazu kamen knapp zwanzig pen-

sionierte Generale und Admirale; das Haus Hohenzollern 

war durch die Prinzen Eitel Friedrich und August Wilhelm 

von Preußen vertreten, die anderen einstmals regierenden 

Häuser wurden repräsentiert von Karl Eduard Herzog von 

Sachsen-Coburg und Gotha, dem Erb prinzen zur Lippe und 

den Prinzen von Hessen. Vom All deutschen Verband, der 

während des Weltkriegs die weitest-gehenden Annexions-

forderungen gestellt hatte, erschienen Graf Brockdorff  und 

Baron v. Vietinghoff -Scheel sowie der alte Heinrich Class, 

einer der eifrigsten Kriegshetzer der Zeit vor 1914.

Die Großindustrie hatte Fritz Th yssen und Ernst Poens-

gen, beide von den Vereinigten Stahlwerken, entsandt, dazu 

eine stattliche Reihe von Generaldirektoren und Verbands-

präsidenten, an ihrer Spitze Emil Kirdorf, der Hüter des 

»Ruhrschatzes«. Der Großgrundbesitz wurde von den Füh-

rern des »Reichslandbundes«, Eberhard Graf v. Kalckreuth 
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und Wilhelm Freiherrn v. Gayl, angemessen vertreten. Emil 

v. Stauß vom Vorstand der Deutschen Bank AG und Hjalmar 

Schacht, der langjährige Präsident der Reichsbank, waren 

als Repräsentanten der Hochfi nanz und Bankwelt erschie-

nen, Rudolf Blohm von der Hamburger Werft Blohm & Voß 

als Vertreter des hanseatischen Geldadels.

Aus dem Bereich der Politik hatten sich die Führer aller 

kleinen Parteien rechts vom Zentrum eingefunden, auch 

die Reste der einst von Gustav Stresemann geführten Deut-

schen Volkspartei. Und zu dieser Elite der deutschen Rech-

ten, alle im Gehrock oder in Uniformen der Kaiserzeit und 

im vollen Schmuck ihrer Orden, stießen an die zweihun-

dert Männer in Braunhemden und mit Hakenkreuz-Arm-

binden: die gesamte 107köpfi ge NSDAP-Reichstagsfraktion 

und das Führer korps der nationalsozialistischen Kampf-

verbände, an ihrer Spitze Hitler, Hermann Göring, Minister 

Dr. Wilhelm Frick, SA-Stabschef Ernst Röhm, der Berliner 

Gauleiter der NSDAP, Dr. Josef Goebbels und Gregor Stras-

ser, ein ehe maliger Freikorpsoffi  zier der Schützenbrigade 

v. Epp und nunmehriger Reichsorganisationsleiter der Hit-

ler-Partei.

Die Nazis, als die mit Abstand stärkste politische Kraft 

der Rechten seit den Septemberwahlen 1930, rissen in Bad 

Harz burg sofort die Führung an sich. Zwar ließen sie auch 

die an deren zu Wort kommen und pathetische Reden halten 

– Hugenberg durfte den Zusammenschluß aller vertretenen 

Grup pen zu einer »Nationalen Front« bekanntgeben und 

verkün den: »Geächtet sei jeder, der unsere Front zerreißen 
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will!« –, aber sie ließen keinen Zweifel daran aufkommen, 

daß nur Hitler als Führer der Rechten in Frage kam.

Hitlers Prestige hatte einen Tag zuvor, am 10. Oktober 

1931, schon kräftig zugenommen, denn da war er in Berlin 

erstmals von Brüning und Hindenburg empfangen worden. 

Diese Audienzen, beide arrangiert von General v. Schlei-

cher, waren zwar für Hitler nicht sonderlich gut verlaufen 

– Brü ning wie Hindenburg gewannen vom Führer der NS-

DAP keinen günstigen Eindruck –, doch die bloße Tatsa-

che, daß der Feldmarschall-Reichspräsident den ehema-

ligen Gefreiten Hitler in sein Palais eingeladen hatte und 

daß auch der Reichskanzler gezwungen gewesen war, die 

Meinung des Naziführers zu wichtigen Fragen der Politik 

zu erkunden, werteten diesen in den Augen des Bürger-

tums mächtig auf.

Bei dem Gespräch mit Brüning war es übrigens um die 

Frage gegangen, ob die NSDAP bereit wäre, einer Verlänge-

rung der Amtszeit Hindenburgs, die 1932 ablief, zuzustim-

men, was Hitler entschieden verneint hatte. Auch als Brü-

ning ihm anbot, er werde, sobald er im Verlaufe des Jahres 

1932 die vollständige Streichung der Reparationen und 

das Einver ständnis der Westmächte mit einer Wiederauf-

rüstung Deutschlands erreicht habe, als Kanzler zurück-

treten und damit den Nationalsozialisten den Antritt der 

Macht erleichtern, sofern Hindenburg weiter im Amt blei-

ben könnte, winkte Hitler ab.

An Kompromissen mit dem »System«, denen sie auch 

Brüning zurechneten, waren die Nazis nicht interessiert, 
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aus genommen Gregor Strasser, von dem noch die Rede 

sein wird. Hitler kam es nur darauf an, sich dem Bürger-

tum und vor allem der Reichswehr als akzeptabler Politi-

ker und Staatsmann von Format zu empfehlen. Von Hin-

denburg empfangen worden zu sein, war deshalb für ihn 

noch wichti ger als die dominierende Rolle in der gerade 

gebildeten »Harzburger Front«. Denn noch immer war er 

für viele ge mäßigt rechte Nationalliberale und Konservati-

ve ein Bürger schreck, zumindest aber ein allzu lauter und 

dreister Empor kömmimg.

Dazu trug vor allem das Rowdytum seiner SA bei. Erst 

wenige Tage vor dem Empfang Hitlers beim Reichspräsi-

den ten hatten rund fünfzehnhundert SA-Männer sowie 

Angehö rige des »Stahlhelms« am Berliner Kurfürsten-

damm ein klei nes Pogrom veranstaltet. Die im noch im-

mer sozialdemokra tisch regierten Freistaat Preußen ver-

botene SA, verstärkt durch Mitglieder des »Stahlhelm«, 

dessen Verbot auf Ersu chen Hindenburgs 1930 aufgehoben 

worden war, weil der Reichspräsident sich sonst geweigert 

hätte, an den offi  ziellen Feiern aus Anlaß des Abzugs der 

letzten Besatzungstruppen aus dem Rheinland teilzuneh-

men, hatten einen hohen jüdi schen Feiertag dazu benutzt, 

um »Ordnung zu machen«. Sie waren über die Besucher 

der nahe dem Kurfürstendamm ge legenen Synagoge in der 

Fasanenstraße hergefallen und hatten Dutzende von Teil-

nehmern des Gottesdienstes sowie zahl reiche Gäste der 

umliegenden Cafés und Restaurants brutal zusammenge-

schlagen, Protestierende mit Reitpeitschen, Stöcken und 
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Stiefelabsätzen mißhandelt und einige Gaststät ten-Ein-

richtungen völlig zerstört.

Auch diese Aktion war von dem Grafen Helldorff  organi-

siert und geleitet worden. Doch er und sein Adjutant wur-

den später von der Anklage des Landfriedensbruchs und 

der Rädelsführerschaft freigesprochen. Graf Helldorff s An-

wälte, Dr. Roland Freisler, bis 1920 politischer Kommissar 

der Bolschewiki in der Ukraine, seit 1925 Mitglied der NS-

DAP und preußischer Landtagsabgeordneter, und Dr. Hans 

Frank, ehemaliger Oberleutnant und Freikorpsoffi   zier in 

der Schützenbrigade v. Epp, seit den Septemberwah len 

1930 Mitglied des Reichstags, benutzten den Prozeß zu wü-

stesten Beschimpfungen der »marxistischen Justiz« und 

der »verfl uchten Judenrepublik«.

Im »Völkischen Beobachter«, dem Zentralorgan der NS-

DAP, verherrlichte Dr. Frank die »Tat« seines Mandan ten 

und bezeichnete es als »erfreulich, daß eine deutsche Ju-

gend in gerechter Entrüstung am jüdischen Neujahrstag 

durch den Kurfürstendamm zog, die Fenster der Hurentem-

pel einschlug und das jüdische und sonstige Gelichter in 

die sen Lasterhöhlen in wahrhaft christlichem Zorn züch-

tigte … Jede andere Nation hätte sich wohl gefreut, auch 

noch eine gesund empfi ndende Jugend, die sich gegen so 

viel unchristli che Last und Erbärmlichkeit zur Wehr setzt, 

zu besitzen.«

Wenig später wurde der deutschen Öff entlichkeit in noch 

stärkerem Maße deutlich, daß es sich bei den Ausschreitun-

gen der SA in Berlin und anderswo nicht um individuelle 
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Ter rorakte einzelner Banden von Rowdys handelte, son-

dern um geplante Aktionen der NSDAP-Führung im Rah-

men ihres geheimen Programms für die, wie sie meinte, 

bevorstehende »Machtübernahme«:

Im Hotel »Boxheimer Hof« in der Nähe von Worms fand 

die politische Polizei, die von einem abtrünnigen NSDAP-

Landtagsabgeordneten einen entsprechenden Hinweis 

erhal ten hatte, die detaillierten Pläne der Hitler-Partei für 

den Tag X, an dem die nationalsozialistischen Kampfver-

bände die Staatsgewalt übernehmen würden. Danach soll-

ten alle politi schen Gegner »vorsorglich« in sofort einzu-

richtende Kon zentrationslager gebracht und bei etwaigem 

Widerstand auf der Stelle erschossen werden. Auch jeder 

Verstoß gegen die – schon einzeln vorbereiteten und am 

Tage der »Machtergrei fung« in Kraft tretenden – Notver-

ordnungen sollte mit dem Tode bestraft werden. Schuß-

waff en waren unverzüglich an SA und SS abzuliefern; der 

Geldverkehr sollte vorüberge hend eingestellt, alle privaten 

Konten gesperrt werden. Für Juden war unter anderem 

vorgesehen, daß sie keine Lebens mittel mehr erwerben 

durften.

Verfasser dieser »Boxheimer Dokumente«, deren Veröf-

fentlichung ungeheures Aufsehen erregte, war der im hessi-

schen Justizdienst stehende Richter Dr. Werner Best, ein 

prominenter Nazi- und SS-Führer in Hessen. Das gegen 

Dr. Best von der Reichsanwaltschaft sofort eingeleitete 

Straf verfahren wegen Verdachts der Vorbereitung zum 

Hochver rat wurde bald wieder wegen angeblichem Mangel 
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an Bewei sen eingestellt. In der Begründung hieß es, dem 

Beschuldig ten sei nicht nachzuweisen, daß seine Pläne 

nicht den behaup teten Zweck hätten, nämlich die »Ab-

wehr eines kommunisti schen Aufstands«.

(Best, dem während der reichsanwaltschaftlichen Er-

mitt lungen ebenfalls die NSDAP-Anwälte Freisler und 

Frank zur Seite standen, wurde 1933 Chef der hessischen 

Polizei und übernahm dann eine leitende Stellung bei der 

Gestapo und im Sicherheitshauptamt der SS. 1939/40 war 

er Chef einer Ein satzgruppe in Polen, die rund elftausend 

Angehörige der pol nischen Intelligenz ermordete. Von 1942 

bis Kriegsende hatte er im besetzten Dänemark das Amt 

eines »Reichsbevollmäch tigten«; 1951 wurde er, den die Dä-

nen 1945 zum Tode verur teilt, dann zu einer Freiheitsstrafe 

begnadigt hatten, aus der Haft entlassen; 1957 übernahm er 

eine leitende Stellung im Stinnes-Konzern.

Rechtsanwalt Dr. Roland Freisler wurde 1933 Staatssekre-

tär im preußischen Justizministerium, dann im Reichsjustiz-

ministerium, von 1942 an war er Präsident des berüchtigten 

Volksgerichtshofs; Anfang 1945 kam er bei einem Luftangriff  

ums Leben. Sein Kollege Dr. Hans Frank wurde 1933 bayeri-

scher Justizminister, 1934 Reichsminister ohne Geschäftsbe-

reich und Präsident der Akademie für Deutsches Recht. Von 

1939 bis Kriegsende war Frank Generalgouverneur von Po-

len und wurde 1945 als Hauptkriegsverbrecher in Nürnberg 

zum Tode verurteilt und hingerichtet.)

Während im Lande die Nazis immer dreister wurden, 

die Ar beitslosigkeit weiter anstieg und noch kein Ende der 
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Welt wirtschaftskrise abzusehen war, während die Huge-

nberg-Presse Tag für Tag Schreckensnachrichten verbrei-

tete über den angeblichen »Straßenterror der Roten« und 

jede Saal schlacht zwischen Linken und den ihre Versamm-

lungen sprengenden SA-Leuten zu einem »marxistischen 

Aufstands versuch« umfälschte, beschäftigte sich Reichs-

kanzler Brüning mit der ihm vordringlich erscheinenden 

Frage, wie er Deutschland wieder zu einer Monarchie 

machen könnte. Sein Gedanke, Hindenburgs Amtszeit zu 

verlängern, ihn auf Le benszeit zum Regenten der Hohen-

zollern zu machen und dann einen der Kronprinzensöh-

ne zum Kaiser, fand bei Hindenburg keinen Anklang. Der 

Reichspräsident erklärte, der Th ron gebühre dem allein 

»rechtmäßigen« Monarchen, Wil helm II. und niemandem 

sonst. Und als daraufhin Brüning meinte, Seine Majestät 

habe sich durch seine Flucht nach Holland alle Sympathi-

en des Volkes verscherzt und zudem brauche man einen 

»modernen« Kaiser, der sich auf Reprä sentation beschrän-

ke und der parlamentarischen Demokratie das Regieren 

überlasse, wurde der greise Reichspräsident so wütend, 

daß er seinem Kanzler kurzerhand die Tür wies.

Brüning hätte für seinen Plan, Hindenburg zum Regen-

ten auf Lebenszeit zu machen, auch eine Zweidrittelmehr-

heit im Reichstag und im Reichsrat der Länder benötigt. 

Da Hitler zu erkennen gegeben hatte, daß seine NSDAP 

nicht einer Ver längerung der Amtszeit des Reichspräsiden-

ten zustimmen würde, hatte Brüning mit der SPD-Führung 

verhandelt, wobei er den Eindruck gewann, daß die Sozi-
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aldemokratie, um eine Hitler-Diktatur zu vermeiden, sei-

ne Pläne mit gewissen Einschränkungen zu unterstützen 

bereit war.

Aber während sich Brüning noch den Kopf darüber zer-

brach, wie eine Restauration der Hohenzollern-Monarchie 

ohne die NSDAP zu bewerkstelligen sei, begannen von drei 

Seiten her heftige Intrigen mit dem Ziel, ihn, den Kanzler 

zu stürzen.

Da war zunächst Hitler, dessen gerade erst beschworenes 

Bündnis mit Hugenberg und der »Harzburger Front« in die 

Brüche zu gehen drohte, weil den Deutschnationalen klar 

geworden war, daß die Nazis die Macht mit niemandem tei-

len wollten, schon gar nicht mit abgetakelten Exzellenzen 

und Fürsten. Hitler tauchte jetzt immer häufi ger im Berli-

ner Regierungsviertel auf, wo er stets im Hotel Kaiserhof 

Quar tier nahm und mit einfl ußreichen Leuten Gespräche 

unter vier Augen führte, unter anderem mit dem Staatsse-

kretär Otto Meißner, dem Leiter des Büros des Reichsprä-

sidenten, der schon Eberts rechte Hand gewesen war und 

nun überleg te, wie er sich mit dem möglichen Hindenburg-

Nachfolger Hitler arrangieren könnte. Mit Interesse hörte 

sich Meißner Hitlers Vorschlag an, zunächst Hindenburg 

wiederwählen zu lassen, und zwar mit den Stimmen der 

NSDAP, dafür aber Brüning fallenzulassen und eine »natio-

nale« Regierung mit Hitler als Kanzler einzusetzen.

Doch damit war, wie Meißner rasch herausfand, Hinden-

burg nicht einverstanden. Er wollte sich nicht von Hitler 

die Bedingungen diktieren lassen. Und als daraufhin deut-
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lich wurde, daß die Nazis und selbst seine alten Freunde, 

die Deutschnationalen, nicht bereit waren, ihm die Strapa-

zen ei ner Neuwahl zu ersparen, da wandte sich ein Teil des 

Grolls des alten Herrn gegen seinen, wie er fand, reichlich 

unge schickten Kanzler, der ihn in einen Konfl ikt mit ge-

rade jenen nationalen Kräften gebracht hatte, von denen 

er 1925 zum Reichspräsidenten gewählt worden war. Von 

Januar 1932 an behandelte Hindenburg den »Hauptmann 

Brüning« mit weit weniger Leutseligkeit als zuvor, mitun-

ter sogar schon sehr kühl.

Hindenburgs eigene Meinung war allerdings zu dieser 

Zeit bereits weitestgehend bestimmt von den Einfl üste-

rungen sei ner näheren Umgebung, die die wenigen lichten 

Augenblicke des schon recht verkalkten 84jährigen dazu 

benutzte, Politik ohne Amt und Verantwortung zu machen, 

wobei der – wie man damals spottete – »in der Verfassung 

nicht vorgesehene« Reichspräsidenten-Sohn Oskar v. Hin-

denburg den stärksten Einfl uß ausübte.

Im Februar 1932 entschied sich der greise Reichsprä-

sident, noch einmal für das Amt zu kandidieren. Noch 

stand nicht fest, ob die Rechte einen Gegenkandidaten 

aufstellen würde. Hugenberg schlug seinem »Harzburger-

Front«-Partner Hit ler vor, entweder den Generaldirektor 

Albert Vogler von den Vereinigten Stahlwerken oder den 

Kaiser-Sohn Prinz Oskar von Preußen zu benennen, aber 

Hitler lehnte beide rundweg ab. Statt dessen entschloß er 

sich, selbst zu kandidieren, wor auf die Deutschnationalen, 

empört über diesen Verrat am Harzburger Bündnis, den 
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»Stahlhelm«-Führer Duesterberg aufstellten. Die SPD setz-

te sich diesmal über alle früheren Bedenken hinweg und 

rief zur Wahl Hindenburgs auf, und nur die Kommunisten 

stellten einen eigenen Kandidaten, Ernst Th älmann, gegen 

die drei zur Auswahl stehenden Reaktionäre auf.

Es war ein höchst seltsamer, ebenso erbitterter wie 

verwor rener Wahlkampf. Alle traditionellen Partei- und 

Klassen bindungen gerieten durcheinander: Alte Gewerk-

schafter, die noch in der Zeit der Illegalität gegen den 

»Staat der Junker und Militärs« gekämpft hatten, warben 

jetzt für den kaiserli chen Generalfeldmarschall und Groß-

grundbesitzer v. Hin denburg; dieser wiederum mußte sich, 

höchst widerwillig, mit seinen Standesgenossen und alten 

Kameraden kritisch befassen, da sie ihn von rechts her auf 

das heftigste attackierten, während die ihm verhaßten Ro-

ten und Schwarzen ihm zuju belten. General Ludendorff  

warf Hindenburg öff entlich vor, daß er sich von den ost-

elbischen Junkern mit dem Millionen-Geschenk des Guts 

Neudeck habe »schmieren« lassen; Dr. Goebbels wagte 

sich im Reichstag mit der Äußerung her vor: »Sage mir, wer 

dich lobt, und ich sage dir, wer du bist. Hindenburg wird 

gelobt von der Berliner Asphaltpresse und von der Partei 

der Deserteure«, womit er die SPD meinte. Deren jüng-

ster Abgeordneter, der einarmige Kriegsinvalide Dr. Kurt 

Schumacher, nannte Dr. Goebbels nun seinerseits einen 

»dummdreisten Bengel«, »der selber den Krieg nur vom 

Hörensagen kennt« und sprach von der »moralischen und 

intellektuellen Verlumpung«, der die Nazis Vorschub lei-
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steten. Die »Deutsche Zeitung«, ein stramm konservatives 

Blatt, das 1925 für Hindenburg agitiert hatte, wandte sich 

jetzt heftig gegen ihn: »Es handelt sich darum, ob die … Ver-

räter und Pazifi sten mit Hindenburgs Billigung Deutsch-

land endgültig zum Untergang führen sollen«; umgekehrt 

setzten sich für Hitler, den »böhmischen Gefreiten«, wie 

Hinden burg ihn nannte, die ostelbischen Junker, zahlreiche 

Ex-Ge nerale und -Fürsten, zu guter Letzt sogar der frühe-

re Kron prinz Wilhelm von Preußen ein, dessen Familie der 

kaiser treue Hindenburg die Rückkehr auf den Th ron hatte 

sichern wollen.

Doch bei den Reichspräsidentenwahlen, die am 13. März 

1932 stattfanden, erhielt Hindenburg die mit Abstand mei-

sten Stimmen, 18,65 Millionen, und verfehlte nur ganz 

knapp, mit 49,6 Prozent, die erforderliche absolute Mehr-

heit. Hitler bekam mit 11,3 Millionen Stimmen und einem 

Anteil von 30,1 Prozent nicht annähernd das Resultat, das 

er sich erträumt hatte; Duesterberg konnte nur 2,5 Millio-

nen Stimmen, weniger als 7 Prozent, für sich gewinnen, und 

Th älmann erreichte mit knapp 5 Millionen Stimmen den 

be achtlichen Anteil von 13,2 Prozent, woraus zu schließen 

war, daß zahlreiche Sozialdemokraten lieber für ihn als für 

Hin denburg gestimmt hatten.

Der zweite Wahlgang am 10. April 1932 erbrachte bei all-

gemein etwas geringerer Beteiligung einen triumphalen 

Sieg Hindenburgs, der 19,4 Millionen oder 53 Prozent der 

Stim men und damit eine absolute Mehrheit erhielt, die gar 

nicht mehr erforderlich war. Hitler hatte 13,4 Millionen oder 
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Stimrnen errungen. Fast zwei Drittel aller Deutschen wa-

ren gegen Hitler, mehr als die Hälfte für die parlamentari-

sche Demokratie!

Das war ein Sieg für die Republikaner, wie sie ihn selbst 

nicht mehr erwartet hatten, ein großer Erfolg für Brüning, 

der sich wochenlang, Tag für Tag, auf Hunderten von Veran-

staltungen für seinen Präsidenten eingesetzt hatte. Nur war 

der Mann, der die Republik gerettet zu haben schien, selbst 

ein reaktionärer Monarchist, und nicht einmal für den Mon-

archisten Brüning empfand er das, was er für sich selbst 

er wartete: Loyalität und Dankbarkeit.
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8. Die letzten Tage der Republik

Schon am Vorabend des ersten Wahlgangs der Reichspräsi-

dentenwahl, am 12. März 1932, waren die Kampfverbände 

der NSDAP, die fast vierhunderttausend Mann starke SA 

und die etwa fünfzigtausend Mann zählende SS, in Alarmbe-

reitschaft versetzt worden; mehr als dreißigtausend Mann 

hatten einen Ring um Berlin gebildet, auf Abruf bereit, die 

Reichshauptstadt zu besetzen und auf bewährte Weise 

»Ord nung zu machen«.

Der SA-Stabschef Ernst Röhm hatte zwar das Reichs-

wehrministerium beruhigt und dem General v. Schleicher 

versichert, es handele sich nur um eine »Vorsichtsmaßnah-

me« wegen eines möglichen Aufstands der Berliner Arbei-

ter schaft. Aber die preußische Landespolizei hatte bald 

darauf bei einer Haussuchung im Berliner SA-Hauptquar-

tier einige Unterlagen beschlagnahmt, aus denen – ähn-

lich wie bei den »Boxheimer Dokumenten« – deutlich 

hervorging, daß die SA einen Staatsstreich und ein an-

schließendes Terror-Regiment für den Fall vorbereitete, 

daß Hitler zum Reichspräsidenten gewählt würde.

Reichswehrminister General Groener informierte Brü-

ning darüber, was die Nazis planten; die preußische und 

auch die bayerische Landesregierung wandten sich eben-

falls an den Reichskanzler und forderten Sofortmaßnah-

men gegen die drohende Gefahr eines braunen Putsches. 
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Doch Brüning fürchtete, eine Kraftprobe vor dem zweiten 

Wahlgang könnte sich negativ für Hindenburg und ihn 

selbst auswir ken.

Nach dem glücklichen Ausgang der Reichspräsidenten-

wahl aber fühlte er sich stark genug. Noch am Wahlsonn-

tag rief er das Kabinett zusammen, und nachdem er dessen 

Zu stimmung erhalten hatte, legte er dem wiedergewählten 

Hindenburg ein Dekret zur Unterschrift vor, das die Aufl ö-

sung der Privatarmee Hitlers sowie ein generelles Uniform-

verbot für alle politischen Organisationen vorsah. Es koste-

te ihn große Mühe, Hindenburg zur Unterzeichnung dieser 

Not verordnung zu bewegen, zumal General v. Schleicher 

dem Reichspräsidenten die Bedenken der Reichswehr-

führung ge gen die Aufl ösung der nationalsozialistischen 

Bürgerkriegs armeen vorgetragen hatte. Aber am 13. April 

gab Hinden burg dann doch seufzend seine Zustimmung, 

und schon am nächsten Tag trat das SA- und SS-Verbot im 

ganzen Reich in Kraft.

Es war ein für die Nazis unerwarteter und betäubender 

Schlag. Röhm, Helldorff  und einige andere Landsknechtsna-

turen wollten sich dem Verbot widersetzen und putschen. 

Aber Hitler gab Befehl, sich »streng legal« zu verhalten; es 

sei nicht der Augenblick für einen bewaff neten Aufstand. 

Er hatte seine guten Gründe für diese Zurückhaltung, 

denn über Goebbels war ihm eine Information aus dem 

Reichswehrmi nisterium zugespielt worden, die besagte, er 

solle abwarten; die Generale würden die Angelegenheit zur 

beiderseitigen Zufriedenheit regeln.
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Tatsächlich hatte General v. Schleicher – ohne Wissen sei-

nes Chefs und langjährigen Förderers, des Reichswehrmini-

sters General Groener, und erst recht ohne Einweihung des 

Kanzlers Brüning – schon zwei Tage vor dem SA- und SS-

Verbot mit zwei alten Regimentskameraden gesprochen 

und mit deren Zustimmung allen Wehrkreiskommandeu-

ren der Reichswehr »streng vertraulich« mitgeteilt, sein 

Ministerium sei gegen eine Aufl ösung der als Reichswehr-

Reserve wichti gen Kampfverbände; man werde sich um 

eine Korrektur der »unglücklichen Maßnahme« bemühen.

Bei den beiden alten Kameraden, die v. Schleicher ins 

Ver trauen gezogen hatte, handelte es sich um Herren, 

mit denen er zusammen noch zu Zeiten Wilhelms II. in 

Generalfeldmar schall v. Hindenburgs altem Regiment, 

dem 3. Garderegi ment zu Fuß, in Potsdam gedient hatte. 

Der eine dieser bei den war der jetzige Reichswehr-General 

und Chef der Hee resleitung, Kurt Freiherr v. Hammerstein-

Equord, der an dere Oskar v. Hindenburg.

Zusammen mit dem Reichspräsidenten-Sohn bewog 

Gene ral v. Schleicher als nächstes den über die SA-Aufl ö-

sung selbst gar nicht glücklichen Hindenburg, einen ärger-

lichen Brief an General Groener zu schreiben und sich dar-

über zu beschweren, daß nicht auch das »Reichsbanner«, 

die Kampf organisation der Republikaner und insbesondere 

der SPD, verboten worden sei, also gerade der Verband, des-

sen Mit glieder im eben beendeten Wahlkampf unermüd-

lich für eine Wiederwahl Hindenburgs geworben und die 

Veranstaltun gen Brünings geschützt hatten …! Auch star-
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tete v. Schleicher nun eine bösartige Intrige gegen Groener, 

bei der es um des sen zweite Heirat und um ein angeblich 

viel zu früh geborenes Kind ging; der Reichswehrminister, 

so erläuterte er dem Reichspräsidenten, habe dadurch sei-

ne Autorität gegenüber den Truppenkommandeuren verlo-

ren und die Armee in Schande gebracht; außerdem scheine 

sich Groener unter dem Einfl uß seiner jüngeren Frau im-

mer mehr zum Pazifi sten und Marxisten zu entwickeln.

In den folgenden Tagen, während Hindenburg noch 

grü belte, ob er Groener fallenlassen könnte, verhandel-

te v. Schleicher heimlich mit Goebbels, Helldorff , Röhm 

und Hitler, wobei mitunter auch Oskar v. Hindenburg und 

Staatssekretär Meißner zugezogen wurden. Man kam über-

ein, erst Groener, dann Brüning zu stürzen, den Reichstag 

aufzulösen, ein – wie Dr. Goebbels sich notierte – »farb-

loses Übergangskabinett« einzusetzen und das SA-Verbot 

wieder aufheben zu lassen.

In ihren Zielen waren sich die Verschwörer übrigens kei-

neswegs so einig, wie es schien: Während Goebbels und Hit-

ler daran dachten, daß das »Übergangskabinett« ihnen den 

Weg an die Macht ebnen sollte, wollte v. Schleicher selbst, 

mit Hilfe des »integrationsfähigen Teils« der NSDAP, eine 

Militärdiktatur errichten, die SA in die Reichswehr »einglie-

dern« und zähmen, Hitler allmählich zur Seite schieben 

und, gestützt auf Hindenburgs Vertrauen und ein Stillhal-

te-Ab kommen mit der SPD und den Gewerkschaften, ent-

weder selbst regieren oder als Kanzler eines Hohenzollern-

Kaisers.
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Für seinen Plan, erst Groener, dann Brüning zu stürzen, 

bekam General v. Schleicher Schützenhilfe von allen Sei-

ten, unabsichtlich auch von Brüning selbst, der sich nach 

der Wiederwahl Hindenburgs sicherer denn je fühlte: Er 

glaubte, wieder das volle Vertrauen des Reichspräsidenten 

zu besit zen. Zudem schien sich nun auch die internationa-

le Situation allmählich zu bessern; die Weltwirtschaftskrise 

begann abzu fl auen, und bei den Westmächten zeigte sich 

eine gewisse Be reitschaft, die dem Deutschen Reich auf-

erlegten Rüstungsbe schränkungen zu lockern. Das Ende 

der Diskriminierung und die Ausstattung der Reichswehr 

mit schweren Geschüt zen, Panzern und Flugzeugen wür-

den – so jedenfalls hoff te Brüning – den Rechtsparteien 

viel Wind aus den Segeln neh men. Die Aufrüstung mußte 

sich auch günstig auf den Ar beitsmarkt auswirken und die 

bereits leicht rückläufi ge Er werbslosigkeit weiter vermin-

dern. Davon und von einem neuen Sofortprogramm seines 

Reichskommissars für die Ost siedlung, Hans Schlange-

Schöningen, versprach sich der Kanzler eine Beruhigung 

der Innenpolitik und einen starken Rückgang der Radikali-

tät im Verlaufe des Sommers.

Doch gerade das neue Ostsiedlungs-Programm, das 

Schlange-Schöningen in der Woche nach dem Wahlsieg 

Hin denburgs anlaufen ließ und das einigen hunderttau-

send unter Erwerbslosigkeit leidenden Familien staatlich 

geförderte Bauernhöfe in den Ostprovinzen verschaff en 

sollte, gab den letzten Anstoß zu Brünings Sturz. Denn mit 

Landvergabe zu Lasten der großen Güter und der geplanten 
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Ansiedlung er werbsloser Proletarier in bislang stockkon-

servativen Gebie ten, machte sich Brüning just diejenigen 

Leute zu Todfeinden, die bislang von der Republik gemä-

stet worden waren, ohne daß ihnen je ein Opfer abverlangt 

worden wäre, und die auf Hindenburg einen viel größeren 

Einfl uß hatten als er selbst.

Überhaupt unterschätzte Brüning die Entschlossenheit 

der alten Geld- und Macht-Elite, jetzt der Republik den 

Garaus zu machen. Die Industriekapitäne, Großbankiers, 

Ritter gutsbesitzer und Magnaten sowie die mit ihnen ver-

bündeten Herren der Presse, des Klerus und der Generali-

tät sahen in der Wirtschaftskrise ihre letzte große Chance, 

die Reste der Demokratie abzuschaff en, die Gewerkschaf-

ten zu zerschla gen und – wie der sehr off enherzige Führer 

der ostelbischen Junker, Elard v. Oldenburg-Januschau es 

in diesen Tagen formulierte – »dem deutschen Volk eine 

Verfassung ein(zu)brennen, daß ihm Hören und Sehen ver-

gehe!«

Das Signal zum Angriff  gab Kronprinz Wilhelm v. Preu-

ßen, der einen Tag nach dem SA- und SS-Verbot, am 14. April 

1932, einen Brief an den Reichswehr- und Innenmi nister Ge-

neral Groener schrieb. Darin hieß es: »Da es von je her mein 

Bestreben gewesen ist, persönlich ein Vertrauens verhältnis 

zwischen dem Reichswehrministerium und den nationalen 

Verbänden – speziell auch der NSDAP – herzu stellen, wer-

den Eure Exzellenz verstehen, wie schmerzlich mich dieser 

Schritt« – die Aufl ösung der SA und SS –, »zu dem Sie Ihren 

Namen hergegeben haben, berühren muß …«
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In den folgenden drei Wochen eröff nete die Hugenberg-

Presse gezieltes Feuer auf General Groener; im Reichstag 

tobten die Nazis, angeführt von Hermann Göring, gegen 

den »roten« General, der »den Novemberverbrechern zu-

liebe der nationalen Sache in den Rücken gefallen« sei, 

und als dann am 13. Mai 1932 auch General v. Schleicher, 

den Groener fünf zehn Jahre lang gefördert hatte, seinem 

auch gesundheitlich schon sehr mitgenommenen Mini-

ster eiskalt erklärte, die Reichswehr-Generalität habe ihm, 

Groener, das Vertrauen entzogen, reichte der von allen im 

Stich gelassene General seinen Rücktritt ein. »Wir bekom-

men Nachricht von General Schleicher«, notierte dazu Dr. 

Goeb bels in sein Tagebuch, »die Krise geht programmge-

mäß weiter …«

Groeners Sturz war ein schwerer Schlag für Brüning, um 

so mehr als er von den Verhandlungen um die Aufhebung 

der deutschen Rüstungsbeschränkungen mit leeren Hän-

den zu rückgekommen war. Zwar hatten ihm die Vertreter 

der USA, Großbritanniens und Italiens in Genf zugesichert, 

dem Reich in der Frage der Aufrüstung entgegenzukom-

men, aber der französische Außenminister war der Kon-

ferenz ferngeblie ben, und ohne Frankreichs Zustimmung 

wollten die anderen Mächte nichts entscheiden. Das offi  -

zielle Paris aber hüllte sich in Schweigen, weil der franzö-

sische Botschafter in Ber lin, André François-Poncet, seiner 

Regierung dringend ange raten hatte, eine abwartende Hal-

tung einzunehmen; Brünings Sturz sei nur noch eine Frage 

von Tagen, und es wäre zweifellos besser, den Nachfolger, 
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dessen Namen er nannte, zu unterstützen, als den schon 

»erledigten« Brüning.

Die kurze Gnadenfrist, die Brüning, der selbst nichts da-

von ahnte, noch vergönnt war, benötigten seine Gegner, ins-

besondere der emsige General v. Schleicher, zur »Einstim-

mung« Hindenburgs. Der alte Herr machte Pfi ngsturlaub 

auf seinem Schloß Neudeck und erholte sich von den Stra-

pazen der Wahlkämpfe, und das war eine überaus günstige 

Gele genheit, ihm von seinen Gutsnachbarn und junkerli-

chen Standesgenossen klarmachen zu lassen, daß die von 

Brünings Kabinett vorbereitete »Enteignung des ange-

stammten Gutsbesitzes« zugunsten arbeitsloser Proletari-

er nichts anderes sei als »Agrarbolschewismus«.

Zwar sollten die großen Güter keineswegs »enteignet«, 

sondern nur – gegen großzügige Entschädigung aus der 

Staatskasse und weitere »Osthilfe«-Subventionen – ver-

kleinert und rentabel gemacht werden. Aber die Junker, 

gewöhnt an ein Herrenleben mit großen Jagdgesellschaf-

ten, Ausfl ügen zu den Spielcasinos von Zoppot, Pferderen-

nen und geselligen Umgang mit den Reichswehroffi  zieren, 

wünschten keine Neuerungen auf dem Lande. Sie holten 

sich ihre Erntearbei ter aus Polen, kolonnen- und »pasch«-

weise, was bedeutete: Jeder Arbeiter hatte eine – um ein 

Drittel billigere – weibliche Arbeitskraft, seine Frau oder 

irgendein kräftiges Mädchen, mitzubringen, und einige 

Dutzend solcher Paare bildeten eine Schnitterkolonne, 

mit deren Anführer ein Akkordver trag vereinbart wurde. 

Neue Siedler, die ja dann auch Ernte helfer benötigt hätten, 
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wären dabei nur störend gewesen, denn die polnischen 

Schnitter und Binder, Rüben- und Kar toff elhacker oder 

-einsammler begnügten sich mit unglaub lich niedrigen 

Löhnen und winzigen Deputaten an drittklassigen Lebens-

mitteln, arbeiteten von Sonnenaufgang bis zum Einbruch 

der Dunkelheit, nahmen die erbärmlichste Unter kunft und 

den totalen Mangel an sanitären Einrichtungen ohne Mur-

ren hin und waren so fl eißig und demütig, daß sie – im Ge-

gensatz zu den »eigenen Leuten«, dem Stammpersonal der 

Güter, nicht mit der Reitpeitsche »auf Trab« gebracht zu 

werden brauchten; sie trieben sich selber zur Erfüllung des 

Akkords an.

In diese vom Standpunkt der Rittergutsbesitzer aus idylli-

schen Zustände wollte Brünings Reichskommissar Schlan-

ge-Schöningen mit seiner, wie er sagte, »aus sozialen und 

po litischen Gründen dringend nötigen Reform« eingreifen 

und einige hunderttausend Großstädter in Ost- und West-

preußen sowie in Hinterpommern ansiedeln und auch die 

»Osthilfe«-Subventionen künftig vorrangig den Kleinbau-

ern zu kommen lassen.

»An dieser Stelle setzte der Vorstoß der konservativen 

Großgrundbesitzer ein«, erinnerte sich später Hindenburgs 

Staatssekretär Otto Meißner. »Ostpreußische Agrarier wie 

v. Oldenburg-Januschau, v. Batocki u.    a. trugen diese Be-

hauptungen«, daß Brünings Reichskommissar Schlange-

Schöningen »Agrarbolschewismus« betreibe, »als die allge-

meine Sorge der ostelbischen Landwirtschaft und als ihre 

Exi stenzfrage an Hindenburg heran, als er im Mai 1932 … 
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auf seinem … Gut Neudeck weilte. Dieser gut organisierte 

Vor stoß machte auf den Reichspräsidenten einen starken 

Ein druck …«

Und dann überbrachte Staatssekretär Meißner – der mit 

den Agrariern, mit v. Schleicher und mit dem Präsidenten-

sohn Oskar ebenso in ständigem Kontakt war wie mit 

Goeb bels und Hitler – am Morgen des 25. Mai 1932 dem 

schon sehr gegen Brünings Siedlungspolitik aufgebrachten 

Reichspräsi denten einen Brief des ostpreußischen Frei-

herrn Wilhelm von Gayl aus Berlin, der Hindenburgs letzte 

Hemmungen, seinen getreuen Kanzler fallenzulassen, end-

gültig beseitigte.

Brüning, dem gerade erst vom Reichstag mit beachtli-

cher Mehrheit das Vertrauen ausgesprochen worden war 

und der erklärt hatte, seine Regierung sei nur noch »hun-

dert Meter vor dem Ziel«, der endgültigen Überwindung 

der Wirt schaftskrise, der Massenarbeitslosigkeit und der 

politischen Unruhe, ahnte noch immer nicht, daß sein 

Sturz bereits be schlossen, sein letzter Halt verlorengegan-

gen war.

»Alles noch in Pfi ngststimmung. Nur bei Brüning 

scheint der Winter eingekehrt zu sein«, hatte Dr. Goebbels 

bereits eine Woche zuvor, am 18. Mai, seinem Tagebuch an-

vertraut. »Und das Komische ist dabei, daß er es selbst gar 

nicht merkt …«

Der Kanzler erfuhr erst am 30. Mai, was hinter seinem 

Rücken geschehen war, während er sich fast am Ziel, am 

Vor abend sensationeller außen- und wirtschaftspolitischer 
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Erfol ge, wähnte. Der aus Neudeck nach Berlin zurückge-

kehrte Reichspräsident forderte ihn am Morgen dieses 

vorletzten Maitages »ganz kühl und brüsk« auf, Schlange-

Schöningen sofort zu entlassen und die Ostsiedlungs-Vor-

lage zurückzu ziehen. Und als daraufhin Brüning den Rück-

tritt seines ganzen Kabinetts anbot, nahm Hindenburg ihn 

ohne Zögern an, verabschiedete Brüning frostig und er-

nannte noch am selben Tag einen neuen Kanzler: Franz v. 

Papen.

Damit vollzog sich – ohne äußeren Zwang oder gewaltsa-

men Umsturz, ohne Militärputsch oder Massendemonstra-

tionen, gegen den erklärten Willen der großen Mehrheit 

des deutschen Volkes und seines gewählten Parlaments 

– das klägliche Ende der Weimarer Republik. Ein 85jäh-

riger kai serlicher Feldmarschall, den das liberale Bürger-

tum, der ka tholische Mittelstand und die mehrheitlich 

sozialdemokrati sche Arbeitnehmerschaft des Reiches ge-

rade erst wiederge wählt, für einen verfassungstreuen Re-

publikaner und damit für ihren »guten Kameraden« im 

Kampf gegen die faschisti sche Gefahr gehalten hatten – auf 

den Wahlplakaten stand ne ben Hindenburgs Bild: »Einen 

bessern fi ndst du nicht …!« – war plötzlich umgeschwenkt 

und ins Lager der Feinde über gegangen.

Was hatte ihn dazu bewogen, Brüning fallen und die 

Repu blik im Stich zu lassen? Wenn man dem Nachfolger 

des Ge stürzten im Kanzleramt, Franz v. Papen, glauben 

mag: gar nichts. In dessen 1952 erschienenen Erinnerungen 

mit dem verheißungsvollen Titel »Der Wahrheit eine Gas-
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se!« wird jede Vermutung, Brüning sei einer Verschwörung 

der Jun ker, Schlotbarone und anderer reaktionärer Multi-

millionäre zum Opfer gefallen, energisch zurückgewiesen, 

allerdings ohne eine andere Erklärung als die – in einem 

678 Seiten um fassenden Werk voller Nichtigkeiten eher ko-

misch wirkende – Entschuldigung: »Der Raum verbietet es 

leider, das Mate rial hier vorzulegen, das diese Verleumdun-

gen völlig wider legt.«

Schon 1936 hatte ein Mitglied der von Papen dann 

gebilde ten Reichsregierung, der deutschnationale Politiker 

Wilhelm Freiherr v. Gayl, in einer Niederschrift versucht, 

die Vorgän ge, die zur Entlassung Schlange-Schöningens 

und zum Rück tritt des Kabinetts Brüning geführt hatten, 

für die Nachwelt »klarzustellen«*. Er berichtete darin, 

daß er eine Reihe von Persönlichkeiten, die Hindenburg 

damals nahegestanden hatten, eingehend befragt hätte 

über irgendwelche Aktionen in den kritischen Tagen vor 

Brünings Sturz. Zunächst sei er, der Baron v. Gayl, bei Graf 

Brünneck gewesen, »der den Reichspräsidenten niemals 

mit politischen Dingen behelligt hat«, weiter bei Elard v. 

Oldenburg-Januschau, dem Neu deck-Spender und Guts-

nachbarn Hindenburgs, und schließ lich bei dem früheren 

ostpreußischen »Stahlhelm«-Führer und letzten Komman-

•  Diese Darstellung fi ndet sich bereits in anderem Kontext in einem 
früher erschienenen Buch des Autors – Bernt Engelmann, »Das 
Reich zerfi el, die Reichen blieben«, Hamburg 1972 (dtv-Taschen-
buch Nr. 1061). Da sie für das Verständnis der hier geschilderten 
Zusammenhänge unerläßlich ist, wird sie hier wiederholt.
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deur des 1. preußischen Garderegi ments zu Fuß, dem Gra-

fen zu Eulenburg-Wicken. Diese drei Männer – man ist ein 

wenig verwundert, mit wem der gerade erst von SPD und 

Gewerkschaften mit aufs Schild gehobene Präsident der Re-

publik Umgang pfl og: Es sind lauter Anhän ger der rechten 

Gegenkandidaten Hindenburgs! – versicher ten dem Baron 

v. Gayl übereinstimmend, daß sie an keiner Intervention 

der geschilderten Art – das heißt: wegen der »drohenden« 

Agrarreform und Besiedelung – beteiligt gewe sen wären, 

ja auch nichts über eine solche Intervention, etwa durch 

andere, wüßten oder je gehört hätten.

Baron v. Gayl fügte dem hinzu: »Daß der inzwischen 

ver storbene damalige Führer der ostpreußischen Landwirt-

schaft, Dr. Brandes-Zaupern, in jenen Tagen eine Denk-

schrift … eingereicht haben könnte, ist bei dem engen Zu-

sammenarbeiten zwischen Brandes und mir … ausgeschlos-

sen. Die unmittelbare Befragung des Grafen Eulenburg-

Prassen werde ich noch nachholen. Ich glaube aber bereits 

jetzt sagen zu können, daß das Märchen von der angeblich 

ver suchten Beeinfl ussung des Reichspräsidenten vor der 

Entlassung des Kabinetts Brüning aus Kreisen des ostpreu-

ßischen Grundbesitzes, insbesondere die Geltendmachung 

von Be denken gegen den im Mai 1932 dem Reichspräsiden-

ten auf dem Dienstwege vorgelegten Entwurf einer Not-

verordnung« – zur Agrarreform und Besiedlung –, »keine 

Grundlage hat. In Ermanglung anderer Unterrichtung hat 

die demokratische Presse damals die Fabel von dem sieg-

reichen Vorstoß der ostelbischen Standesgenossen des 
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Feldmarschalls geschaff  en.« Der so emsige Freiherr v. Gayl, 

selbst ein »ostelbischer Standesgenosse« Hindenburgs, 

hätte indessen mit Leichtig keit den dokumentarischen 

Beweis für »die Beeinfl ussung des Reichspräsidenten aus 

Kreisen des ostpreußischen Grundbe sitzes« fi nden kön-

nen, und zwar in Form eines Briefes, der mit Datum vom 

24. Mai 1932 an Hindenburg gerichtet war und folgenden 

Wortlaut hat:

»Hochzuverehrender, hoch gebietender Herr General feld-

marschall! Herrn Generalfeldmarschall bitte ich gehor samst 

eine schwere Sorge vortragen zu dürfen, die heute weite Kreise 

des deutschen Ostens und der deutschen Wirtschaft bewegt.

Das Reichskabinett berät zur Zeit den Entwurf einer Ver-

ordnung des Reichspräsidenten auf Grund des Artikels 48, 

Absatz 2, deren § 2 eine Bestimmung enthält, welche der Ost-

stelle das Recht gibt, in die nicht mehr umschuldungsfähigen 

Grundstücke, ohne Antrag der Gläubiger, von sich aus die 

Zwangsversteigerung zu betreiben. Selbst wenn Gläubiger 

und Schuldner einig sind, kann künftig eine Behörde, ohne 

selbst Gläubigerin zu sein, wider Willen aller Beteiligten die 

Zwangsversteigerung betreiben und nicht nur den Besitzer 

von Haus und Hof vertreiben, sondern auch die Gläubiger for-

derungen unter den Tisch fallen lassen.

In weiteren Paragraphen sind gewisse Entschädigungsmög-

lichkeiten für die Gläubiger eingebaut. Praktisch ist der Nut zen 

der Neuordnung gering. Nach vielen, schweren Eingriff  en der 

früheren Notverordnungen in das Privateigentum bedeutet 

das neue Zwangsversteigerungsrecht der Behörde einen wei-
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teren Eingriff  und neues Abgleiten in den Staats sozialismus.

Durch das Bekanntwerden des Entwurfs sind weite Kreise 

des Ostens in Landwirtschaft und städtischem Mittelstand 

schwer beunruhigt. Die Zermürbung der Seelen macht im 

Osten furchtbare Fortschritte. Sie wirkt allmählich auf die 

Widerstandskraft der Kreise, welche bisher Träger des natio-

nalen Wehrwillens gegenüber Polen sind. Diese Beobachtung 

ist auch den militärischen Stellen nicht entgangen. In dieser 

kritischen Zeit müßte alles vermieden werden, was irgendwie 

den Widerstandswillen schwächt.

Bei dieser Sachlage wage ich, den Herrn Generalfeldmar-

schall gehorsamst und dringend zu bitten, die Verordnung ei-

ner besonderen Prüfung zu unterziehen, ob nicht die Zwangs-

versteigerungsbefugnis auszuschalten ist, um der Verordnung 

den Charakter einer verschleierten Enteig nungsbefugnis zu 

nehmen. Herr Generalfeldmarschall wis sen, daß ich nur sel-

ten und nur in Notfällen um Gehör gebeten habe. Ich darf 

daher bitten, dieses Schreiben gütigst als Aus fl uß besonderer 

Sorge betrachten zu wollen.

In der Hoff nung, daß Herr Generalfeldmarschall auf der 

Heimaterde gute und nachhaltige Erholung fi nden, verblei-

be ich in alter, aufrichtiger Verehrung des Herrn Generalfeld-

marschall gehorsamster        gez. Frhr. v. Gayl.«

Dieser Brief, von Baron Gayl, just dem Edelmann, der 

ver geblich nach solchem Beweis einer Beeinfl ussung Hin-

denburgs gesucht haben wollte, eigenhändig geschrieben, 

wirft – von seiner zeitgeschichtlichen Bedeutung einmal 

abgesehen – ein Schlaglicht auf die Ehr- und Anstandsbe-
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griff e jener Kaste angeblich staats- und vaterlandstreuer 

Junker, die von einer »Zermürbung der Seelen« und von 

erlahmendem »nationalen Wehrwillen« zu sprechen wag-

te, wo es ihr in Wahrheit um handfeste materielle Vorteile 

ging. Die Rittergutsbesitzer hatten sich um die Osthilfe-Mil-

lionen geradezu gerissen und zu deren Erlangung oftmals 

mit Schein-Darlehen operiert, die sie sich von Verwandten 

und Freunden hatten geben las sen, um eine Verschuldung 

vorzutäuschen. Zu solchen be trügerischen Manipulatio-

nen waren sie bereit gewesen, nicht aber dazu, dem Staat 

auch nur eine Handbreit Boden für Sied lungszwecke zu 

überlassen.

Laut Baron v. Gayls handschriftlichem Vermerk auf dem 

in seinem Nachlaß aufgefundenen, Anfang der sechziger 

Jahre von Erwin Topf erstmals veröff entlichten Konzept sei-

nes Schreibens an Hindenburg, wurde der folgenschwere 

Brief »am späten Nachmittag des 24. Mai (1932) dem Staats-

sekretär Meißner übergeben und von ihm an demselben 

Abend nach Neudeck mitgenommen«, wo sich der Reichs-

präsident noch aufhielt.

Am 25. Mai hat also Baron v. Gayls Schreiben dem Emp-

fänger vorgelegen; am 26. Mai bestätigte Meißner dies 

dem Baron v. Gayl mit einem kurzen Brief, und noch am 

selben Tage teilte Meißner dem Reichskommissar Schlan-

ge-Schö ningen mit, daß Hindenburg entschlossen sei, den 

fraglichen Notverordnungsentwurf abzulehnen. Am 28. 

Mai, sofort nach seiner Rückkehr nach Berlin, forderte der 

Reichspräsi dent seinen Kanzler auf, Schlange-Schöningen 
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unverzüglich zu entlassen, was dann zum Rücktritt des Ka-

binetts Brüning führte.

Und schon am Morgen des 1. Juni erfuhren die Deut-

schen zu ihrer Überraschung den Namen des neuen Kanz-

lers: Franz v. Papen, von dem bis dahin die Wenigsten je 

ge hört hatten.

Der neue Reichskanzler, ehemaliger Berufsoffi  zier aus 

münsterländischem Uradel, Schwiegersohn des saarländi-

schen Keramikkonzernherrn v. Boch – in Firma Villeroy & 

Boch – und Mitglied des ebenso feudalen wie reaktionären 

Berliner »Herren-Clubs«, war 1920 Mitglied der Zentrums-

partei und deren Abgeordneter im preußischen Landtag 

ge worden, wo er in der Fraktion als monarchistischer Au-

ßenseiter gegolten hatte. Zusammen mit dem Duisburger 

Indu striellen Klöckner gehörte er zu den Hauptaktionären 

des Zentrumsblatts »Germania« und verfügte über beste 

Bezie hungen zur rheinischen und saarländischen, aber 

auch zur französischen Industrie, zur Reichswehrführung 

und zum katholischen Klerus.

Dies alles und die Tatsache, daß der frühere Husarenoffi  -

zier, der sich auch als Reichskanzler am liebsten mit »Herr 

Major« anreden ließ, ein schneidiger Herrenreiter sei, war das 

einzige, was die deutsche Presse über den neuen Regierungs-

chef zu berichten wußte. Man nahm es kopfschüttelnd zur 

Kenntnis, und der französische Botschafter in Berlin, den als 

einer der wenigen Papens Ernennung nicht überrascht hat-

te, notierte sich: »Der Entschluß des Präsidenten begegnet 

zuerst Ungläubigkeit. Man will nicht daran glauben, und als 



Der Kaiser ging, die Generale blieben, und sie bestimmten – innerhalb und außerhalb 
der Reichswehr –  über das Schicksal der Weimarer Republik: 1. Ludendorff , 2. Maer-
ker, 3. Groener, 4. von Lüttwitz, 5. von Seeckt, 6. von Mackensen, 7. Ritter von Epp, 8. 
von Reichenau, 9. von Fritsch.



Geheimrat Alfred Hugenberg (1865–1951), bis 1918 Krupp-Generaldirektor; fi nanziert von 
der Schwerindustrie, beherrschte er fast drei Viertel der deutschen Presse sowie den 
Ufa-Filmkonzern und hetzte ständig gegen die Republik. 1933 wurde der deutschnatio-
nale Parteiführer Hitlers erster Wirtschaftsminister.



Hitlers »kleiner Doktor« Josef Goebbels (1897–1945), Star-Redner der Nazis. Von SS-Leib-
garde und republikanischer Polizei geschützt, begann er 1926 als »Gauleiter« von Groß-
Berlin den Kampf gegen das parlamentarische »System«. 1933 wurde er »Reichsminister 
für Volksaufklärung und Propaganda«.



Hitlers Sternstunden. Oben: Der Reichstagsbrand vom 28. Februar 1933 lieferte Hitler 
den willkommenen Vorwand für rücksichtslosen Terror gegen die Linke. Unten: Am 
»Tag von Potsdam«, dem 21. März 1933, wurde das Bündnis zwischen den Faschisten 
und den konservativen Militärs noch einmal durch Handschlag besiegelt.
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dann die Nachricht bestätigt wird, lacht oder lächelt man all-

gemein. Papen hat das Sonderbare an sich, daß weder seine 

Freunde noch seine Feinde ihn ganz ernst nehmen … Man 

bezeichnet ihn als oberfl ächlich, händelsüchtig, eitel, falsch, 

ehrgeizig, verschlagen und intrigant.«

Franz v. Papens Ministerliste übertraf noch die schlimm-

sten Erwartungen. Das als »überparteilich« bezeichnete Ka-

binett – der Kanzler war von seiner Partei, dem Zentrum, 

so fort ausgeschlossen worden und daher nun parteilos 

– be stand vornehmlich aus Deutschnationalen: Wilhelm 

Freiherr v. Gayl, der beim Sturz Brünings so wacker mit-

geholfen hat te, wurde neuer Reichsinnenminister; General 

Kurt v. Schleicher übernahm das seit dem Sturz Groeners 

verwaiste Reichswehrministerium; Magnus Freiherr v. 

Braun, der gleichfalls zur Hugenberg-Partei gehörte, hatte 

das Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

übernom men und wurde zugleich Nachfolger Schlange-

Schöningens als Reichskommissar für die Ostsiedlung, 

die damit als beendet angesehen werden konnte, und da 

Baron v. Braun selbst Rittergutsbesitzer auf Neucken, Rap-

peln und Palpasch im Kreis Preußisch-Eylau sowie auf 

Oberwiesenthal, Kreis Lö wenberg, war, durften seine ost-

elbischen Standesgenossen auf neue Subventionen hoff en. 

(Von Baron Brauns Söhnen wurde übrigens der eine, Wern-

her, Raketenspezialist, erst Hitlers, dann der Amerikaner; 

der andere, Sigismund, bun desdeutscher Botschafter und 

langjähriger Bonner Protokoll chef.)

Reichsjustizminister wurde ebenfalls ein Deutschnatio-
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na ler, jener Dr. Franz Gürtner, der mit einigen seiner Mi-

nister kollegen während des Hitler-Ludendorff -Putsches 

im Jahre 1923 von dem Oberleutnant Rudolf Heß aus Mün-

chen ent führt und mit Erschießen bedroht worden war. 

Als Reichsfi  nanzminister nahm Herr v. Papen den Grafen 

Lutz v. Schwerin-Krosigk, den am weitesten rechtsstehen-

den Beamten die ses Ressorts; das Wirtschafts- und das 

Arbeitsministerium übertrug er Dr. Hermann Warmbold, 

Mitglied des Vorstands des größten deutschen Chemie-

konzerns, IG Farben; Post- und Verkehrsminister wurde 

Paul Freiherr Eltz v. Rübenach; zum neuen Pressechef 

der Reichsregierung ernannte er Hein rich Ritter v. Kauff -

mann-Asser, und das wichtigste Ressort, das Auswärtige 

Amt, erhielt einer der reaktionärsten Berufs diplomaten, 

Konstantin Freiherr v. Neurath, über den Kurt Tuchols-

ky 1929 gespottet hatte: »Laßt ihn ruhn. / Der tut, was 

sie alle tun: / Er nimmt das Geld von seinem Land / und 

spuckt dem Geber auf die Hand. / Gut leben. Mit Cliquen 

in trigieren. / Die Republikaner sabotieren. / Auf die Arbei-

ter pfeifen. Zum Rennen gehn. / Die Welt durch ein Monokel 

sehn. / Uns überall schaden, daß es so knallt: / – das tut je-

ner für sein Gehalt. / Merke, zum Schlusse des Gedichts: / 

Uns kostet das viel. / Ihn kostet das nichts.«

Dieses »Kabinett der Barone«, wie man es spöttisch 

nann te, hätte, so meinte ein Kommentator des liberalen 

»Berliner Tageblatts«, anstatt in der Wilhelmstraße eben-

sogut im stockkonservativen »Herren-Club« tagen kön-

nen, dem au ßer v. Papen auch seine Minister Freiherr v. 
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Gayl und Freiherr v. Braun angehörten, während General v. 

Schleicher und Graf Schwerin-Krosigk dort häufi g zu Gast 

waren.

Doch aus dem Spott der Republikaner – »Ist dieses 

Schieß budenfi guren-Kabinett der Dank des Hauses Hin-

denburg an seine Wähler?« fragte die SPD-Presse – wurde 

binnen weni ger Tage helle Wut und Empörung: Die neue 

Reichsregierung nahm als erstes eine drastische Kürzung 

aller Sozialleistungen vor mit der Begründung: »Der Staat 

darf nicht zu einer Art Wohlfahrtsanstalt werden!« Sodann 

hob sie das Verbot der SA und SS wieder auf, führte neue 

Steuern, darunter die un soziale Salzsteuer, ein und löste 

eilig den Reichstag auf, in dem sie keine Mehrheit hatte. Die 

Neuwahlen wurden auf den 31. Juli festgesetzt, und Papen 

versprach sich davon eine weitere Stärkung der Rechtspar-

teien, die ihm ihre Unterstüt zung zugesagt hatten.

Die Nazis hielten sich jedoch keineswegs an ihre Zu-

sage, das Kabinett v. Papen zu unterstützen, denn sie 

merkten rasch, wie unpopulär diese Regierung war; ein 

Zusammenge hen mit dem »Kabinett der Barone« würden 

nicht einmal die Kleinbürger honorieren, und bei den Ar-

beiter-Wählern, bei denen die NSDAP ohnehin die gering-

sten Erfolge hatte, ern tete jeder, der »die Monokel-Hel-

den« des Papen-Kabinetts zu verteidigen versuchte, nur 

Hohn und Spott.

So begannen die Nazis einen Wahlkampf, bei dem sie 

gleichzeitig gegen »das System« der parlamentarischen 

De mokratie, gegen »Rotfront«, womit alle Marxisten ge-
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meint waren, aber auch gegen »die Reaktion« – mit der 

sie heimlich weiter konspirierten – zu Felde zogen. Ihre 

Kampfverbände sangen, wenn sie zum Zweck der Ein-

schüchterung des gebil deten und der positiven Beein-

druckung des halbgebildeten Mittelstandes durch die 

Straßen zogen, das »Horst-Wessel-Lied«, dessen Kehr-

reim lautete: »Die Fahne hoch, die Reihen fest geschlossen, 

/ SA marschiert mit ruhig festem Schritt. / Kam’raden, die 

Rotfront und Reaktion erschossen, / marschier’n im Geist in 

unsern Reihen mit.« Der vom NSDAP-Propagandachef Dr. 

Goebbels zum legendären »Helden der Bewegung« hoch-

stilisierte Verfasser des Textes, der Berliner Student und 

Führer des SA-Sturms 5, Horst Wessel, der am 14. Januar 

1930 – angeblich von Kommunisten, wahrschein lich aber 

bei einer Auseinandersetzung zwischen konkurrie renden 

Zuhälterbanden – angeschossen worden und seinen Ver-

letzungen bald darauf erlegen war, hatte diesen Wahl-

kampf-Trick schon angewandt, als die von »der Reaktion« 

fi  nanzierte SA gemeinsam mit dem »Stahlhelm« und dem 

»Kyff häuser-Bund« aufmarschierte.

Doch solche und andere Widersprüche gingen unter im 

Lärm eines Wahlkampfes, der von Seiten der Hitler-Par-

tei in einem Stil geführt wurde, wie ihn Deutschland noch 

nicht er lebt hatte. Mit Hilfe der enormen Summen, die der 

NSDAP von den Industriekonzernen und Großbanken zur 

Verfü gung gestellt worden waren, wurde das Reich über-

schwemmt mit nationalsozialistischen Wahlplakaten und 

Hakenkreuz fähnchen. Hitler reiste mit einem eigenen 
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Flugzeug von einer Stadt zur anderen und hielt täglich bis 

zu drei Großveranstal tungen ab; Goebbels und die übrigen 

Propaganda-Redner der Partei fuhren mit eindrucksvol-

len Wagenkolonnen durch die Provinzen. Zum Abschluß 

gab es noch einen Großeinsatz in Berlin und Umgebung, 

wo Hitler am 27. Juli 1932 zuerst in Brandenburg vor rund 

sechzigtausend Menschen, dann in Potsdam vor beinahe 

ebenso vielen sprach, schließlich auch noch spätabends 

vor etwa zweihundertzwanzigtausend Zu hörern, die im 

Grunewald-Stadion und vor den Eingängen zusammen-

geströmt waren, um seiner heiseren, sich immer häufi -

ger überschlagenden Stimme und den Versprechungen 

zu lauschen, die »der Führer« freigebig nach allen Seiten 

hin machte. Er hatte seine Taktik geändert und war da-

von abge gangen, alles schwarz in schwarz zu malen und 

die totale Un fähigkeit des »Systems« anzuprangern. Statt 

dessen verhieß er jetzt allen Deutschen eine glückliche, 

sorgenfreie Zukunft, sofern sie ihn wählten. Er versprach 

allen Arbeitslosen gute Arbeit, allen Beschäftigten höhe-

re Löhne, allen Bauern weni ger Steuern und steigende 

Preise für ihre Erzeugnisse, allen Verbrauchern billigere 

Lebensmittel, allen Handwerkern so zialen Aufstieg und 

allen kleinen Gewerbetreibenden bessere Geschäfte und 

wirksamen Schutz vor der Konkurrenz der Warenhäuser 

und Ladenketten. Den Militaristen verhieß er eine große, 

starke Armee, mächtiger als die von 1914, den Kriegsop-

fern hingegen Wahrung des Friedens und höhere Renten, 

und einmal, im Berliner Lustgarten, prophezeite Hitler 
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gar: »Im Dritten Reich wird jedes deutsche Mädchen ei-

nen Mann fi nden!«

War dies die Zuckerbrot-Seite des nationalsozialistischen 

Wahlkampfs, so sorgten SA und SS dafür, daß auch die Peit-

sche nicht fehlte. Während »der Führer« sich für inneren 

Frieden, »Ruhe und Ordnung«, Verbrechensbekämpfung 

und »Brechung des Terrors« aussprach, überfi elen seine 

uniformierten Trupps immer häufi ger einzelne politische 

Gegner und schlugen sie tot oder krankenhausreif, stürm-

ten linke Zeitungsredaktionen und Gewerkschaftshäuser, 

sprengten Versammlungen oder veranstalteten »Propa-

gandamärsche« durch bürgerliche Wohnviertel, bei denen 

sie in Liedern und Sprechchören wilde Morddrohungen ge-

gen Juden, Marxi sten und Liberale verkündeten.

Sie traten so provozierend auf, daß es immer häufi ger 

zu Zusammenstößen und blutigen Krawallen kam. Allein 

in Preußen wurden in den ersten drei Juni-Wochen bei 461 

Straßenschlachten 82 Menschen getötet und etwa vier-

hundert gefährlich verletzt. Bis Mitte Juli gab es nochmals 

76 Tote und dreihundertfünfzig Verletzte. Und als am 17. 

Juli 1932 die SA von Hamburg und Schleswig-Holstein die 

Provokation auf die Spitze trieb und – unter Polizeischutz 

– mit elftausend Mann in die als »rote Hochburgen« gel-

tenden, im damals noch preußischen Altona gelegenen Ar-

beiterviertel einmarschierte, lieferte ihnen die herausge-

forderte Linke unter Führung der Kommunisten eine – als 

»Altonaer Blutsonntag« noch heute erinnerte – Schlacht, 

bei der es 19 Tote und 285 Schwerverletzte gab. Zwar ge-
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lang es den Seite an Seite kämpfenden Sozialdemokraten 

und Kommunisten, die SA und SS aus den Arbeitervierteln 

zu vertreiben, und verstärkte Polizeikräfte verhinderten 

weitere Zusammenstöße solchen Ausmaßes, aber die Na-

zis hatten ihr Ziel insofern dennoch erreicht, als die politi-

schen Auswirkungen ihrer Partei zugute kamen. Jeder blu-

tige Krawall, gleich wer der Angreifer war, vermehrte das 

Sicherheitsbedürfnis der Bürger und ließ ihre Sehnsucht 

nach einem »starken Mann«, der für »Ruhe und Ordnung« 

sorgen konnte, immer größer werden. Daher konzentrier-

ten die Nazis ihre Anstrengungen, durch Provo kationen so 

schwere Zusammenstöße hervorzurufen, daß die Bürger in 

Angst und Schrecken gerieten, vor allem auf das Land Preu-

ßen und dessen »rote Hochburgen«. Denn –  neben dem 

Ziel, durch Terror neue, kleinbürgerliche Wählerstim men 

zu gewinnen – diente diese Strategie auch dem Sturz der 

letzten sozialdemokratisch geführten Landesregierung im 

Reich, des Kabinetts des Ministerpräsidenten Otto Braun 

und seines Innenministers Carl Severing.

Doch die Reichsregierung des neuen Kanzlers v. Papen 

kam den Nazis dabei zuvor. Am 20. Juli 1932, drei Tage nach 

dem »Altonaer Blutsonntag« und elf Tage vor den Reichs-

tagswahlen, gab Papen bekannt, daß er die Tatenlosigkeit 

der preußischen Regierung angesichts des wachsenden 

Terrors auf den Straßen nicht länger dulden könne. Er 

habe deshalb den Reichspräsidenten ersucht, die preußi-

sche Regierung Braun-Severing abzusetzen, und zwar auf-

grund einer – schon 1923 gegen die legalen Regierungen 
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von Sachsen und Th ü ringen angewandten – Bestimmung 

der Reichsverfassung. Deren Artikel 48 gab dem Reichsprä-

sidenten Vollmacht, im Falle einer schweren Gefährdung 

der öff entlichen Si cherheit und Ordnung mit einer »Not-

verordnung« in die Rechte der Länder einzugreifen und 

deren Regierungen abzusetzen.

Dies, so erklärte Herr v. Papen, sei in Preußen erforder-

lich gewesen, und Hindenburg habe deshalb auf seinen An-

trag hin den Essener Oberbürgermeister Dr. Franz Bracht 

– Bera ter des Krupp-Konzerns und Testamentsvollstrecker 

des Großindustriellen Hugo Stinnes – zum Reichskommis-

sar für das Land Preußen bestellt.

Da der preußische Innenminister Severing – Mini ster-

präsi dent Braun war erkrankt – sich zunächst geweigert 

habe, die sen Anordnungen Folge zu leisten, seinen Sessel 

zu räumen und das Kommando über die preußische Polizei 

an Bracht abzugeben, sei über Berlin und die Provinz Bran-

denburg der Belagerungszustand verhängt worden und die 

vollziehende Gewalt auf den zuständigen Reichswehr-Be-

fehlshaber, Ge neral Gerd v. Rundstedt, übergegangen.

Ein Leutnant des Generals und ein paar Soldaten, die 

im Hof des preußischen Innenministeriums warteten, 

genügten völlig, um Severing, der über starke und loyale 

Polizeitrup pen hätte verfügen können, zur Kapitulation 

»vor der Gewalt« zu bewegen.

Wie v. Papen weiter bekanntgab, waren auch der sozial-

demokratische Polizeipräsident von Groß-Berlin, Albert 

Grzesinski, Vizepräsident Dr. Bernhard Weiß und der 
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Kommandeur der Berliner Schutzpolizei, Oberst Magnus 

Heimannsberg, ihrer Ämter enthoben und vorläufi g in Haft 

genommen worden, weil sie dafür verantwortlich seien, 

daß die Polizei in jüngster Zeit bei politischen Krawallen 

»deut lich Partei für die Kommunisten« ergriff en habe.

War schon die letzte Behauptung äußerst kühn, ja völlig 

aus der Luft gegriff en, denn die Berliner Polizei hatte sich 

noch niemals gegenüber den Kommunisten rücksichtsvoll 

benommen, so war die ganze Aktion, die v. Papen als »völ-

lig legal« hinzustellen versuchte, im Grunde nichts als ein 

kalter Staatsstreich.

Hindenburg, dessen ständig im Munde geführter Wahl-

spruch »Die Treue ist das Mark der Ehre« lautete, hatte 

nicht nur verräterisch gehandelt, insbesondere gegenüber 

Otto Braun, der erst ein paar Wochen zuvor öff entlich für 

ihn ein getreten war und sich gegenüber der SPD und den 

Gewerk schaften für Hindenburgs persönliche Rechtschaf-

fenheit und absolute Verfassungstreue verbürgt hatte; die 

Notverord nung des Reichspräsidenten stellte auch eine 

klare Über schreitung seiner Befugnisse und insofern einen 

Verfassungs bruch dar, der einem Hochverrat gleichkam. 

Denn in Preu ßen herrschte zwar infolge des provokatori-

schen Treibens der Nazis politische Unruhe, aber bei wei-

tem kein derartiger Notstand, daß es eines so schweren 

Eingriff s in die Landes hoheit »zur Wiederherstellung der 

öff entlichen Sicherheit und Ordnung« bedurft hätte.

Auch mit dem »Altonaer Blutsonntag« konnte die Abset-

zung der preußischen Regierung nicht begründet werden. 
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Denn erstens war deren Polizei auch bei dieser besonders 

schweren Ausschreitung schließlich wieder Herr der Lage 

geworden, und zweitens hatte nicht die preußische Regie-

rung Braun-Severing die Aufl ösung der SA und SS wie auch 

das Uniformverbot rückgängig gemacht; das hatte viel-

mehr Reichskanzler v. Papen selbst getan, entgegen allen 

Warnun gen und Protesten von Seiten der Regierung des 

Freistaats Preußen.

Reichspräsident v. Hindenburg und Reichskanzler v. Pa -

pen hatten indessen mit dem Staatsstreich in Preußen nur 

aus geführt, was von General v. Schleicher und der Reichs-

wehr-Führung in Absprache mit der Industrie, dem Kron-

prinzen und dessen Freunden von der Hitler-Partei heim-

lich ausge heckt worden war. Diese Herren wollten der 

Sozialdemokra tie ihr letztes staatliches Machtmittel neh-

men, die preußische Polizei, und zugleich die SPD zu einer 

Entscheidung zwin gen, die – gleich wie sie ausfi el – das 

Ende der Partei bewirken sollte.

Zwar spekulierten die gegen die Republik konspirieren-

den Herren auf die seit Eberts und Noskes Tagen bewähr-

te Treue der SPD-Führung zum bürgerlichen Staat, und 

sie rechneten damit, daß der sozialdemokratische Partei-

vorstand den Staatsstreich – bei dem übrigens von allen 

hohen Beamten aus den Reihen der SPD nur der hanno-

versche Oberpräsident Gustav Noske im Amt hatte bleiben 

dürfen – nicht mit einem Aufruf zum Generalstreik wie 

noch 1920 beim Kapp-Lüttwitz-Putsch, mit der Bewaff nung 

des »Reichsbanners« und mit der Aufstellung von »Arbei-
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terwehren« beantworten würde: schließlich wußte auch 

die SPD-Führung, daß die Reichswehr stark genug war, um 

jeden Widerstand zu bre chen, und daß das Heer zudem in 

den rechten Kampfver bänden eine halbe Million Mann an 

ausgebildeten Reserven hatte.

Aber anderseits wäre dem General v. Schleicher und sei-

nen Freunden auch ein Aufruf der SPD zu Generalstreik und 

be waff netem Widerstand durchaus recht gewesen. Dann 

wäre die SPD nämlich gezwungen gewesen, auf ein schon 

vorlie gendes, bislang vom Parteivorstand aber kopfschüt-

telnd beiseite gelegtes Bündnisangebot der Kommunisten 

einzugehen, und somit hätte die Reichswehr von einem 

»bolschewistischen Aufstand« sprechen und diesen mit 

äußerster Brutali tät, unter vollem Einsatz von bewaff ne-

ter SA und SS, niederschlagen können, ohne daß dies vom 

Bürgertum oder auch vom westlichen Ausland mißbilligt 

worden wäre.

Blieb indessen der SPD-Vorstand passiv und beschränkte 

sich auf einen papiernen Protest, so war anzunehmen, daß 

die Wähler der SPD scharenweise davonlaufen würden, sei 

es zu Hitler oder zu den Kommunisten. Auf jeden Fall hätte 

die Sozialdemokratie dann aufgehört, ein Faktor zu sein, 

mit dem man rechnen mußte, und es wären dann nur noch 

die Kommunisten übriggeblieben.

Der SPD-Parteivorstand erkannte die fatale Lage der 

Par tei, doch er mochte sich nicht dazu aufraff en, ein Zei-

chen – gleich welches – zu geben. Er stand – wie Friedrich 

Stampfer, Chefredakteur des SPD-Zentralorgans »Vor-



288

wärts«, dessen Erscheinen die Papen-Regierung verboten 

hatte, dazu später schrieb – »am 20. Juli 1932 vor der Frage, 

ob er das Signal zum Losschlagen geben sollte. Er hätte für 

diesen Fall mit ei nem Teil der Schutzmannschaft rechnen 

können, der zu Severing stand, obwohl das unter dem Be-

lagerungszustand Auf ruhr und Meuterei war. Ein anderer 

Teil der preußischen Po lizei würde sich der Reichswehr 

angeschlossen haben, deren militärische Überlegenheit, 

da sie allein über schwere Waff en verfügte, außerhalb jeder 

Diskussion stand. Wie große Ar beitermassen mitgemacht 

hätten, war nicht zu übersehen; daß keine Möglichkeit be-

stand, sie mit Waff en auszurüsten, stand fest. Ein Gene-

ralstreik bei sechs Millionen Arbeitslosen mußte aus dem 

kleinen Bürgerkrieg, den es ohnehin schon gab, sofort den 

großen machen. Dann aber stand man wieder vor der mili-

tärischen Frage, die schon im voraus entschieden war.«

So lehnte denn die SPD das ihr von den Kommunisten an-

gebotene, an zahlreichen Orten im Reich schon erfolgreich 

praktizierte antifaschistische Kampfbündnis endgültig ab. 

Sie überließ die noch loyalen preußischen Polizeiverbän-

de kampfl os den mit den Nazis paktierenden Generalen 

der Reichswehr; die Bewaff nung des »Reichsbanners« und 

der Schutzformationen der Gewerkschaften, die durchaus 

mög lich gewesen wäre, solange SPD-treue Sicherheitspo-

lizei die Waff enbestände kontrollierte, unterblieb, ebenso 

der von der Arbeiterschaft erwartete Aufruf zum General-

streik. Statt dessen forderte der SPD-Parteivorstand dazu 

auf, den Kampf um die Erhaltung der Republik »zunächst« 
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mit dem Stimm zettel zu führen, strengste Disziplin zu üben 

und allen »wil den Parolen von unbefugter Seite« – gemeint 

waren damit die Kommunisten – Widerstand zu leisten.

Elf Tage später, am 31. Juli 1932, brachten die Reichstags-

wahlen folgendes Ergebnis (in Klammern die Resultate 

der schon damals als politischen Erdrutsch bezeichneten 

Reichs tagswahlen vom Herbst 1930):

SPD   7,9 (8,6) Mill.Stimmen, 133 (143) Mandate;

NSDAP              13,7 (6,4) Mill.Stimmen, 230 (107) Mandate;

KPD   5,3 (4,6) Mill. Stimmen, 89 (77) Mandate;

Zentrum  4,6 (4,1) Mill. Stimmen, 75 (68) Mandate;

BVP  1,2 (1,0) Mill. Stimmen, 22 (19) Mandate;

DNVP  2,1 (2,5) Mill. Stimmen, 37 (41) Mandate;

Alle übrigen Parteien, auch die Demokraten, die Deutsche 

Volkspartei, das Landvolk und die Wirtschaftspartei, die zu-

sammen im alten Reichstag noch weit über hundert Sitze 

ge habt hatten, waren zu bedeutungslosen Splitterparteien 

mit insgesamt nur 14 Mandaten zusammengeschrumpft.

Rund siebenhundertfünfzigtausend frühere SPD-Wähler 

waren zu den Kommunisten übergegangen, und insgesamt 

hatten die beiden Linksparteien geringfügig zugenommen; 

die Nazis hatten ihre Mandate zwar im Vergleich zu den Wah-

len von 1930 mehr als verdoppeln können, aber gegen über 

den Reichspräsidentenwahlen vom Mai 1932 nur noch knapp 

dreihunderttausend Stimmen hinzugewonnen. Die Zen-

trumspartei und ihre bayerische Schwester waren ge stärkt 

aus dem Wahlkampf hervorgegangen und hatten zusammen 

zehn Mandate mehr als 1930 errungen, und von den Deutsch-
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nationalen waren weitere vierhunderttausend Stimmwähler, 

zu drei Vierteln zur Hitler-Partei, abgewan dert.

Der eigentliche Verlierer dieser Wahl war die Regierung 

v. Papen, die im neuen Reichstag jetzt mehr als neunzig 

Pro zent der Stimmen gegen sich hatte. Und selbst wenn v. 

Papen nun eine Koalition mit den Nazis eingegangen wäre, 

hätte eine solche Regierung keine Mehrheit im Parlament 

gehabt. Dabei waren seinem »Kabinett der Barone« kurz 

vor den Reichstagswahlen triumphale außenpolitische Er-

folge beschieden gewesen, allerdings solche, die Brüning 

vorbereitet hatte und die Papen nun unverdient in den 

Schoß fi elen: die endgültige Streichung aller Reparations-

forderungen an Deutschland sowie die Anerkennung sei-

ner vollen Gleichberechtigung mit den anderen Nationen.

Trotzdem hatte sich das deutsche Volk fast geschlossen 

gegen Papen entschieden, und wären die demokratischen 

Parteien der Mitte und der Linken zu einem antifaschisti-

schen Kampfbündnis bereit gewesen, so hätten sie eine 

Mehrheit im Reichstag gehabt. Doch sie waren alles ande-

re als einig, außer im Nein-Sagen, und die wichtigste Vor-

aussetzung für eine solche Front gegen den Faschismus, 

ein Zusammengehen der beiden großen linken Parteien, 

wurde – als der SPD-Vorstand sich noch nicht dagegen 

entschieden hatte – von Zentrum, Bayerischer Volkspartei 

und dem beide Parteien beherrschenden katholischen Kle-

rus als ein Fall angesehen, der »das christliche Bürger- und 

Bauerntum zum Bündnis mit den nationalen Kräften der 

Rechten« zwingen würde.
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Indessen begann Prälat Kaas, der Führer des Zentrums, 

auch ohne diesen Anlaß gleich nach den Wahlen Verhand-

lungen mit den Nationalsozialisten über eine eventuelle 

schwarz-braune Koalition, während v. Papen, gemeinsam 

mit der Reichswehr-Führung und den Deutschnationalen, 

die »Harzburger Front« unter Einbeziehung rechter Zen-

trumskreise zu erneuern trachtete. Doch alle diese Bemü-

hungen, die Hitler-Partei in eine Koalition einzuspannen, 

scheiterten an den Forderungen der Nazis, die die Macht 

für sich allein verlangten, mindestens aber das Kanzler-

amt, die Ministerien des Innern, der Justiz und der Wirt-

schaft, die Herrschaft in Preußen sowie ein Reichsamt für 

Propaganda unter der Leitung von Goebbels, ein weiteres 

für Luftfahrt unter dem Kommando Görings. Das aber war 

sowohl dem Zentrum wie den Deutschnationalen, Hinden-

burg und der Reichswehr-Generalität entschieden zuviel.

Übrigens, während die Nazi-Führung mit dem Präla-

ten Kaas, dem General v. Schleicher, dem Kronprinzen 

und anderen Repräsentanten der alten Mächte sowie der 

Form halber auch mit v. Papen verhandelte und sogar 

vom Reichsprä sidenten, wenn auch sehr kühl, empfangen 

wurde, ging eine neue Terrorwelle durch das Land. In Kö-

nigsberg, in Schles wig-Holstein, in Braunschweig, in Ober-

schlesien und an weiteren Orten wurden von SA-Trupps 

Bomben geworfen und Häuser in Brand gesteckt, miß-

liebige Stadtverordnete und Redakteure nachts in ihren 

Wohnungen überfallen und schwer verletzt oder gar er-

mordet. Gleichzeitig wurde im oberschlesischen Beuthen 
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unter großer Anteilnahme der Be völkerung fünf Nazis 

– ausnahmsweise einmal – der Prozeß gemacht, weil sie 

in Potempa einen kommunistischen Arbei ter nachts aus 

dem Bett geholt und den Wehrlosen vor den Augen seiner 

Mutter auf bestialische Weise ermordet hatten; alle fünf 

Nazis wurden – den Richtern blieb keine andere Wahl 

– zum Tode verurteilt; Hitler aber, den Hindenburg, die 

Generalität, die Herren der Industrie und der Banken, ja 

selbst die Prälaten vom Zentrum und von der Bayerischen 

Volkspartei in die Regierungsverantwortung einzuspan-

nen trachteten, telegrafi erte den abgeurteilten Mördern: 

»Meine Kameraden! Angesichts dieses ungeheuerlichsten 

Bluturteils fühle ich mich mit Euch in unbegrenzter Treue 

verbunden. Eure Freiheit ist von diesem Augenblick an eine 

Frage unserer Ehre, der Kampf gegen eine Regierung, unter 

der dies möglich war, unsere Pfl icht!«

Am 2. September 1932 wurden die fünf Mörder bereits 

be gnadigt und wenige Monate später freigelassen. Doch 

zu die sem Zeitpunkt hatten die Nazis schon an Papen Ra-

che ge nommen, denn als der Reichstag am 12. September 

zu seiner ersten Arbeitssitzung zusammentrat und ein 

kommunisti scher Antrag die sofortige Aufhebung der Not-

verordnungen des Kabinetts v. Papen forderte, übersah der 

neue Reichstags präsident Hermann Göring gefl issentlich, 

daß der Reichs kanzler sich zu Wort gemeldet hatte. Er tat, 

als hätte er nicht bemerkt, daß Papen schon jene rote Map-

pe schwenkte, in der sich traditionsgemäß nur ein Dekret 

des Reichspräsidenten zur Aufl ösung des Reichstags befi n-
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den konnte. Erst nachdem das Parlament der Regierung 

des Herrn v. Papen eine ver nichtende Abstimmungsnieder-

lage bereitet hatte – 512 gegen 42 Stimmen bei fünf Enthal-

tungen waren für die Annahme des kommunistischen An-

trags gewesen! –, nahm Göring zur Kenntnis, daß ihm der 

Reichskanzler inzwischen ein Blatt Papier auf den Tisch 

geworfen hatte. Doch das war, so fand er, ohne Belang. 

Denn die Anordnung des Reichspräsiden ten, »Auf Grund 

des Artikels 25 der Reichsverfassung löse ich den Reichstag 

auf, weil die Gefahr besteht, daß der Reichstag die Aufhebung 

meiner Notverordnung vom 4. September 1932 verlangt«, sei 

von einem bereits gestürzten Kanzler ge gengezeichnet und 

daher ungültig.

Die folgenden Wochen lieferten dem deutschen Volk das 

seltsame Schauspiel eines heftigen Streits zwischen zwei 

er klärten Verächtern der republikanischen Reichsverfas-

sung um deren richtige Auslegung. Schließlich mußte der 

Reichs tag, ohne mehr geleistet zu haben als die völlige 

Diskredi tierung v. Papens, seine Aufl ösung als rechtmäßig 

aner kennen.

Bei den Neuwahlen am 6. November 1932 wurden 35,5 

Millionen Stimmen abgegeben, rund anderthalb Millionen 

weniger als am 31. Juli, denn bei den Deutschen begann sich 

Wahlmüdigkeit auszubreiten. Die SPD verlor nochmals 

etwa siebenhunderttausend Stimmen an die Kommuni-

sten, die die Anzahl ihrer Mandate entsprechend erhö-

hen konnten; Zen trum und Bayerische Volkspartei hatten 

ebenfalls spürbare Verluste zu verzeichnen, desgleichen 
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die Splitterparteien. Dagegen gewannen die Deutschna-

tionalen fast eine Million Stimmen und 14 Mandate hinzu, 

die Deutsche Volkspartei 220   000 Stimmen und 4 Mandate. 

Die großen Verlierer aber waren die Nazis, denen fast zwei 

Millionen Wähler wieder davongelaufen waren und die nun 

34 Abgeordnete weniger hatten als nach den Juli-Wahlen. 

Insgesamt verteilten sich jetzt die Sitze im Reichstag fol-

gendermaßen:

Nationalsozialisten    196  (230)

Sozialdemokraten 121  (133)

Kommunisten 100  (89)

Zentrum   70  (75)

Deutschnationale   51  (37)

Deutsche Volkspartei   11  (7)

Staatspartei (Demokraten)     2  (4)

Christlich-Soziale    5  (3)

Bayerische Volkspartei  19  (22)

Splittergruppen insgesamt  11  (12)

Obwohl die Nationalsozialisten noch immer die mit Ab-

stand stärkste Fraktion im Reichstag bildeten, hatten sie 

doch einen schweren Rückschlag erlitten; der Mythos vom 

unaufhaltsa men Vormarsch war erschüttert, die NSDAP 

noch weiter entfernt von der absoluten Mehrheit, die Hit-

ler sich erträumt hatte, während die Linke nun, insgesamt 

gesehen, stärker geworden war als die Nazi-Partei. Die Ver-

handlungsposition Hitlers hatte sich merklich verschlech-

tert, zumal eine schwarz-braune Koalition zwischen Zen-

trum, Bayerischer Volkspartei und Nationalsozialisten 
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keine Majorität mehr zusammenbringen konnte, erst recht 

nicht die »Harzburger Front«.

Aber General v. Schleicher, der unermüdliche Drahtzie-

her hinter den Kulissen, war inzwischen auf ein neues Kon-

zept verfallen, und zu dessen Verwirklichung brauchte er 

weder eine schwarz-braune noch irgendeine andere Koali-

tion, noch nicht einmal den weiter maßlose Forderungen 

stellenden Hit ler und schon gar nicht seinen Freund Franz 

v. Papen, dem er nun – wie zuvor Groener und Brüning 

– kurzerhand »das Vertrauen entzog«, was in der Praxis 

bedeutete, daß Papen nicht mehr auf die Unterstützung 

durch die Reichswehr-Ge neralität zählen konnte und da-

her auch von Hindenburg fal lengelassen werden mußte.

Am 17. November 1932 erbat und erhielt das Kabinett v. 

Papen vom Reichspräsidenten seine Entlassung, und nun 

begann ein wochenlanges Ringen um die Macht, aber nicht 

mehr zwischen großen Parteien und Blöcken, die zusam-

men die Mehrheit des Volkes repräsentierten, sondern nur 

noch zwischen einzelnen Cliquen, die die Interessen be-

stimmter Gruppen der Industrie und des Großgrundbesit-

zes, der Ban ken und der Generalität vertraten.

Die Herren, die in den Wochen vor Weihnachten 1932 und 

zu Beginn des neuen Jahres im kleinen Kreis, mal mit-, mal 

gegeneinander, konspirierten und intrigierten, waren samt 

und sonders erklärte Feinde der Republik und der parlamen-

tarischen Demokratie, Verächter der von ihnen beschwore-

nen Verfassung – auf die ja auch der braunschweigische Re-

gierungsrat Hitler vereidigt worden war – und Befürworter 
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Deutschland dem Faschismus auszuliefern. Der Kampf zwi-

schen ihnen ging nur noch darum, wer für wen und mit wel-

chen Nazis die Regierung übernehmen und die Diktatur er-

richten sollte.

Daß sich das Volk, trotz enormer Propaganda, mas-

sivem Druck des Staatsapparats und wildem Terror der 

Nazi-Kampfverbände, trotz Massenarbeitslosigkeit, wach-

sendem Elend und Schikanen aller Art von Seiten der Un-

ternehmer, zu fast zwei Dritteln gegen die faschistische 

Diktatur ausge sprochen hatte, spielte keine Rolle mehr. Die 

Macht im Staat hatten nicht das Volk und auch nicht die 

Parteien, sondern die Konzerne und die mit ihnen verbün-

deten Militärs. Ein paar Bankiers, eine Handvoll Topmana-

ger der Industrie, einige Vertrauensleute der Großagrarier, 

Zechenbesitzer und Schlotbarone, ein paar Hofschranzen 

des Feldmarschall-Prä sidenten und ein intriganter Schreib-

tisch-General – sie ent schieden über das Schicksal eines 

von ihnen unter Ausnut zung der Weltwirtschaftskrise in 

Abhängigkeit und Elend gehaltenen 60-Millionen-Volks.
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9. Wie der Faschismus installiert wurde …

Im Winter 1932/33 waren rund sechs Millionen Deut-

sche er werbslos, aber nur noch knapp achthunderttau-

send erhielten eine stark gekürzte Unterstützung aus der 

Arbeitslosenversi cherung. Die anderen waren »ausgesteu-

ert« worden, hatten keine Versicherungsansprüche mehr 

und waren auf die Wohlfahrt angewiesen oder auf Almo-

sen.

Den Arbeitern, die noch beschäftigt waren, hatten die 

Un ternehmer seit 1930 die Löhne um durchschnittlich 

dreißig Prozent gekürzt, und zugleich war die Antreiberei 

verschärft worden. So hatte ohne nennenswerte Investitio-

nen die Ar beitsproduktivität während der drei Krisenjahre 

ständig zu genommen, während der Lebensstandard der 

Arbeiterschaft unter das Existenzminimum gesunken war. 

Auch die Lage der kleinen und mittleren Angestellten hatte 

sich katastrophal verschlechtert; sie waren in mancher Hin-

sicht noch schlim mer daran, weil sie, um ihre jämmerlich 

bezahlten Arbeitsplätze ja nicht zu verlieren, unbezahlte 

Überstunden machen und jedwede Schikane hinnehmen 

mußten.

Kurz vor seinem Rücktritt hatte das Kabinett v. Pa-

pen auch noch mittels Notverordnung die Unternehmer 

ermäch tigt, bei »Gefährdung der Weiterführung des Be-

triebes« die tarifl ich abgesicherten Löhne und Gehälter 
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bis zu zwanzig Prozent zu senken und von der 31. Wo-

chenstunde an den vereinbarten Stundenlohn um bis zu 

fünfzig Prozent zu kür zen!

Damit war das Tarifrecht praktisch außer Kraft gesetzt, 

die Arbeitnehmerschaft der Willkür der Firmenleitungen 

ausgeliefert. Dies schien den Herren der großen Konzer-

ne der ge eignete Augenblick zu sein, für eine Verewigung 

dieses für sie so angenehmen Zustands zu sorgen und eine 

faschistische Diktatur zu installieren. Denn, so überlegten 

sie, das Ende der Krise war bereits abzusehen; im Frühjahr 

1933 würde ein wirtschaftlicher Aufschwung einsetzen, 

und dann könnte es zu spät sein, die Gewerkschaften zu 

zerschlagen, das Parla ment ganz abzuschaff en und »die 

Roten« unschädlich zu ma chen.

Zusammen mit den Vertretern des Großgrundbesitzes 

und einigen Bankiers wandten sich deshalb die führenden 

Indu striellen des Deutschen Reiches noch im November 

1932 an den Reichspräsidenten v. Hindenburg und rich-

teten an ihn folgendes Schreiben: »Ew. Exzellenz, hochzu-

verehrender Herr Reichspräsident! Gleich Euer Exzellenz 

durchdrungen von heißer Liebe zum deutschen Volk und 

Vaterland, haben die Unterzeichneten die grundsätzliche 

Wandlung, die Eure Exzellenz in der Führung der Staats-

geschäfte angebahnt ha ben, mit Hoff nung begrüßt. Mit 

Eurer Exzellenz bejahen wir die Notwendigkeit einer vom 

parlamentarischen Parteiwesen unabhängigen Regierung, 

wie sie in den von Eurer Exzellenz formulierten Gedanken 

eines Präsidialkabinetts zum Aus druck kommt. Der Aus-
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gang der Reichstagswahl vom 6. No vember d. J. hat gezeigt, 

daß das derzeitige Kabinett, dessen aufrechten Willen nie-

mand im deutschen Volk bezweifelt, für den von ihm ein-

geschlagenen Weg keine ausreichende Stütze im deutschen 

Volk gefunden hat, daß aber das von Eurer Ex zellenz 

gezeigte Ziel eine volle Mehrheit im deutschen Volk be-

sitzt, wenn man – wie es geschehen muß – von der staats-

verneinenden Kommunistischen Partei absieht. Gegen das 

bisherige parlamentarische Parteiregime sind nicht nur 

die Deutschnationale Volkspartei und die ihr nahestehen-

den kleinen Gruppen, sondern auch die Nationalsozialisti-

sche Deutsche Arbeiterpartei grundsätzlich eingestellt und 

haben damit das Ziel Eurer Exzellenz bejaht. Wir halten 

dieses Ergebnis für außerordentlich erfreulich und können 

uns nicht vorstellen, daß die Verwirklichung dieses Zieles 

nunmehr an der Beibehaltung einer unwirksamen Metho-

de scheitern soll te.«

Deshalb – so heißt es in diesem Brief weiter – erachteten 

es die unterzeichneten Herren für ihre »Gewissenspfl icht«, 

den Reichspräsidenten »ehrerbietigst zu bitten«, nunmehr 

Hitler, »den Führer der größten nationalen Gruppe«, mit 

der Lei tung eines »mit den besten sachlichen und persön-

lichen Kräf ten ausgestatteten Präsidialkabinetts« zu be-

trauen. Die klei nen Schwächen und Fehler, »die jeder Mas-

senbewegung not gedrungen anhaften«, würde man dann 

schon »auszumer zen« wissen.

Diese Auff orderung zum Verfassungsbruch und Hoch-

ver rat und zur Errichtung einer von den alten Mächten 
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sanktio nierten Diktatur Hitlers hatten »in vollem Ver-

trauen zu Eu rer Exzellenz Weisheit« die folgenden Herren 

»mit größter Ehrerbietung« unterzeichnet: Dr. Hjalmar 

Schacht, der Köl ner Bankier Kurt Freiherr v. Schröder, 

der Mülheimer Groß industrielle Fritz Th yssen, August 

Rosterg vom Kali-Syndi kat, der Vorsitzer des HAPAG-Auf-

sichtsrats Emil Helff erich, Eberhard Graf v. Kalckreuth im 

Namen der »ostelbischen Standesgenossen« und fünf-

zehn weitere Industrielle, Bankiers und Großagrarier. Die 

Ruhrindustriellen Dr. Al bert Vogler, Generaldirektor der 

Vereinigten Stahlwerke, Kommerzienrat Dr. Paul Reusch 

von der Gutehoff nungs hütte in Oberhausen und Dr. Fritz 

Springorum vom Dort munder Hoesch-Konzern ließen 

den Reichspräsidenten wis sen, daß sie die Bitte ihrer Kol-

legen um baldige Errichtung ei ner Hitler-Diktatur voll 

und ganz unterstützten; sie wollten nur nicht, daß dies in 

der Öff entlichkeit bekannt würde.

Indessen wurde am 2. Dezember 1932 nicht Adolf Hit-

ler, sondern der General Kurt v. Schleicher, den sogar Herr 

v. Papen jetzt zu seinem Nachfolger vorschlug, von Hin-

den-burg zum neuen Kanzler ernannt. Schleicher über-

nahm das ganze »Kabinett der Barone« seines Vorgängers; 

nur Freiherr v. Gayl mußte das Innenministerium an den 

Preußen-Kom missar Dr. Bracht abgeben, und zum neuen 

Reichskommissar für die Arbeitsbeschaff ung wurde der 

Landvolk-Führer Dr. Günter Gereke ernannt.

Die Betrauung des Generals v. Schleicher mit dem 

Kanz leramt war im wesentlichen auf drei Faktoren zu-



301

rückzufüh ren, die aus sehr unterschiedlichen, teilweise 

sogar entgegen gesetzten Richtungen und Motiven das Zu-

standekommen ei nes Experiments bewirkten, an dessen 

Gelingen niemand glaubte, ausgenommen v. Schleicher 

selbst.

Die eine Kräftegruppe, das waren die Chemie-, Elektro- 

und Exportindustrie sowie einige stockkonservative Indu-

strielle mit Gustav Krupp v. Bohlen und Halbach an der 

Spit ze, mißtraute dem demagogischen Emporkömmling 

Hitler. Sie befürchtete von einer Nazi-Diktatur Schwierig-

keiten für den Export und die dringend benötigten Aus-

landskredite, wollte lieber einen General als Chef eines au-

toritären Regi mes und befürwortete Gerekes Pläne für eine 

staatlich ge lenkte Arbeitsbeschaff ung. Eine zweite Gruppe, 

nämlich ein Teil der Generalität sowie die Umgebung des 

Reichspräsi denten, hoff te auf das Gelingen eines raffi  nier-

ten Plans des ehrgeizigen Generals v. Schleicher: Dieser 

hatte vor, die nach dem schweren Rückschlag der NSDAP 

bei den Novem ber-Wahlen dort aufgetretenen Konfl ikte 

zur Spaltung der Nazi-Partei zu benutzen. Unter Führung 

des NSDAP-Reichsorganisationsleiters Gregor Strasser, des 

damals nach Hitler wichtigsten und einfl ußreichsten Nazi-

Führers, soll ten einige Dutzend NSDAP-Reichstagsabge-

ordnete vom sturen »Alles-oder-nichts!«-Kurs ihres Chefs 

abgebracht werden. Strasser selbst sollte Vizekanzler, Dr. 

Frick Innen minister im Kabinett v. Schleicher werden, und 

mit hohen Posten wollte man dann immer mehr promi-

nente Nazis ins Regierungslager locken; gegen den hitler-



302

treuen Rest der zer fallenden Partei würde man dann mit 

Verbot und Aufl ösung, notfalls mit Belagerungszustand 

und Reichswehr-Einsatz, energisch vorgehen und ihm 

den Garaus machen. Die dritte, schwächste, aber am Ende 

siegreiche Kraft, die die Ernen nung des Generals v. Schlei-

cher mitbewirkte, war Franz v. Papen, der seinen »Freund 

und Nachfolger«, wie er ihn nannte, allerdings nur deshalb 

Reichskanzler werden ließ, weil er an Schleicher Rache 

nehmen und ihn sogleich wieder stürzen wollte. Und dazu 

war Herrn v. Papen jedes Mittel recht.

Die NSDAP-Führung beobachtete die Bildung der Regie-

rung Schleicher mit sehr gemischten Gefühlen. Dr. Goeb-

bels vermerkte zwar am 2. Dezember 1932: »General v. 

Schleicher ist zum Kanzler ernannt … Sein Experiment 

wird nur von ganz kurzer Dauer sein.« Aber ganz so sicher, 

wie diese Ta gebuchnotiz vermuten lassen könnte, waren 

sich Goebbels und die anderen Naziführer nicht. Die Par-

teifi nanzen waren trostlos; man hatte im Vertrauen auf 

einen Wahlsieg im No vember gewaltige Kredite aufgenom-

men, und nun kamen von allen Seiten her, sogar von Fritz 

Th yssen, Ankündigungen, daß es fortan keine Zuschüsse 

mehr geben könnte. Die Aufrechterhaltung der SA kostete 

2,5 Millionen Reichsmark wöchentlich; Tausende von Par-

teifunktionären und -an gestellten warteten auf ihr Gehalt, 

und zu diesen drückenden Sorgen der Führungsclique kam 

am 3. Dezember ein weiterer schwerer Rückschlag: Bei den 

an diesem Tage abgehal tenen Kommunalwahlen in Th ürin-

gen verlor die NSDAP bis zu vierzig Prozent ihrer Wähler! 
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Am selben Tag begann Gre gor Strasser, mit Schleichers 

Angebot der Vizekanzlerschaft in der Tasche, die anderen 

Naziführer zu bedrängen, den bis herigen Kurs aufzugeben, 

sich durch eine Koalition mit Schleicher soviel Macht wie 

möglich zu sichern und alle Plä ne, allein an die Regierung 

zu kommen, endgültig zu begra ben. »Auf legalem Wege 

schaff en wir es nie«, sagte er, »und um gegen Reichswehr 

und Polizei zu putschen, sind wir zu schwach.«

Viele hohe Parteifunktionäre pfl ichteten Strasser bei, zu-

mal diejenigen Abgeordneten, die um ihre Diäten bangten. 

Dr. Frick, Fraktionsvorsitzender der NSDAP im Reichstag, 

schwenkte ebenfalls auf die Strasser-Linie ein.

Am 5. Dezember kam es im Berliner Hotel Kaiserhof zur 

Machtprobe zwischen Hitlers Getreuen und den abtrünni-

gen Strasser-Leuten. Göring und Goebbels wetterten gegen 

die »Panikmacher« und »Pöstchenjäger«, und sie rieten 

Hitler, sich ja nicht auf eine Unterstützung der Regierung 

v. Schlei cher einzulassen, erst recht nicht auf eine unter-

geordnete Rolle im Kabinett des sich off enbar selbst zum 

Diktator beru fen fühlenden Generals.

Aber Hitler wollte sich noch nicht festlegen. Er erklärte, 

man werde nochmals mit v. Schleicher verhandeln, aber 

nicht Strasser, sondern Hermann Göring sollte die Gesprä-

che führen. Drei Tage später, am 8. Dezember 1932, schrieb 

Dr. Goebbels in sein Tagebuch: »Mittags platzte die Bombe 

… Alle sind in sehr gedrückter Stimmung … Wir sind alle sehr 

deprimiert, vor allem im Hinblick darauf, daß nun die Ge fahr 

besteht, daß die ganze Partei auseinanderfällt und alle unse-
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re Arbeit umsonst getan ist … Anruf von Dr. Ley: Die Lage in 

der Partei spitzt sich von Stunde zu Stunde zu …«

Wenig später meldeten die Abendzeitungen, daß der 

NSDAP-Organisationsleiter Gregor Strasser alle seine Par-

teiämter niedergelegt und erklärt habe, so wie Adolf Hitler 

die Macht zu erringen hoff e, werde es der »Bewegung« nie 

gelingen, an die Regierung zu kommen.

»Verrat! Verrat! Verrat!« notierte sich Goebbels hierzu, 

und über Hitlers Reaktion schrieb er: »Der Führer geht stun-

denlang mit langen Schritten im Hotelzimmer auf und ab … 

Er ist verbittert und durch diese Treulosigkeit aufs tiefste ver-

wundet. Einmal bleibt er stehen und sagt: ›Wenn die Partei 

einmal auseinander fällt, dann mache ich in drei Minuten 

mit der Pistole Schluß!‹«

Doch dann raff te sich Hitler auf, übernahm selbst die 

Organisationsleitung der Partei – mit dem Kölner Gaulei-

ter Dr. Robert Ley als Stabschef –, warf die meisten Stras-

ser-Anhänger kurzerhand aus ihren Ämtern hinaus und 

verlangte von allen Unterführern schriftliche Versprechen 

absoluter Treue, die sie ihm dann auch gaben.

Das war für v. Schleichers Plan ein schwerer Schlag, des-

sen Folgen er vielleicht noch hätte abwenden können, wenn 

er sofort bereit gewesen wäre, Gregor Strasser und ein paar 

wei tere führende Nazis ins Kabinett aufzunehmen. Aber 

das er schien ihm noch verfrüht, zumal er nicht sicher war, 

ob Hin denburg sich damit einverstanden erklären würde. 

So wartete er noch ab, verhandelte mit Göring und ließ 

Strasser zu einer Erholungsreise nach Italien abfahren.
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Aber General v. Schleicher beging noch einen sehr viel 

schwereren Fehler: Er ließ es zu, daß die durch seinen Vor-

gänger gerade erst abgeschaff te Tarifgebundenheit der Löh-

ne und Gehälter wiederhergestellt wurde. Sodann erklärte 

er in einer Rundfunkansprache, es gehe nicht an, daß große 

Industrie- Konzerne alle Vorteile der Privatwirtschaft ge-

nössen, alle Nachteile aber, speziell jedes Risiko, auf den 

Staat abwälzten. Künftig müßten Betriebe, die in irgendei-

ner Form mit öff entlichen Mitteln arbeiteten, auch der öf-

fentlichen Kontrolle unterworfen werden. Und schließlich 

bekannte der Kanzler-General gar: »Die Arbeitseinkom-

men sind zu tief herabgedrückt. Eine weitere Senkung ist 

weder sozial er träglich noch wirtschaftlich zweckmäßig.«

Diese Äußerungen klangen fast sozialistisch, aber sie 

wa ren natürlich nicht gar so ernst gemeint. Tatsächlich 

gehörten die arbeiterfreundlichen Maßnahmen und An-

kündigungen v. Schleichers zu dem Plan des Generals, sich 

mit Hilfe der innerhalb der NSDAP »linken« Strasser-Leute 

– man bezeichnete sie später als »Nationalbolschewisten« 

– sowie mit einigen Gewerkschaftern und Sozialdemokra-

ten vom rechten Rand der Arbeiterbewegung eine ausrei-

chend breite Basis zu schaff en.

Aber damit und mit einigen anderen ihnen gefährlich 

klin genden Äußerungen zog sich v. Schleicher den Arg-

wohn der Konzernherren, Großaktionäre und Bankiers 

zu. Und mit der Ankündigung eines anderen Vorhabens, 

nämlich der Par zellierung und Besiedlung von einer Mil-

lion Morgen Land in Ostpreußen, der Grenzmark sowie in 
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Pommern und Meck lenburg, machte sich General v. Schlei-

cher natürlich die ostelbischen Großagrarier zu erbitterten 

Gegnern, wobei Franz v. Papen dafür sorgte, daß auch die 

Hindenburgs, Va ter und Sohn, von dem geplanten neuerli-

chen Angriff  auf die »zermürbten Seelen« der Rittergutsbe-

sitzer erfuhren.

In den Weihnachtstagen wurde v. Papen davon unterrich-

tet, daß General v. Schleicher noch einen viel schlimmeren 

Fehler begangen hatte, den seine Gegner nun ausnutzen 

konnten: Ein höchst peinlicher Skandal, der den ganzen 

ostelbischen Großgrundbesitz betraf, war von der Regie-

rung nicht rechtzeitig vertuscht worden.

Es handelte sich um »Unregelmäßigkeiten« bei der soge-

nannten Osthilfe, wobei einigen wenigen aristokratischen 

Großgrundbesitzern etwa ebensoviel an Beihilfen und zins-

günstigen Krediten zugefl ossen sein sollte wie Zehntausen-

den von Kleinbetrieben. Steinreiche Gutsbesitzer, darunter 

auch Angehörige des ehemaligen Kaiserhauses, hatten sich 

ohne ausreichende Gründe um einen Anteil an den Osthil-

fe-Millionen bemüht und, wie es schien, nicht vergebens. 

Elard v. Oldenburg-Januschau, Hindenburgs Gutsnachbarn 

und einem der reichsten Großagrarier östlich der Elbe, wa-

ren 620   000 RM zuteil geworden, und er hatte sie größten-

teils zum Ankauf weiterer Güter benutzt. Die Ehefrau des 

Ex-Kaisers war mit ähnlich hohen Summen unterstützt 

wor den, und ein märkischer Junker, v. Quast-Radensleben, 

der nach Auskunft der zuständigen Behörde sein Vermö-

gen »verjeut, verhurt und versoff en« hatte, war ebenfalls 
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auf Kosten der Steuerzahler saniert worden. Schließlich, 

so jedenfalls munkelte man im Haushaltsausschuß des 

Reichstags, schien auch die Familie v. Hindenburg von der 

Osthilfe profi tiert zu haben …!

Franz v. Papen, der als Gutsbesitzer in Westfalen und 

an der Saar selbst keine Osthilfe erhalten hatte, beobach-

tete mit stiller Genugtuung, wie sich nun auch die ostel-

bischen Jun ker wutschnaubend in die Front der Gegner 

des Generals v. Schleicher einreihten. Die »wirtschaftliche 

Dreieinigkeit des Großgrundbesitzes, der Schwerindustrie 

und des Bank kapitals«, die sein Minister Graf Schwerin v. 

Krosigk so oft gepriesen hatte, war damit wiederhergestellt 

und bot eine so lide Grundlage für eine Anti-Schleicher-Al-

lianz, deren Füh rung v. Papen übernehmen zu können hoff -

te. Dann, so meinte er, würde es ihm gelingen, von dieser 

starken Position aus den angeschlagenen und verschulde-

ten Hitler für ein Bündnis zu gewinnen und ein »Kabinett 

der nationalen Kon zentration« auf die Beine zu stellen, das 

eine Mehrheit im Reichstag hatte und worin er – vielleicht 

nicht als Kanzler, aber als dessen nomineller Stellvertreter 

und Verbindungs mann zum Reichspräsidenten – der ent-

scheidende Mann sein würde.

Hinter dem Rücken v. Schleichers, dessen Freund und 

selbstloser Berater er zu sein vorgab, begann Herr v. Papen 

in den letzten Tagen des Jahres 1932 seine Fühler auszu-

strecken und ein Gespräch mit Hitler zu suchen. Und schon 

am 4. Ja nuar 1933 fand die von Papen – aber auch von Hit-

ler – ge wünschte Unterredung statt. In aller Heimlichkeit 
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trafen sich die beiden im Hause des Kölner Privatbankiers 

Kurt Freiherrn v. Schröder, wobei Hitler von Rudolf Heß, 

Heinrich Himmler und dessen Verbindungsmann zu Indu-

strie- und Bankkreisen, Wilhelm Keppler, begleitet wurde.

Das Gespräch zwischen v. Papen und Hitler wurde 

indes sen unter vier Augen geführt; der Hausherr und Hit-

lers Mit arbeiter nahmen nicht daran teil und warteten im 

Neben zimmer. Wie Baron v. Schröder später – im Nürn-

berger Hauptkriegsverbrecherprozeß – als Zeuge aussag-

te, ging es bei der geheimen Zusammenkunft zwischen 

v. Papen und Hitler um die Bildung einer gemeinsamen 

Regierung. Jeder habe dabei zunächst die Kanzlerschaft 

für sich verlangt, aber dann seien die beiden übereinge-

kommen, sich in einem Kabi nett der »nationalen Kon-

zentration« die Macht insoweit zu teilen, als Hitler das 

Kanzleramt und die Führung überneh men sollte, v. Papen 

das Vizekanzleramt und die Besetzung aller wichtigen 

Ressorts, ausgenommen das Innenministe rium, mit Män-

nern seines Vertrauens, die allerdings bereit sein mußten 

– das war nach Baron Schröders Worten Hitlers Bedin-

gung –, »eine Politik mitzumachen, die viele Dinge än dern 

würde. Unter den Änderungen, die er zu diesem Zeit punkt 

andeutete, waren die Entfernung aller Sozialdemokra ten, 

Kommunisten und Juden aus führenden Stellungen und 

die Wiederherstellung der Ordnung im öff entlichen Leben. 

Papen und Hitler einigten sich grundsätzlich …«, unter an-

derem auch darüber, vorläufi g strengstes Stillschweigen 

über ihre Absprachen zu bewahren.
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Aber zu Hitlers Bestürzung und der noch größeren v. 

Papens berichteten die Berliner Morgenblätter schon am 

fol genden Tag in großer Aufmachung über das geheime 

Treff en in Köln und rügten in scharfen Worten den Verrat 

v. Papens an seinem Freund, dem Reichskanzler General 

v. Schleicher. Der hatte seinen Intimus v. Papen vorsichts-

halber überwa chen lassen und von der Meldung seiner Be-

auftragten, daß Papen mit Hitler im Hause des Bankiers v. 

Schröder heim lich zusammengekommen war, wütend die 

Presse unter richtet.

Am Rande der Unterredung in der Kölner Villa ging es, 

wenn auch wohl mehr zwischen Baron v. Schröder und Hit-

lers Verbindungsmann zur Wirtschaft, Wilhelm Keppler, 

um die Sanierung der bankrotten Nazi-Partei. Vieles spricht 

da für, daß von den Industriellen und Bankiers, die hinter 

Baron v. Schröder standen, damals ebenfalls ein Druck auf 

Hitler ausgeübt worden ist, sich auf einen Kompromiß ein-

zulassen und mit nur ganz wenigen NSDAP-Ministern ein 

»nationa les« Koalitions-Kabinett zu bilden. Andernfalls 

würde es kein Geld geben.

Es fl oß dann aber neues Geld in die leeren Kassen der 

NSDAP, sogar sehr viel, wenn auch nicht sofort; off enbar 

ließen sich die Finanziers der Hitler-Partei erst von Baron 

v. Schröder, vielleicht auch von Papen selbst, ausführlich 

über den in Köln gefundenen Kompromiß berichten. Jeden-

falls vertraute Dr. Goebbels noch am 6. Januar 1933 seinem 

Tagebuch an: »In Anbetracht der erfreulich fortschreitenden 

politischen Entwicklung fi ndet man kaum noch die Lust, sich 
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um die schlechte Finanzlage der Organisation zu kümmern. 

Kommen wir diesmal zum Streich, so spielt das alles keine 

Rolle mehr…« Und bereits zehn Tage später, am 16. Januar, 

notierte er sich, die Finanzlage der Partei habe sich »über 

Nacht grundlegend geändert«. Und von da an war von Geld-

not bei der NSDAP nicht mehr die Rede, wohl aber von den 

Vorbereitungen zum Sturz des Generals v. Schleicher.

Am 12. Januar 1933 eröff nete der »Landbund«-Führer 

Eberhard Graf v. Kalckreuth (aus Ober- und Niedersiegers-

dorf und Oberzyrus) den Angriff  der Ostelbier auf das 

»bol schewistische Agrarprogramm« der Regierung v. 

Schleicher. Reichspräsident v. Hindenburg reagierte sofort 

auf diesen Protest seiner großzügigen Freunde, Standes-

genossen und Gutsnachbarn. Er wies v. Schleicher scharf 

zurecht. Doch der Kanzler, in Intrigen weit erfahrener und 

gewandter als Brüning und Schlange-Schöningen, drohte 

mit der Veröff  entlichung der geheimen Osthilfe-Akten des 

Reichstags, und sofort verstummte die Kritik aus dem Hau-

se Hinden burg.

Gleichzeitig verhandelte der listenreiche General wie-

der mit Gregor Strasser, der inzwischen aus Italien zurück-

ge kehrt war und den er schon am 4. Januar dem Reichs-

präsi denten zum Vizekanzler vorgeschlagen hatte. Nun, 

sozusa gen als Trostpfl aster für die Schlappe, die er dem 

Feldmarschall bei der Abwehr der Proteste des ostelbi-

schen Groß grundbesitzes bereitet zu haben schien, stell-

te er den ehema ligen Freikorps-Leutnant Strasser dem 

Reichs präsidenten vor. Strasser machte auf Hindenburg 
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einen günstigen Ein druck, und als der alte Herr im Verlauf 

des Gesprächs erfuhr, daß auch der von der Reichswehr 

hoch geschätzte Haupt mann a.    D. und SA-Stabschef Ernst 

Röhm, der Vorsitzende des Wirtschaftsrats der NSDAP, In-

genieur Gottfried Feder sowie der Fraktionsvorsitzende der 

Nazi-Partei im Reichs tag, Dr. Wilhelm Frick, höchstwahr-

scheinlich ins Kabinett mit einzutreten bereit seien, nickte 

er recht zufrieden.

Damit, so beeilte sich General v. Schleicher, Hinden-

burg zu versichern, werde man Hitler und seine Radikalen 

aus  schalten und deren Rest-NSDAP zur Bedeutungslosig-

keit herabsinken lassen. Statt dessen käme der Führer der 

wieder erstarkten Deutschnationalen, Geheimrat Hugen-

berg, als Wirtschaftsminister ins Kabinett; die Verhandlun-

gen mit ihm und mit dem »Stahlhelm«-Führer Franz Seldte, 

der ebenfalls Minister werden sollte, seien schon im Gange 

und nähmen einen günstigen Verlauf. Außerdem – und das 

war v. Schlei chers Motiv für die sozialistisch anmutenden 

Reden der letz ten Tage – wollte er versuchen, ein paar weit 

rechtsstehende Sozialdemokraten und Gewerkschafts-

funktionäre für die Regierung zu gewinnen, vielleicht als 

Staatssekretäre in den Ministerien für Arbeit, Soziales, Post 

und Verkehr. Das würde einen guten Eindruck machen und 

die Basis verbrei tern. Seine Verhandlungen mit dem Vorsit-

zenden des Allge meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 

(ADAG), Th eodor Leipart, seien im Gange, und auch mit 

Otto Braun, dem ab gesetzten SPD-Ministerpräsidenten 

von Preußen, habe er deshalb ein Gespräch geführt. Zwar 
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habe Braun abgewinkt, aber Oberpräsident Gustav Noske, 

der bei der rechten SPD für die Regierung Schleicher wer-

be, stehe bereit für einen Eintritt ins Kabinett.

Hindenburg nickte beifällig, als er von Noskes mögli-

cher Aufnahme in die Regierungsmannschaft hörte, denn 

diesem bewährtem Mann würde man gewiß die Wieder-

herstellung der »Ruhe und Ordnung« erneut anvertrauen 

können, und v. Schleicher resümierte: Mit der Reichswehr, 

der preußi schen Polizei, dem »Stahlhelm« und weiteren 

vaterländischen Verbänden als Streitmacht, mit den »sa-

lonfähigen« Nazis, den Deutschnationalen, den Resten der 

Deutschen Volkspar tei, Teilen des Zentrums sowie einigen 

rechten Sozialdemo kraten und »staatsloyalen« Gewerk-

schaftsführern als politi scher Basis, mit voller Unterstüt-

zung durch die Hugenberg-Presse sowie durch die größten 

Konzerne – IG Farben, Krupp, Otto Wolff , Bosch und AEG 

–, könnte er der Zu kunft beruhigt entgegensehen.

Hindenburg nickte auch dazu, und General v. Schleicher 

erklärte am 15. Januar 1933 einem Besucher, dem späteren 

österreichischen Bundeskanzler Kurt v. Schuschnigg, wie 

dieser sich dann notierte: »Herr Hitler sei kein Problem 

mehr … Seine Bewegung bedeute keine Gefahr mehr, diese 

Sorge sei nunmehr von gestern.«

Doch just an diesem 15. Januar 1933, einem Sonntag, 

wandte sich das Blatt, und dafür sorgten etwa siebentau-

send Wähler im kleinsten Ländchen des Reiches, Lippe-

Detmold, das 0,26 Prozent der Gesamtfl äche Deutschlands 

umfaßte. In diesem Zwergstaat waren an jenem Sonntag 



313

Landtagswahlen, und alle warteten gespannt auf die Resul-

tate, die erweisen sollten, ob die NSDAP weiter, wie schon 

bei den Reichs tagswahlen vom Nobember 1932, kräftig an 

Stimmen verlie ren oder sich halten würde.

Bei den Wahlen zum Reichstag am 31. Juli 1932 hatte die 

Hitler-Partei 42   283 der etwas über hunderttausend Wahlbe-

rechtigten für sich gewinnen können; bei denen am 6. No-

vember 1932 war ihr Stimmenanteil auf 33   038 zurückgegan-

gen. Allgemein erwartete man, daß die NSDAP nun noch-

mals zwei-, dreitausend Wähler verlieren würde.

Th omas Mann schrieb damals an den von der Regie-

rung v. Papen abgesetzten preußischen Kultusminister 

Adolf Grimme (SPD): »… Das Rasen der nationalistischen 

Leiden schaften ist nichts weiter als ein spätes und letztes 

Auffl  ackern eines schon niedergebrannten Feuers, ein ster-

bendes Wieder auffl  ammen, das sich selbst als neue Le-

bensglut mißver steht …« Und an anderer Stelle dieses be-

merkenswerten Briefes meinte Th omas Mann: »Was heute 

in Deutschland wieder sein Haupt erhebt, die Mächte der 

Vergangenheit und der Gegenrevolution, wäre längst nicht 

mehr vorhanden, es wäre ausgetilgt worden, wenn nicht die 

deutsche Revolution von einer Gutmütigkeit gewesen wäre, 

die echt deutsch war und die wir nicht tadeln, sondern be-

wundern wollen. Aber die deutsche Republik muß den Glau-

ben an ihre Kraft und ihr Recht lernen; sie soll wissen, wie 

stark sie im Grunde ist und welche unerschütterten morali-

schen und geistigen Kräfte ihr auch heute zur Seite stehen, 

wo scheinbar das Feindliche triumphiert. Das ist Episode.«
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Th omas Mann irrte sich sehr. In Lippe-Detmold wa-

ren Hitler selbst, sein Propagandachef Dr. Goebbels, alle 

»Reichsredner« der Nazi-Partei, verstärkt durch Prinzen 

der ehemals regierenden Fürstenhäuser und greise Ex-

zellenzen, ordengeschmückte Fliegerhelden und biede-

re Innungsmei ster, zehn Tage lang von früh bis spät aktiv 

gewesen, hatten sich heiser geredet und jedem jedes ge-

wünschte Wahlverspre chen gegeben. Und mit diesem ge-

waltigen Propaganda-Ein satz war es den Nazis gelungen, 

knapp siebentausend Wäh lerstimmen zurückzugewinnen. 

Mit insgesamt 39   065 für die Liste der NSDAP angekreuz-

ten Wahlzetteln hatte die Hit ler-Partei zwar rund 3300 

Stimmen weniger bekommen als bei den »Traumwahlen« 

vom Juli 1932, aber dennoch die Scharte vom 6. November 

wieder ausgewetzt, und zwar auf Kosten der Deutschnatio-

nalen, die 3300 Wähler an die Nazis verloren, sowie durch 

Mobilisierung des »letzten Mütter leins«, das bisher über-

haupt nicht zur Wahlurne gegangen war. Denn die Linke, 

das Zentrum und die Deutsche Volkspartei hatten bei den 

Landtagswahlen am 15. Januar 1933 ebenfalls kräftige Ge-

winne zu verzeichnen, nur wurden diese überhaupt nicht 

beachtet.

Seltsamerweise brachte der kleine Zugewinn in Lippe-

Detmold der NSDAP nicht bloß einen – für die Gesamtlage 

im Reich unwichtigen – Achtungserfolg; vielmehr machte 

der von Dr. Goebbels zum triumphalen »Sieg der NSDAP« 

auf gebauschte Ausgang der lippischen Landtagswahlen 

alle An strengungen des Generals v. Schleicher zunichte, 
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eine Koali tion ohne Hitler zustande zu bringen: Geheimrat 

Hugenberg zog seine erst einen Tag zuvor gegebene »feste 

Zusage«, v. Schleichers Wirtschaftsminister zu werden, 

eilig zurück; Gregor Strasser mochte auch nicht mehr ins 

Kabinett eintre ten, weil er nun nicht mehr so sicher war, 

ob Frick, Röhm und Feder seinem Beispiel noch folgen 

würden; Oberst Os kar v. Hindenburg und Staatssekretär 

Meißner wurden sehr nachdenklich und fragten sich, ob 

sie mit ihrer Unterstützung des Generals v. Schleicher nicht 

aufs falsche Pferd gesetzt hät ten, und nur Gustav Noske 

rührte weiter die Trommel für den Kanzler-General, wo-

gegen der »Stahlhelm«-Führer Seldte, der noch einen Tag 

vor den lippischen Wahlen wegen der Ermordung zweier 

»Stahlhelm«-Kameraden durch »ver wilderte Strolche der 

Hitler-Partei« öff entlich schwerste Be schuldigungen gegen 

die SA erhoben hatte, Hugenbergs Bei spiel folgte und eilig 

Anschluß an die v. Papen-Hitler-Koalition gegen General v. 

Schleicher suchte.

Eine Woche später, am 22. Januar 1933, war die Mei-

nungsbildung in der Umgebung des Reichspräsidenten so-

weit fortgeschritten, daß man dort nur noch zwei Alternati-

ven sah: Entweder ließ man v. Schleicher weiterregieren, 

ohne Reichstag und nur gestützt auf die Bajonette der 

Reichswehr und das Vertrauen des 85jährigen Marschall-

Prä sidenten, wobei aus einer solchen Militärdiktatur in 

Bälde eine Monarchie zu machen wäre, weil Hindenburg 

ja nicht ewig leben würde; oder man mußte dem Drängen 

der Ostelbier, der Schwerindustrie, des Kronprinzen und 
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der Herren v. Papen, Hugenberg, Seldte und Schacht nach-

geben, v. Schleicher fallenlassen und Hitler zum Kanzler 

machen, natürlich nur unter der Bedingung, daß er sich 

mit lauter »sa lonfähigen«, nicht der NSDAP angehören-

den Männern umgab und die Anweisungen Hindenburgs 

– sprich: Meißners, v. Papens und des Präsidentensohns 

Oskar – artig be folgte.

Am Abend dieses 22. Januar stahlen sich zu später 

Stunde Oberst Oskar v. Hindenburg und Staatssekretär 

Dr. Meißner aus einem Hinterausgang des Präsidenten-

Palais in der Berli ner Wilhelmstraße, nahmen auf Geheiß 

Papens, der das Ganze arrangiert hatte, ein Taxi, »weil 

das weniger auff ällig war«, und fuhren hinaus in den vor-

nehmen Villenvorort Dahlem zu einem bis dahin in der 

Öff entlichkeit unbekann ten Nationalsozialisten, Joachim 

v. Ribbentrop.

Der ehemalige Oberleutnant v. Ribbentrop, seit 1932 Mit-

glied der NSDAP, war verheiratet mit einer reichen Erbin 

aus dem Hause Henkell, besaß – teils über die berühmte 

Sektkel lerei seines Schwiegervaters, teils über alte Kriegs-

kameraden wie Franz v. Papen – ausgezeichnete Verbin-

dungen zur alten Elite und galt wegen seiner Sprachkennt-

nisse und Auslands erfahrungen als diplomatischer Berater 

der NSDAP-Füh rung.

Als Meißner und Oskar v. Hindenburg in Ribbentrops 

Villa eintrafen, erwarteten sie dort nicht nur der Hausherr 

und Franz v. Papen, sondern auch Hitler, Göring, Himmler 

und Frick. Der Nazi-»Führer« hatte sich zu diesem heimli-
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chen Treff en über die hintere Gartenmauer des Ribben-

tropschen Grundstücks ins Haus geschlichen.

Kaum waren die beiden Herren aus dem Reichspräsi-

den ten-Palais eingetroff en, da nahm Hitler den Präsiden-

tensohn Oskar beiseite und bat ihn um ein Gespräch unter 

vier Augen. Und zu Meißners angeblich großem Erstaunen 

– wahrschein lich wußte er ganz genau, was Hitler mit Os-

kar v. Hindenburg zu besprechen gedachte – nahm dieser 

an. Er zog sich mit Hitler für etwa eine Stunde in ein abge-

legenes Zimmer zu rück.

»Was Hitler dem Präsidentensohn sagte, der nicht ge-

rade als heller Kopf oder starker Charakter galt, ist nie-

mals her ausgekommen«, bemerkt hierzu der Chronist des 

»Dritten Reiches«, William L. Shirer. »In NS-Kreisen nahm 

man all gemein an, daß Hitler sowohl mit Angeboten wie 

mit Dro hungen arbeitete, im Falle der letzteren mit der 

Andeutung, Oskars Rolle im Osthilfe-Skandal sowie die 

Steuerhinterzie hung von Gut Neudeck zu enthüllen. Über 

die Angebote las sen sich nur Vermutungen anstellen auf-

grund der Tatsache, daß dem Hindenburgschen Besitz ei-

nige Monate später fünftausend Morgen steuerfreies Land 

zugeschlagen wurden und daß Oskar im August 1934 vom 

Oberst zum General major befördert wurde.

Jedenfalls steht außer Frage, daß Hitler auf den Präsiden-

tensohn starken Eindruck machte. »Während der Heim-

fahrt«, so sagte Meißner später (beim Hauptkriegsverbre-

cher prozeß, bei dem der Gastgeber jenes denkwürdigen 

Abends, Joachim v. Ribbentrop, sowie zwei seiner Gäste, 
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Frick und Göring, zum Tode durch Erhängen verurteilt 

wurden), »war Oskar v. Hindenburg außergewöhnlich still. 

Seine einzige Bemerkung war, nun helfe alles nichts mehr 

– die NSDAP müßte in die Regierung aufgenommen wer-

den. Ich hatte das Gefühl, daß es Hitler gelungen war, ihn 

in seinen Bann zu ziehen«…«

Am nächsten Tag, dem 23. Januar 1933, ging General v. 

Schleicher zum Reichspräsidenten und bat Hindenburg 

um die erneute Reichstagsaufl ösung, weil er im Parlament 

keine Mehrheit zusammenbringen könne; man müsse, so 

meinte er, mit Notverordnungen weiterregieren. Meißner 

behauptete später, v. Schleicher hätte dem Feldmarschall-

Präsidenten die Umwandlung der Regierung in »eine Mili-

tärdiktatur« vorgeschlagen. Auf jeden Fall stand v. Schlei-

cher genau da, wo v. Papen sieben Wochen zuvor gestanden 

hatte und von seinem »Freund und Nachfolger« gestürzt 

worden war; nur hatten die beiden Erzintriganten inzwi-

schen die Rollen ge tauscht.

Hindenburg schüttelte dazu nur den Kopf und be-

fahl dem Kanzler-General, sich gefälligst weiter um eine 

Reichstags mehrheit zu bemühen. Natürlich wußten beide, 

daß dies ganz aussichtslos war; der Reichspräsident, der 

sich bereits entschlossen hatte, General v. Schleicher eben-

so fallenzulas sen wie zuvor General Groener, Heinrich Brü-

ning und Franz v. Papen, war sich nur noch nicht ganz im 

klaren darüber, wie es dann weitergehen sollte.

Alle seine Freunde lagen ihm in den Ohren, er solle Hitler 

zum neuen Reichskanzler ernennen: sein Sohn Oskar, sein 
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Staatssekretär Meißner, die ostelbischen Standesgenossen, 

die Industriellen des Ruhrgebiets und der Kronprinz; sogar 

die Kameraden vom »Stahlhelm«, der Geheimrat Hugen-

berg und andere Deutschnationale waren neuerdings für 

Hitler. Aber Hindenburg mochte diesen Schreihals nicht, 

der es nicht einmal zum Unteroffi  zier gebracht hatte und 

aus dem kleinbürgerlichen Milieu Österreich-Ungarns 

stammte. Hindenburg, der als junger Gardeoffi  zier 1866 

den Feldzug gegen die Österreicher mitgemacht hatte, hielt 

nichts von de ren soldatischen Fähigkeiten, und als preußi-

scher Junker mißtraute er Leuten, die »keinen Schliff « hat-

ten, nicht von Adel waren, nichts von Pferden verstanden, 

aber regieren wollten.

Auch die Reichswehr-Generäle waren, wie Hindenburg 

wußte, mehrheitlich gegen eine Kanzlerschaft Hitlers; wie es 

schien, hatten die Herren in der Bendlerstraße, dem Sitz der 

Reichswehr-Führung, bereits große Pläne für eine Militär-

diktatur geschmiedet und alle Ministerposten unter sich ver-

teilt. Sie waren voll Ehrgeiz und entschlossen, sich Genugtu-

ung zu verschaff en für die Demütigungen, die sie im Novem-

ber und Dezember 1918 hatten hinnehmen müssen.

An das deutsche Volk, das in seiner Mehrheit entschie-

den gegen eine Militärdiktatur und erst recht gegen eine 

Diktatur Hitlers und seiner SA war, dachte keiner von de-

nen, die da an einer neuen Regierung bastelten und dabei 

nur die eigenen Cliquen-Interessen im Auge hatten.

Aber das Volk brachte sich selbst in Erinnerung: Am 

25. Januar 1933 zogen noch einmal, wie einst, als es um 
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die Revolution und die sozialistische Einheit ging, lange 

Kolon nen mit roten Fahnen in die Berliner Innenstadt: 

Über 130   000 Gewerkschafter, Kommunisten, Sozialdemo-

kraten und Parteilose, marschierten aus den Proletarier-

vierteln des Nordens und Ostens, aus Neukölln, aus Span-

dau und ande ren, noch weiter entfernten Vororten in die 

City: unifor mierte Straßenbahner und Omnibusschaff ner, 

Arbeiter von der AEG, von Borsig, Osram und Siemens, 

von der Knorr-Bremse AG, vom Osthafen und sogar vom 

Stahl- und Walz werk Henningsdorf; die Setzer und Druk-

ker der Reichsdruckerei und der großen Zeitungsverlage 

hatten ihre Betriebs fahnen mitgebracht; Arbeiter-Sama-

riterbund und Rote Hilfe teilten am Straßenrand heiße 

Getränke aus, denn es war schneidend kalt; Reichsbanner, 

Rotfrontkämpferbund und Sozialistische Arbeiterjugend 

sicherten die Marschkolonnen gegen Überfälle, und soge-

nannte »fl iegende Abteilungen« des Massenselbstschutzes 

standen mit ihren Fahrzeugen als Eingreif-Reserve bereit. 

Bei 18 Grad Kälte und eisigem Wind demonstrierte die Ber-

liner Arbeiterschaft vier Stunden lang gegen die faschisti-

sche Herausforderung, und am selben Tag kam es auch in 

München, Augsburg, Dresden, Erfurt, Dort mund und in 

anderen Städten des Ruhrgebiets zu Protestmär schen und 

Massenkundgebungen gegen die Nazis und ihre reaktionä-

ren Verbündeten.

Es war ein letzter, verzweifelter Versuch, die Pläne der al-

ten Geld- und Macht-Elite zu durchkreuzen, die entschlos-

sen schien, die katastrophale Wirtschaftslage und die Ohn-
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macht der durch die jahrelange Massenerwerbslosigkeit 

geschwächten Arbeiterschaft zur Errichtung einer faschisti-

schen Diktatur auszunutzen, und die lieber den Staat ei-

nem Abenteurer vom Schlage Hitlers ausliefern wollte als 

zu ris kieren, daß sich die Republik nach der Überwindung 

der bald abfallenden Krise konsolidieren könnte.

Es demonstrierten indessen an diesem eiskalten Januar-

tag des Jahres 1933 nicht mehr – wie im frühen Januar 1919 

– zweihundertfünfzig- bis dreihunderttausend Arbeiter 

Ber lins, sondern allenfalls die Hälfte, und sie waren auch 

nicht mehr bewaff net. Über die Gründe dieser enormen 

quantitati ven und qualitativen Verschlechterung der Situa-

tion des Ber liner Proletariats – und erst recht der Arbei-

terschaft anderer industrieller Ballungsgebiete des Reichs, 

wo die Lage noch ungünstiger war – lohnt es sich, einen 

Augenblick nachzu denken, auch darüber, daß sich die An-

zahl und Bewaff nung der gegnerischen Streitkräfte gewal-

tig vermehrt hatten.

Vierzehn Jahre zuvor waren die Freikorps nur durch rück-

sichtslosen Einsatz schwerer Waff en – etwa beim Sturm auf 

das von angeblichen Spartakisten besetzte »Vorwärts«-Ge-

bäude – imstande gewesen, den bewaff neten Widerstand 

der Berliner Arbeiterschaft zu brechen. Aber die Politik 

der SPD-Führung, wie sie von Ebert, Scheidemann, Noske, 

Wels und anderen konsequent betrieben worden war, hat-

te nicht nur, wie beabsichtigt, die soziale Revolution rasch 

ab gewürgt, sondern auch die parlamentarische Demokra-

tie und die sozialen Reformen, um derentwillen Ebert das 
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Bündnis mit den Konterrevolutionären eingegangen war, 

denjenigen auf Gnade oder Ungnade überantwortet, die 

nicht nur die rote Revolution, sondern auch die sich ihnen 

ausliefernde schwarz-rot-goldene Republik haßten »wie 

die Sünde«. Nach den verfrühten und gescheiterten Ver-

suchen, der Re publik gewaltsam den Garaus zu machen, 

hatten die alten Mächte abgewartet, bis der durch den Grö-

ßenwahn und die Machtgier der wilhelminischen Militärs 

in den Graben gefah rene Karren mühsam aus dem Dreck 

gezogen und wieder einigermaßen instand gesetzt worden 

war. Sie hatten sich damit begnügt, die gutmütige, ihre Tod-

feinde wacker mä stende Republik zu schmähen und der-

weilen die Bürger kriegsarmeen aufzubauen, mit der sie sie 

zu vernichten ge dachten. Die Weltwirtschaftskrise, die für 

Deutschland be sonders schwere Folgen hatte, war für diese 

Pläne das Start zeichen zur Mobilmachung, und der erste 

Silberstreifen am Horizont, der das Abklingen der Kata-

strophe und den baldi gen Rückgang der Massenarbeitslo-

sigkeit ankündigte, gab das Signal zum Angriff . Der Sturm 

auf die Republik begann; die sie schützen sollten, die aus 

den Freikorps gebildeten Reichswehr-Divisionen, standen 

Gewehr bei Fuß und be trachteten sich als Eingreif-Reserve 

der Angreifer. Und die Linken, die die Republik verteidigen 

wollten, waren durch Hunger und Elend dezimiert und 

ohne Waff en, zudem un einig, was ihre Führer betraf.

Denn während sich die alten Mächte nur noch darüber 

stritten, wer nach der Errichtung der Diktatur dieses oder 

je nes Ressort übernehmen sollte, beschuldigten sich die 
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Führer der SPD und KPD gegenseitig – und gemeinsam die 

Führer des Zentrums –, durch ihr jeweiliges Verhalten dem 

Faschis mus Vorschub zu leisten. Hatte nicht die SPD jedes 

Bündnis mit den Kommunisten abgelehnt? Waren nicht 

schon Ver handlungen mit Schleicher im Gange? Konspi-

rierte nicht be reits der »Bluthund« Noske mit den Gene-

ralen? Und wei gerte sich die SPD-Führung etwa nicht, den 

Massenstreik vorzubereiten?

So fragten die führenden Männer der KPD, und vom 

SPD-Vorstand kam die Antwort: Ihr habt im November 

1932, beim Streik der Berliner Verkehrsbetriebe, zusammen 

mit den Nazis die Beschlüsse der Gewerkschaftsführung sa-

botiert – mit euch setzen wir uns nicht an einen Tisch!

(Tatsächlich war der Streik bei der Berliner Verkehrsge-

sell schaft, der BVG, von der kommunistischen Führung be-

schlossen worden. Vordergründig ging es dabei um die Ab-

wendung einer schon angekündigten Kürzung der Löhne 

und Krankengelder. Die strategische Absicht der KPD war 

je doch, durch die Lahmlegung des Straßenbahn-, Omnibus- 

und U-Bahn-Verkehrs eine allgemeine Streikbewegung in 

Gang zu bringen, damit der Regierung v. Papen den Garaus 

zu machen und bei den bevorstehenden Reichstagswahlen 

am 6. November 1932 einen Sieg der Linken unter ihrer Füh-

rung zu erreichen. Von den rund 22   000 BVG-Arbeitern, die 

dann fast vollzählig in den Streik traten, waren aber allen-

falls zweitausend Kommunisten; im Streikausschuß saßen 

Vertre ter aller Richtungen, auch der »Nationalsozialisti-

schen Be triebszellen-Organisation«, deren Führung nicht 
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gewagt hat te, gegen die spontane Arbeitsniederlegung zu 

stimmen oder gar als Streikbrecher aufzutreten, was für 

die Berliner NSDAP verheerende Folgen gehabt hätte. Un-

ter starkem Druck der rechten SPD-Führung und der mit 

ihr eng verbun denen Leitung der BVG und des Allgemei-

nen Deutschen Gewerkschaftsbundes [ADGB] nahm die 

Hälfte der BVG-Arbeiter nach wenigen Tagen die Arbeit 

wieder auf; Nazis und Kommunisten, aber auch ein Teil der 

sozialdemokrati schen Arbeiter, streikten noch einige Tage 

lang weiter, und dies wurde von SPD und ADGB zum Anlaß 

genommen, je des Kampfbündnis mit der KPD grundsätz-

lich abzulehnen.)

Am 28. Januar 1933, einem Samstag, begann ein Wochen-

ende, das nicht nur über die Geschicke Deutschlands in 

den folgen den zwölf Jahren entschied, sondern auch über 

den Frieden in der Welt. Hätten die Führer von SPD, ADGB 

und KPD, aber auch die des katholischen Zentrums, deren 

schon weit gediehene Koalitionsverhandlungen mit den 

Nazis inzwi schen gescheitert waren, damals gewußt, was 

sie und ihre Anhänger erwartete – richtiger: Hätten sie in 

vollem Umfang geglaubt, was sie aus Hitlers Buch »Mein 

Kampf«, aus den »Boxheimer Dokumenten« und aus den 

vielen anderen Äu ßerungen und Taten der Nazis längst 

wissen mußten –, dann wären sie vielleicht doch noch zum 

Widerstand bereit gewe sen, hätten es vorgezogen, auf den 

Barrikaden zu sterben, an statt in Folterkellern, KZ-Bun-

kern und Gasöfen. Aber nur sehr wenige glaubten, daß es 
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wirklich so schlimm werden würde, wie die Nazis es ihnen 

tagtäglich ankündigten. Und diese wenigen Männer und 

Frauen wußten, daß sie allein zu schwach waren, Wider-

stand zu leisten.

An diesem Sonnabend, dem 28. Januar 1933, gab Reichs-

präsident Paul v. Beneckendorff  und v. Hindenburg seinem 

Reichskanzler General Kurt v. Schleicher den Laufpaß. Er 

verweigerte ihm die erbetene Aufl ösung des Reichstags 

und nahm die Demission des Gesamtkabinetts an. Dabei 

meinte er immerhin: »Ich stehe mit einem Fuß im Grabe 

und weiß nicht recht, ob ich nicht diese Entscheidung spä-

ter im Him mel bereuen werde …«

Die Antwort v. Schleichers, überliefert von General Kurt 

v. Hammerstein-Equord, damals Chef der Heeresleitung, 

soll gelautet haben: »Nach diesem Vertrauensbruch, Exzel-

lenz, bin ich nicht sicher, ob Sie in den Himmel kommen 

werden.« Es ist indessen wenig wahrscheinlich, daß sich 

der intrigante und in Untreue und Vertrauensbrüchen trai-

nierte General zu solchen Aussprüchen wirklich hat hinrei-

ßen las sen, denn er blieb weiter mit dem Reichspräsiden-

ten in Kon takt und bemühte sich, den Ablauf der Entschei-

dungen ein wenig mitzubestimmen.

Noch war nämlich der Reichspräsident nicht bereit, dem 

vereinten Drängen der ostelbischen Standesgenossen, Indu-

striekapitäne und »Stahlhelm«-Kameraden nachzugeben 

und Hitler zum Nachfolger v. Schleichers zu ernennen. Er, 

der Generalfeldmarschall, Schloßherr und Großgrundbesit-

zer, hervorgegangen aus dem exklusiven 3. Garderegiment 
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zu Fuß, konnte sich vorerst nicht dazu entschließen, einen 

ge rade erst eingebürgerten ehemaligen Gefreiten der Land-

wehr-Reserve ohne erlernten Beruf zum Kanzler zu ernen-

nen, einen Kerl, für dessen Beauftragung sich zwar neuer-

dings auch sein Sohn Oskar einsetzte, aber off enbar nur aus 

Angst, genau wie die wegen ihrer auf nicht ganz korrekte 

Weise erlangten Osthilfe-Millionen bangenden Ostelbier. 

Der alte Herr beschloß, noch einmal mit Oskar unter vier 

Augen zu sprechen, und was er dabei, zumindest andeu-

tungsweise, erfuhr, scheint den letzten Ausschlag gegeben 

zu haben: Hitler hatte bei seiner Unterredung unter vier 

Augen dem Präsidentensohn zu verstehen gegeben, daß es 

außer der Verwicklung in den Osthilfe-Skandal auch noch 

sehr private Dinge gab, die für Oberst Oskar v. Hindenburg 

den Ruin be deuten konnten, wenn Hitler, der darüber genau 

informiert war, sie der Öff entlichkeit bekanntgeben würde.

Noch am Sonntag, dem 29. Januar, hatte der greise Reichs-

präsident dem General v. Hammerstein erklärt, zwar hätte 

jetzt sogar v. Schleicher ihm geraten, Hitler zum Kanzler zu 

ernennen, und es wäre ja auch schon Herr v. Papen von ihm 

offi  ziell beauftragt worden, die Möglichkeiten zur Bildung 

einer neuen Reichsregierung unter Führung Hitlers, aber 

streng »im Rahmen der Verfassung«, gründlich zu sondie-

ren; aber er, Hindenburg, beabsichtige dennoch nicht, die-

sen »österreichischen Gefreiten« mit der Kanzlerschaft zu 

be trauen.

(Es ist wichtig, sich zu merken, woran Hindenburg, sei-

ne Umgebung und die ganze auf Hitlers baldige Ernen-
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nung drängende alte Elite off enbar keinen oder jedenfalls 

nicht vor rangig Anstoß nahmen. Es störte sie anscheinend 

nicht oder zumindest weniger, daß Hitler nach seiner 

»Machtergrei fung« sogleich ein Terror-Regime errichten 

und »Köpfe rol len« lassen wollte; daß er Konzentrations-

lager für seine poli tischen Gegner zu schaff en und sie der 

Brutalität seiner SA und SS auszuliefern gedachte und daß 

Juden-Pogrome, wie schon ein paarmal geprobt, zur ständi-

gen Einrichtung wer den sollten; das größte Hindernis, das 

ihrer Meinung nach der Ernennung Hitlers zum Kanzler im 

Wege stand, war sein Mannschaftsdienstgrad, seine klein-

bürgerliche Herkunft, seine eindeutige Nichtzugehörigkeit 

zur alten Führungs schicht.)

Am nächsten Tag, am Morgen des 30. Januar 1933, einige 

Minuten nach 11 Uhr, entschloß sich der Reichspräsident, 

dem Rat seines Sohns zu folgen. Seufzend gab er Staats-

sekre tär Meißner den Auftrag, die bereits ungeduldig war-

tenden – und untereinander schon fast wieder uneinigen 

– Herren, die das künftige »Kabinett der nationalen Kon-

zentration« bilden sollten, aus der Wohnung des Ex-Kanz-

lers v. Papen herüber ins Reichspräsidentenpalais zu ho-

len. Und nachdem die neuen Minister, auch etliche schon 

bisherige, mit einiger Ver spätung eingetroff en, Hindenburg 

vorgestellt, von ihm zur Einigkeit ermahnt und auf die Ver-

fassung vereidigt worden waren, konnte Staatssekretär 

Meißner – wie schon so oft seit 1919, als er den Dienst in 

der Wilhelmstraße bei Ebert ange treten hatte – die neue 

Kabinettsliste bekanntgeben:



328

Adolf Hitler, Führer der NSDAP, wurde Reichskanzler; 

Franz v. Papen übernahm das Vizekanzler-Amt und zu-

gleich das des Reichskommissars für das Land Preußen. 

Reichsau ßenminister blieb, wie bisher, Konstantin Frei-

herr v. Neurath. Neuer Reichsinnenminister wurde der 

NSDAP-Frak tionsvorsitzende im Reichstag, Dr. Wilhelm 

Frick. Das Fi nanzministerium behielt Lutz Graf v. Schwe-

rin-Krosigk. Zum neuen Reichswirtschaftsminister war 

Geheimrat Dr. Alfred Hugenberg, Führer der Deutschna-

tionalen, er nannt worden, zum neuen Reichsarbeitsmini-

ster der »Stahlhelm«-Bundesführer Franz Seldte. Post- und 

Verkehrsmini ster blieb Paul Freiherr Eltz v. Rübenach. Der 

nationalsozia listische Präsident des Reichstags, Haupt-

mann a.    D. Her mann Göring, wurde Reichsminister ohne 

Geschäftsbereich und Reichskommissar für die Luftfahrt, 

und zum neuen Reichspressechef wurde Hitlers bisheriger 

»Wirtschaftsbe auftragter«, Dr. Walter Funk, ernannt. Das 

Justizressort blieb zunächst unbesetzt; eine Woche später 

wurde der bishe rige Justizminister, der Deutschnationa-

le Dr. Franz Gürtner, in seinem Amt bestätigt, und das so 

wichtige, weil über die Streitkräfte gebietende Reichswehr-

ministerium war schon am Morgen des 30. Januar 1933, ei-

nige Stunden vor der Er nennung der anderen Minister, mit 

General Werner v. Blomberg neu besetzt worden. Und das 

hatte seine besonderen Gründe gehabt:

Am Vorabend der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler 

hatten die Führer der Nazipartei in Dr. Goebbels’ Wohnung 

den »Polterabend der Machtergreifung« gefeiert, als Göring 
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mit einer Nachricht hereingeplatzt war, die er von Werner 

v. Alvensleben, seinem Verbindungsmann zu v. Schleicher, 

erhalten hatte: Ein Reichswehr-Putsch sei im Gange; Schlei-

cher und General v. Hammerstein hätten bereits die Potsda-

mer Garnison mobilisiert, wollten Hindenburg nach Neu-

deck abschieben und eine Militärdiktatur errichten.

Daraufhin wurden die Naziführer von Panik ergriff en. 

Graf Helldorff  alarmierte die Berliner SA; Hitler wies den 

ihm ergebenen Polizeimajor Wenke an, sofort sechs Batail-

lone Sicherheitspolizei bereitzuhalten, um notfalls die Wil-

helmstraße zu besetzen. Vor allem aber wurde der für das 

Amt des Reichswehrministers im Kabinett Hitler vorgese-

hene General v. Blomberg, der das Deutsche Reich auf der 

Genfer Abrüstungskonferenz vertreten hatte, eilig zurückge-

rufen, und als Blomberg am Morgen des 30. Januar gegen 

8 Uhr in Berlin eintraf, empfi ngen ihn auf dem Bahnsteig 

zwei Offi  ziere mit sich widersprechenden Weisungen: der 

eine, Major v. Kuntzen, Adjutant des Generals v. Hammer-

stein, übermittelte v. Blomberg den Befehl, sich unverzüg-

lich beim Chef der Heeresleitung zu melden, der andere, 

Oberst Oskar v. Hindenburg, brachte Order, der General 

solle sofort vom Bahnhof aus beim Reichspräsidenten er-

scheinen.

General v. Blomberg befolgte den Befehl Hindenburgs, 

traf kurz nach 8 Uhr früh beim Reichspräsidenten ein, wur-

de sogleich zum neuen Reichswehrminister ernannt und 

verei digt, unterzeichnete einen schon vorbereiteten Tages-

befehl, der den Kommandowechsel der Truppe bekannt-
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gab, und damit war sichergestellt, daß die Reichswehr 

nicht mehr für Schleicher putschen, sondern der neuen 

Regierung Hitler mi litärischen Beistand leisten würde.

Der neue Reichswehrminister, seit 1911 Generalstabsoffi  -

zier, von 1927 bis 1929 Chef des Truppenamts, dann Befehls-

haber im Wehrkreis I (Ostpreußen), war unter dem Einfl uß 

seines Stabschefs, Oberst Walter v. Reichenau, der zu den 

begeisterten Anhängern Hitlers zählte, für eine Unterstüt-

zung der Nazi-Bewegung gewonnen worden. Mit seiner Er-

nennung zum Chef jener einst von Ebert und Noske zum 

Schutz der parlamentarischen Demokratie vor dem Sozialis-

mus geschaff enen Truppe waren die Würfel gefallen. Nun 

stand der faschistischen Diktatur die bewaff nete Macht, 

die die Republik von Anfang an zum antirepublikanischen 

»Staat im Staate« hatte werden lassen, als Herrschaftsin-

strument zur Verfügung. Das gab angesichts der Verteilung 

der Kräfte den Ausschlag, denn den nationalsozialistischen 

Kampfverbän den wäre die deutsche Linke in einem bluti-

gen Bürgerkrieg damals noch gewachsen gewesen; gegen 

SA, SS, »Stahlhelm« und Reichswehr hatte sie keine Chance 

mehr, zumal auch die starken Polizeikräfte ihrer Kontrolle 

entglitten waren.

Dies hat auch Hitler dann off en zugegeben. Im Septem-

ber 1933 erklärte er auf dem Nürnberger Reichsparteitag 

der NSDAP in Nürnberg: »Wenn das Heer nicht in den Ta-

gen unserer Revolution auf unserer Seite gestanden hätte, 

dann stünden wir heute nicht hier!«
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10. … und wie er sich etablierte

Der erste Tag des »Dritten Reiches« – Montag, der 

30. Januar 1933 – verlief zunächst äußerlich ganz ruhig. 

Die meisten der politisch interessierten Menschen in 

Deutschland waren an fangs entweder vor Entsetzen wie 

gelähmt oder, soweit sie sich von den Verheißungen der 

Nazi-Propaganda hatten be tören lassen, halb betäubt vor 

Glück. Die aktiven Mitglieder der Linksparteien, insbeson-

dere die Kommunisten, waren überzeugt davon, daß sich 

SPD und KPD nun zum gemein samen Kampf, zum Gene-

ralstreik und zum bewaff neten Wi derstand entschließen 

würden. Das Bürgertum und die An gehörigen der alten 

Geld- und Machtelite setzten ihr Ver trauen in die Reichs-

wehr und in das starke deutschnationale Übergewicht in 

der neuen Regierung, die sich ihrerseits zur ersten Ka-

binettssitzung versammelte und darüber beriet, wie sie 

sich die vom Reichspräsidenten geforderte Mehrheit im 

Reichstag verschaff en könnte.

Drei Wege boten sich an: Neuwahlen, wie Hitler sie ver-

langte – doch dagegen waren die Deutschnationalen, die 

be fürchteten, dabei weitere Stimmen an die NSDAP zu 

verlie ren; sodann eine Koalition mit der Zentrumspartei, 

aber die lehnten die Nazis ab, obwohl das die einzige legale 

Alterna tive war, denn NSDAP und Deutschnationale ver-

fügten im Reichstag nur über 247 von insgesamt 583 Sitzen, 
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und zur Mehrheit konnten ihnen nach Lage der Dinge nur 

die 70 Zen trums-Abgeordneten verhelfen.

Die dritte Möglichkeit, die Hugenberg befürwortete, war 

ein Verbot der Kommunistischen Partei und die – verfas-

sungswidrige – »Einziehung« der einhundert KPD-Reichs-

tagsmandate, wodurch das Kabinett Hitler-v. Papen auch 

ohne die Stimmen des Zentrums eine knappe Mehrheit 

er langt hätte. Doch Hitler bestand auf Neuwahlen, und er 

setzte sich schließlich durch: Am nächsten Tag erklärte er, 

seine Verhandlungen mit den Zentrumsführern seien an de-

ren »unmöglichen« Forderungen gescheitert; er versprach 

hoch und heilig, auch bei einem noch so großen Wahlsieg 

sei ner Partei an der Zusammensetzung des Kabinetts 

nichts zu ändern, und erlangte so die seufzende Zustim-

mung seiner Minister und auch Hindenburgs zur Aufl ösung 

des vor noch nicht drei Monaten gewählten Reichstags und 

die Ausschrei bung von Neuwahlen für den 5. März 1933.

Diesen seinen ersten Triumph als Regierungschef ver-

dankte Hitler vor allem der geschickten Regie seines Propa-

gandaleiters Dr. Goebbels, der schon am späten Nachmit-

tag und Abend des 30. Januar die nationalsozialistischen 

Kampf verbände zu gewaltigen Siegesfeiern und Fackelzü-

gen mobili siert hatte. In Berlin, wohin Zehntausende von 

SA-Männern aus den umliegenden Provinzen eilig zusam-

mengezogen worden waren, hatte ein stundenlanger Vor-

beimarsch der Braunhemden an der Reichskanzlei seinen 

Eindruck auf die deutschnationalen und parteilosen Mit-

glieder des Kabinetts nicht verfehlt, zumal dabei die Forde-
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rungen Hitlers in Sprechchören zum »Ausdruck des Volks-

willens« erhoben wurden.

In der Nacht vom 30. zum 31. Januar 1933 kam es in Berlin 

und in den meisten großen Städten des Reiches aber auch zu 

eindrucksvollen Massenkundgebungen der Hitler-Gegner. 

An vielen Orten – so in Düsseldorf, Wuppertal, Duisburg, 

Chemnitz, Kaiserslautern, in Oberschlesien, aber auch in 

Hamburg, Köln, Leipzig, Mannheim, Karlsruhe, München 

und Stuttgart, demonstrierten Anhänger von KPD und SPD, 

wehrten gemeinsam Überfälle der SA auf Gewerkschafts - 

und Partei-Häuser erfolgreich ab und vertrieben die in 

die Arbeiterviertel eingedrungenen Schlägerkolonnen der 

Nazis. Noch gab es im Volk eine große Bereitschaft, dem 

Faschis mus Widerstand zu leisten, die sozialistische Ein-

heit wieder herzustellen und durch einen Generalstreik, zu 

dem von seiten der kommunistischen Führung bereits auf-

gerufen worden war, das Kabinett Hitler-v. Papen wieder 

zu stürzen. Aber die Führung des Allgemeinen Deutschen 

Gewerkschafts bundes und der Parteivorstand der SPD wie-

sen alle Bündnis angebote der Kommunisten zurück, forder-

ten ihre Mitglie der zu strengster Disziplin und »Besonnen-

heit« auf und warnten dringend davor, sich zu Gewaltakten 

oder Streiks provozieren zu lassen. In den ersten Februar-

tagen veranstal tete die Sozialdemokratische Partei zahl-

reiche Massenkund gebungen – so im Berliner Lustgarten, 

wo am 7. Februar mehr als zweihunderttausend Menschen 

zusammenström ten –, um unter der Parole Bereitsein ist al-

les! von »ungestü men und voreiligen Aktionen« abzuraten. 
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SPD und Gewerk schaften müßten, so hieß es, »mit beiden 

Füßen fest auf dem Boden der Verfassung und Gesetzlich-

keit« bleiben und auf jede Provokation der neuen, mit le-

galen Mitteln an die Macht gekommenen Rechtsregierung, 

insbesondere auf jede Ge waltanwendung, verzichten.

Während so die allerletzte Chance vertan wurde, dem 

Fa schismus den geschlossenen Widerstand einer einigen 

Linken entgegenzusetzen und ihn, notfalls mit Gewalt, zu 

beseiti gen, ehe er sich fest etablieren konnte, begannen die 

Nazis ei nen Wahlkampf, bei dem sie erstmals die gesamten 

Propa ganda- und Machtmittel des Staates für ihre Zwecke 

einsetzen konnten.

»Nun ist es leicht, den Kampf zu führen«, schrieb Dr. 

Goebbels am 3. Februar in sein Tagebuch, »denn wir kön-

nen alle Mittel des Staates für uns in Anspruch nehmen. 

Rund funk und Presse stehen uns zur Verfügung. Wir wer-

den ein Meisterstück der Agitation liefern. Auch an Geld 

fehlt es na türlich diesmal nicht.«

Ein paar Tage später, am 20. Februar, fl oß noch erheblich 

mehr Geld in die Kassen der NSDAP. Bei einem Empfang im 

Reichstagspräsidenten-Palais gewannen Hitler und Göring 

mit Unterstützung von Hjalmar Schacht auch noch diejeni-

gen Großindustriellen für sich, die – wie Gustav Krupp v. 

Bohlen und Halbach – kurz zuvor noch gezögert und lie-

ber auf Schleicher gesetzt hatten. Hitler versprach den 

Wirt schaftsbossen, den Marxismus zu »erledigen« und die 

Ge werkschaften zu zerschlagen, zudem in raschem Tem-

po wie deraufzurüsten. Göring sprach anschließend von 
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»fi nanziel len Opfern«, die im Hinblick auf die bevorste-

henden Reichs tagswahlen von der Wirtschaft noch einmal 

gebracht werden müßten, und er fügte hinzu: »Das Opfer 

wird um so leichter zu tragen sein, wenn man sich vor Au-

gen hält, daß diese Wah len bestimmt die letzten sein wer-

den, mindestens in den näch sten zehn Jahren, wahrschein-

lich aber in den nächsten hun dert Jahren.«

Das hörten die Herren gern. Gustav Krupp v. Bohlen und 

Halbach sprang auf und drückte in bewegten Worten den 

Naziführern den »Dank« der Industrie »für diese klare Dar-

stellung« aus. Dann ging Hjalmar Schacht, wie er im Nürn-

berger Kriegsverbrecherprozeß später aussagte, »mit dem 

Hut herum« und sammelte drei Millionen Reichsmark ein.

Zwei Tage später, am 22. Februar 1933, verstärkten die 

Nazis ihren Wahlkampf noch auf ganz andere Weise: Her-

mann Göring, der als neuer preußischer Ministerpräsident 

schon alle republikanisch gesinnten höheren Beamten des 

Landes, insbesondere die sozialdemokratischen Ober-, Re-

gierungs- und Polizeipräsidenten – ausgenommen Gustav 

Noske, der erst im Oktober 1933 in Pension ging – amtsent-

hoben und durch SA- und SS-Führer ersetzt hatte, ernann-

te an diesem Tag zehntausend ausgesuchte Angehörige des 

»Stahlhelms« sowie vierzigtausend Mitglieder der natio-

nal sozialistischen Kampfverbände zu »Hilfspolizisten«. 

Zu gleich befahl er der Exekutive, »unter allen Umständen« 

jedwede Einmischung in die Aktivitäten der »nationalen 

Ver bände« zu unterlassen, hingegen »staatsfeindlichen 

Organi sationen gegenüber keine Gnade walten zu lassen«. 



337

Die Polizei sollte gegen Marxisten mit der gebotenen »Här-

te« vorgehen und rücksichtslos von der Waff e Gebrauch 

ma chen.

Das war die Legalisierung des Terrors, der an vielen 

Orten bereits begonnen hatte. Aber waren bisher die Po-

lizisten noch im Zweifel gewesen, ob sie einzuschreiten 

hätten, wenn sie aus den »Vernehmungskellern« der SA-

Stammkneipen die Schmerzens- und Hilferufe Gefolterter 

vernahmen, so wuß ten sie nun, daß es ihre Pfl icht war, ein-

fach wegzuhören. So nahmen die willkürlichen Festnah-

men und viehischen Miß handlungen politischer Gegner 

durch braununiformierte »Hilfspolizisten« in erschrecken-

dem Maße zu, und mancher Nazi benutzte die Gelegenheit, 

auch private Streitigkeiten und selbst Familienzwist mit 

Totschläger und Pistole zu »re geln«.

Bei alledem war es erstaunlich, daß von seiten der durch 

den wachsenden Terror herausgeforderten Linken kein or-

ga nisierter Widerstand sichtbar wurde. Noch am Tage nach 

der »Machtergreifung« – die in Wahrheit eine Machter-

schleichung gewesen war –, am 31. Januar 1933, hatte sich 

Goeb bels notiert: »In einer Unterredung mit dem Führer 

legen wir die Richtlinien im Kampf gegen den roten Terror 

fest. Vor läufi g wollen wir von direkten Gegenmaßnahmen 

absehen. Der bolschewistische Revolutionsversuch muß 

zuerst einmal auffl  ammen. Im geeigneten Moment wer-

den wir dann zu schlagen.« Doch nun waren schon mehr 

als drei Wochen ver gangen, ohne daß die Linke einen Re-

volutionsversuch unter nommen hatte; bis zum Tag der 
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Wahlentscheidung, dem 5. März, verblieb nur noch wenig 

mehr als eine Woche, und noch immer war nichts »auf-

gefl ammt«. Man hatte die Ge werkschaften und die Links-

parteien, vor allem die KPD, nach allen Regeln der Kunst 

provoziert, ihre Versammlungen entweder verboten, poli-

zeilich aufgelöst oder von SS-Kommandos sprengen lassen; 

die kommunistischen Zeitun gen waren auf unbestimmte 

Zeit verboten, die sozialdemo kratischen Blätter immer 

wieder behindert und beschlag nahmt worden. Man hat-

te Tausende von linken Funktionä ren, Flugblattverteilern 

und Plakatierern verhaftet und brutal mißhandelt; minde-

stens 51 – wahrscheinlich weit mehr – wa ren dabei ums Le-

ben gekommen. Aber der von den Führern der Nazi-Partei 

herbeigesehnte, weil für die entscheidende Reichstagswahl 

zur Mobilisierung auch der letzten bürgerli chen und bäu-

erlichen Wähler dringend benötigte »Aufstand der roten 

Horden« schien auszubleiben.

Am 23. Februar ließ Hermann Göring das Karl-Lieb-

knecht-Haus, den offi  ziellen Sitz der Parteizentrale der 

KPD in Berlin, polizeilich besetzen. Achtundvierzig Stun-

den lang durchsuchten Hunderte von schwerbewaff neten 

Beamten, verstärkt durch SA und SS, jeden Winkel des von 

Panzerwa gen umstellten, hermetisch abgeriegelten Gebäu-

des am Bülowplatz. Doch sie fanden nichts, ausgenommen 

einige Stapel älterer Propagandabroschüren, die im Keller 

liegengeblieben waren, als die kommunistische Parteilei-

tung die Räumung der Zentrale angeordnet hatte und in 

den Untergrund gegan gen war.
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Es nützte wenig, daß Göring erklärte, diese Schrif-

ten seien »Beweise« für eine unmittelbar bevorstehende 

»bolschewisti sche Revolution«, und daß Dr. Goebbels aus 

dem Fundort der Broschüren, dem Papierkeller, sogleich 

»Katakomben« machte. Die Öff entlichkeit und selbst die 

bürgerlichen Mini ster im Kabinett zeigten sich wenig be-

eindruckt. Zur Aufstachelung der mittelständischen Wäh-

lerschichten und ihrer Gewinnung für die Hitler-Partei 

reichte das von Göring prä sentierte Altpapier nicht aus.

Aber dann, drei Tage später, am 27. Februar 1933, beka-

men die Nazi-Führer doch noch, was sie sich so sehr ersehn-

ten: Ein durch Brandstiftung hervorgerufenes Großfeuer 

im Reichstag, das den deutschen Bürgern als »Signal zum 

Auf stand« der Kommunisten gedeutet werden konnte!

Am Abend dieses 27. Februar wurde Reichspräsident 

v. Hindenburg von seinem Freund und Berater, dem Vize-

kanzler v. Papen, im feudalen »Herren-Club« bewirtet, von 

wo aus man das Reichstagsgebäude gut im Blick hatte. Hit-

ler war zu Gast bei Familie Goebbels in deren Wohnung am 

Reichskanzlerplatz; dort – so jedenfalls vermerkte Dr. Goeb-

bels in seinem Tagebuch – »plauderte man gemütlich und 

ließ Schallplatten spielen«. Als telefonisch die Nachricht 

kam, daß im Reichstag Feuer ausgebrochen sei, weigerte 

sich Goebbels angeblich, diese »tolle Phantasiemeldung« 

zu glau ben oder gar »dem Führer« damit den gemütlichen 

Abend zu verderben. Papen und Hindenburg hingegen, die 

mit eigenen Augen die Flammen aus der Reichstagskuppel 

schlagen sa hen, fuhren eilig ins Präsidentenpalais zurück. 
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Vizekanzler v. Papen begab sich alsdann zum Reichstag, 

wo er Göring traf, der ihm schon entgegenrief: »Das kann 

nur ein Attentat der Kommune gegen unsere neue Regie-

rung sein!«

Wenig später trafen auch Hitler und Goebbels am Ort 

des Geschehens ein. Bereits auf dem Weg zum Reichstag 

hatte Goebbels dem »Führer« erklärt: »Es besteht kein 

Zweifel, daß die Kommune hier einen letzten Versuch un-

ternimmt, durch Brand und Terror Verwirrung zu stiften!« 

Und Hitler, bebend vor Erregung, soll – so Rudolf Diels, 

damals Chef der Geheimen Staatspolizei – beim Eintref-

fen am brennenden Reichstag erklärt haben: »Es gibt jetzt 

kein Erbarmen! Wer sich in den Weg stellt, wird niederge-

macht! Das deutsche Volk wird für Milde kein Verständnis 

haben. Jeder kommu nistische Funktionär wird erschossen, 

wo er angetroff en wird; die kommunistischen Abgeordne-

ten müssen noch in dieser Nacht aufgehängt werden! Alles 

ist festzusetzen, was mit den Kommunisten im Bunde steht 

– auch gegen Sozial demokraten und Reichsbanner gibt es 

jetzt keine Schonung mehr!«

Noch in derselben Nacht wurden tatsächlich Massenver-

haftungen vorgenommen – nach Angaben von Gestapo-

Chef Diels etwa viertausend, nach den Feststellungen der 

Kom munistischen Partei mehr als zehntausend –, obwohl 

es keine Beweise für eine Beteiligung der KPD an dem An-

schlag gab, schon gar nicht für eine Mitwisserschaft der ver-

hafteten Funktionäre, von denen die meisten später in die 

Konzentra tionslager und dort ums Leben kamen. Es gab 
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lediglich einen dringend Tatverdächtigen: einen im Reichs-

tagsgebäude fest genommenen jungen holländischen An-

archisten, Marinus van der Lubbe, der wegen Brandstif-

tung vielfach vorbestraft und auch beim Einkauf größerer 

Mengen des Anzündemittels »Die fl eißige Hausfrau« beob-

achtet worden war. Noch heute streiten die Zeitgeschicht-

ler darüber, ob van der Lubbe – der später aufgrund eines 

erst nach der Tat erlassenen Gesetzes zum Tode verurteilt 

und hingerichtet wurde – allein und aus eigenem Antrieb 

das Feuer gelegt habe oder ob der Plan von Göring oder 

Goebbels oder beiden ausgeheckt und von ei nem SA-Trupp 

(unter Führung des später auf Hitlers Befehl ermordeten 

Berliner Stabschefs Karl Ernst) von Görings Reichstagsprä-

sidenten-Palais aus unter Benutzung des unter irdischen 

Verbindungsgangs zum Hauptgebäude ausgeführt worden 

sei. Sicher ist nur zweierlei, nämlich daß weder die KPD 

noch eine andere linke Gruppe mit der Brandstiftung et-

was zu tun hatte und daß die Nazi-Führer den Reichstags-

brand zum hochwillkommenen Vorwand nahmen, die Ver-

fassung praktisch außer Kraft zu setzen, den Terror zu ver-

vielfachen und gleichzeitig, unter ungeheurem Propagan-

daaufwand, den Bürgern das Schreckgespenst eines »bol-

schewistischen Aufstands« an die Wand zu malen, vor dem 

Hitler allein sie noch würde retten können.

Durch eine Notverordnung, die Hindenburg – nach v. 

Papens Worten »wenig bewegt« von der Aufregung über 

den Brand des Reichstags – am 28. Februar unterzeichnete 

und die sofort in Kraft trat, wurden »Beschränkungen der 
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persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungsäu-

ßerung ein schließlich der Pressefreiheit, des Vereins- und 

Versamm lungsrechtes, Eingriff e in das Brief-, Post-, Tele-

graphen- und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von 

Haussuchungen und von Beschlagnahme sowie Beschrän-

kungen des Eigen tums auch außerhalb der sonst hierfür 

bestimmten Grenzen« für zulässig erklärt, und die Behör-

den, einschließlich ihrer »Hilfspolizisten«, machten von 

diesen die Grundrechte auf hebenden Vollmachten eifrig 

Gebrauch.

Der »Amtliche Preußische Pressedienst« beeilte sich, 

noch am selben Tage mitzuteilen, es seien »Dokumente« 

aufgefun den worden, die die »völlig erwiesene und aku-

te Gefahr« ei nes kommunistischen Aufstands bezeugten: 

»Durch ein un menschliches … System maßlosen kommuni-

stischen Terrors sollte Deutschland in das Chaos gestürzt 

werden. Mordan schläge gegen einzelne Führer des Volkes 

und Staates, Atten tate gegen Eisenbahnen, lebenswichtige 

Betriebe und öff entli che Gebäude«, – beispielsweise den 

Reichstag – »Vergiftun gen ganzer Gruppen … und das Ab-

fangen von Geiseln, Frauen und Kindern hervorragender 

Männer, sollten Furcht und Entsetzen über das Volk bringen 

und jeden Wider standswillen des Bürgertums lähmen.«

Es erübrigt sich fast, zu erwähnen, daß die von Göring  

ver sprochene Veröff entlichung der – angeblich kommu-

ni sti schen – »Dokumente, die die Notwendigkeit aller 

getroff e nen Maßnahmen belegen« sollten, unterblieb. Sie 

wurden weder vor noch nach den Reichstagswahlen je-



343

mals publiziert. Doch dafür waren die Drohungen, die der 

preußische Mini sterpräsident ausstieß – »Ich habe keine 

Gerechtigkeit aus zuüben, sondern nur zu vernichten und 

auszurotten!«, er klärte der zu »Gerechtigkeit gegen jeder-

mann« eidlich ver pfl ichtete Minister am 3. März in Frank-

furt am Main –, durchaus real: Es hagelte »Schutzhaft«-

Befehle; Tausende von Kommunisten, Sozialdemokraten 

und mißliebigen Libe ralen, aber auch einige christliche 

Gewerkschafter und Zentrumspolitiker wurden einge-

sperrt, mißhandelt und nicht sel ten auf sadistische Weise 

zu Tode gequält. Die linke, aber auch die bürgerlich-libe-

rale Presse, war häufi ger verboten, als daß sie erscheinen 

konnte, und die öff entlichen Rundfunkan stalten verwan-

delten sich in reine Propaganda-Sender der Nazi-Partei.

Unter diesen Umständen war das Ergebnis der Reichs-

tagswahl vom 5. März 1933 für Hitler eine Prestigefrage; die 

einfache Mehrheit für seine Partei sollte das mindeste sein. 

Ja, der »Tag der Nation«, wie Goebbels den Wahlsonntag 

pathe tisch genannt hatte, hätte der Regierung Hitler-v. Pa-

pen-Hugenberg-Seldte, dem Kabinett der »nationalen Kon-

zentration«, eigentlich eine Zweidrittelmehrheit bringen 

müssen, so groß war einerseits der Terror, anderseits der 

Propagandaaufwand.

Noch am Vorabend der Wahl hatte Hitler im ostpreußi-

schen Königsberg eine von allen deutschen Rundfunksen-

dern übertragene Abschlußrede gehalten und den deut-

schen Wäh lern versprochen, die Arbeitslosigkeit ebenso 

zu beseitigen wie den »roten Terror«, im deutschen Osten 
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wieder für ge rechte Grenzen zu sorgen und das Reich von 

den Fesseln des »Schanddiktats« von Versailles zu befrei-

en, »Ruhe und Ord nung« mit starker Hand zu wahren, den 

Bolschewismus aus zurotten und jedwede Not zu bannen.

»Als er am Ende davon spricht«, so vermerkte Goebbels 

in seinem Tagebuch, »daß der Reichspräsident und er sich 

die Hände gereicht hätten, der eine, der Ostpreußen als 

Feldmar schall vom Feinde befreite, während der andere un-

terdessen als einfacher Grenadier im Westen seine Pfl icht 

tat, da liegt über der ganzen Versammlung eine feierliche 

Stille, Rührung und tiefste Ergriff enheit. Mächtig klingt in 

den Schlußakkord der Rede das Niederländische Dankge-

bet, in der letzten Stro phe übertönt vom Glockenläuten 

des Königsberger Doms. Über den Rundfunk schwingt die-

se Hymne durch den Äther über ganz Deutschland.«

Indessen ging die Wahl am »Tag der Nation« keines-

wegs so aus, wie Hitler und Goebbels es sich erhoff t hat-

ten. Zwar er hielt die NSDAP rund 3,5 Millionen Stimmen 

mehr als bei den Reichstagswahlen vom Juli 1932, verfehl-

te aber mit nur 43,9 Prozent Stimmenanteil die absolute 

Mehrheit. Schlim mer noch war es, daß SPD und KPD nur 

geringe Einbußen zu verzeichnen hatten; daß Zentrum 

und Bayerische Volkspartei sogar etwas stärker geworden 

waren und daß im ganzen gese hen der Stimmenzuwachs 

der Nazi-Partei nicht zu Lasten der Linken, auch nicht auf 

Kosten der »System«-Parteien der »Weimarer Koalition« 

gegangen war. Vielmehr hatten vor al lem die bäuerlichen 

und kleinbürgerlichen Splitterparteien ihre Wähler an die 
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NSDAP verloren, und auch von den Deutschnationalen wa-

ren Teile ihrer bisherigen Wählerschaft zu den Nazis abge-

wandert, was aber durch Wahlbündnisse mit Gruppen wie 

dem »Württembergischen Bauern- und Weingärtnerbund« 

hatte einigermaßen ausgeglichen werden können.

Immerhin verfügte die Regierung Hitler-v. Papen-Hu-

genberg im neuen Reichstag über eine knappe Mehrheit, 

denn die NSDAP hatte nun insgesamt 288 der insgesamt 

566 Man date; die als »Kampff ront Schwarz-Weiß-Rot« an-

getretenen Deutschnationalen waren mit 52 Abgeordneten 

vertreten, und zusammen ergab das ein Übergewicht von 

18 Stimmen.

Das schien zwar für eine Diktatur, wie die Nazis sie an-

strebten, bei weitem nicht genug, da eine die parlamentari-

sche Demokratie beseitigende Verfassungsänderung eine 

Zweidrittelmehrheit im Reichstag und in der Länderkam-

mer, dem Reichsrat, benötigte. Aber Hitler, Göring und der 

am 13. März 1933 zur Belohnung für seine außerordentli-

chen Anstrengungen und Einfälle im Wahlkampf zum 

»Reichsmi nister für Volksaufklärung und Propaganda« 

ernannte Goeb bels fanden schnell einen – wie sie fanden: 

genialen – Ausweg:

Der neue Reichstag sollte sich selbst entmachten, der 

Re gierung alle Vollmachten erteilen, künftig ohne Parla-

ment Gesetze zu erlassen und dann in die Ferien gehen. 

Die für ein solches Ermächtigungsgesetz nötige Zweidrit-

telmehrheit war durch die »Abwesenheit« aller 81 kommu-

nistischen und eini ger der verhafteten SPD-Abgeordne-
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ten schon beinahe zu er reichen; die etwa noch fehlenden 

Stimmen ließen sich durch massive Einschüchterung ge-

winnen. Und im Reichsrat war eine ausreichende Mehrheit 

dadurch zu erreichen, daß man die sich noch sträubenden 

Länderregierungen kurzerhand absetzte, was am 6. März 

geschah. Von nun an regierten in den widerspenstigen 

Ländern »Reichsstatthalter« genannte Kommissare, und 

nur in Preußen, wo Hermann Göring Mi nisterpräsident 

geworden war, machte man es umgekehrt und verabschie-

dete den Reichskommissar v. Papen, der fortan ein macht- 

und daher einfl ußloses Schattendasein als rein dekora tiver 

Vizekanzler führte. Seine und auch Hugenbergs Rolle, die 

Zustimmung Hindenburgs zu sichern, übernahmen nun 

Staatssekretär Meißner und Oberst Oskar v. Hindenburg, 

die Hitlers Wünschen so weit entgegenkamen, daß sie er-

klärten, eine Mitwirkung des greisen Reichspräsidenten 

werde nur noch bei dem Ermächtigungsgesetz selbst, da-

nach aber nicht mehr nötig sein.

Den noch vorhandenen Widerstand bei einigen Konser-

va tiven, Zentrumsführern und Reichswehrgeneralen so-

wie bei Hindenburg selbst brach Hitler unter Mitwirkung 

von Goebbels und Göring durch ein propagandistisches 

Meister stück: Die Eröff nung des neuen Reichstags, den die 

Nazis für alle Zeiten zu entmachten gedachten, verlegten 

sie – das Ge bäude des Parlaments in Berlin war ja durch 

das Großfeuer unbenutzbar geworden – in die Potsdamer 

Garnisonskirche, wo die Gebeine des »Alten Fritz« ruhten, 

wo alle Hohenzol lern nach ihm ihre Siegesfeiern abgehal-
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ten hatten und wo Hindenburg 1866 als junger Gardeleut-

nant bei einem Te deum zugegen gewesen war. Auch das 

Datum des Spektakels, der 21. März, hatte symbolische 

Bedeutung, denn an diesem Tag des Jahres 1871 hatte Bis-

marck den ersten Reichstag des wilhelminischen Kaiser-

reichs eröff net. Nun sollte das »Dritte Reich« mit einer 

prunkvollen Zeremonie beginnen, die deut lich anknüpfte 

an Preußens Gloria und die glanzvolle Epoche des Eisernen 

Kanzlers, und dazu wurde alles aufgeboten, was es noch an 

Relikten aus der Kaiserzeit gab: der frühere Kronprinz und 

die Marschälle, Admirale und Generäle Wil helms II.; der 

Feldmarschall August v. Mackensen, Jahrgang 1849, in Hu-

sarenuniform; das diplomatische Korps in gold betreßten 

Galauniformen, und natürlich als Hauptfi gur der greise 

Reichspräsident mit Pickelhaube, Schwarzem Adler orden 

und Marschallstab. Hindenburg durfte den leeren Ses sel 

Wilhelms II. in der Kaiserloge ehrfurchtsvoll grüßen und 

eine kurze Ansprache verlesen, die in dem Wunsch gipfelte: 

»Möge der Geist dieser altehrwürdigen Stätte auf die heu-

tige Generation übergehen, möge er uns von Selbstsucht 

und Par teihader befreien und uns im Nationalbewußtsein 

zum Segen eines stolzen, freien und geeinten Deutschland 

zusam menschließen!«

Der alte Herr hatte Tränen in den Augen, wie Goebbels 

in seinem Tagebuch triumphierend vermerkt hat, und mit 

Rüh rung hörte er sich Hitlers Rede an, die – wie William 

L. Shirer es treff end formuliert hat – »in raffi  nierter Weise 

darauf abge stimmt (war), Sympathie und Vertrauen unter 
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der glanzvol len Schar von Vertretern des alten Regimes zu 

wecken«:

»Weder der Kaiser noch die Regierung noch das Volk ha-

ben den Krieg (von 1914–18) gewollt«, verkündete der in Cut 

und Zylinder erschienene »Führer« mit viel Pathos. »Nur 

der Verfall der Nation, der allgemeine Zusammenbruch 

zwangen ein schwaches Geschlecht wider das eigene bes-

sere Wissen und gegen die heiligste innere Überzeugung, 

die Behauptung unserer Kriegsschuld hinzunehmen!«

Dann wandte sich Hitler mit ergebenem Blick dem stock-

steif in seinem Sessel sitzenden Hindenburg zu und erklär-

te:

»In einer einzigartigen Erhebung hat das Volk in wenigen 

Wochen die nationale Ehre wiederhergestellt, und dank Ih-

rem Verstehen, Herr Generalfeldmarschall, die Vermählung 

vollzogen zwischen den Symbolen der alten Größe und der 

jungen Kraft. Wir erheben uns vor Ihnen, Herr Generalfeld-

marschall. Heute läßt Sie die Vorsehung Schirmherr sein 

über die neue Erhebung unseres Volkes!«

»Daraufhin schritt Hitler mit allen Zeichen der Demut 

auf den Präsidenten zu, den er noch vor Ablauf der Woche 

seiner politischen Macht zu berauben gedachte«, berichtet 

William L. Shirer, der als amerikanischer Zeitungskorre-

spondent da mals Augenzeuge dieses Schauspiels war. »Er 

verbeugte sich tief vor ihm und ergriff  seine Hand. Im Blitz-

licht der Fotoap parate und unter dem Surren der Filmka-

meras, die Goebbels zusammen mit Mikrophonen an stra-

tegischen Stellen postiert hatte, wurde der feierliche, das 
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neue mit dem alten Deutsch land verbindende Händedruck 

des deutschen Generalfeld marschalls und des österreichi-

schen Gefreiten für das Volk und die Welt aufgenommen, 

damit sie es sehen und hören sollten.«

Und zu dem schnöden Verrat, den Hitler an Hinden-

burg, Hindenburg an der Republik und ihrer Verfassung 

zu bege hen im Begriff  standen, zu all dem anderen Treu-

Das Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933
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bruch, den einige der anwesenden Politiker und Genera-

le, teils schon be gangen hatten, teils bereits planten, ließ 

das Glockenspiel der Garnisonkirche »Üb’ immer Treu und 

Redlichkeit …« er tönen, schossen die Kanonen den Ehren-

salut und erklangen die Trommelwirbel der aufgezogenen 

Wache. Offi  ziere in Paradeuniform senkten die Fahnen der 

Traditionsregimen ter; preußischer Stechschritt ließ das 

alte Gemäuer erzittern, und der französische Botschafter 

André François-Poncet, der dabei war, meinte zu dem, was 

er an diesem Tag in Potsdam gesehen und gehört hatte:» 

Wie sollte Hitlers Sprache nicht an das Herz jener Männer 

rühren, die sich als Hüter wahrer preußischer Tradition 

fühlten, an das Herz Hindenburgs und seiner Freunde, der 

monarchistischen Junker und Barone, Hugenbergs und sei-

ner Deutschnationalen … ? Werden sie noch zögern können, 

ihm volles Vertrauen zu schenken, alle seine Forderungen 

zu erfüllen und ihm die Vollmachten zu gehen, die er ver-

langt?«

Natürlich zögerten sie nicht.

Zwei Tage später, am 23. März 1933, diesmal in der Kroll-

Oper, legte Hitler dem Reichstag ein »Gesetz zur Be hebung 

der Not von Volk und Reich« vor, dessen fünf kurze Ab-

schnitte alle verfassungsmäßigen Rechte des Parlaments 

für die Dauer von vier Jahren auf die Reichsregierung über-

trugen. Die vom Kabinett beschlossenen Gesetze sollten 

vom Reichskanzler »ausgefertigt« werden und »von der 

Reichs verfassung abweichen können«. Diese völlige Ent-

machtung der Volksvertretung schloß mit einer Feststel-
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lung, die nur als Hohn verstanden werden kann: »Im übri-

gen«, hieß es näm lich, werde »die Einrichtung des Reichs-

tages nicht berührt«.

»Die Zahl der Fälle, in denen eine innere Notwendigkeit 

vorliegt, zu einem solchen Gesetz die Zufl ucht zu nehmen, 

ist an sich eine begrenzte«, beruhigte Hitler das »Hohe 

Haus«, und er fügte hinzu, daß sich im Grunde nichts än-

dern werde. Der Reichspräsident, die Länder und selbstver-

ständlich auch die Kirchen blieben in ihren Rechten unbe-

rührt.

Zum Schluß kam dann aber doch noch eine unmiß ver-

ständliche Drohung: Seine Regierung, sagte der Reichs-

kanz ler, mit bedeutungsvollem Blick zu den Zentrums-

führern, verlange eine klare Entscheidung. Sie erwarte die 

Zustim mung des Parlaments, denn »sie bietet den Parteien 

des Reichstages die Möglichkeit einer ruhigen Entwicklung 

und einer sich daraus in Zukunft anbahnenden Verständi-

gung. Die Regierung ist aber ebenso entschlossen und be-

reit, die Bekundung der Ablehnung und damit die Ansage 

des Wider standes entgegenzunehmen. Mögen Sie, meine 

Herren, nunmehr selbst entscheiden über Frieden oder 

Krieg!«

Die Herren entschieden sich, teils begeistert, teils zö-

gernd, mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit für den 

Frieden mit Hitler und damit für das Ermächtigungsge-

setz, das den »böhmischen Gefreiten« zum allmächtigen 

Diktator machte und die Demokratie beseitigte. Zentrum 

und Bayerische Volkspartei beugten sich, wie Prälat Kaas 
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ausführte, dem Gebot der Stunde; der Zentrumsabgeord-

nete Heinrich Brü ning übte Fraktionsdisziplin. Die Libera-

len – man konnte sie an den Fingern einer Hand abzählen, 

und einer von ihnen war der Abgeordnete Th eodor Heuß 

– gaben dem Ermächti gungsgesetz ebenfalls ihre Zustim-

mung, wenngleich mit vie len inneren Vorbehalten, wie sich 

versteht. Die 81 Kommuni sten wurden nicht gefragt; sie be-

fanden sich größtenteils in Haft, waren über die Grenze ins 

Ausland gefl üchtet oder hielten sich im Untergrund ver-

steckt. Und für die anwesen den 94 Abgeordneten der SPD 

– 26 weitere waren teils in Haft, teils schon im Exil – erklär-

te Otto Wels mit großer Würde, daß die Sozialdemokratie 

dem Gesetz die Zustimmung verweigern müsse; die SPD 

sei »zwar wehrlos, aber nicht ehrlos«.

Und er fügte hinzu: »Wir deutschen Sozialdemokraten 

be kennen uns in dieser historischen Stunde feierlich zu 

den Grundsätzen der Menschlichkeit und Gerechtigkeit, 

der Frei heit und des Sozialismus. Kein Ermächtigungsge-

setz kann Ih nen die Macht geben, Ideen zu zerstören, die 

ewig und unzer störbar sind.«

Das waren schöne Worte, und es gehörte gewiß Mut 

dazu, sie zu diesem Zeitpunkt auszusprechen. Aber schon 

durch ihre Teilnahme an der »historischen Stunde« dieser 

Abstim mung bekundete die SPD, daß sie das Ermächti-

gungsgesetz für nicht verfassungswidrig hielt; daß sie be-

reit war, die Rolle einer staatsloyalen Opposition auch in 

einer Hitler-Diktatur zu übernehmen, und daß sie keinen 

erkennbaren Anstoß nahm an der verfassungswidrigen Be-
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hinderung der zahlrei chen Abgeordneten der Linken, auch 

ihrer eigenen Fraktion, die unter Verletzung ihrer Immu-

nität in Haft gehalten wur den. Darüber wie über so vieles 

andere, was mit Hilfe der SPD oder mit ihrer Duldung zur 

Errichtung der faschisti schen Diktatur geführt hatte – von 

der Aufstellung der kon terrevolutionären Freikorps bis zu 

der strikten Weigerung, eine antifaschistische Aktionsge-

meinschaft mit den Kommu nisten einzugehen –, konnten 

auch die schönsten und wür digsten Worte nicht hinweg-

täuschen.

Hitler antwortete Otto Wels mit einer leidenschaftlichen 

und, wie es schien, improvisierten Rede:

»Spät kommt ihr, doch ihr kommt!« rief er den Sozialde-

mokraten zu. »Die schönen Th eorien, die Sie, Herr Abge-

ord neter, soeben hier verkündeten, sind der Weltgeschich-

te etwas zu spät mitgeteilt worden. Vielleicht hätten Ihre 

Erkenntnis se, praktisch angewandt vor Jahren, die heutigen 

Klagen von Ihnen erspart… Dem deutschen Arbeiter werden 

wir Natio nalsozialisten von jetzt an die Bahn frei machen zu 

dem, was er fordern und verlangen kann. Wir Nationalso-

zialisten werden seine Fürsprecher sein; Sie, meine Herren, 

sind nicht mehr benötigt! … Verwechseln Sie uns nicht mit 

einer bürgerlichen Welt! Sie meinen, daß Ihr Stern wieder 

aufgehen könnte. Meine Herren, der Stern Deutschlands 

wird aufgehen, und Ihrer wird sinken. Sie sagen, daß Ihre 

Bewegung nicht gebro chen worden sei. Das war die Zeit, in 

der die deutsche Arbei terschaft in Ihnen noch etwas ande-

res sah, als Sie heute sind … Was im Völkerleben morsch 
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und alt und gebrechlich wird, das vergeht und kommt nicht 

wieder … Ich brauche Ihre Stimmen nicht. Ich kann Ihnen 

nur sagen: Ich will auch gar nicht, daß Sie dafür stimmen! 

Deutschland soll frei werden, aber nicht durch Sie!«

Danach wurde abgestimmt. 441 Abgeordnete der NS-

DAP, der Deutschnationalen, der Deutschen Volkspartei 

und ande rer rechter Splittergruppen, des Zentrums und 

der Bayeri schen Volkspartei sowie der Staatspartei, wie 

sich die Demo kraten jetzt nannten, stimmten für das Ge-

setz, das Hitler mehr Vollmachten gab, als der Kaiser oder 

auch Bismarck, Ebert und Hindenburg je gehabt hatten; 94 

Sozialdemokra ten stimmten dagegen. Kaum hatte Reichs-

tagspräsident Hermann Göring das Ergebnis bekanntgege-

ben, da sprangen die 288 NSDAP-Abgeordneten von ihren 

Sitzen auf und san gen, zusammen mit der SA, die auf den 

Tribünen saß, mit er hobenem rechten Arm das »Horst-

Wessel-Lied«. Die bür gerlichen Abgeordneten sahen dem 

Schauspiel betreten zu; sie wußten, daß sie nun nicht mehr 

benötigt wurden. Deutschland war keine schwarz-rot-gol-

dene Republik mehr, sondern eine faschistische Diktatur 

unter dem Hakenkreuz.

Daran änderte auch die Tatsache nichts, daß sich das 

deut sche Volk gerade erst mehrheitlich gegen eine solche 

Ent wicklung ausgesprochen und, trotz allem Terror, nur 

zu we nig mehr als einem Drittel für die Hitler-Diktatur ge-

stimmt hatte. Man konnte fortan allenfalls noch darüber 

nachden ken, wie es dennoch zum Untergang der Republik 

gekom men war.
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Ein Resumée solchen Nachdenkens fi ndet sich in Karl 

Dietrich Brachers Standardwerk »Die Aufl ösung der 

Weima rer Republik«. Bracher schreibt: »Auch heute noch 

geistert durch die Apologien trotziger oder enttäuschter Be-

teiligter die Behauptung, Hitler sei am 30. Januar 1933 völlig 

›legal‹ nach den Grundsätzen der parlamentarischen Re-

publik zur Macht gekommen: der Republik also, auf die er 

seinen dann tausend fach gebrochenen Eid geschworen hat. 

Die Berufung auf den formalen Vorgang verfälscht den wah-

ren Charakter dieses Regierungswechsels. Es waren durch-

aus unverantwortliche, außerverfassungsmäßige Exponen-

ten politischer und wirt schaftspolitischer Bestrebungen und 

Illusionen, die Hitler die Macht in die Hände spielten. Die 

rechtmäßig politisch ver antwortlichen Instanzen dagegen, 

vor allem die Parteien, der Reichstag und der Reichspräsi-

dent, ließen sich von diesen Vorgängen ausschalten oder 

irreführen. Der Geist dieses Re gierungswechsels war dem 

Sinne der Verfassung gänzlich zu wider. Man war sich gera-

de auf nationalsozialistischer Seite jetzt und in der Folgezeit 

mit zynischer Off enheit klar, daß die Legalität, ›nur die äu-

ßere Ordnungsmäßigkeit der Ereignisse‹ betreff en und ›ih-

ren wahrhaft revolutionären Charak ter nicht in Frage‹ stel-

le. Denn Hitlers ›Ernennung war selbst verständlich legal im 

Sinne der äußeren Buchstabentreue, aber niemand wird be-

haupten, daß es dem inneren Sinn der Weimarer Verfassung 

entsprochen hätte, daß hier ihr ge schworener Feind an die 

Spitze des Reiches gestellt würde‹.«
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Mit der Verabschiedung des »Ermächtigungsgesetzes« 

durch den sich damit entmachtenden Reichstag begann die 

Phase der »Gleichschaltung«, und der erste Schlag traf die 

Länder, deren Rechte »unangetastet« zu lassen Hitler ge-

rade erst fei erlich versprochen hatte. Die Landtage wurden 

aufgelöst, neue »Volksvertretungen« nicht gewählt, son-

dern einfach er nannt, und zwar auf der Grundlage der letz-

ten Reichstags wahlergebnisse in den einzelnen Ländern, 

wobei die für die Kommunisten abgegebenen Stimmen un-

ter den Tisch fi elen. Die Ein- und Absetzung von Landes-

regierungen wurden den Reichsstatthaltern übertragen, 

und einige Monate später, am 30. Januar 1934, beseitigte 

Hitler mit einem Federstrich die Reste der Föderalstruktur, 

indem er die Landesregierungen und ihre »Parlamente« 

ganz abschaff te, die Reichsstatthalter der Dienstaufsicht 

des Reichsinnenministers Dr. Frick unter stellte und die 

Hoheitsrechte der Länder dem Reich über trug.

Der nächste Schlag traf die Gewerkschaften. Zum 1. Mai, 

den Hitler zum »Feiertag der nationalen Arbeit« erklär-

te, gab es zunächst gewaltige, von Dr. Goebbels geschickt 

insze nierte Massenkundgebungen, und die Nazi-Führer 

machten den Arbeitern ungeheuere Versprechungen. Am 

Tag darauf, am 2. Mai 1933, wurden nach einem schon am 

21. April in al len Einzelheiten festgelegten Plan sämtliche 

Gewerkschafts häuser im Deutschen Reich von bewaff ne-

ter SA besetzt, alle Vermögenswerte der Gewerkschaften 

beschlagnahmt und die meisten ADGB-, aber auch zahlrei-

che christliche Gewerk schaftsfunktionäre in »Schutzhaft« 
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genommen, zum Teil schwer mißhandelt und größtenteils 

in die Konzentrationsla ger verschleppt, die in allen Teilen 

Deutschlands eingerichtet worden waren.

Unter den Verhafteten befanden sich auch diejenigen 

ADGB-Führer, die sich – wie Th eodor Leipart und Peter 

Graßmann sowie andere rechte Sozialdemokraten – bei 

den Nazis angebiedert und zu den von Goebbels propagandi-

stisch vorbereiteten nationalsozialistischen Mai-Kundge-

bungen mit aufgerufen hatten. Hitlers Organisationsleiter 

und »Stabschef« Dr. Robert Ley, der zum Führer einer neu-

en, die Gewerkschaften ersetzenden »Deutschen Arbeits-

front« (DAF) ausersehen war, meinte dazu: »Die Leiparts 

und Graßmanns mögen mit noch so viel Heuchelei dem 

Füh rer ihre Ergebenheit erklären – sie sitzen besser hinter 

Schloß und Riegel!« Und der deutschen Arbeiterschaft, die 

mangels einer entschlossenen Führung der Zerschlagung 

der mächtig sten Gewerkschaftsorganisation der Welt ta-

tenlos zugesehen hatte, versicherte Dr. Ley wenige Tage 

später bei seiner An trittsrede als Leiter der DAF: »Eure Ein-

richtungen sind uns Nationalsozialisten heilig! Ich selbst 

bin ein armer Bauern sohn und kenne die Not …, kenne die 

Ausbeutung durch die anonyme Macht des Kapitals. Arbei-

ter! Ich schwöre euch, ihr werdet nicht nur alles bereits Be-

stehende behalten, wir wer den sogar noch den Schutz und 

die Rechte des Arbeiters wei ter ausbauen!«

Genau fünfzehn Tage später, am 17. Mai 1933, erließ die 

Hitler-Regierung ein Gesetz, das mit dem im Kaiserreich 

schwer erkämpften Tarifvertragsrecht Schluß machte. 
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Von Hitler eingesetzte »Treuhänder der Arbeit« konnten 

künftig ohne Mitsprache der Arbeiterschaft sämtliche 

»Bedingungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen« 

in ihrem jeweiligen Wirtschaftsbereich rechtsverbindlich 

festlegen und alle er forderlichen Maßnahmen »zur Siche-

rung des Arbeitsfrie dens« treff en. Für die Metallindustrie 

des rheinisch-westfäli schen Industriegebiets wurde Fritz 

Th yssen, Chef des größ ten Stahlkonzerns und langjäh-

riger Förderer Hitlers, zum »Treuhänder der Arbeit« be-

stellt; auch in allen anderen Be reichen übernahmen ent-

weder die Konzernherren selbst oder ihre Verbandsjuri-

sten diese Ämter. Das Streikrecht wurde beseitigt, und es 

gab künftig auch keine gewählten Betriebs räte mehr. Dr. 

Ley versprach den Industriellen, »dem natur gegebenen 

Führer eines Betriebs, das heißt dem Unterneh mer, die 

absolute Führung wiederzugeben«. Jahrelang hätten sich 

die Fabrik- und Zechenherren an den »Herrn im Hause«, 

den von den Arbeitern gewählten Betriebsrat, wenden 

müs sen. Jetzt aber seien wieder sie selbst »Herr im Hau-

se«! Künf tig werde es auch in den Betrieben nur noch das 

»Führerprin zip« geben, demzufolge der »Betriebsführer«, 

also der Eigen tümer oder sein Beauftragter, allein zu be-

fehlen und die »Ge folgschaft«, also die Arbeiter und An-

gestellten, zu gehorchen hätten. Ohne Betriebsrat, ohne 

Gewerkschaften, ohne Tarif- und Streikrecht und mit ih-

nen genehmen »Treuhändern der Arbeit« wären die Un-

ternehmer nunmehr mit einer Autorität ausgestattet, wie 

sie sie noch niemals seit den Tagen des Früh kapitalismus 
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gehabt hätten. Und alles dies verdankten sie dem »Füh-

rer« Adolf Hitler.

Es gab noch manches, wofür die deutschen Unterneh-

mer dem neuen Kanzler dankbar sein konnten, denn er 

ließ sie, nachdem er die Gewerkschaften zerschlagen und 

die Be triebsräte sowie das Tarifrecht abgeschaff t hatte, 

völlig in Ruhe. Die Programmpunkte 11 bis 21 der NSDAP, 

die noch aus dem Jahre 1920 stammten und viele Vertreter 

der alten Geld- und Machtelite verschreckt hatten – »… 11. 

Abschaff  ung des arbeits- und mühelosen Einkommens… 72. 

… rest lose Einziehung aller Kriegsgewinne. 13. … Verstaat-

lichung aller (bisher) bereits vergesellschafteten (Trusts) 

Betriebe. 14. … Gewinnbeteiligung an Großbetrieben. 15. … 

großzü gigen Ausbau der Altersversorgung … 16. … soforti-

ge Kom munalisierung der Groß-Warenhäuser … 17. … eine 

unseren nationalen Bedürfnissen angepaßte Bodenreform, 

Schaff ung eines Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung 

von Boden für gemeinnützige Zwecke, Abschaff ung des Bo-

denzinses und Verhinderung jeder Bodenspekulation. 18. 

… rücksichtslosen Kampf gegen diejenigen, die durch ihre 

Tätigkeit das Gemein interesse schädigen … 19 … Ersatz für 

das der materialisti schen Weltordnung dienende römische 

Recht … 20. … Aus bildung besonders veranlagter Kinder 

armer Eltern auf Staatskosten … 21. … Verbot der Jugend-

arbeit…«–, wur den nicht verwirklicht; sie hatten nur dem 

Stimmenfang ge dient.

Nein, an Sozialismus, an die »soziale Revolution«, dach-

te die Hitler-Regierung ebensowenig wie einst Ebert. Im 

Olaf
Hervorheben
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Ge genteil: Nachdem sie bereits die Kommunistische Par-

tei auf gelöst und alle KPD-Funktionäre, derer sie habhaft 

werden konnte, in den Konzentrationslagern »unschädlich 

gemacht« hatte, war sie darangegangen, auch die SPD zu 

zerschla gen.

Den Vorwand dafür lieferten diejenigen Spitzenfunktio-

näre der Sozialdemokratischen Partei, die den Anbiede-

rungskurs der rechten Vorstandsmehrheit nicht mehr 

mitma chen wollten und vom tschechoslowakischen Karls-

bad aus zum Widerstand gegen den Nazi-Terror auff order-

ten. Es nützte dem rechten Rumpf-Vorstand nichts, daß er 

im Laufe des Monats Mai 1933 vor Hitler eine tiefe Verbeu-

gung nach der anderen machte, im Reichstag am 17. Mai mit 

den Stim men aller noch in Berlin verbliebenen 65 SPD-Ab-

geordneten das außenpolitische Programm der Hitler-Re-

gierung billigte, sodann den Austritt der SPD aus der Sozia-

listischen Arbei ter-Internationale erklärte und schließlich 

den Prinzipienver rat und die Würdelosigkeit so weit trieb, 

alle jüdischen Ge nossen aus den Vorständen auszustoßen. 

Es half auch nichts, daß beispielsweise der SPD-Landes-

vorstand in Württemberg am 10. Mai allen sozialdemokra-

tischen Mandatsträgern emp fahl, »ihre Tätigkeit in einem 

Sinne auszuüben, der keinen Zweifel an dem guten Willen 

zuläßt, die politische Neubil dung Deutschlands nach den 

Plänen des Nationalsozialismus zu unterstützen«. Dieser 

opportunistische, maßgeblich von dem früheren langjähri-

gen Reichstagspräsidenten Paul Lobe bestimmte Kurs be-

wirkte lediglich, daß die Nazis den letzten Respekt vor der 
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SPD verloren und ihr nur noch ein paar Tage Gnadenfrist 

einräumten, wohl um zu sehen, wie tief diese un ter Füh-

rung August Bebels und Wilhelm Liebknechts einst so stol-

ze und mächtige Partei noch sinken würde. Doch als dann 

am 18. Juni 1933 die ersten Exemplare einer im Klein format 

und auf dünnstem Papier gedruckten Zeitung, des »Neuen 

Vorwärts«, von Karlsbad aus ins Reich geschmuggelt wur-

den und ihren Weg in die Arbeiterviertel der Großstädte 

und industriellen Ballungsgebiete fanden, verfügte Hitler 

die Aufl ösung der SPD und schärfstes Vorgehen gegen ihre 

Ka der. Etwa dreitausend sozialdemokratische Funktionäre 

wurden verhaftet und in die Konzentrationslager einge-

liefert. Gleichzeitig wurde die SA zu Einschüchterungsak-

tionen er muntert, und zwischen dem 22. und 24. Juni 1933 

ging eine Terrorwelle durch ganz Deutschland, der allein 

im Berliner Osten 91 Antifaschisten zum Opfer fi elen. Tau-

sende wurden in »Schutzhaft« genommen und auf bestia-

lische Weise gefol tert.

Unter dem Eindruck dieser Schreckensherrschaft lö-

sten sich alle übrigen Parteien von selbst auf. Die Deutsche 

Volks partei, die Bayerische Volkspartei und das Zentrum 

erklärten ihre Tätigkeit für beendet; die Zentrumsfüh-

rung rief gar ihre ehemalige Anhängerschaft auf, sich beim 

Neuaufbau von Staat und nationalsozialistischer Volks-

gemeinschaft »von niemandem übertreff en« zu lassen, 

und die Bayerische Volks partei riet ihren Mitgliedern und 

Wählern, »unter der unmit telbaren Führung Adolf Hitlers« 

politisch mitzuarbeiten. Die Deutschnationale Volkspartei 
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Hugenbergs löste sich am 27. Juni auf und schloß wegen der 

Überführung ihrer Anhän ger in die NSDAP mit dieser ein 

»Freundschaftsabkommen«. Gleichzeitig trat Geheimrat 

Hugenberg aus dem Kabinett aus; sein Nachfolger im Amt 

des Reichswirtschaftsministers wurde Dr. Kurt Schmitt, 

Generaldirektor des Allianz-Versi cherungskonzerns, wäh-

rend das von Hugenberg bis dahin mitverwaltete Reichs-

ministerium für Ernährung und Land wirtschaft dem NS-

DAP-Reichsleiter Walter Darre übertra gen wurde. Und 

damit waren im Reichskabinett die Nazis nicht mehr, wie 

anfangs, »eingerahmt« von Deutschnationa len und Partei-

losen, sondern hatten ein Übergewicht.

Am 14. Juli 1933 konnte Hitler ein Gesetz verkünden, 

durch das die Neubildung und Fortführung aller politischen 

Parteien außer der NSDAP verboten wurde; auf Zuwider-

handlung stand fortan Zuchthausstrafe. Am 20. Juli wurde 

zwischen dem Deutschen Reich und dem Heiligen Stuhl 

ein Konkordat geschlossen, das die katholische Kirche zu 

strik ter Loyalität gegenüber dem Nazi-Regime verpfl ichte-

te und ihr dafür alle bisherigen Privilegien garantierte. Und 

Herr v. Papen, der an dieser Anerkennung der Hitler-Dikta-

tur durch den Vatikan sehr aktiven Anteil genommen hatte 

(und dabei, ohne es zu merken, entmachtet worden war), 

konnte resignierend feststellen:

»Wer von uns hätte es für möglich gehalten, daß die 

unwi derstehliche Angriff skraft des Nationalsozialismus in 

vier Monaten dieses Deutsche Reich mit Haut und Haa-

ren für sich eroberte; daß keine der bürgerlichen Parteien 
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mehr das Feld behauptete; daß die Institutionen des de-

mokratischen Zeital ters wie mit einem Federstrich ausge-

löscht wurden; daß der Reichskanzler eine Machtfülle in 

sich verkörperte, die kein deutscher Kaiser vor ihm beses-

sen hat.«

Die Verwunderung dieses Mannes, der Hitler die Steigbü-

gel in der irrigen Annahme gehalten hatte, man könnte den 

einmal installierten Faschismus zunächst die schmutzige 

Ar beit tun, das heißt: mit blutigem Terror die Linke vernich-

ten lassen, und ihn dann »ersetzen« durch eine stramm 

konserva tive Regierung irgendeines sich auf Reichswehr, 

Klerus und Kapital stützenden Hohenzollern, wurde da-

mals von vielen Angehörigen der deutschen Oberschicht 

geteilt. Doch das Erstaunen wich in den meisten Fällen 

teils echter Begeiste rung, teils dem opportunistischen Be-

streben, sich den Siegern schnellstens anzuschließen.

Die »hundertzehnprozentigen Nazis« tauchten jetzt 

über all auf, und es waren zumeist Kleinbürger und Be-

amte, die durch Übereifer vergessen machen wollten, daß 

sie bislang einer anderen Partei, einer Gewerkschaft oder 

Freimaurer loge angehört hatten, ja, vielleicht auch nur mit 

Juden be freundet gewesen waren.

Übrigens, der wilde Antisemitismus der Nazis, der viele 

hatte befürchten lassen, gleich nach ihrer »Machtergrei-

fung« würde es zu blutigen Pogromen kommen, machte 

sich zu nächst (und auch noch in den folgenden Jahren) 

noch ver hältnismäßig wenig bemerkbar, zumindest im 

Vergleich zu dem, was dann später geschah. Das »Gesetz 
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zur Wiederher stellung des Berufsbeamtentums« hatte 

die ohnehin sehr ge ringe Anzahl von jüdischen Beamten, 

Richtern und Offi  zie ren ebenso aus dem Staatsdienst ent-

fernt wie die Funktionäre der linken Parteien; denjenigen 

jüdischen Rechtsanwälten, die 1914–18 nicht als Soldaten 

an der Front gestanden hatten, war die Zulassung entzo-

gen worden, und am 1. April 1933 hatte Dr. Goebbels einen 

eintägigen Boykott der jüdischen Ladengeschäfte und 

Warenhäuser propagieren lassen. Miß handelt und ermor-

det worden waren aber – von vereinzelten Fällen, meist in 

Kleinstädten, abgesehen – nur diejenigen Ju den, die man 

unter den kommunistischen und sozialdemo kratischen 

»Schutzhäftlingen« der Konzentrationslager ge funden 

hatte. Noch befürchteten nämlich die Nazis, daß antisemi-

tische Ausschreitungen großen Stils das westliche Ausland 

zum Abbruch der wirtschaftlichen Beziehungen veranlas-

sen und sowohl den deutschen Export wie die Einfuhr drin-

gend benötigter Rohstoff e empfi ndlich treff en könnte.

So wandte sich der Terror der SA und SS zunächst weit 

we niger gegen die etwa 500   000 Angehörigen der jüdischen 

Reli gionsgemeinschaften im Deutschen Reich (und gegen 

die schätzungsweise anderthalb Millionen »Nichtarier« 

ganz oder teilweise jüdischer Abstammung), sondern vor-

nehmlich gegen die noch aktiven Reste der sozialistischen 

Parteien so wie gegen das, was im Nazi-Jargon als »Zerset-

zung« be zeichnet wurde.

Darunter verstanden die Führer der NSDAP die geistigen 

und künstlerischen Einfl üsse, die nicht im Einklang mit der 
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Nazi-Ideologie standen, also nahezu alles auf dem Gebiet 

der Kunst, Wissenschaft, Literatur und Unterhaltung, was 

nicht der Verherrlichung des Krieges und der »Wehrhaf-

tigkeit«, des völkischen »Blut und Boden«-Kults und des 

»Führer prinzips« diente.

Internationale Rücksichten, so meinte die Nazi-Führung, 

brauchte man bei der Verfolgung des »jüdisch-marxistisch-

liberalistischen Ungeistes« nicht zu nehmen; Nachteile für 

die Wirtschaft, so glaubte man, waren davon auch nicht zu 

befürchten. Daß dies ein folgenschwerer Irrtum war, davon 

wird später noch die Rede sein.

Ein Höhepunkt des Kampfes gegen die »Zersetzung« 

war eine von Dr. Goebbels mit großem Aufwand an Pro-

paganda in Szene gesetzte Bücherverbrennung am 10. Mai 

1933. Nach einem genauen Regieplan loderten am Abend 

dieses Tages auf dem Opernplatz in Berlin, auf dem Rö-

merberg in Frankfurt am Main, am Kaiser-Friedrich-Ufer 

in Hamburg, auf dem Königsplatz in München sowie in 

allen anderen deutschen Universitätsstädten – in Würz-

burg auf dem Residenzplatz sogar unter den Klängen einer 

Reichswehrkapelle – riesige Scheiterhaufen auf, angeblich 

von Studenten »spontan« ent zündet. In den Flammen ver-

brannten junge Akademiker in SS-Uniform die Werke von 

einigen hundert Autoren – von Karl Marx und Friedrich 

Engels, von Th omas und Heinrich Mann, von Erich Maria 

Remarque, Ludwig Renn, Lion Feuchtwanger, Erich Käst-

ner, Bertolt Brecht, Kurt Tuchol sky, Carl v. Ossietzky, Ste-

fan Zweig, Franz Kafka, Max Brod, Hermann Kesten, Egon 
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Erwin Kisch, Alfred Döblin, Robert Neumann und vielen, 

vielen anderen bedeutenden zeitgenössischen Schriftstel-

lern, aber auch die Bücher so mancher Klassiker, vor allem 

natürlich die Werke Heinrich Heines, der einst geschrieben 

hatte: »Dort, wo man Bücher verbrennt, verbrennt man am 

Ende auch Menschen.«

Indessen hatte die Intellektuellen-Verfolgung schon eini-

ge Monate früher begonnen. Als Käthe Kollwitz und Hein-

rich Mann Anfang Februar 1933 die deutsche Arbeiterschaft 

zu gemeinsamem Widerstand gegen den Faschismus auf-

gerufen hatten, waren sie aus der Preußischen Akademie 

der Künste ausgeschlossen worden. Bei den Massenverhaf-

tungen nach dem Reichstagsbrand waren auch Schriftstel-

ler wie Ludwig Renn, Erich Mühsam, Egon Erwin Kisch und 

Carl v. Ossietzky unter denen, die man ins Konzentrations-

lager ver schleppt hatte: Mühsam wurde im KZ ermordet, 

und Ossietzky, der als Redakteur der »Weltbühne«, einer 

entschie den pazifi stischen und antifaschistischen Zeit-

schrift, den Na zis besonders verhaßt war, starb – nach-

dem ihm als »Schutz häftling« 1936 der Friedensnobelpreis 

verliehen worden war, dessen Annahme ihm Hitler jedoch 

verboten hatte – an den Folgen der während seiner langen 

Haft erlittenen Mißhand lungen.

Im Laufe des Monats März 1933 waren Th omas Mann 

und Alfred Döblin aus der Akademie ausgeschlossen wor-

den, wenig später auch Franz Werfel, Leonhard Frank und 

Bern hard Kellermann. Die meisten der Geächteten fl ohen 

ins Exil; viele starben in den Gefängnissen und Lagern oder 
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begingen aus Verzweifl ung Selbstmord – wie Kurt Tuchols-

ky, Stefan Zweig, Ernst Toller und Walter Hasenclever.

Zur Flucht ins Ausland getrieben wurden auch viele 

der be rühmtesten Schauspieler und Regisseure wie Elisa-

beth Berg ner, Max Reinhardt, Ernst Deutsch, Fritz Kortner, 

Alexan der Moissi und Fritz Lang, um nur einige der be-

kanntesten Namen zu nennen, sowie zahlreiche Komponi-

sten und Diri genten von internationalem Rang wie Arnold 

Schönberg, Hanns Eisler, Bruno Walter, Oscar Fried, Otto 

Klemperer oder Leo Blech. Es fl üchteten aber auch Maler 

und Bildhauer, Architekten und Designer, Filmschauspie-

lerund Kameraleu te, Sänger und Musiker, Operetten-Stars 

und Kabarettisten, Kunstkritiker und Feuilletonisten.

An den Universitäten und Instituten war es nicht anders. 

Mehr als ein Dutzend Nobelpreisträger, unter ihnen Albert 

Einstein, James Franck, Richard Willstätter und Fritz Ha-

ber, und mehrere tausend Professoren, Institutsleiter und 

Chef ärzte wurden in die Emigration gezwungen. Niemals 

zuvor hat die deutsche Nation einen auch nur ähnlich gro-

ßen kultu rellen Verlust erlitten wie in den ersten Monaten 

des »Dritten Reiches«, und er setzte sich fort bis hin zur Er-

mordung derer, die im Vertrauen auf ein rasches Ende des 

Faschismus nicht ins Exil gingen, sondern in Deutschland 

ausharrten.

An die Stelle der Vertriebenen, Eingekerkerten und Er-

mordeten traten in den folgenden Jahren zweit- und dritt-

klassige Künstler und Wissenschaftler, Opportunisten, Krie-

cher und Postenjäger, Scharlatane und skrupellose Streber, 
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die sich als in der Wolle braungefärbte »Alte Kämpfer« aus-

gaben, ihre noch mit Anpassungsschwierigkeiten kämpfen-

den Kollegen bespitzelten und die Verherrlichung der Nazi-

Tyrannei bis zum Byzantinismus steigerten.

Das war das Ergebnis der »Gleichschaltung« auf kulturel-

lem Gebiet. Auf anderen Gebieten des öff entlichen Lebens 

änderte sich nur die äußere Fassade, und Michael Freund 

hat es richtig beobachtet: »Der Verwaltungsapparat …, 

blieb wie er war. Das Dritte Reich machte hier keine Revo-

lution, und es wuchs kein neuer Herrschaftsapparat heran. 

Die Führer bilder in den Amtsstuben und die Parteiabzei-

chen auf den Rockaufschlägen veränderten das Gefüge, den 

Mechanismus und den Aufbau der deutschen Verwaltung 

nicht. Die ›nationalsozialistische‹ Beamtenschaft … war 

dieselbe, die das Dritte Reich aus der Weimarer Republik 

mit leichten Retu schen übernommen hatte … Wenn jemand 

sich durch die Parteiabzeichen, wogenden Fahnen und das 

viele ›Sieg Heil‹-Geschrei nicht blenden ließ, hatte sich in 

Deutschland wenig verändert. Die Länder waren im Grun-

de geblieben, die Kirchen, das Heer. … Die Banken hatten 

einige Juden aus gebootet. Da aber die ›Verjudung‹ des deut-

schen Großkapi tals ohnehin eine Legende war, war auch in 

den deutschen Banken alles beim alten geblieben. Das Geld 

war noch da, mächtig und frech; die alten Kämpfer waren in 

der Masse ei gentlich mit den Brosamen abgespeist worden, 

die vom Ti sche des reichen Mannes fallen …«

Hitler und die anderen Nazi-Führer, vor allem Goebbels, 

wurden nicht müde, den Volksmassen immer und immer 
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wieder einzureden, daß sie durch ihre »Machtergreifung« 

und die Zerschlagung der marxistischen Parteien sowie 

durch die Entmachtung des Judentums und die Beseiti-

gung aller »zersetzenden« Einfl üsse Wunder vollbracht 

hätten: Arbeits losigkeit und Elend seien beendet worden, 

ebenso Straßen-Terror, Parteihader und Kriminalität. Und 

noch heute wirkt dieses propagandistische Gift nach, wird 

Hitler, wie einst von Goebbels, nachgerühmt, er habe die 

Massenarbeitslosigkeit mit einem Schlage beseitigt, »Ruhe 

und Ordnung« wieder hergestellt und mit hartem »Durch-

greifen« die Kapitalver brecher eingeschüchtert.

Tatsächlich ging die Erwerbslosigkeit im Laufe des Jah-

res 1933 zwar etwas zurück; Ende Dezember gab es »nur« 

noch rund 4,2 Millionen Voll-Erwerbslose, von denen aber 

ledig lich noch etwa dreihunderttausend Arbeitslosen-

Unterstüt zung bezogen. Aber dieser Rückgang, der sich in 

den folgen den Jahren fortsetzte, war auch in den anderen 

von der Welt wirtschaftskrise heimgesuchten Ländern zu 

verzeichnen und im wesentlichen eine Folge der sich wie-

der belebenden Kon junktur, im übrigen hauptsächlich dar-

auf zurückzuführen, daß die Herren der Industrie ihr Ziel, 

die Vernichtung der Republik, ja erreicht hatten und keine 

weiteren Entlassungen mehr vornahmen, sondern wieder 

Leute einstellten.

Die vielgepriesene »Ruhe und Ordnung« auf den Stra-

ßen bedeutete keineswegs, daß es nun weder blutigen Ter-

ror noch Kapitalverbrechen mehr gab – im Gegenteil! Der 

Terror wü tete um ein Vielfaches ärger hinter den elektrisch 
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geladenen Stacheldrahtzäunen und Mauern der Konzen-

trationslager und »Privatgefängnisse« sowie in den Kel-

lern der neu ge schaff enen Geheimen Staatspolizei, die man 

Gestapo nannte. Und auch die Kriminalität war durchaus 

nicht verschwun den, nahm vielmehr erheblich zu, nur 

durfte die Presse nichts darüber berichten, und soweit die 

Verbrechen von SA und SS verübt worden waren, wurden 

sie auch nicht verfolgt.

Der heimliche Terror und die verschwiegenen Verbre-

chen gehörten zum Herrschaftssystem des »gleichgeschal-

teten«, autoritären Obrigkeitsstaats, in dem die Masse 

des Volkes seiner Grundrechte beraubt war, wogegen die 

herrschenden Nazis sich so vieler Vorrechte erfreuten, wie 

sie nicht einmal die Fürsten im Zeitalter des Absolutismus 

hatten.

Das aber wirft die Frage auf, wer diese herrschenden 

Nazis denn nun eigentlich waren, welche Machtpositionen 

sie sich erobert hatten und mit wem sie zusammenarbeite-

ten. Denn Hitler, Göring, Goebbels, Frick, Röhm und Heß 

– die bei den letztgenannten wurden am 1. Dezember 1933 

als Reichsminister ohne Geschäftsbereich ins Kabinett 

berufen – waren ja nicht allein. Sie und ein paar Dutzend 

Reichs- und Gauleiter, Obergruppen- und Gruppenführer 

der SA und SS, Reichskommissare und -statthalter nebst 

Stabschefs, Adju tanten und Gefolge konnten ja nicht allein 

eine ganze Nation ihrem Willen unterwerfen. Um fünfund-

sechzig Millionen Männer und Frauen autoritär zu beherr-

schen und einige der mächtigsten Institutionen binnen 
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weniger Wochen zu zer schlagen, bedurfte es der vollen Un-

terstützung des Regimes durch die Reichswehr, die Beam-

tenschaft, die großen Indu strie-, Bank- und Versicherungs-

konzerne, den Großgrund besitz und den mit den Agrariern 

wie mit dem Heer eng ver bundenen Reichspräsidenten.

Dennoch ist es von Interesse, einmal herauszufi nden, 

wer denn, neben den wenigen uns bereits bekannten 

Spitzenfunk tionären, nun eigentlich jene Männer waren, 

die als »die braunen Bonzen« die Macht in Deutschland 

ausübten, zwar im Bunde mit den alten Mächten, aber – so 

wurde und wird es jedenfalls dargestellt – diesen nach Her-

kunft, Bildung, gesell schaftlicher Stellung und eigener Ein-

schätzung wie Neigung nicht zugehörig.

Waren es Emporkömmlinge aus der Hefe des Volkes, 

Abenteurer, Landsknechte und andere in bürgerlichen 

Beru fen gescheiterte Existenzen, wie uns manche Histo-

riker weismachen wollen? Entstammten sie der soliden 

Arbeiter schaft, dem einst so klassenbewußten Proletariat? 

Oder handelte es sich um »wildgewordene Kleinbürger«, 

wie man es häufi g hört?

Die oberste Nazi-Führung selbst hat uns eine Antwort 

auf diese Fragen gegeben, die zumindest in Umrissen er-

kennen läßt, inwieweit alle diese Vermutungen zutreff en 

oder nicht. Im November 1933, nachdem Deutschland den 

Völkerbund und die Genfer Abrüstungskonferenz verlassen 

hatte, um für die eigene Aufrüstung freie Hand zu gewin-

nen, legte die Re gierung den deutschen Wählern in einem 

Volksentscheid die Frage vor: »Billigst du, deutscher Mann, 
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und du, deutsche Frau, diese Politik deiner Reichsregierung, 

und bist du bereit, sie als den Ausdruck deiner eigenen Auf-

fassung und deines eigenen Willens zu erklären und dich 

feierlich zu ihr zu be kennen?« Zugleich hatte der Wähler 

seine Zustimmung zu ei nem Reichswahlvorschlag der NS-

DAP zu geben und so einen neuen Reichstag zu »wählen«, 

denn Hitler hatte das erst im März gewählte Parlament auf-

gelöst, um die Reste der alten Parteien zu beseitigen.

Bei dem massiven Druck, der ausgeübt wurde, um eine 

hohe Wahlbeteiligung zu erreichen, und bei dem Trommel-

feuer Goebbelsscher Propaganda, das auf das Wahlvolk 

nie derging, stand das Ergebnis schon im voraus fest. Im-

merhin stimmten rund vier Millionen Deutsche bei dem 

Volksent scheid mit Nein. Der NSDAP-Reichswahlvorschlag, 

der keinerlei Alternative bot, erhielt rund 90 Prozent der 

Stim men, und die 661 als Abgeordnete vorgeschlagenen 

Männer-Frauen waren nicht dabei, denn die hatten nach 

Auff assung der Nazis in der Volksvertretung keinen Platz 

– bildeten den neuen Reichstag.

Zwar war dieses Schein-Parlament selbst völlig macht-

los; es stellte nur gelegentlich das erlesene Publikum für 

eine wichtige Rede des »Führers« und gab durch Erheben 

von den Sitzen seine Zustimmung zu allem, was Hitler sag-

te. Aber gerade weil dieser Reichstag nicht demokratisch 

gewählt, sondern im voraus ernannt worden war, und weil 

die Benennung den Ausweis der Zugehörigkeit zur brau-

nen Macht-Elite darstellte, können wir aus der Liste der 

am 12. November 1933 »gewählten« NSDAP-Abgeordneten 



er sehen, wer die herrschenden Nazis denn nun eigentlich 

waren und welchen gesellschaftlichen Schichten sie ent-

stammten.
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11. Wer waren denn nun eigentlich »die Nazis«?

Schon ein fl üchtiger Blick auf die Liste der Mitglieder 

des durch die Schein-Wahlen vom 12. November 1933 

neugebil deten Reichstags – einzige Fraktion: NSDAP und 

deren Gä ste – läßt erkennen, daß die darin versammelte 

Macht-Elite des »Dritten Reiches« nicht vorwiegend aus 

»wildgeworde nen Kleinbürgern« und Emporkömmlingen 

aus den unter sten Schichten bestanden hat; zu häufi g tau-

chen Adelsprädi kate, Offi  ziersränge der alten kaiserlichen 

Armee, Professo rentitel und Berufsbezeichnungen wie »Fa-

brikant«, »Ban kier« oder »Generaldirektor« vor und hinter 

den Namen auf.

Daß ein Hohenzollern-Prinz, der Kaiser-Sohn August 

Wilhelm v. Preußen, der Fraktion einer angeblichen »Arbei-

terpartei« angehörte – mit der Berufsangabe: Oberst à la 

suite a.    D. –, mag man gerade noch hinnehmen. Vielleicht, 

so könnte man vermuten, war der Prinz nur ein Aushänge-

schild, das die NSDAP auch für eingefl eischte, stockkonser-

vative Monarchisten akzeptabel machen sollte.

Aber der Aushängeschilder waren gar zu viele, denn zu 

den Abgeordneten der Nationalsozialistischen Deutschen 

Arbei terpartei zählten auch Karl Eduard Herzog von Sach-

sen-Coburg und Gotha, neuer Reichskommissar für das 

Kraftfahr wesen im Reichswehrministerium; Erbprinz Jo-

sias zu Waldeck-Pyrmont, SS-Führer und von 1936 an eh-
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renamtlicher Richter am »Volksgerichtshof«; der Reichs-

kanzler-Enkel Gottfried Graf v. Bismarck-Schönhausen 

sowie ein weiteres Dutzend Grafen, sonstige Hocharisto-

kraten und kaiserliche Generale, unter ihnen Eugen Graf v. 

Quadt zu Wykradt und Isny, Rittmeister a.    D.; Ernst Graf zu 

Reventlow, Kapitän leutnant a.    D.; Friedrich Graf v. d. Schu-

lenburg, General a.    D.; Dr.Rüdiger Graf v. d. Goltz und Gene-

ral a.    D. Karl Litzmann (dem zu Ehren später das polnische 

Lodz in Litz mannstadt umbenannt wurde).

Überhaupt war der Anteil, den der Adel an der Gesamt-

zahl der NSDAP-Reichstagsabgeordneten hatte, für eine 

Volks-  oder gar Arbeiterpartei erstaunlich hoch, denn zu 

den Prin zen und Grafen kamen noch drei Dutzend weite-

re Träger von klangvollen Adelsnamen. Es waren zumeist 

Rittergutsbesit zer, die sich schlicht »Landwirte« nannten, 

sowie ehemalige Berufsoffi  ziere, und nicht wenige davon 

hatten – wie hätte es anders sein können ? – zu den Füh-

rern jener Freikorps gehört, die vom Januar 1919 an, erst 

die sozialistische Arbeiterschaft, dann die bürgerliche Re-

publik bekämpft hatten: der – wegen seiner Bigotterie von 

den Offi  zieren seiner Division so ge nannte – »Muttergot-

tesgeneral« Franz Ritter v. Epp; Oberst leutnant a.    D. Curt v. 

Ulrich; Major a.    D. Franz v. Stephani; der Erzberger-Mörder 

Kapitänleutnant a.    D. Manfred Frei herr v. Killinger; der in-

zwischen zum Polizeipräsidenten von Groß-Berlin avan-

cierte Pogrom-Veranstalter Wolf Graf v. Helldorff ; die Ritt-

meister a.    D. Georg v. Detten und Ferdi nand v. Hiddessen; 

die Hauptleute a.    D. Franz Pfeff er v. Sa lomon und Hans v. 
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Tschammer und Osten; die Oberleut nants a.    D. Erich v. d. 

Bach-Zelewski, Dietrich v. Jagow und Udo v. Woyrsch sowie 

der Adjutant des Grafen Helldorff  in dessen Freikorpsfüh-

rer-Zeit, Leutnant a.    D. Friedrich Karl Freiherr v. Eberstein, 

um nur einige zu nennen.

Zu den Adligen kamen noch zahlreiche bürgerliche Ex-

Offi   ziere der kaiserlichen Armee, von denen viele ebenfalls 

zu den Freikorpsführern gehört hatten oder am Aufbau der 

»Schwarzen Reichswehr« sowie der SA und SS beteiligt 

ge wesen waren, beispielsweise die nunmehrigen Reichs-

minister Hauptmann a.    D. Ernst Röhm, Stabschef der SA; 

Oberleut nant a.    D. Rudolf Heß, nun Stellvertreter des »Füh-

rers«, und Hauptmann a.    D. Hermann Göring (den Hinden-

burg dann, obwohl Göring doch ehemaliger Fliegeroffi  zier 

und jetzt für den Aufbau der Luftwaff e zuständig war, zum 

General der Infanterie beförderte).

Weitere Ex-Offi  ziere in der NSDAP-Reichstagsfrakti-

on vom November 1933 waren: Generaloberarzt a.    D. Paul 

Hocheisen; Oberst a.    D. Konstantin Hierl; Oberstleut-

nant a.    D. Hermann Kriebel, ehedem militärischer Führer 

der ul trarechten »Arbeitsgemeinschaft vaterländischer 

Kampfver bände«; die ehemaligen Majore Walter Buch, 

Adolf Hühn lein, Paul Rahl, August Schneidhuber und Sieg-

fried Seidel; die Hauptleute a.    D. Paul Körner, Wilhelm 

Friedrich Loeper, Max Otto Luyken, Dr. Alfred Meyer, Franz 

Seldte – der zur NSDAP übergetretene »Stahlhelm«-Bun-

desführer und Reichsarbeitsminister –, Josef Seydel, Robert 

Wagner, Wilhelm Weiß und Curt Wittje sowie der Polizei-
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Haupt mann i.    R. Hans Ramshorn; die Oberleutnants a.    D. 

Fried rich Wilhelm Krüger, Hans Ludin, Viktor Lutze, Kon-

rad Schragmüller, Friedrich Uebelhoer und Kurt Richard 

Wege; der Leutnant a.    D. Edmund Heines, der sich selbst 

gern als »Fememörder« bezeichnete, jetzt SA-Obergrup-

penführer von Schlesien und Polizeipräsident von Breslau, 

sowie – als »Gäste« der NSDAP-Fraktion – der entmachte-

te Vizekanz ler, Oberstleutnant a.    D. Franz v. Papen, und der 

württem bergische Großgrundbesitzer Hauptmann a.    D. 

Oskar Farny.

Zu diesen insgesamt 83 größtenteils namentlich ge-

nannten Aristokraten und Ex-Offi  zieren in der NSDAP-

Reichstags fraktion des Spätherbstes 1933 kamen aber noch 

zahlreiche weitere mehr oder weniger prominente Ange-

hörige der alten Oberschicht, zum Beispiel: Dr. h. c. Emil 

v. Stauß, General direktor der Deutschen Bank; Dr. jur. h. c. 

Fritz Th yssen, Großindustrieller und preußischer Staats-

rat; Dr. Ing. Albert Vogler, Generaldirektor des Konzerns 

der Vereinigten Stahlwerke; als »Gast« Geheimrat Dr. Al-

fred Hugenberg; Geheimrat Dr. Heinrich Schnee, ehedem 

kaiserlicher Gouverneur der Kolonie Deutsch-Ostafrika; 

die Fabrikanten Fritz Kiehn, Martin Mutschmann, Josef 

Odendall und – der vom Zentrum zur NSDAP übergetrete-

ne – Fabrikbesitzer Dr. Dr. Albert Hackelsberger.

Sehr zahlreich in der NSDAP-Reichstagsfraktion waren, 

neben den adligen, auch die nicht-adligen Rittergutsbesit-

zer, sodann die Gutspächter, Weingutsbesitzer und Groß-

bauern. Eine noch stärkere Gruppe bildeten die Studien-
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räte, sonsti gen Lehrer und Hochschulprofessoren sowie 

die höheren Verwaltungsbeamten. Ein Dutzend Ärzte und 

Zahnärzte, etwa ebenso viele Rechtsanwälte und weitere 

vierzig Akade miker anderer Fakultäten rundeten das Bild 

ab.

Hinzu kamen noch ein paar Handwerksmeister, mitt-

lere Beamte und Angehörige freier Berufe ohne akademi-

sche Ausbildung sowie – schließlich war die NSDAP ja eine 

Volkspartei – einige wenige Arbeiter, im ganzen nicht mehr, 

als sich an den Fingern abzählen ließ.

Alles in allem ließ die 661 Mitglieder starke NSDAP-

Reichstagsfraktion vom November 1933 ein deutliches 

Übergewicht der schon im Kaiserreich herrschenden Klas-

sen erkennen; auch der gehobene Mittelstand war zahl-

reich ver treten, und Akademiker gab es in Fülle. Nur an 

Angehörigen der breiten Unterschicht gebrach es dieser 

»Arbeiterpartei« deutlich.

Daß die Zusammensetzung der NSDAP-Reichstagsfrak-

tion kein Zufall war, auch keine besondere, nicht den son-

stigen Gegebenheiten entsprechende Auswahl darstellte, 

läßt sich leicht erkennen, wenn man stichprobenartig an-

dere Füh rungsgremien untersucht.

So gab es beispielsweise zwei relativ kleine Gruppen, 

die im »Dritten Reich« eine besondere Rolle spielten und 

deren Zu sammensetzung – von den personellen Über-

schneidungen einmal abgesehen – ganz ähnlich war wie 

die der NSDAP-Reichstagsfraktion, nur daß hier die alte 

Geld- und Macht-Elite ein noch deutlicheres Überge-
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wicht hatte. Es sind dies einmal die ehrenamtlichen Mit-

glieder des sogenannten Volksgerichtshofs, der durch ein 

Gesetz vom 24. April 1934 geschaff en wurde, um schwere 

Fälle von Hoch- und Landes verrat, insbesondere »marxi-

stischen Hochverrat«, mit be sonderer Strenge und unter 

Berücksichtigung des »gesunden Volksempfi ndens« abzu-

urteilen, nachdem das Leipziger Reichsgericht im Reichs-

tagsbrand-Prozeß die Erwartungen der Nazi-Führung 

nicht erfüllt, nur den Holländer Marinus van der Lubbe 

zum Tode verurteilt, die mitangeklagten kommunisti-

schen Funktionäre Ernst Torgier und Georgi Dimitroff  je-

doch freigesprochen hatte.

(Dimitroff , der der Star des Prozesses gewesen war, hat-

te sich mit bewunderungswürdigem Mut und Geschick 

vertei digt und den Zeugen Hermann Göring in der durch 

den Rundfunk übertragenen Hauptverhandlung zu sol-

chen Wut ausbrüchen provoziert, daß der feiste Nazi-Füh-

rer zum all gemeinen Gespött geworden war.) Der neue 

Volksgerichts hof sollte eine Wiederholung solcher Pannen 

verhindern, und die Senate wurden deshalb mit ausgesuch-

ten Berufsrichtern besetzt, denen bewährte Nationalso-

zialisten, »Männer aus dem Volke«, als gleichberechtigte 

Laienrichter das Rückgrat zu stärken und auf die Finger zu 

sehen hatten, so daß es selten zu Freisprüchen kam und To-

desurteile hagelte. (In einem einzigen Jahr – 1943 – führte 

der Volksgerichtshof 1312 Hauptverhandlungen gegen ins-

gesamt 3519 Angeklagte durch, von denen 1662 zum Tode 

verurteilt wurden.)
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Und wer waren nun die im April 1934 auf die Dauer von 

fünf Jahren zu ehrenamtlichen Mitgliedern des Volksge-

richtshofs berufenen »Männer aus dem Volke«? Es waren 

fast ausnahmslos aktive Offi  ziere der Wehrmacht, hohe SA- 

und SS-Führer, die meisten davon ehemalige Offi  ziere und 

zu etwa einem Drittel von Adel, sowie einige höhere Beam-

te vom Regierungsrat aufwärts und eine Handvoll hoher 

Partei funktionäre der NSDAP. Ein verhältnismäßig großer 

Teil dieser ehrenamtlichen Richter am Volksgerichtshof ge-

hörte gleichzeitig der NSDAP-Reichstagsfraktion an.

So waren beispielsweise – Stand vom 20. Dezember 1937 

– die folgenden dreiundzwanzig »Männer aus dem Volke« 

dem 1. Senat des Volksgerichtshofs zugeteilt (Reihenfolge 

nachdem Lebensalter; MdR = Mitglied des Reichstags):

1. SS-Standartenführer Oberstleutnant a.    D. Friedrich 

Tscharmann; 2. Generalleutnant Friedrich Christiansen; 3. 

SS-Oberführer Major a.    D. Franz Breithaupt; 4. SA-Brigade-

führer Major a.    D. Ludwig Liebel, MdR; 5. Generalleutnant 

Ernst Busch; 6. SA-Obergruppenführer Major a.    D. Kühme; 

7. Oberregierungsrat Klitzing; 8. SA-Gruppenführer Ma-

jor a.    D. Kurt Lasch, MdR; 9. Oberst Stutzer; 10. SA-Ober-

gruppenführer Hauptmann a.    D. Franz Pfeff er v. Salomon, 

MdR; 11. SA-Gruppenführer Heß; 12. SA-Obergruppen führer 

Oberleutnant zur See Dietrich v. Jagow, MdR; 13. SS-Ober-

gruppenführer Staatsrat Oberleutnant a.    D. Fried rich-Wil-

helm Krüger; 14. Fregattenkapitän Ernst Fischer; 15. Staats-

rat Oberleutnant a.    D. Dr. Rüdiger Graf v. d. Goltz, MdR; 16. 

NSDAP-Kreisleiter Worch; 17. SS-Stan dartenführer Ober-
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leutnant a.    D. Ernst Hartmann; 18. Stadt rat Kaiser; 19. SA-

Gruppenführer Arthur Böckerihauer, MdR; 20. SA-Ober-

führer Hauptmann a.    D. Curt Kaul, MdR; 21. Reichsamtslei-

ter Berkenkamp; 22. SA-Brigadeführer Oberleutnant a.    D. 

Walch; 23. Regierungsrat im Reichs ministerium für Volks-

aufklärung und Propaganda SA-Sturmführer Dr. Eberhard 

Taubert.

Die andere relativ kleine Gruppe, die zu untersuchen 

sich lohnt, wenn man erfahren will, wer »die Nazis« waren, 

ist die Akademie für Deutsches Recht, die durch Gesetz 

vom 11. Juli 1934 errichtet wurde und die Aufgabe erhielt, 

»die Neugestaltung des deutschen Rechtslebens auf dem 

Funda ment des nationalsozialistischen Gedankenguts zu 

fördern und zu sichern«. Unter der Präsidentschaft des 

– inzwischen zum Reichsminister ohne Geschäftsbereich 

avancierten – Rechtsanwalts Dr. Hans Frank und mit Ge-

heimrat Professor Dr. Wilhelm Kisch, dem Berater des Al-

lianz- und Münchner Rück-Versicherungskonzerns, gehör-

ten dem geschäftsfüh renden Präsidium der Akademie die 

folgenden Förderer und Sicherer nationalsozialistischen 

Gedankenguts an: Dr. Josef Goebbels, Reichsminister für 

Volksaufklärung und Propa ganda; Dr. Wilhelm Frick, 

Reichsminister des Innern; Hanns Kerrl, Reichsminister 

ohne Geschäftsbereich (seit dem 16. Juni 1934); Staatssekre-

tär im Reichsfi nanzministerium Fritz Reinhardt; SS-Briga-

deführer Leutnant d.    R.    a.    D. Wil helm Keppler, Beauftrag-

ter des »Führers« ( für das Einsam meln von Spenden der 

Wirtschaft); Generaldirektor Wilhelm Arendts, München, 
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Generaldirektor Geheimrat Dr. Wilhelm Kißkalt, Vorsitzen-

der des Vorstands der Münchner Rückversicherungs AG; 

Bankier August v. Finck, Inhaber des Bank hauses Merck, 

Finck & Co, München, Aufsichtsratsvorsitzer des Allianz- 

und Münchner Rück-Versicherungskonzerns; Dr. Wilhelm 

Heuber, MdR, Reichsgeschäftsführer des Bun des National-

sozialistischer Deutscher Juristen; Dr. Walter Raeke, MdR, 

Reichsinspekteur des NS-Juristenbundes; Staatsrat Pro-

fessor Dr. Carl Schmitt; Regierungsrat Dr. Ludwig Fischer, 

stellvertretender Leiter des Reichsrechts amts; Direktor Dr. 

Lasch, Berlin.

Im Lenkungsgremium dieser Akademie, deren Aufgabe 

es sein sollte, das deutsche Rechtsleben im Sinne der Na-

zis um zugestalten, saßen also ebenfalls keine »Männer des 

Volkes«, sondern – neben hohen und höchsten Parteifunk-

tionären, die sämtlich Akademiker waren – vor allem die 

Vertreter des größten Konzerns der Versicherungsbranche, 

darunter des sen Großaktionär, der Bankier August v. Finck, 

der noch heute zu den Reichsten unter den Superreichen 

der Bundes republik Deutschland zählt.

Im späten Frühjahr 1934, als der Volksgerichtshof sich 

gerade konstituierte und die »Akademie für Deutsches 

Recht« kurz vor ihrer Errichtung stand, schien das »Drit-

te Reich«, ob wohl es noch keine anderthalb Jahre alt war, 

bereits völlig konsolidiert zu sein. Die »Gleichschaltung« 

war beendet; alles und jedes hatte sich »nationalsoziali-

stisch ausgerichtet«. Behörden, aber auch alle privaten 

Firmen, ausgenommen sol che mit jüdischen Inhabern, 
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zeichneten ihre Korrespondenz nicht mehr »hochach-

tungsvoll«, sondern »mit deutschem Gruß« oder gar mit 

»Heil Hitler!«

Die Konzentrationslager waren zur ständigen Ein-

richtung geworden und dienten nun nicht allein der 

»Unschädlichma chung« aller Nazigegner, insbesondere 

der Marxisten, son dern auch schon der »Sicherheitsver-

wahrung« von Arbeits scheuen, Asozialen und Berufsver-

brechern, wodurch die po litischen Gefangenen den Krimi-

nellen gleichgestellt werden sollten.

Weil jeder in Deutschland wußte, zumindest aber da-

von munkeln gehört hatte, mit welcher Grausamkeit die 

Häft linge in den KZ-Lagern mißhandelt wurden, erstarb 

bei den allermeisten jeder Gedanke an off ene Kritik oder 

gar aktiven Widerstand. Auch hatte das Spitzel- und 

Denunziantenwe sen, von der Geheimen Staatspolizei und 

den Parteifunktio nären kräftig gefördert, ein kaum noch 

erträgliches Ausmaß erreicht.

Doch die Ruhe und Normalität im öff entlichen Leben, 

die durch diesen Terror hergestellt worden war, täuschte. 

Es gab – neben dem individuellen und dem organisierten 

antifaschi stischen Widerstand, von dem noch die Rede 

sein wird – eine breite, nicht zu unterschätzende Oppositi-

on, und zwar da, wo man sie am wenigsten vermutet hätte: 

in der SA.

Unter dem Kommando des Stabschefs Ernst Röhm stan-

den im Frühjahr 1934 bereits insgesamt 4,5 Millionen Mann 

der SA und SS. Seit der »Machtergreifung« Hitlers waren – 
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vor allem nach den Reichstagswahlen vom März 1933, wes-

halb man diese starken Zugänge spöttisch »die Märzgefalle-

nen« nannte – Hunderttausende in die Nazi-Kampfverbän-

de eingetreten, teils aus schierem Opportunismus, teils aus 

ech ter Begeisterung, nicht zuletzt auch – es gab ja immer 

noch Millionen Erwerbslose –, aus Langeweile und Hun-

ger, denn bei der SA gab es Unterhaltung, kostenloses Essen 

aus der Feldküche, häufi g Freibier und andere Spenden von 

ängstli chen Geschäftsleuten.

Sodann war der auf eine Million Mann angewachsene 

»Stahlhelm« in die SA »eingegliedert« worden, vor allem 

auf Betreiben der Reichswehr-Führung, die so die in der SA 

vor handenen sozialrevolutionären Elemente durch starke 

kon servative Kräfte neutralisieren wollte.

Aber Hauptmann a.    D. Ernst Röhm durchschaute diese 

Absicht und vereitelte die Pläne der Generale: Er teilte sei-

ne SA in drei Kategorien ein, und in die wichtigste, die soge-

nannte »aktive SA«, die ständig »Dienst machte«, nahm er 

fünfhunderttausend seiner besten und kämpferischsten 

Leu te, aber nur etwa dreihunderttausend junge »Stahlhel-

mer« auf. Diese schlagkräftige, militärisch gedrillte und 

großenteils bewaff nete Truppe, an Mannschaften achtmal 

so stark wie die Reichswehr, betrachtete Röhm als seine 

Hausmacht. Sie gab ihm im Kabinett soviel Gewicht, daß 

er an Hitler die Forde rung stellte, seiner SA den Charakter 

einer Miliz zu geben und ihr »Aufgaben der Landesvertei-

digung« und sogar die geheimen Waff enlager der Reichs-

wehr anzuvertrauen.
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Hitler schrie zwar: »Nein, nein, das kann ich nicht! Du 

verlangst zuviel von mir!« Aber, sosehr er die ehrgeizigen 

Pläne seines einzigen Duzfreundes auch gefühlsmäßig bil-

lig te, er brauchte die Reichswehr. Und deren Führung, insbe-

sondere der Chef des Ministeramts im Reichswehrministe-

rium, Generalmajor Walter v. Reichenau, lehnte Röhms 

Mi liz-Gedanken, der darauf hinauslief, die Reichswehr zu 

ei nem bloßen Ausbildungsinstrument der SA zu machen, 

strikt ab. Die Generalität hielt eisern an dem Grundsatz 

fest, daß ihr Militär der einzige Waff enträger im Staat zu 

sein habe. Sie befürchtete – durchaus zu Recht –, daß Röhm 

selbst Kriegs minister und Oberbefehlshaber werden woll-

te, und sie be trachtete die der Reichswehr zahlenmäßig so 

stark überlegene SA, deren Führer ständig von der »Not-

wendigkeit einer zweiten Revolution« faselten, als eine 

ernste Gefahr für die innere (und ihre eigene) Sicherheit.

Die konservativen Reichswehr-Generäle, mit dem Groß-

grundbesitz, der Schwerindustrie und dem Finanzkapital 

weltanschaulich, verwandtschaftlich und erst recht in be-

zug auf ihre gesellschaftlichen Interessen eng verbunden, 

sahen mit Sorge die wachsende Unzufriedenheit in Röhms 

millio nenstarker Bürgerkriegsarmee. In den SA-Verkehrslo-

kalen wurde off en Kritik an der »lauen Führung« geübt; die 

Parole »Adolf verrät uns!« ging um. Und die alten Rabau-

ken groll ten, daß nun, da man »Rotfront« für sie »erledigt« 

habe, »die Reaktion« mächtiger und dreister sei als zuvor.

Die Gründe für die zunehmende Unzufriedenheit der 

SA-Führer und ihrer Leute waren indessen vielfältig und 
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nicht bloß politischer Art. Gewiß, die Erwartungen zahlrei-

cher »Alter Kämpfer«, daß ihnen der »Sieg der Bewegung« 

die sofortige Verwirklichung der gesellschaftspolitischen, 

Sozialrevolutionären NSDAP-Programmpunkte bescheren 

würde, waren tief enttäuscht worden; Hitler hatte sie ohne-

hin nie ernst gemeint und der Reichswehr und Industrie 

zu liebe gern geopfert. Aber unzufrieden waren nicht nur 

dieje nigen kleinen SA-Führer, die gehoff t hatten, am Tage 

nach der »Machtergreifung« in die Villen der Reichen ein-

ziehen und dort alles übernehmen zu können: Bankkonten, 

Schmuck, die feinen Damen, den Luxus, dazu Direktorenpo-

sten und Aufsichtsratsmandate. Auch die meisten höheren 

SA-Führer fühlten sich im Vergleich zu Männern wie Göring 

zurückgesetzt, der schon so viele höchste Ämter hatte – er 

war Reichstagspräsident, Reichsluftfahrtminister, preußi-

scher Ministerpräsident, Chef der preußischen Landespo-

lizei und Gestapo, General der Infanterie, Reichsforst- und 

Reichsjägermeister –, während sich SA-Gruppenführer, die 

sich wie Kommandierende Generale fühlten, mit Polizeiprä-

sidentenposten begnügen mußten. Und nicht allein die 

Reichswehr-Offi  ziere sahen auf die SA-Führer herab; auch 

die Kameraden von der SS, obwohl sie doch gleichfalls dem 

Stabschef Röhm unterstanden, bildeten sich ein, etwas 

Feine res zu sein als die SA.

Es bestand sogar der – wie sich zeigen sollte: sehr berech-

tigte – Verdacht, daß der vom Reichsführer SS, Fähnrich 

a.    D. Heinrich Himmler, einem alten Freund und Günst-

ling von Röhm, zur Abschirmung der Parteiorganisatio-
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nen geschaff  ene Sicherheitsdienst (SD) nun vorzugsweise 

die hohen SA-Führer bespitzelte, über ihre Zechgelage, 

Korruptions anfälligkeit, privaten »Abrechnungen« mit Ri-

valen und Männerfreundschaften – viele der höchsten SA-

Führer wa ren, wie Röhm, Homosexuelle – dem »Führer« 

Bericht er stattete und ihm auch hinterbrachte, was in SA-

Kreisen über ihn geschimpft wurde.

Tatsächlich hatte sich der SD, den seit 1931 der wegen »un-

ehrenhaften Verhaltens« aus der Kriegsmarine entlassene 

Oberleutnant zur See Reinhard Heydrich leitete, bereits 

im Laufe des Frühjahres 1934 mit der Reichswehrgenera-

lität verbündet, ebenso mit Hermann Göring. Dem hoff ten 

Himmler und Heydrich, sozusagen als Gegenleistung für ih-

ren Verrat an Röhm, die der SS bisher verschlossene preußi-

sche Gestapo abzunehmen.

Röhm ahnte noch nichts von dem Abfall der SS. Erst ein 

paar Wochen zuvor hatte ihm Himmler »als Soldat und 

Freund« Treue gelobt und »alles, was man in treuer Gefolg-

schaft versprechen kann. Es war und ist unser größter Stolz, 

immer zu Deinen Treuesten zu gehören!«

Röhm wußte auch nicht, daß es sogar innerhalb der 

ober sten SA-Führung Männer gab, die ihn und seine eng-

sten Freunde bei Hitler anzuschwärzen versuchten. Einer 

von diesen Denunzianten war der Oberleutnant a.    D. Vik-

tor Lutze, Führer der SA-Obergruppe Hannover. Nachdem 

Hitler am 28. Februar 1934 zwischen Reichswehr und-SA 

zu vermit teln versucht und den herbeizitierten Generälen 

und hohen SA-Führern eine Standpauke gehalten hatte, 
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war zunächst ein von beiden Seiten angenommener Kom-

promiß zustande ge kommen: Die Reichswehr sollte einzi-

ger »Waff enträger der Nation« bleiben, die SA die vor- und 

nachmilitärische Aus bildung übernehmen. Aber kaum war 

Röhm mit seinen SA-Führern wieder allein, da hatte er wü-

tend erklärt: »Ich denke nicht daran, dieses Abkommen 

einzuhalten! Wenn nicht mit, so werden wir die Sache ohne 

Hitler machen!« Daraufhin war Obergruppenführer Lutze 

zum »Führer« geeilt und hatte ihm gemeldet, welche unge-

heuerlichen Äußerungen des SA-Stabschefs gefallen seien. 

Und Hitler hatte ihm fi nster zuge hört und abschließend ge-

meint, man müsse »die Sache ausrei fen lassen«.

Daraufhin war Lutze auch noch zu Generalmajor v. Rei-

chenau gegangen und hatte ihm von den Absichten Röhms 

erzählt, die Reichswehr zugunsten der SA auszuschalten 

und selbst Oberbefehlshaber zu werden. Der General je-

doch war längst im Bilde, denn er konspirierte schon seit 

geraumer Zeit mit dem SS-Brigadeführer Heydrich, der trei-

benden Kraft in dem Spiel, das mit der Zerschlagung der SA 

und der Liquidie rung ihres Führerkorps enden sollte.

Dabei dachte weder die SA noch ihr polternder Stab-

schef ernsthaft daran, gegen den »Führer« zu putschen. 

Niemand hat dies besser erkannt und dargestellt als Heinz 

Höhne, in dessen Geschichte der SS, »Der Orden unter dem 

Toten kopf«, es dazu heißt:

»Nein, die SA dachte nicht an Hochverrat, die SA speku-

lierte nicht auf Putsch und Ungehorsam. Sie wollte Hitler 

nur unter Druck setzen, ihr endlich den ihr so lange ver-
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weigerten Platz in Staat und Militär einzuräumen –, und 

um dieses Ziel zu erreichen, hatte sich Röhm in der Tat 

eine gefährliche Tak tik ausgedacht: Da er nicht glauben 

mochte, Hitler bliebe noch eine andere Wahl als ein all-

mähliches Eingehen auf die SA-Wünsche, entfesselte Röhm 

einen – allerdings dosierten – Nervenkrieg gegen Hitler. Er 

reiste von SA-Gruppe zu SA-Gruppe. Er inszenierte weit-

räumige Kriegsspiele seiner Truppe. Er hielt Polterreden, 

in denen er die ›zweite Revolution‹ des Nationalsozialis-

mus ankündigte. Und er hoff te, die Mas senaufmärsche der 

Braunhemden würden Hitler schließlich erweichen. Röhm 

sah nicht, daß er damit auch bei den arglo sesten Deut-

schen die Furcht wachrief, das Heer der SA schicke sich an, 

die Macht in Deutschland zu erobern. Auch die Mili tärs 

mußten in Röhm einen Todfeind sehen – sie hatten nicht 

übel Lust, das Spiel Heydrichs mitzuspielen …«

Tatsächlich spielte die Reichswehr-Führung sehr eif-

rig mit. General v. Reichenau traf sich immer häufi ger mit 

Heydrich, und er sicherte dem SD-Chef die volle Unterstüt-

zung der Generalität zu: Die Reichswehr werde der SS für 

den ge planten Schlag gegen die SA-Führung alle nötigen 

Waff en und Transportmittel zur Verfügung stellen, im üb-

rigen »Ge wehr bei Fuß« in Bereitschaft stehen. Reichenau 

hatte auch keine Einwände, als Heydrich ihm erklärte, daß 

es keine an dere Lösung des SA-Problems gebe als Massen-

Erschießun gen.

Der SD-Chef hatte sich indessen bereits dazu entschlos-

sen, nicht nur die SA-Führer zu beseitigen, sondern »in ei-
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nem Aufwasch« auch gleich alle anderen Personen aus dem 

Lager der Regierungskoalition, die er und seine Mitarbeiter 

für ge fährlich oder auch nur lästig hielten. Lange Listen von 

To deskandidaten wurden aufgesetzt – von Göring, von den 

Ge stapo-Leitstellen, von den Spitzen des SD, von einzelnen 

SS-Führern. Jeder hatte seine besonderen Mordwünsche, 

und der Abschußkatalog wurde immer umfangreicher.

Aber dann trat am 4. Juni 1934 eine die Verschwörer 

über raschende Wende ein: Hitler und Röhm trafen sich an 

diesem Tage zu einer langen und, wie es hieß, »sehr herzli-

chen« Aus sprache. Sie einigten sich, die Lösung der Proble-

me, die sich aus der Rivalität zwischen SA und Reichswehr 

ergaben, auf den Herbst zu vertagen, die »aktive SA« vom 

1. Juli an für ei nen Monat in Urlaub zu schicken und auch 

sonst alles zu tun, was geeignet wäre, die Gemüter, insbe-

sondere der Generäle, wieder zu beruhigen. Röhm selbst 

sollte einen längeren Ge nesungsurlaub – eine Jodkur in 

Bad Wiessee – antreten.

Die Generalität atmete erleichtert auf, als sie von dieser 

Ei nigung erfuhr. Heydrich hingegen paßte diese Entwick-

lung ganz und gar nicht ins Konzept. Einer SA, die in einen 

langen Sommerurlaub gegangen war, ließen sich schwer-

lich Putschabsichten andichten. Es bestand auch die Ge-

fahr, daß sich der unberechenbare »Führer« mit seinem 

Freund Röhm auf Pläne geeinigt hatte, denen selbst Göring 

zuzustimmen bereit war – dieser eitle Koloß konnte mit 

klangvollen Titeln und goldstrotzenden Uniformen leicht 

geködert werden.
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Es war also, so befand Heydrich, höchste Eile gebo-

ten, denn noch war die SA nicht in die Ferien geschickt 

worden, noch standen Himmler und Göring voll hin-

ter den Mordplä nen des SD. Die Schwierigkeit lag in der 

Unentschlossenheit Hitlers, der zwar bereit war, seinen 

alten Freund und Mit streiter Röhm bedenkenlos zu op-

fern, obwohl er ihm erst wenige Monate zuvor in einem 

– im »Völkischen Beobach ter« veröff entlichten Brief – ge-

schrieben hatte: »Am Abschluß des Jahres der nationalso-

zialistischen Revolution drängt es mich …, Dir, mein lieber 

Ernst Röhm, für die unvergängli chen Dienste zu danken, 

die Du der nationalsozialistischen Bewegung und dem 

deutschen Volke geleistet hast, und Dir zu versichern, wie 

sehr ich dem Schicksal dankbar bin, solche Männer wie 

Du als meine Freunde und Kampfgenossen be zeichnen zu 

dürfen. In herzlicher Freundschaft…«, der aber nicht wuß-

te, ob er die Schlägerkolonnen des alten Haudegens nicht 

in Kürze dringend brauchen würde.

Mit dem Ableben des 86jährigen Reichspräsidenten 

v. Hindenburg war, wie Hitler wußte, in Bälde zu rech-

nen. Es gab Pläne, dann die Monarchie der Hohenzollern 

wiederher zustellen und mit Hilfe der Reichswehr eine 

Regierungsum bildung vorzunehmen, bei der Hitler weit-

gehend entmachtet werden sollte. Es wurden schon viele 

Namen gefl üstert: Ge neral v. Schleicher, Gregor Strasser, 

selbst Brüning sollte ins Kabinett aufgenommen, die Re-

gentschaft dem Nazi-Prinzen August Wilhelm von Preu-

ßen übertragen werden.
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Hitler hatte daraufhin mit den Spitzen der Reichswehr 

– den Generälen v. Blomberg, v. Fritsch, v. Reichenau und 

dem Admiral Raeder – lange konferiert, ihnen erklärt, daß 

er selbst die Nachfolge Hindenburgs zu übernehmen ge-

denke. Als Gegenleistung für den Beistand der Militärs, 

ohne den diese Absicht nicht zu verwirklichen war, hatte 

er ihnen eine gewaltige Vergrößerung von Heer und Marine 

in Aussicht gestellt, dazu die Garantie, daß die Reichswehr 

»alleiniger Waff enträger der Nation« bleiben werde. Es war 

jedoch klar geworden, daß die Generäle noch etwas mehr 

verlangten, nämlich eine drastische Verminderung und 

völlige Entmach tung der SA. Auch hierzu hatte sich Hit-

ler sofort bereit er klärt – aber sollte er sich des Machtin-

struments, das die SA darstellte, wirklich berauben, bevor 

die Reichswehr fest in seiner Hand war, bevor er sich zum 

Nachfolger Hindenburgs und alleinigem Staatschef aufge-

schwungen hatte?

In diese Unentschlossenheit hinein platzte am 17. Juni 

1934 Hitlers Vizekanzler v. Papen mit einer Rede, die er an 

der Marburger Universität hielt. Er wetterte gegen alles und 

je des: gegen die Knebelung der Presse und die Unterdrük-

kung jeder freien Meinungsäußerung – »Nur Schwächlinge 

dulden keine Kritik!« –, gegen die »Verwechslung von Vita-

lität mit Brutalität«, gegen die »Terrormethoden in der Do-

mäne des Rechts«, gegen »all das, was sich an Eigennutz, 

Charakterlo sigkeit, Unwahrhaftigkeit, Unritterlichkeit, An-

maßung und Denunziantentum« unter dem Deckmantel 

der nationalen Revolution ausgebreitet habe, und er schloß 
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mit der Forde rung: »Es ist an der Zeit, in Bruderliebe und 

Achtung vor den Volksgenossen zusammenzurücken und 

das Werk ernster Männer nicht zu stören und Fanatiker 

zum Schweigen zu bringen!«

Diese Rede, die von den Studenten mit donnerndem 

Ap plaus aufgenommen wurde, stammte aus der Feder des 

protestantischen Münchner Rechtsanwalts und Schrift-

stellers Edgar Jung, der sie in Absprache mit dem Führer 

der Katho lischen Aktion, Erich Klausener, und mit Papens 

Presserefe renten Herbert v. Böse zu dem Zweck verfaßt 

hatte, die kon servativen und christlichen Kräfte im Lande 

zu mobilisieren und die Reichswehr-Generäle dazu anzu-

spornen, sich Hitler und dem Terror seiner Prügelgarden 

zu widersetzen. – Die von dem zwar intriganten, aber we-

nig intelligenten und zu schneidigen Bravour-Stücken stets 

bereiten Papen den Marburgern vorgelesene Rede erregte 

ungeheueres Aufse hen. Obwohl Goebbels die vorgesehene 

Rundfunkübertra gung der Ansprache gerade noch verhin-

dern konnte und auch dafür sorgte, daß die Presse kein 

Wort darüber berichtete – die »Frankfurter Zeitung«, die 

den Text der Rede im voraus erhalten und schon abgedruckt 

hatte, ließ er polizeilich be schlagnahmen –, verbreitete sich 

der Inhalt mit Windeseile im ganzen Reich; kirchliche Or-

ganisationen verteilten Zehntau sende von Kurzfassungen, 

und viele der Empfänger fertigten ihrerseits Kopien davon 

an, die sie unter ihren Freunden zir kulieren ließen. Die 

Gestapo- und SD-Stellen meldeten aus ganz Deutschland 

»brausende Zustimmung« des Bürger tums.
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Hitler tobte, als er – auf einer Reichsleitertagung in Gera 

– von der Papen-Rede erfuhr, aber noch wütender wurde 

er, als ihm v. Papen, seinerseits empört darüber, daß Goeb-

bels es gewagt hatte, seine, des Vizekanzlers, gewichtige 

Ausfüh rungen in Presse und Rundfunk zu unterdrücken, 

am 20. Juni seinen Rücktritt erklärte und hinzufügte, er 

habe in Marburg »als Treuhänder des Präsidenten« gespro-

chen, und er werde Hindenburg veranlassen, jetzt einzu-

schreiten.

Der höchst beunruhigte »Führer« – Heydrich hatte ihm 

auch noch gemeldet, daß Röhm neuerdings mit den Monar-

chisten konspiriere und daß sich die konservative Oppo-

sition mit SA-Führern zu verbünden beginne – begab sich 

daraufhin eilig zu Hindenburg, um herauszufi nden, wieviel 

Zeit ihm noch zur Verfügung stand. Was er am 21. Juni 1934 

in Neu deck erlebte, machte ihn noch unsicherer: General 

v. Blom berg empfi ng ihn und teilte ihm ernst und kühl mit, 

der Reichspräsident wünsche eine rasche Entspannung 

der Lage; anderenfalls werde er den Ausnahmezustand 

verhängen und der Reichswehr Vollmachten erteilen, die 

Ordnung wieder herzustellen. Dann wurde Hitler für einige 

Minuten an Hindenburgs Krankenlager gelassen, und der 

Uralte bestätigte ihm barsch, was v. Blomberg ihm schon 

mitgeteilt hatte.

Auf dem Rückfl ug nach Berlin wurde sich Hitler voll-

ends darüber klar, wie gefährlich sich seine Lage verän-

dert hatte: Es gab keine »rote Gefahr« mehr, mit der er das 

Bürgertum und die alte Geld- und Macht-Elite schrecken 
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konnte; die potentiellen Führer eines »bolschewistischen 

Aufstands« sa ßen im KZ oder im Ausland. Die Konser-

vativen, der Papen-Klüngel und der ehrgeizige General v. 

Schleicher witter ten bereits Morgenluft und wurden dreist. 

Die Reichswehr-Führung, die er schon in der Tasche gehabt 

zu haben glaubte, drohte mit Hindenburgs Hilfe selbst die 

Macht zu überneh men, und das würde sein und das Ende 

der Nazi-Herrschaft bedeuten. Er konnte die Generäle nur 

noch dadurch für sich gewinnen, daß er unverzüglich sein 

Versprechen einlöste und den Schlag gegen die SA führte, 

zu dem auch Göring, Himm ler und die SS sowie die Reichs- 

und Gauleiter der Partei ihn drängten … Was aber, wenn 

er sich der SA entledigte? Dann war er noch mehr auf die 

Reichswehr einerseits, die SS ander seits angewiesen!

Doch wie er sich’s auch überlegte: Es blieb ihm gar keine 

andere Wahl, als sich dem Willen der Reichswehr-Generäle 

zu beugen und die SA zu opfern. Erst wenn er als Staatsober-

haupt, Oberbefehlshaber, Regierungs- und Parteichef zum 

unumschränkten Diktator aufgestiegen war, konnte er 

dar angehen, ein neues Gegengewicht zu schaff en, das die 

Macht der Generalität auszubalancieren imstande wäre: 

eine minde stens ebenso mächtige SS.

Am 21. Juni entschloß sich Hitler, wenngleich immer 

noch etwas zögernd, seine Zustimmung zu dem zu geben, 

was man seltsamerweise noch immer »die Niederschla-

gung des Röhm-Putsches« nennt und was in Wahrheit 

nichts anderes war als die blutige Opferung des noch im-

mer nichtsahnenden Freundes und seiner Kumpane, ent-
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sprechend den Wünschen der Reichswehr-Generäle, Gö-

rings und der SS.

Am nächsten Tag, dem 22. Juni, rief Hitler den Röhm-De-

nunzianten und SA-Obergruppenführer der Provinz Han-

nover, Viktor Lutze, an und befahl ihm, »von jetzt ab keine 

Befehle aus München mehr (zu) befolgen, nur noch seine 

ei genen«. Fast gleichzeitig eröff nete Himmler dem Führer 

des SS-Oberabschnitts Mitte, Karl Freiherrn v. Eberstein, 

daß Röhm mit der SA putschen wolle; Eberstein sollte sei-

ne SS-Verbände »in stille Alarmbereitschaft« versetzen, 

mit der Reichswehr Kontakt aufnehmen und weitere Be-

fehle ab warten.

Am 23. Juni informierte der Chef des Allgemeinen Waf-

fenamts der Reichswehr, Oberst Fritz Fromm, seine Offi  -

ziere über Putschabsichten der SA; die SS sei auf Seiten der 

Reichswehr; ihr könnten Waff en ausgehändigt werden.

In den folgenden achtundvierzig Stunden teilte Hitler sei-

nem Reichswehrminister v. Blomberg mit, am 30. Juni wer-

de er, der »Führer«, persönlich eingreifen und bei der an 

diesem Tage in Röhms Kurort Bad Wiessee stattfi ndenden 

Zusam menkunft aller hohen SA-Führer alle diese »Putschi-

sten« festnehmen lassen und mit ihnen »abrechnen«.

Daraufhin setzte der Chef der Heeresleitung, General v. 

Fritsch, die gesamte Reichswehr in Alarmbereitschaft und 

verfügte Urlaubs- und Ausgangssperre.

Am 27. Juni – inzwischen war es, laut Aussage Fricks im 

Nürnberger Kriegsverbrecher-Prozeß, Himmler und Heyd-

rich gelungen, Hitler davon zu überzeugen, daß es keine 
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Versöhnung mit Röhm mehr geben dürfte – erschien im 

Reichswehrministerium der Kommandeur der SS-Leib-

standarte, Sepp Dietrich, und erbat sich von dem zuständi-

gen Stabsoffi  zier zusätzliche Waff en und Transportmittel 

für »einen geheimen und sehr wichtigen Auftrag des Füh-

rers«, woraufhin ihm alles Gewünschte zur Verfügung ge-

stellt wurde.

Am selben Tag rief Himmler seine SD-Oberabschnitts-

füh rer zusammen; sie erhielten von ihm den Auftrag, ab 

sofort die meisten hohen SA-Führer – einige waren davon 

ausge nommen – unauff ällig zu überwachen und jede ihrer 

Bewe gungen sofort dem SD-Hauptamt zu melden.

Am 28. Juni – so pingelig war die Reichswehr-Führung in 

»Ehrensachen«, auch wenn es sich um jemanden handelte, 

der in Kürze mit ihrer Hilfe ermordet werden sollte – wurde 

der Hauptmann a.    D. Ernst Röhm aus dem Deutschen Offi  -

ziersbund ausgeschlossen – allerdings, ohne daß er selbst 

oder gar die Öff entlichkeit etwas davon erfuhr.

Erst am folgenden Tag, dem 29. Juni, erhielt Röhm von 

der Generalität eine off ene Warnung, doch ist es fraglich, 

ob sie zu seiner Kenntnis gelangte: Es war ein vom Reichs-

wehr-Chef General v. Blomberg namentlich gezeichneter 

Aufsatz, der – was bis dahin noch nie geschehen war – im 

parteiamtli chen »Völkischen Beobachter« erschien und 

worin es hieß: »Die Wehrmacht … (steht) hinter dem Führer 

des Reiches, Adolf Hitler, der einst aus unseren Reihen kam 

und der stets einer der unseren bleiben wird.« Das klang sehr 

abwehr bereit.
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Doch seltsam, während das Heer seit Tagen einsatzbe-

reit war, Göring seine Landespolizei alarmiert und zusam-

menge zogen hatte, Himmlers SS bereits Waff en empfi ng 

und den Überfall probte, der SD die angeblich putschbe-

reiten SA-Führer beschattete und die Abschußlisten ver-

vollständigte, rüstete sich die SA nicht etwa zum Kampf, 

sondern bereitete sich auf den Urlaub vor. Röhm-Inti-

mus Karl Ernst, SA-Obergruppenführer von Berlin, hat-

te sich sogar schon abge meldet; er war mit seiner Braut 

nach Bremen gefahren, um von dort aus mit einem Ver-

gnügungsdampfer eine Hoch zeitsreise nach Teneriff a an-

zutreten. Gruppenführer Georg v. Detten, Chef des Poli-

tischen Amts der Obersten SA-Füh rung, hatte vom 1. Juli 

an Zimmer in Bad Wildungen bestellt, wo er vier Wochen 

Ferien machen wollte. Und Ernst Röhm selbst ging in Bad 

Wiessee spazieren und sagte zu seinem Ad jutanten, daß 

er sehr froh sei, nun Hitler bald wiederzusehen; daß er 

sich freue, Hitler zu der SA-Führer-Tagung am Tegernsee 

eingeladen und von ihm auch eine feste Zusage erhal ten 

zu haben.

Hitler war bereits am 28. Juni von Berlin nach Essen ge-

reist, zur Hochzeit seines dortigen NSDAP-Gauleiters Ter-

boven. Göring hatte den »Führer« begleitet, doch auf einen 

Anruf Himmlers hin, der meldete, die Berliner SA unter 

Füh rung von Karl Ernst wolle in achtundvierzig Stunden 

los schlagen und das Regierungsviertel besetzen – in Wahr-

heit hatte Ernst seine Truppe schon beurlaubt und war 

nach Bre men abgefahren –, wies Hitler Göring an, sofort 
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nach Berlin zu fl iegen und dort, auf ein Zeichen hin, rück-

sichtslos »durchzugreifen«.

Am Vormittag des 29. Juni besichtigte Hitler Arbeits-

dienstlager. Am Nachmittag fuhr er zu seinem Kriegskame-

raden Dreesen, der in Bad Godesberg ein Luxushotel 

hatte, und dorthin bestellte er sich Sepp Dietrich, den 

Kommandeur seiner SS-Leibgarde, der gegen 20 Uhr ein-

traf, aber sogleich auf Hitlers Weisung hin nach München 

weiterfl iegen mußte, von wo aus er sich zur Entgegennah-

me neuer Befehle telefo nisch melden sollte. Gleichzeitig 

wurden auf Anordnung des Reichswehrministeriums die 

Mordkommandos in Marsch gesetzt: 220 Mann der Leib-

standarte reisten noch in der Nacht mit der Bahn nach 

Oberbayern.

Am 30. Juni 1934, gegen 2 Uhr früh, stieg ein zitternder, 

völlig übermüdeter »Führer« mit seinem Gefolge in eine 

startklare Ju 52. Das dreimotorige Flugzeug sollte ihn 

schnellstens nach München bringen, und von dort woll-

te er, nunmehr fest entschlossen, sofort nach Bad Wiessee 

und die »Verräterbrut« überraschend »ausrotten«.

Den letzten Anstoß zu dieser Entscheidung hatte eine 

Mel dung des bayerischen Gauleiters und Innenministers 

Adolf Wagner gegeben: In München randaliere die SA öf-

fentlich gegen »Führer« und Reichswehr! Tatsächlich wa-

ren einige SA-Stürme am späten Abend des 29. Juni durch 

die Straßen der Landeshauptstadt marschiert; man hat-

te auch Rufe ge hört wie »Die Reichswehr ist gegen uns!« 

– aber das Ganze hatten Agenten Heydrichs und Himm-
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lers organisiert, und als die bayerischen SA-Kommandeure, 

Obergruppenführer Ma jor a.    D. August Schneidhuber und 

Gruppenführer Wilhelm Schmid, davon hörten, waren sie 

sofort zu ihren Leuten ge fahren und hatten sie eilig wieder 

nach Hause geschickt. »Wir stehen rückhaltlos hinter dem 

Führer!« war das letzte, was die Münchner SA-Leute von 

ihren Kommandeuren hörten.

Um 4 Uhr früh wurde Gruppenführer Schmid telefonisch 

zu Hitler befohlen, der inzwischen in München eingetrof-

fen war. Er eilte zum »Führer« und wollte Erklärungen ab-

geben, aber er kam nicht mehr dazu. Hitler riß ihm sofort 

die Rang abzeichen ab und schrie ihn an: »Sie sind verhaf-

tet und wer den erschossen!« Minuten später wurde er von 

SS-Führern und Beamten der bayerischen Politischen Po-

lizei ins Unter suchungsgefängnis Stadelheim eingeliefert, 

wohin auch schon Obergruppenführer Schneidhuber ge-

bracht worden war.

Inzwischen hatte Gauleiter Wagner die Massenver-

haftungs-Aktion anhand der mit Himmler und Heydrich 

abge stimmten Todeslisten anlaufen lassen, und Hitler war 

bereits im Auto unterwegs an den Tegernsee. Gegen halb 

sieben Uhr morgens traf er mit seinen Begleitern in Bad 

Wiessee ein. In der Pension Hanslbauer holten sie den völ-

lig überraschten Röhm und seine Kumpane aus den Betten 

und trieben sie mit vorgehaltener Pistole in den Keller. Der 

Breslauer SA-Ober gruppenführer Edmund Heines, Mit-

glied des Reichstags, wurde gleich, zusammen mit seinem 

Bettgefährten, niederge schossen.
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Die übrigen Verhafteten sollten sofort nach Stadelheim 

ge bracht werden, aber ehe dies geschehen konnte, traf ein 

Lastwagen mit der schwerbewaff neten »Stabswache« der 

obersten SA-Führung ein, deren Kommandeur, Standarten-

führer Uhl, als Gefangener im Keller saß. Es entstand eine 

für Hitler höchst kritische Situation, denn die Totschläger-

Garde Röhms war auf ihren Chef eingeschworen. Doch 

Hit ler gelang es, die Leibwachen seines alten Kampfgefähr-

ten durch scharfe Befehle zum Abzug zu bewegen. Als sie 

es sich, schon auf der Rückfahrt, anders überlegten und 

zwischen Wiessee und Gmund wieder umdrehten, war es 

zu spät. Man hatte die Gefangenen schon aus dem Keller 

geholt und in ent gegengesetzter Richtung, über Rottach-

Egern, abtranspor tiert. Hitler zog es vor, seine Macht über 

Röhms Gefolge nicht nochmals auf die Probe zu stellen; 

mit seinen Begleitern folgte er eilig dem Häftlingstransport 

und fuhr auf kleinen Umwegen nach München zurück.

Dort waren unterdessen die am Hauptbahnhof mit den 

Nachtschnellzügen aus allen Teilen des Reiches zur Weiter-

fahrt nach Bad Wiessee eintreff enden hohen SA-Führer 

von Beamten der bayerischen Politischen Polizei festge-

nommen und ebenfalls nach Stadelheim gebracht worden: 

Rittmeister a.    D. Georg v. Detten, MdR; Manfred Freiherr v. 

Killinger, MdR; Hauptmann a.    D. Hans Peter v. Heydebreck; 

Fritz Ritter v. Kraußer; Hans-Joachim v. Falkenhausen; 

Hans Hayn, MdR, und viele, viele andere.

Wer aber den Geheimpolizisten am Münchner Haupt-

bahnhof entwischte, wer etwa mit dem Auto nach Bad 
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Wies see weiterfuhr, geriet in andere Fallen. Einige SA-Füh-

rer wurden unterwegs von Hitler selbst angehalten und 

aufge fordert, seiner Wagenkolonne nach München zu fol-

gen; dort sei um 10 Uhr eine wichtige Führerbesprechung 

im »Braunen Haus«.

Im NSDAP-Hauptquartier, das von der Reichswehr abge-

riegelt worden war, wartete unterdessen Dr. Goebbels, der 

sich – nachdem er zuvor mit Röhm enge Verbindung ge-

halten hatte – erst zwei Tage zuvor, als die Stärkeverhält-

nisse klar geworden waren, eilig Hitler angeschlossen hatte. 

Als der übernächtigte »Führer« gegen 10 Uhr eintraf, gab 

er Goeb bels ein Zeichen, und der stürzte zum Telefon und 

übermit telte dem in Berlin ungeduldig wartenden Göring 

das Code-Wort zum Losschlagen: Kolibri.

In München, wo der frömmelnde Reichsstatthalter Rit-

ter v. Epp vergeblich versuchte, Hitler dazu zu bewegen, 

wenig stens ihrem gemeinsamen Kampfgefährten Röhm die 

Chance einzuräumen, sich vor einem Kriegsgericht zu ver-

antworten, übernahm der verspätet eingetroff ene Leibstan-

darten-Kom mandeur Sepp Dietrich, auch er Mitglied des 

Reichstags, die Todesliste, die ihm ein weiterer Reichstags-

abgeordneter, der Erbprinz zu Waldeck-Pyrmont, übergab.

Prinz zu Ysenburg, v. Epps Adjutant, erinnerte sich spä-

ter an die Unsicherheit, die in der Umgebung des »Führers« 

darüber bestand, ob Hitler seinen alten Freund Röhm begna-

digt hätte oder nicht; auch ob der Ritter v. Kraußer, Träger 

höchster Kriegsorden, von der Exekution ausgenommen 

worden wäre.
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Sie wurden indessen alle erschossen: Schneidhuber, 

Schmid, v. Heydebreck, Hayn, v. Detten, Freiherr v. Killinger, 

v. Falkenhausen, auch der Standartenführer Hans Joachim 

Graf v. Spreti-Weilbach und alle die anderen, die man ver-

haftet hatte, zuletzt auch, am 1. Juli 1934,18 Uhr, der Reichs-

minister und SA-Stabschef Ernst Röhm, den der Dachauer 

KZ-Kommandant Eicke, zusammen mit einem an deren SS-

Führer, Lippert, in einer Stadelheimer Gefängnis zelle mit 

Pistolenschüssen »erledigte«.

In Berlin hatten unterdessen Göring, Himmler und Heyd-

rich die Treibjagd beginnen lassen. Landespolizei, Gestapo 

und SS verhafteten einen SA-Führer nach dem anderen und 

brachten die Gefangenen in die ehemalige Kadettenanstalt 

Lichterfelde, wo sie an die Wand gestellt und erschossen 

wurden. Vom 30. Juni nachmittags an bis in die frühen Mor-

genstunden des 2. Juli hörten die Bewohner der Umgebung 

die Salven krachen.

Aber es war nicht allein das Führerkorps der SA, das in 

München, Berlin und anderswo rücksichtslos liquidiert 

wur de; die SS benutzte die Gelegenheit auch zur Ermor-

dung all jener, die zuviel wußten und Himmler wie auch 

seinem neuen Verbündeten Göring gefährlich werden 

konnten, daneben wurden auch zahlreiche private Rache-

gelüste befriedigt:

In München wurde der einstige Generalstaatskommis-

sar Ritter v. Kahr entführt; man fand ihn später, mit Spitz-

hacken erschlagen, im Dachauer Moor. Ein Mitwisser pri-

vatester Hitler-Geheimnisse, der Pater Bernhard Stempfl e, 
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wurde mit drei Herzschüssen und gebrochener Wirbelsäule 

aufgefun den, und den Musikkritiker Dr. Wilhelm Schmid, 

den die Häscher mit dem Arzt Ludwig Schmitt, einem inti-

men Ken ner der braunen Prominenz, verwechselt hatten, 

schleppten SS-Männer ebenfalls zur Hinrichtungsstätte, 

wo er sofort er schossen wurde.

In Berlin ermordeten einige Gestapo-Beamte den 

Reichs kanzler a.    D. General Kurt v. Schleicher und dessen 

Frau; der Generalmajor Ferdinand v. Bredow, Vorgänger v. 

Reichen aus im Ministeramt des Reichswehrministeriums 

und Freund des Generals v. Schleicher, wurde ebenfalls von 

der Gestapo hinterrücks erschossen. Auf Befehl Heydrichs 

ermordete der SS-Hauptsturmführer Kurt Gildisch den 

Ministerialdirektor Dr. Erich Klausener, Leiter der Katho-

lischen Aktion, in des sen Amtszimmer. Anschließend holte 

Gildisch den SA-Füh rer Karl Ernst, MdR und preußischer 

Staatsrat, von der Hochzeitsreise zurück und lieferte ihn in 

Lichterfelde ab, wo er sofort erschossen wurde.

Am frühen Nachmittag des 30. Juni wurde der zurückge-

tretene Reichsorganisationsleiter Gregor Strasser, dem 

Hitler eine Woche zuvor zum Zeichen der Aussöhnung das 

Goldene Ehrenzeichen der NSDAP verliehen hatte, aus sei-

ner Woh nung entführt und von hinten erschossen.

Vizekanzler v. Papens engste Mitarbeiter, v. Böse und Ed-

gar Jung, ermordeten die Gestapo ebenfalls; die Baronin v. 

Strotzingen, Papens Privatsekretärin, und sein übriger Stab 

wurden in ein Konzentrationslager eingeliefert. Als sich der 

Vizekanzler bei Göring beschweren wollte, warf dieser ihn, 
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wie v. Papen später schrieb, »mehr oder weniger« hinaus 

und stellte ihn unter Hausarrest und SS-Bewachung.

Am wildesten hauste der SS-Führer Udo v. Woyrsch in 

Schlesien. Dutzende von SA-Führern, aber auch einige SS-

Rivalen, ließ er von seinen Leuten umbringen. Ein an derer 

SS-Oberabschnittsführer, Erich v. d. Bach-Zelewski, schick-

te zwei seiner Leute zu seinem persönlichen Feind, dem SS-

Reiterführer Anton Freiherrn v. Hohberg und Buchwald, 

den die Mörder in seinem Arbeitszimmer »erle digten« .

Wieviel Menschen bei dem Blutbad insgesamt ums Le-

ben gekommen sind, ist bis heute nicht genau festzustellen 

gewe sen. Hitler selbst gab am 13. Juli 1934 vor dem – um 

etliche NSDAP-Abgeordnete verringerten – Reichstagsple-

num be kannt, daß 61 Personen, darunter 19 »höhere SA-

Führer«, erschossen worden seien; weitere dreizehn hätten 

»sich der Verhaftung widersetzt« und seien dabei ums Le-

ben gekom men, und drei hätten »Selbstmord begangen« 

– zusammen also 77 Tote. In Wahrheit sind allein in Berlin 

mehr als hun dertfünfzig Personen, zumeist SA-Führer, im 

Hof der Ka dettenanstalt Lichterfelde erschossen worden; 

namentlich bekannt sind davon, und von den übrigen Toten 

in Berlin und im Reich, etwa zweihundert. Die Gesamtzahl 

der Opfer wurde nach dem Zusammenbruch des Nazi-Rei-

ches mehr fach in Strafprozessen erörtert und wiederholt 

mit »über tau send« angegeben.

Weit furchtbarer als die Morde selbst, deren Opfer, mit 

einigen tragischen Ausnahmen, selbst vielfache Mörder 

gewe sen waren, zumindest aber mit ihren Henkern jah-
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relang den Terror gegen andere geübt hatten, waren die 

Folgen des Mas sakers für das, was es noch an Resten der 

öff entlichen Moral, an Rechtsstaatlichkeit und bei den pri-

vilegierten Schichten an »Anstandsregeln« gegeben hatte.

Am 3. Juli 1934 beschloß das Reichskabinett mit den 

Stimmen der bürgerlichen Minister ein Gesetz, dessen 

einzi ger Satz lautete: »Die zur Niederschlagung hoch- und 

landes verräterischer Angriff e am 30. Juni und am 1. und 2. 

Juli 1934 vollzogenen Maßnahmen sind als Staatsnotwehr 

rechtens.« Und damit waren alle verübten Greuel legali-

siert. Promi nente Staats- und Strafrechtler beeilten sich, 

in juristischen Fach- und bürgerlichen Intelligenzblättern 

die Weisheit, strenge Rechtmäßigkeit und unbedingte Not-

wendigkeit der vom »Führer« befohlenen Massenmorde 

nachzuweisen. Von Schloß Neudeck kam ein Glückwunsch-

Telegramm des grei sen Feldmarschall-Präsidenten (wobei 

es dahingestellt blei ben mag, ob Hindenburg wußte und 

billigte, was sein Staats sekretär Meißner unter Hinzuzie-

hung des Präsidentensohns Oskar, an Hitler drahtete). In 

den Kasinos der Reichswehr-Offi  ziere wurde das »großar-

tige Ereignis« mit Sekt gefeiert. General v. Blomberg lobte 

»die soldatische Entschlossen heit« und den »vorbildlichen 

Mut«, mit denen »der Führer die Verräter und Meuterer 

selbst angegriff en und niederge schmettert« habe. Gene-

ralmajor von Witzleben – zehn Jahre später ließ Hitler ihn 

an einem Fleischerhaken enden – bedau erte, daß er nicht 

selbst dabei habe mitwirken können, als man die SA-Füh-

rer an die Wand stellte. Oberleutnant Claus Schenk Graf 
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v. Stauff enberg meinte, der »Führer« habe end lich »die 

Eiterbeulen aufgestochen«. Auch alle anderen Her ren der 

Reichswehr-Führung, von denen später die meisten Hitler 

zum Opfer fi elen, lobten die »Bravour« seines Vorge hens; 

viele gratulierten dem General v. Reichenau, der die Vor-

bereitungen des Massakers mit Heydrich abgesprochen 

und technisch ermöglicht hatte. Nur der frühere Chef der 

Heeresleitung, General v. Hammerstein, und der 85jährige 

Generalfeldmarschall v. Mackensen erhoben Protest gegen 

die Ermordung der Generäle v. Schleicher und v. Bredow.

»Im Staat gibt es nur einen Waff enträger: die Wehr-

macht«, hatte Hitler in seiner Reichstagsrede vom 13. Juli 

den Gene rälen noch einmal versichert, denen zu Gefallen 

die SA-Füh rer von ihm geopfert worden waren. Deshalb 

zeigte sich die Reichswehr-Führung, wie William L. Shirer 

es aus eigener Beobachtung beschrieben hat, »selbstzufrie-

den und zuver sichtlich«. Es störte sie auch nicht, daß Hitler 

schon eine Wo che später, am 20. Juli 1934, die SS »im Hin-

blick auf die gro ßen Verdienste, besonders in Zusammen-

hang mit den Ereig nissen des 30. Juni«, zur selbständigen 

Organisation erhob und ihr auch genehmigte, bewaff nete 

Einheiten – die soge nannte »Verfügungstruppe«, ferner die 

Leibstandarte sowie die zur Bewachung der Konzentrati-

onslager eingesetzten »Totenkopf-Verbände« – aufzustel-

len. Der SD war schon vor dem 30. Juni zur einzigen politi-

schen Nachrichtenorga nisation erklärt worden.

Damit hatten Himmler und Heydrich erreicht, was sie 

wollten: Die SA war »erledigt« (und spielte auch tatsächlich 
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fortan keine Rolle mehr unter dem Kommando ihres neuen 

Stabschefs Viktor Lutze); die Fundamente für den Aufbau 

dessen, was Eugen Kogon später den »SS-Staat« genannt 

hat, waren gelegt. Und die Frage, wer denn nun eigentlich 

die herrschenden Nazis waren, läßt sich für die Zeit nach 

dem 30. Juni 1934 vornehmlich anhand der Ranglisten jenes 

»Schwarzen Korps« beantworten, dessen Exekutionskom-

mandos die Reihen der Nazi-Prominenz gelichtet hatten.

Bis 1933 – so Heinz Höhne in seiner Geschichte der SS, 

»Der Orden unter dem Totenkopf« – »hatten drei Typs die SS 

be stimmt: der ehemalige Freikorpsmann, der Intelligenzler 

… und der kleinbürgerliche Parteiveteran … Nur zehn Pro-

zent überlebten den Andrang der Neuen, die ab März 1933 

… in die Organisation Himmlers einsickerten. Den Anfang 

machte der Adel. Schon kurz vor der Machtübernahme wa-

ren namhafte Aristokraten zur SS gestoßen, unter ihnen der 

Erbgroßherzog von Mecklenburg, der Erbprinz zu Waldeck 

und Pyrmont, die Prinzen Christof und Wilhelm von Hes-

sen … Im Frühjahr 1933 ergoß sich weiteres blaues Blut in 

die SS-Venen. Der Prinz von Hohenzollern-Emden und der 

Graf v. d. Schulenburg traten in die SS ein, und bald glichen 

die Ranglisten der Schutzstaff el Seiten aus dem Gotha … Die 

schwarzuniformierten Adligen besetzten manche Position 

in den oberen Rängen … 1938 stellten sie 18,7 Prozent der 

SS-Obergruppenführer, 9,8 Prozent der SS-Gruppenführer, 

14,3 Prozent der SS-Brigadeführer …« Und daran änderte 

sich nur wenig; auch noch die allerletzten Dienstaltersli-

sten der SS – Stand vom 9. November 1944 – zeigen in den 
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Gene ralsrängen einen Adelsanteil zwischen 12 Prozent bei 

den SS-Obergruppenführern und -gruppenführern und 16 

Pro zent bei den dienstältesten SS-Brigadeführern -. Doch 

es war nicht der Adel allein, der das »Schwarze Korps« zu 

einer Eli te-Organisation machte.

Von den insgesamt 1362 ranghöchsten SS-Führern – vom 

SS-Standartenführer an aufwärts – waren fast 87 Prozent 

ehemals aktive Offi  ziere des kaiserlichen Heeres oder der 

Reichswehr, darunter nicht wenige Generäle.

Insgesamt 382 der 1362 obersten SS-Führer waren Akade-

miker, und von diesen führten 320 – über 23 Prozent – einen 

Doktortitel; 52 waren Professoren, zumeist Ordinarien.

Insgesamt gehörten, von wenigen Ausnahmen abgese-

hen, die allermeisten SS-Führer der obersten Ränge den 

schon im Kaiserreich privilegierten Schichten an, waren 

entweder ehemalige Offi  ziere oder Akademiker oder bei-

des. Der hohe Anteil von Adligen unterstreicht diese Tat-

sache nur noch, ebenso der Umstand, daß zahlreiche hohe 

SS-Führer in engen verwandtschaftlichen Beziehungen zu 

den die Industrie beherrschenden Familien standen. Und 

daß umgekehrt diese SS-Generalität – unter Einschluß der 

etwa den Obristen gleichzusetzenden Standartenführer 

– den Großteil der Füh rungsschicht des »Dritten Reiches« 

umfaßte, geht aus folgen den Zahlen hervor:

Von den hundert obersten Führern der SS – von Hitler 

und Himmler bis zum Regierungspräsidenten Wilhelm 

Freiherr v. Holzschuher auf Schloß Gymnich – waren acht 

Mitglieder der Reichsregierung mit vollem Kabinettsrang, 
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zwei Staats minister, neun Staatssekretäre und zwei Reichs-

kommissare; dreizehn amtierten als Reichsstatthalter oder 

Ministerpräsi denten in den Ländern, vier als Oberpräsi-

denten preußischer Provinzen. Nicht weniger als 61 waren 

zugleich Mitglieder des Reichstags, und 18 gehörten dem 

preußischen Staatsrat an. Zwar hatten einige von diesen 

»Granden des Dritten Reichs« ihren hohen SS-Rang nur 

»ehrenhalber«, aber das ändert nichts an den Fakten. 

Denn natürlich übte die SS auch über ihre »Ehrenführer« 

erheblichen Einfl uß aus, und ihre Auswahl läßt umgekehrt 

Rückschlüsse auf die Elite-Vorstel lungen der obersten SS-

Führung zu.

Das gilt auch für den sogenannten »Freundeskreis des 

Reichsführers SS Heinrich Himmler«, der aus dem »Kepp-

ler-Kreis« hervorgegangen war, jenem Gremium von füh-

renden Männern der Wirtschaft, die vor der »Machtergrei-

fung«, vor allem im entscheidenden Wahlkampfjahr 1932, 

die Hitler-Partei fi nanziert hatten. Diesem »Freundes-

kreis« ge hörten nur wenige – nach einem Verzeichnis vom 

November 1939 nur 36 – Mitglieder an; zu keiner Zeit waren 

es mehr als 49.

Einige dieser »Freundeskreis«-Angehörigen hatten reine 

Gastgeber-Funktionen, zum Beispiel Gruppenführer Otto 

Ohlendorf, Chef des SD-Inland und 1940/42 Leiter der Ein-

satzgruppe D in Südrußland und auf der Krim; Obergrup-

penführer Oswald Pohl, Chef der Konzentrationslager; 

Gruppenführer Erwin Rösener, zuständig für Bandenbe-

kämpfung in Kärnten, Steiermark und Tirol; Oberführer 
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Wolfgang Sievers, Chef des »Ahnenerbe« genannten SS-

Ver eins zur Förderung des Germanenkults, oder Gruppen-

führer Dr. Hermann Behrends, zuletzt Höherer SS- und 

Polizeifüh rer für Serbien und Montenegro (wobei anzumer-

ken ist, daß alle fünf Genannten später wegen ihrer Kriegs-

verbrechen zum Tode verurteilt und hingerichtet worden 

sind). Neben diesen und einigen weiteren hohen SS-Füh-

rern gehörten dem »Freundeskreis« vornehmlich die fol-

genden prominenten Unternehmer und Bankiers an: Dr. 

Ing. e.    h. Rudolf Bingel, Generaldirektor des Siemens-Kon-

zerns; Karl Blessing, Vor standsmitglied im Unilever-Kon-

zern; Friedrich Flick, Chef des Flicckonzerns; Dr. Karl Fer-

dinand Ritter v. Halt, Mit glied des Vorstands der Deutschen 

Bank AG; Ewald Hecker, Präsident der Industrie- und Han-

delskammer Hannover, Be triebsführer der Zeche »Fried-

rich der Große«, Herne, und Aufsichtsrat der Ilseder Hütte 

AG; Dr. h. c. Emil Helff erich, Aufsichtsratsvorsitzender der 

HAPAG und Repräsentant der ESSO-Deutschland AG; Otto 

Heuer, Vorstandsvorsit zender der Portlandzementwerke 

Heidelberg; Dr. Richard Kaselowsky, Chef des Oetker-Kon-

zerns; Fritz Kranefuß, kaufmännischer Leiter der Braun-

kohle-Benzin AG; Carl Vincent Krogmann, Schiff sreeder 

und Teilhaber der Firma Wachsmuth & Krogmann, seit 1933 

Regierender Bürgermei ster der Hansestadt Hamburg; Karl 

Lindemann, Teilhaber der Firma Melchers & Co, Bremen, 

Vorsitzer des Aufsichts rats der ESSO-Deutschland und der 

HAPAG; Dr. Karl Ra sche, Vorstandsmitglied der Dresdner 

Bank AG; Friedrich Reinhart, Aufsichtsratsvorsitzer der 
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Commerzbank AG; Hellmuth Roehnert, Vorsitzer des Vor-

stands des Rheinmetall-Borsig-Konzerns; August Rosterg, 

Generaldirektor der Wintershall AG und Aufsichtsrats-

vorsitzender des Deut schen Kali-Syndikats; Dr. Ing. Wal-

ter Schieber, Generaldi rektor des Zellwolle-Konzerns und 

von 1942 an Chef des Rü stungslieferungsamts; Dr. Heinrich 

Schmidt, Aufsichtsratsvorsitzender des Asphalt-Konzerns, 

der Wintershall AG, der Kali-Bank und der Braunkohle-

Benzin AG; Dr. Hermann Schmitt, Generaldirektor des Al-

lianz- und Aufsichtsratsvor sitzer des Münchner Rück-Ver-

sicherungskonzerns; Kurt Freiherr v. Schröder, Inhaber des 

Bankhauses I. H. Stein in Köln; Otto Steinbrinck, General-

bevollmächtigter des Flicckonzerns; Dr. Ing. Albert Vogler, 

Generaldirektor der Vereinigten Stahlwerke und Präsident 

des Vereins deutscher Eisenhüttenleute; Dr. Wilhelm Voss, 

Generaldirektor der Waff enwerke Brünn und Präsident der 

AG. vorm. Skoda-Werke; Hans Walz, Generaldirektor des 

Bosch-Konzerns, und Franz Heinrich Witthoeft, Inhaber 

der Firma A. O. Me yer, Hamburg, Aufsichtsrat der Com-

merzbank, der Deut schen Werft und zahlreicher weiterer 

Unternehmen.

So haben wir im »Freundeskreis des Reichsführers SS 

Heinrich Himmler« noch einmal die Antwort auf unse-

re Fra ge, wer denn nun eigentlich »die Nazis« waren: Da 

gab es ehemalige Offi  ziere, Freikorpsführer und im SD auf -

ge stie gene Akademiker, die zusammen den Terror organi-

sierten, dazu ein paar dekorative Aristokraten, Bank-Ba-

rone, Pro fes soren und Großbürger, und im Hintergrund 



die Herren der Konzerne und des Finanzkapitals – das 

waren »die Nazis«, die die Masse der meist kleinbürgerli-

chen und bäuerlichen Mitläufer anführten.
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12. Wer leistete dem Faschismus Widerstand?

Am 2. August 1934, morgens gegen 9 Uhr, starb General feld-

marschall Paul v. Beneckendorf und v. Hindenburg im Alter 

von fast 87 Jahren. Bereits drei Stunden später wurde ein 

schon am Vortag vom Reichskabinett beschlossenes Ge setz 

bekanntgegeben, das die Frage der Nachfolge des Staats-

oberhaupts auf verfassungswidrige Weise regelte: Das Amt 

des Reichspräsidenten und der Oberbefehl über die Wehr-

macht gingen auf den »Führer und Reichskanzler« Adolf 

Hit ler über.

Die Offi  ziere und Mannschaften von Heer und Kriegsma-

rine waren bereits wenige Minuten nach Hindenburgs Tod 

vereidigt worden – nicht auf Volk und Vaterland, schon gar 

nicht auf die mit Füßen getretene Verfassung, sondern auf 

die Person desjenigen Mannes, der genau einen Monat zu-

vor seine engsten Freunde und Kampfgefährten, dazu Dut-

zende von Männern, die ihm fest vertraut hatten und treu 

ergeben waren, kaltblütig hatte umbringen lassen, desglei-

chen die nächsten Mitarbeiter seines Vizekanzlers, auch 

seinen Amts vorgänger und dessen Ehefrau, einen weiteren 

Reichswehr-General und zahlreiche andere mehr oder we-

niger promi nente Zeugen seiner düsteren Vergangenheit.

Schlimmer noch: Erst eine Woche zuvor, am 25. Juli 1934, 

war – wie niemand bezweifelte: auf Hitlers Befehl hin (wenn-

gleich es, wie man heute weiß, eine weitgehend eigenmäch-
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tige Aktion der SS gewesen war) – der klerikal-faschistische 

österreichische Bundeskanzler Engelbert Dollfuß in seinem 

Büro am Ballhausplatz von einem in österreichischer Hee-

resuniform eingedrungenen SS-Kommando ermordet wor-

den. Zwar hatte die Wiener Regierung den Putschversuch 

der Nazis rasch niederschlagen können; ein Eingreifen der 

von Italiens faschistischem Diktator Benito Mussolini zur 

Verteidigung der Unabhängigkeit Österreichs mobilisier-

ten und bereits am Brenner aufmarschierten Divisionen 

war nicht nötig gewesen. Aber die ganze zivilisierte Welt 

hatte sich hell empört über die »Meuchelmord-Politik« der 

Nazis und ihres »Führers«.

Die alte deutsche Geld- und Macht-Elite nahm indes-

sen an alledem keinen nennenswerten Anstoß – nicht an 

den vielen Morden und schon gar nicht an den zahlreichen 

Verfassungs brüchen. Einer ihrer Vertreter, der eitle und in-

trigante Kon zernherrn-Schwiegersohn und Gutsbesitzer 

Franz v. Papen, der am 30. Juni 1934 selbst nur um Haares-

breite dem Schick sal seiner engsten Mitarbeiter und seines 

»Freundes und Nachfolgers«, des Generals v. Schleicher, 

entgangen war, übernahm sogleich nach dem gescheiter-

ten Nazi-Putsch in Wien »stolz und freudig« als »Gesandter 

in besonderer Mis sion des Führers« dessen Rechtfertigung 

gegenüber den auf gebrachten Österreichern (und insge-

heim auch die Beruhi gung des Papstes, dessen besonderer 

Günstling der ermor dete Dollfuß gewesen war).

Die alte Elite und mit ihr das deutsche Bürgertum, des-

sen Vorbild sie war, trösteten sich mit dem alten Sprich-
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wort: Wo gehobelt wird, fallen Späne … Schließlich hatte 

Hitler ja die Kommunisten und Sozialdemokraten, die 

Gewerkschaften, die Betriebsräte, die lästigen Tarifverträ-

ge, die jüdische Kon kurrenz und vieles andere »weggeho-

belt«; die sich ohnehin schon wiederbelebende Konjunktur 

wurde von der heimli chen Aufrüstung, die die Nazis eifrig 

vorantrieben, sehr ge fördert, und den Nutzen von alledem 

hatten vornehmlich die großen Konzerne, an deren zusätz-

lichen Profi ten die Arbei ter und Angestellten nicht mehr, 

wie früher, mit steigenden Löhnen beteiligt waren.

So hatte beispielsweise die größte »Waff enschmiede des 

Reiches«, die Firma Fried. Krupp in Essen, im Jahre 1932 

rund 36   000 Arbeiter und Angestellte beschäftigt und ih-

nen insgesamt 69 Millionen Reichsmark an Löhnen und 

Gehäl tern bezahlt; im ganzen Jahr 1933 brauchte Krupp 

seiner auf 43   400 Köpfe angewachsenen »Gefolgschaft« bei 

steigendem Gewinn nur noch 67 Millionen Reichsmark zu 

zahlen. Die Lohnkürzungen, mit deren Hilfe dieses Wunder 

möglich ge worden war, hatten zwar in der Gießerei und auf 

einigen Krupp-Zechen zu heftigen Protesten der Arbeiter-

schaft und zu wilden Streiks geführt. Aber da war die mit 

dem Werk schutz eng zusammen arbeitende Gestapo rasch 

zur Stelle gewesen, hatte die »Rädelsführer« in ein Konzen-

trationslager »eingewiesen« und zwei alte Gewerkschafter, 

die der Sympa thie mit den Streikenden verdächtig waren, 

zur Abschreckung der Belegschaft gleich an Ort und Stelle 

mit Stahlruten »fertiggemacht«; ein paar Arbeiter waren 

strafversetzt wor den, und von da an hatten bei Krupp aus 
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Furcht und Resigna tion wieder »Ruhe und Ordnung« ge-

herrscht.

Doch nicht nur bei Krupp in Essen, auch überall sonst 

in der Wirtschaft und besonders in der Rüstungsindustrie 

konn ten die Unternehmer mit dem faschistischen Regime 

sehr zu frieden sein: Die Löhne wurden niedrig gehalten; 

noch 1937 lagen sie deutlich unter dem Niveau des Elends-

winters 1931/32, als die Weltwirtschaftskrise ihren Höhe-

punkt er reicht hatte. Gleichzeitig stiegen die Pro-Kopf-

Leistungen der Arbeiter steil an. Schon bald konnten die 

Unternehmen zur 60-Stunden-Woche übergehen und auf 

die für sie so lä stige Überstundenbezahlung verzichten. 

Und von 1936 an brauchten die Firmenleitungen nicht 

einmal mehr zu be fürchten, durch allzu rigorose Ausbeu-

tung gute Fachkräfte zu verlieren, denn durch gesetzliche 

»Bindung an den Ar beitsplatz« wurde die Freizügigkeit der 

»Gefolgschaftsmit glieder« drastisch eingeschränkt und je-

der unerwünschten Abwanderung ein Riegel vorgescho-

ben.

Zudem gab es weiterhin ein riesiges Arbeitskräfte-Reser-

voir, denn die Erwerbslosigkeit nahm auch im »Dritten 

Reich«, entgegen allen Versprechungen und Propagandalü-

gen, keineswegs in dem Maße ab, wie es viele Nazi-Wähler 

des Jahres 1932 gehoff t und die Konzernherren befürchtet 

hatten. Trotz erheblicher Verstärkung der Reichswehr – sie 

erreichte schon im Herbst 1934 eine Mannschaftsstärke 

von rund 260   000, was mehr als dem zweieinhalbfachen 

des nach dem Versailler Vertrag Erlaubten entsprach –, 
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trotz des Ein tritts von weiteren Hunderttausenden in die 

kasernierten Po lizei- und SS-Verbände sowie in den noch 

freiwilligen Ar beitsdienst, trotz Masseneinstellungen beim 

Autobahnbau sowie bei der Rüstungsindustrie und trotz 

der Flucht von mehr als hunderttausend Menschen ins 

Ausland, der Inter nierung von Zehntausenden in den Kon-

zentrationslagern und Gefängnissen, gab es im Frühjahr 

1934 noch immer mehr als vier Millionen Erwerbslose, von 

denen allerdings nur noch rund zehn Prozent Unterstüt-

zung aus der Arbeitslo senversicherung erhielten. Das Gros 

war auf Krisen- und Wohlfahrtsfürsorge angewiesen, und 

das Heer der Erwerbs losen ohne jegliche Unterstützung 

aus öff entlichen Mitteln hatte sich auf fast eine Million ver-

mehrt.

Daß diese Menschen keine begeisterten Nazis waren, 

liegt auf der Hand. Aber es gibt auch deutliche Anhalts-

punkte da für, daß unter denen, die ihren Arbeitsplatz be-

halten hatten oder dank der Konjunkturbelebung wieder 

eingestellt wor den waren, die allermeisten nach wie vor 

in Opposition zum Hitler-Regime standen, nur wagten sie 

keinen off enen Wi derstand.

Immerhin: Als aufgrund des »Gesetzes zur Ordnung der 

nationalen Arbeit« vom 20. Januar 1934 überall »Vertrauens-

räte« – das war der faschistische »Ersatz« für die früheren 

Be triebsräte – »gewählt« werden sollten (wobei es sich in 

Wahr heit nur darum handelte, die Liste der vom »Betriebs-

führer«, zusammen mit dem DAF-»Betriebsobmann« be-

reits endgültig bestimmten »Vertrauensräte« zustimmend 



421

oder ableh nend »zur Kenntnis zu nehmen«), gaben im 

Reichsdurch schnitt mehr als drei Viertel aller Arbeitneh-

mer entweder Nein-Stimmen ab oder enthielten sich der 

Stimme. Begreifl i cherweise verzichtete die Nazi-Füh-

rung auf eine Veröff entli chung dieses für sie so blamablen 

»Wahlergebnisses«.

Weniger deutlich trat die Opposition gegen den Hit-

ler-Fa schismus am 19. August 1934 zutage, als nicht allein 

die Ar beitnehmerschaft, sondern alle rund 45 Millionen 

Wahlbe rechtigten bestätigen sollten, daß sie mit der eigen-

mächtigen, im Widerspruch zur Verfassung und selbst zum 

Ermächti gungsgesetz stehenden Abschaff ung des Reichs-

präsiden ten-Amtes und mit Hitlers Übernahme auch die-

ser Funktion sowie des Oberbefehls über die Wehrmacht 

einverstanden seien. Rund 90 Prozent, mehr als 38 Millio-

nen Deutsche, stimmten an diesem Tage mit »Ja«; nur 4,2 

Millionen Männer und Frauen hatten den Mut, dazu »Nein« 

zu sagen, und fast drei Millionen blieben den Wahllokalen 

fern oder gaben un gültige Stimmzettel ab.

Das schien für Hitler ein großer Sieg zu sein, doch er war 

weit weniger auf gewandelte Überzeugungen zurückzu-

füh ren, auch keineswegs allein ein Ergebnis der von Goeb-

bels wieder einmal gelieferten »Propagandaschlacht«, als 

vielmehr vor allem eine Auswirkung des Gestapo- und SS-

Terrors. Die Wähler, besonders das Bürgertum, die Intelli-

genz und die Beamtenschaft, hatten sich noch nicht von 

dem Schrecken er holt, den ihnen die Massenmorde vom 

30. Juni und 1. Juli 1934 eingefl ößt hatten. Die eingeschüch-
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terten Wähler fragten sich: Wenn Hitler nicht einmal davor 

zurückschreckt, seine Freunde, ja sogar Reichswehr-Gene-

räle umbringen zu lassen, was mag er erst mit uns kleinen 

Leuten machen, wenn her auskommt, daß wir gegen ihn 

gestimmt haben?

Denn natürlich traute man den braunen Meuchelmör-

dern nicht nur eine Fälschung der Abstimmungsresultate 

zu, son dern auch jede Verletzung des Wahlgeheimnisses 

(obwohl die vielfältigen Tricks, mit deren Hilfe die Nazis 

kontrollierten, wer bei den Volksabstimmungen nicht das 

geforderte »Ja« ankreuzte, erst etwas später angewandt 

wurden, zumindest erst von 1938 an nachweisbar sind).

Jeder Deutsche, der auch nur halbwegs bei Verstand war, 

wußte oder ahnte zumindest, auch wenn er sich sonst für 

Po litik überhaupt nicht interessierte, mit welcher Brutali-

tät die neuen Machthaber jeden erkannten Gegner behan-

delten. Je dermann in Deutschland kannte schon damals 

– auch wenn er dies später mit allem Nachdruck leugnete 

– die Einrichtung der Konzentrationslager. Die Zeitungen 

meldeten in den er sten Jahren der Naziherrschaft recht 

häufi g die Einlieferung dieses oder jenes mehr oder we-

niger prominenten Antifaschi sten in ein – mitunter na-

mentlich genanntes – »KZ«. Und es hatte sich auch schnell 

herumgesprochen, welchen grauen haften Mißhandlungen 

und sadistischen Quälereien die Lagerinsassen ausgesetzt 

waren.

Selbst wer der Goebbels-Propaganda von der »Erzie-

hung durch Arbeit« und den freigegebenen Fotos von un-
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ter SS-Bewachung fl eißig Torf stechenden KZ-Häftlingen 

Glauben schenkte, mußte zumindest wissen, daß der Lager-

aufenthalt alles andere als angenehm war. Und das allein 

genügte vollauf, die allermeisten ängstlichen Bürger von 

off ener Kri tik sowie von der Abgabe einer »Nein«-Stimme 

bei den häu fi gen Volksabstimmungen abzuhalten. »Halte 

dich zurück«, fl üsterten besorgte Ehefrauen ihren Män-

nern zu, wenn diese in den eigenen vier Wänden einmal 

loszupoltern wagten, etwa wenn der erhoff te Sonntagsbra-

ten auf Weisung der Nazi-Partei hin in ein Eintopfgericht 

verwandelt, die Erspar nis aber von ihr sofort als »Winter-

hilfswerk«-Spende kassiert worden war, »sei ja still, sonst 

kommst du auch nach …« Und dann folgte, je nach der Ge-

gend, der Name dieses oder jenes Konzentrationslagers.

Und es gab deren viele: Da war im Norden von Berlin das 

gefürchtete Lager Oranienburg, später Sachsenhausen; am 

bekanntesten in Deutschland war das Lager von Dach-

au bei München; bei Stuttgart lag das KZ Heuberg, in der 

Nähe von Weimar Buchenwald, das 1937 errichtet wurde, 

während zu vor im sächsisch-thüringischen Raum die La-

ger Lichtenburg, Bad Sulza, Hohenstein, Sachsenburg und 

Colditz, in Berlin die berüchtigte Folterstätte im Colum-

bia-Haus und Her mann Görings »Privat-KZ«, die Kaserne 

in der General-Pape-Straße, sowie fünf Dutzend weitere 

»wilde« Lager be standen, zum Beispiel das Lager Kemna 

in Wuppertal, die Folterstätte im alten Zuchthaus Sonnen-

burg bei Frankfurt an der Oder, das KZ Bornim oder auch 

das in Königs Wuster hausen. Dazu kamen die Moor-Lager 
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im Emsland, Papen burg und Esterwege, die besonders ge-

fürchtet waren, obwohl sie offi  ziell der Justizverwaltung, 

nicht der SS, unterstanden.

Später kamen noch die großen Konzentrationslager 

Neuengamme bei Hamburg, Flossenbürg in der bayeri-

schen Oberpfalz nahe der tschechoslowakischen Grenze, 

Groß-Rosen im Regierungsbezirk Breslau, das Frauenlager 

Ravensbrück in Mecklenburg sowie – nach der Eroberung 

Österreichs – das Lager Mauthausen bei Linz hinzu. Und als 

sich während des Zweiten Weltkriegs der Machtbereich der 

Nazis über Europa auszuweiten begann, entstanden noch 

viele weitere Konzentrationslager: Auschwitz in Westgali-

zien, Maidanek bei Lublin, Natzweiler in den elsässischen 

Vo-gesen, Stutthof bei Danzig, Bergen-Belsen bei Hanno-

ver, Riga, Treblinka und viele andere.

Indessen gab es auch schon vor Ausbruch des Zweiten 

Weltkriegs innerhalb des Großdeutschen Reiches weit 

mehr als hundert Konzentrations-, Neben-, Arbeits- und 

Strafl a ger, deren Insassen fast ausschließlich Deutsche und 

in der großen Mehrzahl politische Gefangene waren. Nach 

einem Gestapobericht vom 10. April 1939 befanden sich da-

mals, fast ein halbes Jahr vor Kriegsbeginn, nicht weniger 

als 162   734 politische Häftlinge in den deutschen Konzentra-

tionslagern; weitere 112   432 politische Gefangene verbüß-

ten in Zuchthäusern und Gefängnissen Freiheitsstrafen, 

zumeist wegen Hochverrats und ähnlicher Delikte, weitere 

27   369 sa ßen wegen politischer Strafverfahren in Untersu-

chungshaft. Insgesamt wurden in den Jahren zwischen 1933 
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und 1939 mehr als 225   000 Männer und Frauen aus politi-

schen Grün den zu Gefängnis- und Zuchthausstrafen ver-

urteilt, Tau sende hingerichtet oder ermordet. Mehr als eine 

Million Deutsche mußten in den ersten sechs Jahren der 

Nazi-Herr schaft für kurze oder längere Zeit die Qualen ei-

ner »Schutz haft« in einem der Konzentrationslager auf sich 

nehmen. Es waren dies Kommunisten, Sozialdemokraten, 

christliche Gewerkschafter, mutig gegen den Faschismus 

aufgetretene Geistliche aller Konfessionen oder auch einfa-

che Menschen, die ohne weltanschauliche Bindung nichts 

anderes getan hat ten, als ihrem Gewissen zu folgen.

Denn der deutsche antifaschistische Widerstand, der 

»Auf stand des Gewissens«, hat wahrlich nicht erst mit 

jener Offi   ziersverschwörung begonnen, die im sechsten 

Kriegsjahr, im elften Jahr der Nazi-Herrschaft, zu dem ge-

scheiterten Atten tat auf Hitler vom 20. Juli 1944 führte!

Zwar ist in der Bundesrepublik Deutschland seit deren 

Gründung von offi  zieller Seite her stets so getan worden, 

als hätte es aktiven Widerstand gegen die Hitler-Diktatur 

im we sentlichen nur an diesem 20. Juli 1944 gegeben. Da-

neben wird allenfalls noch der »Weißen Rose«, der Flug-

blätter-Agi tation schwärmerischer Idealisten wie der Ge-

schwister Scholl, sowie des einen oder anderen tapfer ge-

gen Hitler pre digenden Kirchenmannes gedacht.

Aber mehr als ein Jahrzehnt vor dem 20. Juli 1944 hatte 

die deutsche Arbeiterschaft und die linke Intelligenz schon 

viele Tausende von zumeist unbekannten Blutzeugen für 

ihren Widerstandswillen zu verzeichnen: Hier ein Kran-
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führer und zwei Hilfsarbeiter, die, um die Verhaftung eines 

Kollegen zu verhindern, der Gestapo mit Vorschlaghäm-

mern und Eisen stangen entgegengetreten und kurzerhand 

niedergeschossen worden waren; dort vier namenlose 

Kumpel, die es gewagt hatten, der Zechenleitung mit Streik 

zu drohen und dafür in einem Moor-Lager zu Tode gequält 

worden waren; an derswo vielleicht ein Landarbeiter-Ehe-

paar, das einen Flüchtling versteckt und seine Menschlich-

keit mit dem Tode gebüßt hatte; oder ein Schriftsteller, der 

für verfolgte Kolle gen eingetreten, dafür ins Gefängnis ge-

steckt und angeblich »auf der Flucht erschossen« worden 

war; dazu die vielen mu tigen Männer und Frauen, die beim 

illegalen Wiederaufbau ihrer zerschlagenen Partei- oder 

Gewerkschaftsorganisatio nen von der Polizei entdeckt 

oder von Spitzeln verraten, ver haftet, gefoltert, in den 

Selbstmord getrieben oder mit dem Fallbeil hingerichtet 

worden waren.

Am 2. August 1934, als die späteren Teilnehmer an der 

Offi   ziersrevolte vom 20. Juli 1944, in voller Kenntnis der Exi-

stenz der Konzentrationslager, des Gestapo-Terrors, der Ju-

denverfolgungen, erst recht der von der Reichswehr unter-

stützten Massenmorde vom 30. Juni und 1. Juli 1934, Adolf 

Hitler Gehorsam und Treue bis in den Tod schworen, leiste-

ten schon Hunderttausende von Deutschen im Untergrund 

oder vom Exil aus unter ständiger Lebensgefahr dem Fa-

schismus aktiven Widerstand, verweigerten mehr als 7 Mil-

lionen Männer und Frauen dem blutbefl eckten Diktator zu-

mindest die Zustimmung zu seiner Gewaltherrschaft.
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Sie alle, denen die Ehre gebührt, sich nicht dem Terror 

ge beugt, nicht die Nazi-Diktatur unterstützt, vielmehr al-

len Verlockungen der Goebbels-Propaganda widerstan-

den, auf ihr Gewissen gehört und, wenn irgend möglich, 

den Fa schismus aktiv bekämpft zu haben, waren aller-

dings für die späten Verschwörer vom 20. Juli 1944 damals 

noch aller größtenteils »Unpersonen«, »rotes Pack«, »Bol-

schewistengesin del«, »dreckige Sozis«, »jüdisch-mar  xis-

tisch verseuchte Schreiberlinge« oder »Pazifi sten-Schwei-

ne«. Und selbst wenn sie diese in ihren Kreisen damals 

durch aus gebräuchli chen Bezeichnungen nicht anwand-

ten, so ließen sie sie unwidersprochen; anderenfalls hätten 

sie nämlich ihre hohen Po sten nicht halten, als Offi  ziere 

nicht Karriere machen kön nen.

Damals, zu Beginn der Nazi-Herrschaft, war nämlich 

Dr. Carl Friedrich Goerdeler, das spätere Haupt der Ver-

schwörung vom 20. Juli 1944, noch Hitlers Reichskommissar 

für die Preisbildung mit Sitz im Kabinett; Johannes Popitz 

amtierte als Hermann Görings Finanzminister in Preußen; 

Hjalmar Schacht, der schon bei der »Harzburger Front« 

mit von der Partie gewesen war, diente von 1934–37 dem 

»Füh rer« als Reichswirtschaftsminister, dann bis Anfang 

1943 als Reichsminister ohne Geschäftsbereich, außerdem 

von 1933–39 als Reichsbankpräsident und sorgte für die 

Finanzie rung der Kriegsvorbereitungen. Ulrich v. Hassell 

schmiedete als Hitlers Botschafter bei Mussolini an der fa-

schistischen »Achse« Rom-Berlin; Friedrich Werner Graf v. 

d. Schulen burg übernahm 1934 die Vertretung des »Dritten 
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Reiches« in Moskau, ganz zu schweigen von den Militärs, 

ohne deren Hilfe Hitler nie zur Macht gelangt wäre und die 

sich erst sehr spät auf das besannen, was sie ihre Offi  zier-

sehre nannten.

Aber auch noch zehn Jahre später, bei den letzten Putsch-

vorbereitungen, zeigten sich einige der Hauptverschwörer 

vom 20. Juli 1944 keineswegs als bekehrte Antifaschisten, 

vielmehr als unbelehrbare Reaktionäre. So widersetzten 

sich Goerdeler und v. Hassell fast bis zuletzt einer Betei-

ligung des Gewerkschafters Wilhelm Leuschner und des 

Sozialdemo kraten Dr. Julius Leber an der nach dem ge-

planten Sturz Hit lers zu bildenden Regierung. Und zu einer 

Zeit, da die Opfer des Terrors der SS und Gestapo schon 

nach Millionen zähl ten, spielte Popitz noch ganz ernsthaft 

mit dem Gedanken, ausgerechnet deren Chef, den Reichs-

führer SS Heinrich Himmler, zum Nachfolger Hitlers zu ma-

chen! Die meisten anderen Verschwörer faßten entweder 

eine Militärdiktatur oder die Wiedererrichtung der Hohen-

zollern-Monarchie ins Auge.

Der einzige ernsthafte Versuch der Generale und der mit 

ihnen verbündeten alten Führungsschicht, jenen Hitler, den 

sie selbst an die Macht gehievt hatten, wieder zu stürzen, 

be vor es zum Zusammenbruch des ganzen Gesellschafts-

systems käme, wurde zehn Jahre zu spät, zudem halbherzig 

und so di lettantisch unternommen, daß er von vornherein 

keine Aus sicht auf Erfolg hatte. Die Verschwörer und ihre 

Dreiviertel-, Halb- und Achtel-Sympathisanten, die nach 

dem mißglück ten Attentat auf Hitler zu Hunderten gefol-
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tert und hingerich tet wurden, starben dann meist als ein-

zelne sehr tapfer und wohl auch in der Überzeugung, für 

eine gute Sache ihr Leben zu opfern (wenngleich es sogar 

ihnen selbst hätte zweifelhaft erscheinen müssen, ob es 

wirklich so gut gewesen wäre, Hit ler durch einen Hohenzol-

lern-Prinzen, eine Militärdiktatur oder gar durch Himmler 

zu ersetzen …). An ihrer persönli chen Redlichkeit, ihrem 

erwachten Gewissen, ihrem Mut und ihrer Vaterlandslie-

be ist gewiß nur in wenigen Ausnah mefällen zu zweifeln, 

allerdings auch nicht an der Tatsache, daß sie ihren Wi-

derstandswillen (oder doch wenigstens den gleichen Dilet-

tantismus, den sie bei der Durchführung der Revolte vom 

20. Juli 1944 an den Tag legten!) ein Jahrzehnt zuvor hätten 

zeigen sollen.

Doch im Jahre 1934, als Hitler mit Hilfe der Generäle 

Staatsoberhaupt und Oberbefehlshaber der Wehrmacht 

ge worden war, hatte der antifaschistische Widerstand in 

Deutschland nicht die geringste Unterstützung von seiten 

der Militärs und der alten Elite, auch nicht von Seiten der 

katholi schen Kirche, die weder an der Zerschlagung der 

sozialisti schen Parteien und Gewerkschaften noch an der 

Verfolgung der Juden etwas auszusetzen fand, und die sich 

mit dem vor teilhaften Konkordat, das sie mit Hitler hatte 

schließen kön nen, über die »Schönheitsfehler« des faschi-

stischen Regimes hinwegtröstete, denn, so sagte sich auch 

der hohe Klerus, wo gehobelt wird, fallen Späne …

Am 12. September 1934 sprach der päpstliche Nuntius 

in Berlin, Monsignore Cesare Orsenigo, dem für die vielen 
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Morde, auch an prominenten Katholiken, verantwortlichen 

»Führer« die besondere Hochachtung des Heiligen Stuhls 

aus und lobte Hitlers »hingebende Sorge für das Wohl des 

deut schen Volkes«.

Hitler war darüber höchst erfreut. Diese nazifreundliche 

Haltung des Vatikans half ihm, die Ermordung von Dollfuß 

in Vergessenheit geraten zu lassen und einen neuen großen 

innen- und außenpolitischen Erfolg zu erringen:

Am 13. Januar 1935 hatte die Bevölkerung des Saargebiets 

in einer Abstimmung darüber zu entscheiden, ob ihr rund 

800   000 Einwohner zählendes, an Bodenschätzen reiches 

Land weiter unter Völkerbundverwaltung und in engen 

wirt schaftlichen Beziehungen zu Frankreich stehen, zu-

gleich frei von Gestapo-Terror bleiben oder wieder ein Teil 

des Deut schen Reiches und damit der Hitler-Diktatur un-

terworfen werden sollte.

Alle Anstrengungen der breiten antifaschistischen Front 

aus Sozialdemokraten, Kommunisten und Liberalen, zu 

de nen auch christliche Gewerkschafter und zahlreiche 

katholi sche Pfarrer gestoßen waren, wurden indessen zu-

nichte ge macht, teils durch eine raffi  nierte, von Goebbels 

gesteuerte Propaganda größten Stils, teils durch massive 

Wahlbeeinfl us sung der meist fromm katholischen Bevöl-

kerung durch ein Einschwenken höchster kirchlicher Wür-

denträger auf die Li nie der Nazis.

Neben den »Heim-ins-Reich«-Predigten der Bischöfe, die 

die antifaschistische Einheitsfront ins Wanken brachten, 

hatten die an die vaterländischen Gefühle der Saarländer 
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ap pellierenden Goebbels-Propagandisten natürlich auch 

die volle Unterstützung der alten saarländischen Geld- und 

Macht-Elite. Die Herren des Stumm- und des Röchlings-

Konzerns, um nur die beiden wichtigsten Großaktionärs-

gruppen zu nennen, setzten sich mit ihrem ganzen Einfl uß 

dafür ein, auch den saarländischen Unternehmern die An-

nehmlichkeiten zu verschaff en, die die Nazis ihren Kolle-

gen im Reich gewährt hatten.

Aber es meldete sich auch noch einmal die rechte Sozial-

demokratie in einer für die braune Propaganda recht vorteil-

haften Weise zu Wort: Vierzehn Tage vor der von Goebbels 

zum Testfall der Popularität der Nazi-Diktatur, auch außer-

halb ihres unmittelbaren Machtbereichs, erklärten Saar-

Ab stimmung, am 29. Dezember 1934, veröff entlichte die 

»Köl nische Zeitung« ein Interview mit Carl Severing, der 

bis zu seiner Absetzung durch v. Papen im Juli 1932 preußi-

scher Innenminister, danach noch bis zum Verbot der Par-

tei ein sehr prominenter SPD-Reichstagsabgeordneter und 

Spitzen funktionär und 1933 vorübergehend in SA-»Schutz-

haft« ge wesen war. Severing erklärte nun öff entlich: »Ich 

wünsche auf das dringendste …, daß der Tag der Abstim-

mung eine imposante Mehrheit für die Rückgliederung des 

Saargebiets an Deutschland ergeben möge … Jetzt wird die 

Entscheidung für oder gegen Deutschland getroff en, und ich 

wünsche drin gend, daß sie für Deutschland lauten möge!«

Carl Severing, der – wie er zugleich versicherte – nicht 

be absichtige, »aus der politischen Zurückhaltung  hervor-

zutre ten«, tat damit in Wahrheit genau das Gegenteil: Sei-
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ne Erklä rung konnte an der Saar nur als entschiedene Ab-

sage an die für die Beibehaltung des Status quo eintretende 

antifaschisti sche Einheitsfront, von den ehemaligen Mit-

gliedern der ver botenen SPD im Reich nur als ein Appell 

des einst so promi nenten Genossen aufgefaßt werden, sich 

mit der Hitler-Dik tatur abzufi nden und diese sogar noch 

zu unterstützen.

(Der von vielen Sozialdemokraten gehegte Verdacht, das 

für die Nazis so nützliche Severing-Interview sei von Goeb-

bels nur erfunden, zumindest gefälscht oder von Severing 

nur unter starkem Druck so hitlerfreundlich abgefaßt wor-

den, bestätigte sich übrigens nicht. Nach dem Zusammen-

bruch des Hitler-Regimes wurde Carl Severing, der seit 1947 

wieder für die SPD im Landtag von Nordrhein-Westfalen 

saß, danach gefragt. Er erklärte, sein Appell an die Saarlän-

der, nicht den Parolen der antifaschistischen Einheitsfront 

zu folgen, sondern für den Anschluß an das Nazi-Reich 

zu stimmen, habe nicht nur damals seiner Überzeugung 

entsprochen; er stehe vielmehr, trotz aller inzwischen ge-

machten Erfahrun gen, noch immer dahinter.)

Die Verwirrung, die die Kanzelreden hoher kirchlicher 

Wür denträger, erst recht die Erklärungen einst führender 

linker Politiker wie die Carl Severings, in den Reihen der 

heimlichen antifaschistischen Opposition im Hitler-Reich 

stiftete, wurde noch vermehrt durch die Haltung der West-

mächte, insbesondere Großbritanniens, gegenüber Hitler. 

Weit da von entfernt, den Vertragsbrüchen, off enen Dro-

hungen, heimlichen Rüstungen und blutigen Übergriff en 
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der Nazis energisch gegenüberzutreten, zeigten sich die 

Regierungen, zumal die in London und Paris, immer tiefer 

beeindruckt. Ja, viele der bürgerlichen, vor allem der kon-

servativen Politiker des westlichen Auslands entwickelten 

für die aggressive fa schistische Diktatur im Hitler-Reich 

nicht nur großen Re spekt, sondern auch zunehmende 

Sympathie.

Schon im Oktober 1933 hatte Lord Balfour, der »große alte 

Mann« der britischen Konservativen, in einem Zeitungsin-

terview erklärt, wie er und seine Freunde von der Schwerin-

dustrie die durch Hitlers »Machtergreifung« veränderte 

Lage in Europa beurteilten: »Werden die Deutschen wieder 

Krieg anfangen? Ich denke, daran kann es keinen Zweifel ge-

ben, und … ich bin fast davon überzeugt, daß wir eines Tages 

die Deutschen aufrüsten lassen oder sie sogar selbst bewaff -

nen müssen. Angesichts der … furchtbaren Gefahr im Osten 

ist ein unbewaff netes Deutschland wie… eine reife Pfl aume, 

die darauf wartet, von den Russen gepfl ückt zu werden. Eine 

der großen Gefahren für den Frieden in Europa ist heute der 

total waff enlose Zustand Deutschlands.«

Daß Deutschland keineswegs »total waff enlos« war, 

wußte natürlich auch Lord Balfour, aber es entsprach der 

damaligen Haltung vieler Konservativer, nicht nur in Eng-

land, augen zwinkernd so zu tun, als ob Deutschland den 

Versailler Ver trag strikt einhielte. Ein starkes, bis an die 

Zähne bewaff netes und totalitär-antimarxistisch regiertes 

Reich als »Bollwerk gegen den Bolschewismus« wünschten 

sich damals die alten Geld- und Macht-Eliten fast aller euro-
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päischen Länder. Da für waren sie bereit, sich nicht nur mit 

dem – ja nicht sie oder ihresgleichen in Deutschland betref-

fenden, sondern vor nehmlich gegen »die Roten« gerichte-

ten – Terror im Nazi-Reich abzufi nden, sondern auch mit 

immer neuen Verletzun gen des Versailler Vertrags durch 

die Machthaber in Berlin: Schon am 16. März 1935, nur zwei 

Monate nach seinem triumphalen Sieg an der Saar, wo we-

niger als neun Prozent der Abstimmungsberechtigten ge-

gen die Rückgliederung ge stimmt hatten, verkündete Hit-

ler die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpfl icht; die 

Friedensstärke des Heeres wurde auf 36 Divisionen (rund 

550   000 Mann mit einjähriger Dienstzeit) festgesetzt. Be-

reits einige Tage zuvor war die Schaff ung einer deutschen 

Luftwaff e offi  ziell bekanntgege ben worden, und im Mai 

1935 folgte die amtliche Mitteilung über den Beginn des 

Baus von Unterseebooten und Schlacht schiff en. Ende Mai 

1935 erließ die Regierung ein geheimes Gesetz, die Umstel-

lung der gesamten deutschen Wirtschaft auf Kriegsbedin-

gungen betreff end, und im Juni 1935 wurde die allgemeine, 

vormilitärische Arbeitsdienstpfl icht einge führt.

Während die französische Regierung gegen diesen 

eklatan ten Bruch des Versailler Vertrags und aller späteren 

Abma chungen nicht bloß förmlich protestierte – womit 

der zur Zu sammenarbeit mit Hitler durchaus bereite Au-

ßenminister Pierre Laval es eigentlich hatte bewenden las-

sen wollen –, sondern unter dem starken Druck der Öff ent-

lichkeit, zumal der Linken, eilig einen Beistandspakt mit 

der Sowjetunion schloß, beließ es die britische Regierung 
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bei einem äußerst gemäßigten Protest. Und schon wenige 

Wochen später schloß Großbritannien mit den Deutschen 

sogar ein – Hitlers Vertragsbrüche stillschweigend legali-

sierendes – Abkom men, das Deutschland den Bau einer 

Kriegsfl otte gestattete, die 35 Prozent der Gesamtstärke 

der Seestreitkräfte des briti schen Commonwealth errei-

chen durfte; mit ihrer U-Boot-Tonnage sollte die deutsche 

Kriegsfl otte nicht über 45 Pro zent der Gesamt-U-Boot-Ton-

nage des britischen Common wealth hinausgehen.

Da sich die USA völlig zurückhielten, England immer 

off  ener mit Nazi-Deutschland sympathisierte und zudem 

bald darauf die Italiener mit der Eroberung Abessiniens 

begannen, durch die Mussolini in Konfl ikt mit London 

und Paris geriet, sah Hitler keinen Grund mehr, sich Hem-

mungen aufzuerle gen und außenpolitische Rücksichten zu 

nehmen:

Am 15. September 1935 verkündete er die sogenannten 

»Nürnberger Gesetze« gegen die jüdische Minderheit. 

Sie verboten unter anderem Eheschließungen, aber auch 

außer eheliche Beziehungen, sogenannte »Rassenschan-

de«, zwi schen Juden und »Ariern« und unterbanden jede 

Betätigung von Personen jüdischer Abstammung, außer 

in Handel und Gewerbe. Diese Gesetze, die in abgemil-

derter Form auch Deutsche halb- oder vierteljüdischer 

Abstammung dis kriminierten, betrafen mehr als zwei Mil-

lionen Menschen im Reich – mit welchen beabsichtigten, 

aber auch durchaus un beabsichtigten Folgen, davon wird 

noch die Rede sein. Die Ausführungsbestimmungen zu den 
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»Nürnberger Gesetzen«, die im wesentlichen nur scheinle-

galisierten, was ohnehin schon des Landes Brauch gewor-

den war, brachten den Be troff enen noch zahlreiche weitere 

Erschwernisse, für die Staatssekretär Dr. Wilhelm Stuck-

art und Ministerialrat Dr. Hans Maria Globke, der spätere 

Staatssekretär und engste Mitarbeiter Konrad Adenauers, 

verantwortlich zeichneten.

Ein halbes Jahr später, am 7. März 1936, wagte Hitler 

noch eine weitere Provokation, diesmal der westlichen 

Nachbarn:

Er erklärte kurzerhand alle vertraglichen Abmachun-

gen hin sichtlich der Entmilitarisierung des Rheinlands für 

»erlo schen« und ließ die Wehrmacht ins linksrheinische 

Gebiet einmarschieren. Und wieder unternahmen die West-

mächte nichts, um den immer dreister werdenden Diktator 

in seine Schranken zu weisen. Diese Haltung der westlichen 

Demo kratien, die sich von Hitlers Beteuerungen, seine ge-

waltige Aufrüstung sei bestimmt nicht gegen sie gerichtet, 

täuschen ließen und so dem Diktator immer neue Trium-

phe bescher ten, wirkte sich auf den Widerstandswillen der 

innerdeut schen Opposition sehr nachteilig aus. Viele resi-

gnierten und zogen sich völlig aus der politischen Arbeit 

zurück; andere begannen, »mit den Wölfen zu heulen«, 

und um ihres oder ihrer Kinder berufl ichen Fortkommens 

willen traten sie sogar in die Nazi-Partei oder eine ihrer 

zahlreichen Gliederungen ein.

Dennoch gab es zu keiner Zeit ein völliges Aufhören des 

Widerstands. Immer wieder fl ackerten Streiks auf – zum 
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Bei spiel im Mai 1935, als rund sechstausend Arbeiter der 

Chem nitzer Wanderer-Werke die Arbeit niederlegten; oder 

im Juli 1935 bei den U-Boot-Werften von Vegesack bei Bre-

men, wo die streikenden Arbeiter von der Polizei gewalt-

sam gezwun gen wurden, die Arbeit wiederaufzunehmen; 

oder im Fe bruar 1936, als die Kumpel von vier Zechen in 

Wanne-Eickel durch einen Proteststreik die Freilassung 

von fünfzig willkür lich verhafteten Kollegen erzwangen. 

Am 25. Juni 1936 streikte die gesamte Belegschaft der Adam 

Opel AG in Rüs selsheim und demonstrierte gegen die wach-

sende Ausbeu tung; 262 Arbeiter wurden daraufhin fristlos 

entlassen, 37 als »Rädelsführer« verhaftet.

In allen industriellen Ballungsgebieten und fast in jedem 

Großbetrieb bildeten sich geheime Zellen der KPD und SPD, 

die miteinander und mit anderen politischen Gruppen und 

il legalen Gewerkschaftsorganisationen Kontakt hielten, ge-

meinsame Aktionen, beispielsweise Geldsammlungen für 

die Familien Verhafteter oder Untergetauchter, durchführ-

ten und den Widerstandswillen wachzuhalten suchten.

Dieser antifaschistischen Opposition, die sich mit Hilfe 

heimlich hergestellter und verteilter Flugblätter Gehör zu 

verschaff en verstand, begegnete das Nazi-Regime nicht al-

lein mit Bespitzelung und Terror, sondern auch dadurch, 

daß immer größere Teile der jüngeren Jahrgänge zum Mi-

litär und zum Arbeitsdienst eingezogen, Hunderttausende 

von Arbei tern mittlerer Jahrgänge zu Befestigungsarbei-

ten am soge nannten »Westwall« oder zum Autobahnbau 

dienstverpfl ich tet wurden. Dadurch gelang es, die heimlich 
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aufgebauten Gruppen immer wieder auseinanderzureißen, 

und wegen der großen Vorsicht, die versprengte Mitglieder 

in neuer Umge bung walten lassen mußten, dauerte es oft 

sehr lange, bis sie wieder Anschluß an Widerstandskreise 

fanden.

Wie umfangreich, aber auch mit wie großen Risiken ver-

bunden, die Opposition in den Jahren der Naziherrschaft 

war, lassen einige Zahlen erkennen: Bis Ende 1935 hatten 

allein die ordentlichen Gerichte 20   883 Personen wegen 

ille galer politischer oder gewerkschaftlicher Betätigung zu 

meist langjährigen Freiheitsstrafen oder zum Tode verur-

teilt, wo bei man bedenken muß, daß daneben Zehntau-

sende ohne Ge richtsverfahren in KZ- und »Schutzhaft« ge-

nommen worden waren. Vom Dezember 1935 an verstärkte 

sich die Verfol gung der Opposition, und es kam zu zahl-

reichen Massenpro zessen. Nachdem Ende 1934 über drei-

hundert Antifaschisten in den nördlichen Vororten von 

Hamburg bei Razzien ver haftet worden waren, begann am 

13. Dezember 1935 der »Elmshorner Massenprozeß«; fast 

gleichzeitig kamen im »Wuppertaler Gewerkschaftspro-

zeß« 628 von insgesamt über 1100 wegen illegaler Gewerk-

schaftsbildung Verhafteten zur Aburteilung. Im April 1936 

folgte ein Strafprozeß in Magdeburg gegen 120 Angehörige 

von linken Widerstands gruppen, im Mai ein Verfahren vor 

dem Oberlandesgericht Hamm gegen 450 Mitglieder einer 

sozialdemokratischen Untergrundorganisation. Von An-

fang 1935 bis Ende 1937 wur den weitere 18   755 Kommuni-

sten und 2107 Sozialdemokra ten wegen illegaler politischer 
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Betätigung und »Vorbereitung zum Hochverrat« verhaftet 

und vor Gericht gestellt.

Die aktivsten Widerstandskämpfer und auch diejenigen, 

die die Hauptlast der gnadenlosen Verfolgung durch Ge-

stapo und Justiz zu tragen hatten, waren ohne Zweifel die 

deut schen Kommunisten. Schon in den Tagen nach dem 

Reichs tagsbrand, im März 1933, waren ihre Kader zerschla-

gen, die meisten ihrer Spitzenfunktionäre, darunter auch 

ihr langjäh riger Führer Ernst Th älmann, in die Konzentra-

tionslager ver schleppt oder »auf der Flucht erschossen« 

worden. Bis Ende 1938 verlor die KPD fast zwei Drittel ih-

rer älteren und erfah renen Parteimitglieder durch immer 

neue Verhaftungen; Tausende von ihnen wurden, oft unter 

fürchterlichen Miß handlungen, ermordet; Zehntausende 

starben infolge der grausamen Haftbedingungen, und die 

Überlebenden blieben fast ausnahmslos bis zum endgül-

tigen Zusammenbruch der Nazi-Herrschaft in Haft. Den-

noch setzten die wenigen Kommunisten, die der Verfol-

gung durch die Gestapo entgin gen, den Kampf gegen den 

Faschismus im Untergrund oder vom Exil aus unbeirrt fort. 

Häufi g arbeiteten sie im engen Bündnis mit Sozialdemo-

kraten, die – vor allem in Berlin, im Ruhrgebiet und in den 

bayerischen Großstädten – ebenfalls starke illegale Organi-

sationen aufrechterhalten konnten, so wie mit christlichen 

Gewerkschaftern zusammen. Und dane ben gab es, unab-

hängig vom linken Untergrund, die aus der Pfarrer-Notge-

meinschaft entstandene »Bekennende Kirche« der evange-

lischen Opposition.
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Der geistige Führer dieser »Bekennenden Kirche«, die 

dem hitlertreuen »Reichsbischof« Ludwig Müller den Ge-

horsam verweigerte und deren Pfarrer mutig gegen die 

Barbarei der Nazis, insbesondere die Judenverfolgungen, 

predigten, war der Berlin-Dahlemer Pastor D. Martin Nie-

möller. Er wurde 1934 aus dem Amt entfernt, 1937 verhaftet 

und nach einem Gerichtsverfahren, das mit Freispruch en-

dete, als »persön licher Gefangener des Führers« bis Kriegs-

ende in KZ-Haft gehalten. Mindestens 130 weitere Pfarrer 

der »Bekennenden Kirche« kamen ebenfalls in Konzentra-

tionslager, wo viele von ihnen, oft nach besonders grausa-

men Mißhandlungen, ums Leben kamen.

Daneben gab es auch einen – zunächst weit weniger 

deutli chen – katholischen Widerstand, der anfangs we-

niger von der Kirche als von Gruppen in ihrem Gewissen 

aufgerüttelten Gläubigen ausging, die dem Terror nicht ta-

tenlos zusehen wollten; erst in späteren Jahren traten auch 

einzelne hohe Würdenträger der Kirche, etwa der Bischof 

von Münster, Clemens August Graf v. Galen, mutig gegen 

die Rassenpoli tik der Nazis, die Judenverfolgung und die 

Massenmorde an Geisteskranken auf. Und in den letzten 

Jahren der Naziherr schaft beteiligten sich zahlreiche ka-

tholische Geistliche und Laien am aktiven Widerstand, und 

viele von ihnen, bei spielsweise der Münchner Domkapitu-

lar und spätere Weih bischof Johann Neuhäusler, kamen ins 

KZ oder wurden, wie der Jesuitenpater Afred Delp, im Juli 

1944 verhaftet, an schließend vom Volksgerichtshof zum 

Tode verurteilt und hingerichtet.
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Insgesamt gesehen ist es sicherlich nicht übertrieben, 

wenn man schätzt, daß mindestens vierzig Prozent des 

deutschen Volkes, später noch weit mehr, in heimlicher 

Opposition zur Hitler-Herrschaft standen; von den übri-

gen verhielten sich die meisten ängstlich-neutral und ta-

ten ohne nennenswertes politisches Engagement, was sie 

für ihre Pfl icht hielten. Und nur eine Minderheit, allenfalls 

20–25 Prozent, waren über zeugte, begeisterte oder gar fa-

natische Nazis. Doch umge kehrt war auch die Anzahl derer, 

die als Oppositionelle – ak tiven oder wenigstens passiven 

– Widerstand leisteten, sich im Untergrund organisierten 

und auf den Sturz der Diktatur hinarbeiteten, relativ ge-

ring, und sie wurde infolge des immer dichter werdenden 

Spitzelnetzes und der rigorosen Verhör- und sonstigen 

Methoden der Gestapo bis 1943 immer kleiner. Erst gegen 

Ende des Krieges nahm unter dem Eindruck des Gesche-

hens (und begünstigt durch die Überlastung und teil weise 

Aufl ösung der Überwachungsdienste) der deutsche Wider-

stand kräftig zu.

Es fehlte indessen von Anfang an der deutschen Opposi-

tion an Einigkeit, Geschlossenheit und gemeinsamer Füh-

rung. Zwar hatten die Kommunisten wiederholt Angebote 

zur Bildung einer Volksfront gemacht, und im Januar 1934 

hatten die in die Tschechoslowakei emigrierten Reste des 

SPD-Parteivorstands das sogenannte »Prager Manifest« 

ver öff entlicht, worin es hieß, es sei »ein schwerer histori-

scher Fehler« gewesen, daß die SPD 1918 »den alten Staats-

apparat fast unverändert übernahm«, daß sie die Macht 
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»von vorn herein mit den bürgerlichen Parteien, mit der 

alten Bürokra tie, ja mit dem reorganisierten militärischen 

Apparat teilte«. Daraus wurde die Forderung abgeleitet, 

nach der Überwin dung des Hitler-Faschismus den alten 

politischen Apparat zu zerschlagen, Großbanken, Groß-

grundbesitz und Schwerin dustrie entschädigungslos zu 

enteignen und die politischen Machtpositionen der Ge-

genrevolution restlos zu zerstören. Über die Aufgaben der 

Arbeiterbewegung im »Dritten Reich« hieß es im »Prager 

Manifest«: »Mit dem Sieg des tota len Staates ist die Frage 

seiner Überwindung mit grausamer Eindeutigkeit gestellt. 

Die Antwort lautet: totale Revolu tion … Die Diff erenzen 

in der Arbeiterbewegung werden vom Gegner selbst aus-

gelöscht. Die Gründe der Spaltung werden nichtig … Die 

Einigung der Arbeiterklasse wird zum Zwang, den die Ge-

schichte selbst auferlegt.«

Aber diesen eindrucksvollen Worten folgte nicht die 

Tat, jedenfalls nicht von Seiten des Exil-Parteivorstands. 

Deren starker rechter Flügel, zu dem auch Otto Wels gesto-

ßen war, hatte dem »Prager Manifest« nur zugestimmt, um 

auf diese Weise seine erschütterte Autorität bei der Basis 

wiederherzu stellen, denn der weitere Kurs der Parteifüh-

rung blieb gegen jede Aktionseinheit mit den Kommuni-

sten und gegen jede Volksfrontbildung gerichtet.

Dagegen schlossen im Juni 1935 die französischen Soziali-

sten und Kommunisten einen »Pakt der Aktionseinheit«, 

der auch erhebliche Auswirkungen auf den deutschen 

Wider stand, insbesondere auf den Zusammenschluß der 
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deutschen politischen Emigranten, hatte. Und auch in Spa-

nien kam es einige Monate später zur Bildung einer breiten 

antifaschisti schen Volksfront, die bei den Wahlen im Febru-

ar 1936 die Mehrheit im Parlament errang, sogleich die seit 

dem asturi schen Bergarbeiteraufstand vom Oktober 1934 

beseitigten demokratischen Freiheiten wiederherstellte 

und die politi schen Gefangenen befreite. Schon wenige 

Wochen später, im April und Mai 1936, errang die Volks-

front auch in Frankreich einen überwältigenden Wahlsieg; 

der Sozialist Leon Blum wurde Ministerpräsident.

Unter dem Eindruck dieser hoff nungsvollen Entwick-

lung schlossen sich im Mai 1936 in Paris führende Vertreter 

von SPD, KPD und anderen sozialistischen Gruppen sowie 

Re präsentanten des liberalen Bürgertums und der deut-

schen In telligenz zu einem »Ausschuß zur Vorbereitung 

einer deut schen Volksfront« zusammen. Unter Vorsitz von 

Heinrich Mann, der nach dem Urteil seines noch berühm-

teren Bruders Th omas »politisch viel früher auf dem Plan« 

war, entwickelte dieser Ausschuß Richtlinien für den Kampf 

gegen den Hit ler-Faschismus und seine Kriegsvorbereitun-

gen sowie für die künftige staatliche und gesellschaftliche 

Ordnung in einer vom Nazi-Terror befreiten Heimat. Am 

26. Mai 1936 erließ er einen Aufruf- »Seid einig, einig gegen 

Hitler!« –, der in der ganzen Welt große Beachtung fand.

Schon sehr bald wurde die in Bildung begriff ene deut-

sche Volksfront ihrer ersten Bewährungsprobe unterwor-

fen: Am 18. Juli 1936 putschten spanische Militärs gegen die 

Repu blik, und aus diesem Putsch entwickelte sich bald ein 
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sehr bluti ger und erbitterter Bürgerkrieg. Auf Seiten der 

Putschisten, an deren Spitze der General Francisco Franco 

stand, kämpften marokkanische Kolonialtruppen, Frem-

denlegionäre und Teile der regulären Armee, unterstützt 

von den Konzernen, Banken und Großagrariern sowie dem 

hohen Klerus und den reaktionären Teilen des spanischen 

Bürgertums. Zur Vertei digung der Republik bildete die Ar-

beiterschaft, zusammen mit den Kleinbauern und den fort-

schrittlichen Bürgern, eine Volksarmee, die sich den Streit-

kräften der Putschisten als mindestens ebenbürtig, oftmals 

weit überlegen erwies.

In vielen Städten, besonders im Baskenland und in 

Katalo nien, stürmten Arbeiter die Kasernen, bewaff neten 

sich und schlugen den Putsch nieder. Matrosen der spani-

schen Kriegs fl otte überwältigten ihre mit General Franco 

sympathisieren den Offi  ziere und sorgten dafür, daß ein 

Großteil der Schiff e in republikanischer Hand blieb. In den 

ersten Wochen nach Beginn des Putsches wurde klar, daß 

die faschistischen Ver bände ohne Hilfe von außen vor einer 

totalen Niederlage standen; drei Viertel des Landes waren 

bereits wieder fest in den Händen der rechtmäßigen Regie-

rung. Doch dann regte sich plötzlich wieder der Kampfgeist 

der schon fast geschla genen Putschisten; sie hatten über 

Nacht modernste Waff en und umfangreiche Verstärkung 

bekommen, griff en wieder an und erzielten beachtliche 

Geländegewinne.

Bald zeigte sich, daß die Franco-Putschisten von Hitler 

und Mussolini umfangreiche Waff enhilfe erhielten, und we-
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nig später trafen auch, anfangs heimlich, dann kaum noch 

ge tarnt, deutsche und italienische Truppen in Spanien ein. 

Mit Panzern, schweren Geschützen, Bombenfl ugzeugen 

und Kriegsschiff en griff en sie auf Seiten Francos massiv 

in den Kampf gegen die Republik ein. Und nun begann die 

Bewäh rung der deutschen antifaschistischen Aktionsein-

heit.

Als erstes beteiligte sich der deutsche Widerstand an 

der ra schen Aufstellung und Ausrüstung von Freiwilligen-

verbän den, die dann als Internationale Brigaden für die 

Verteidigung der spanischen Republik kämpften. Die 

Freiwilligen, die aus allen Teilen der Welt nach Spanien 

kamen, insgesamt mehr als dreißigtausend Mann, waren 

Menschen unterschiedlichster Herkunft und gehörten den 

verschiedensten politischen Par teien und Gruppen an. An-

nähernd fünftausend Deutsche, meist Kommunisten oder 

Sozialdemokraten, teils Emigran ten, teils aber auch junge 

Männer, die direkt aus Nazi-Deutschland kamen, reihten 

sich in diese Internationalen Brigaden ein, unter ihnen der 

ehemalige KPD-Reichstagsab geordnete Hans Beimler, dem 

die Flucht aus dem Konzentra tionslager Dachau gelungen 

war.

Die Internationalen Brigaden, besonders deren deutsche 

Bataillone »Ernst Th älmann« und »Edgar André«, zeichne-

ten sich besonders aus bei der erbitterten Verteidigung 

von Madrid. Die Franco-Truppen, unterstützt mit deut-

schem Kriegsmaterial und italienischen Panzerverbänden, 

versuch ten im späten Oktober 1936 die spanische Haupt-
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stadt im Sturm einzunehmen. General Franco prahlte da-

mals, am 7. November werde er Madrid erobern; von vier 

Seiten her werde er die Stadt angreifen, und eine »fünfte 

Kolonne«, seine Anhängerschaft innerhalb der Stadt, wer-

de im entschei denden Augenblick den Verteidigern in den 

Rücken fallen.

Francos Rechnung ging indessen nicht auf. Erst 29 Mo-

nate später als geplant gelang ihm schließlich mit weit über-

legenen Streitkräften der Einzug in die bis zuletzt erbittert 

verteidigte Stadt, nachdem er im Frühjahr 1937 am Jarama, 

dann bei Guadalajara schwere Niederlagen erlitten hatte.

Der gemeinsame bewaff nete Kampf deutscher An-

ti  faschi sten aus KPD und SPD sowie anderen republika-

nischen und sozialistischen Gruppen für die spanische 

Republik wurde vom innerdeutschen Widerstand auf 

mancherlei Weise unter stützt: In allen deutschen Nach-

schubhäfen für die in Spanien unter dem Namen »Legi-

on Condor« eingesetzten Luftwaff  enverbände wurde die 

Beladung der Transportschiff e mit Waff en, Munition und 

Gerät für die Franco-Truppen durch insgeheim organisier-

te Go slow-Aktionen verzögert, die Namen und Bestim-

mungshäfen der Schiff e sowie genaue An gaben über ihre 

Fracht den republiktreuen spanischen Ge sandtschaften 

in Den Haag und Prag über geheime Nachrich tenwege 

gemeldet. In zahlreichen Großbetrieben, in den Ze chen 

Mitteldeutschlands und des Ruhrgebiets, auf den Bre mer 

und Hamburger Werften, bei den Farbwerken Hoechst 

und im oberschlesischen Revier wurden Geldsammlun-
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gen durchgeführt, deren Erlöse durch Matrosen ins Aus-

land ge schmuggelt und zum Kauf von Nahrungsmitteln, 

Medika menten, Waff en und Munition für die spanischen 

Republika ner verwendet wurden.

Während in Spanien noch der Kampf tobte, mußte der in-

ner deutsche antifaschistische Widerstand einen Triumph 

Hitlers nach dem anderen zähneknirschend hinnehmen:

Am 1. August 1936 begannen in Berlin die XI. Olympi-

schen Spiele. Trotz der in aller Welt bekannten Greuel, Mas-

senmorde, Konzentrationslager und Kriegsvorbereitungen 

des Naziregimes kamen die Teilnehmer an den Spielen von 

überallher freudig nach Berlin, dazu Zehntausende von 

aus ländischen Zuschauern. Ihnen zeigten die Nazis mit 

unge heurem Propagandaaufwand ein Land, in dem »Ruhe 

und Ordnung« herrschte; wo nur gefeiert und gejubelt wur-

de; wo es scheinbar weder Arbeitslose noch Bettler, noch 

Rowdies gab und jedermann zufrieden war. Und sie hatten 

die Genug tuung, daß sich die Gäste davon blenden ließen; 

zahlreiche Amerikaner und Franzosen, aber auch viele 

Engländer, glaubten fortan nicht mehr, was Flüchtlinge aus 

Deutschland von dort berichteten. Und Hitlers besonderer 

Triumph war es, daß die französische Olympiamannschaft 

ihm geschlossen den Faschistengruß entbot und mit ausge-

strecktem rechtem Arm an seiner Loge vorbeimarschierte.

Acht Tage nach Beendigung der Olympiade, die Hitlers 

außenpolitisches Prestige enorm gehoben hatte, verkünde-

te er die Verlängerung der allgemeinen Militärdienstpfl icht 
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auf zwei Jahre, zwei Monate später, am 18. Oktober 1936, 

einen Vierjahresplan. Beide Maßnahmen konnten nur als 

verstärkte Kriegsvorbereitungen verstanden werden, zu-

mal Göring, nun auch noch Beauftragter für den Vierjah-

resplan, dazu die Parole Kanonen statt Butter! ausgab.

Eine Woche später, am 25. Oktober 1936, schloß das Nazi-

Reich einen Freundschaftspakt mit dem faschistischen Ita-

lien, die sogenannte »Achse«, und am 25. November 1936 

kam es zum Abschluß eines Bündnisses zwischen Deutsch-

land und Japan, dem sogenannten »Antikomintern-Pakt«, 

der scheinbar nur gegen die Kommunistische Internatio-

nale (Komintern) gerichtet war, in Wahrheit aber schon die 

Grundlage einer Allianz für einen bevorstehenden weltwei-

ten Krieg darstellte.

Das ganze Jahr 1937 stand, soweit es Nazi-Deutsch-

land betraf, völlig im Zeichen beschleunigter und enorm 

verstärk ter Aufrüstung, wobei die Kämpfe in Spanien der 

Waff ener probung dienten. Ende 1937 konnte Hitler tri-

umphierend die völlige Beseitigung der Erwerbslosigkeit 

verkünden, und tat sächlich herrschte bereits, infolge des 

fi eberhaften »West wall«- und strategisch wichtigen Auto-

bahnbaus sowie im mens gesteigerter Produktion von Flug-

zeugen, Panzern, Ge schützen, Lastwagen und sonstigem 

Wehrmachtbedarf, ein spürbarer Arbeitskräfte-, aber auch 

Rohstoff mangel.

Anfang 1938 fühlte sich Hitler, da er weder von Seiten der 

Westmächte noch bei der alten Geld- und Macht-Elite des 

Reiches Widerstand spürte, stark genug, sein schon in allen 
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Einzelheiten feststehendes Konzept eines großen, in Etap-

pen durchzuführenden Angriff skrieges in die Tat umzuset-

zen. Dazu brauchte er zunächst noch willfährigere Trup-

penführer als die alte Reichswehr-Generalität. Und kaum 

hatte er ge genüber Göring und Himmler seinen Wunsch 

nach personel len Veränderungen angedeutet, da lieferten 

Gestapo und SD auch schon das entsprechende »Materi-

al«: General v. Blom berg, den Hitler 1936 zum ersten Feld-

marschall des »Dritten Reiches« ernannt hatte, mußte sei-

nen Abschied nehmen, nachdem man ihn mit der Vergan-

genheit seiner zweiten Frau, die als Prostituierte polizeilich 

registriert war, konfrontiert hatte; Generaloberst v. Fritsch, 

Oberbefehlshaber des Hee res, wurde eine Homosexuellen-

Aff äre angedichtet, die ihn zum Rücktritt zwang.

Dann übernahm Hitler selbst die Funktionen des gestürz-

ten Generalfeldmarschalls v. Blomberg, löste das Reichs-

wehrministerium auf, ernannte einen der befl issensten Be-

fehlsempfänger, den General Wilhelm (»Lakaitel«) Keitel, 

zum Chef eines neugeschaff enen »Oberkommandos der 

Wehrmacht« (OKW), und wieder einmal ließ sich die Gene-

ralität dieses rücksichtslose Vorgehen widerspruchslos ge-

fallen.

Gleichzeitig mit diesen Veränderungen im Kabinett wur-

de der Reichsaußenminister Freiherr v. Neurath zum Vorsit-

zenden eines – nur auf dem Papier bestehenden – Gehei-

men Kabinettrats ernannt; das Auswärtige Amt übernahm 

der ehrgeizige Nazi-Amateurdiplomat Joachim v. Ribben-

trop. Und neuer Reichswirtschaftsminister – anstelle des 
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schon Ende 1937 zurückgetretenen, nunmehrigen Reichs-

ministers ohne Geschäftsbereich, Dr. Hjalmar Schacht, 

wurde eine Kreatur Görings, Dr. Walter Funk.

Nach diesen Personalveränderungen, die am 5. Februar 

1938 bekanntgegeben wurden, zitierte Hitler den österreichi-

schen Staatschef, Bundeskanzler Kurt v. Schuschnigg, 

Nach folger des ermordeten Dollfuß, in sein Landhaus auf 

dem Obersalzberg bei Berchtesgaden. Am 12. Februar wur-

de Schuschnigg dort in Anwesenheit zahlreicher Wehr-

macht-Generäle das Zugeständnis abgenötigt, den Nazis 

in Öster reich volle Freiheit zu lassen; anderenfalls werde 

die Wehr macht einmarschieren. Und als Schuschnigg dar-

aufhin einen Volksentscheid »für ein freies und deutsches, 

unabhängiges und soziales, für ein christliches und einiges 

Österreich« aus schreiben ließ, befahl Hitler, was ohnehin 

längst beschlossene Sache war: die militärische Besetzung 

und »Eingliede rung« Österreichs.

Und wieder rührte sich, zur tiefen Enttäuschung der in-

nerdeutschen Opposition, der antifaschistischen Emi gran-

ten und der von Dollfuß und Schuschnigg zu Tausenden 

einge kerkerten österreichischen Sozialdemokraten und 

Kommu nisten, nirgendwo eine Hand, um dem Übergriff  

Hitlers Ein halt zu gebieten. Die Westmächte hatten sich 

mit dem »An schluß« Österreichs an das Reich längst ab-

gefunden; auch Mussolini intervenierte diesmal nicht wie 

1934, und Hitler, der dies befürchtet hatte, atmete erleich-

tert auf. Von den Österreichern selbst war ohnehin kein 

Widerstand zu erwar ten; das Bundesheer erhielt Befehl, 
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sich kampfl os zu ergeben; die Regierung Schuschnigg war 

schon am Vorabend des Ein marschs zurückgetreten. Die 

deutschen Truppen wurden von der Bevölkerung mit un-

beschreiblichem Jubel begrüßt; die Freude über die endlich 

herbeigeführte Vereinigung mit dem Deutschen Reich war 

größer als alle Furcht vor dem Nazi-Terror; selbst der Kar-

dinal-Erzbischof von Wien begrüßte Hitler vor dem Ste-

phansdom mit erhobener rechter Hand.

Für Hitler aber, obwohl er selbst aus Österreich stamm-

te, war – wie General Jodl und andere Männer aus seiner 

näch sten Umgebung später übereinstimmend bekundeten 

– der »Anschluß« seiner Heimat nur insoweit von Interes-

se, als er nun sein nächstes Opfer, die Tschechoslowakei, 

fest in den Würgegriff  bekam. Mit der Rheinland-Beset-

zung und dem Bau des »Westwalls« hatte er Osteuropa von 

Frankreich ab geriegelt; mit der Besetzung Österreichs war 

die Tschecho slowakei umklammert. Hatte Deutschland 

erst die Tschecho slowakei, war Polen im Rücken umfaßt, 

konnte ebenfalls er obert und zum Aufmarschgebiet gegen 

die Sowjetunion wer den …

Schon vom April 1938 an waren Wehrmacht- und SS-Ver-

bände zum Einmarsch in die Tschechoslowakei bereitge-

stellt. Gleichzeitig begann eine Propaganda-Kampagne 

großen Stils, bei der die notwendige »Befreiung unserer 

sudetendeut schen Brüder und Schwestern« als vordring-

lichste Aufgabe bezeichnet wurde, und die Nazis unter den 

rund 3,5 Millio nen Deutschen in der Tschechoslowakei 

wurden von Berlin aus zu immer neuen Protesten gegen 
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»das tschechische Joch« sowie zu Provokationen ermun-

tert, die einen Vorwand für den Einmarsch liefern sollten.

Schon im Juni 1936 ließ die britische Regierung – so in ei-

nem vom Außenamt inspirierten Leitartikel der »Times« – 

deutlich erkennen, daß sie einem »Anschluß« des überwie-

gend von Deutschen bewohnten Sudetengebiets an das 

Deut sche Reich zuzustimmen bereit wäre, aber Hitler war 

zu die sem Zeitpunkt noch darauf aus, die ganze Tschecho-

slowakei sofort und auf einmal zu bekommen.

Bis zum September 1936 hatte sich die »Sudeten-Krise« 

soweit zugespitzt, daß die Sowjetunion sofortige gemein-

same Beratungen des französischen, tschechoslowaki-

schen und sowjetischen Generalstabs, eine britisch-fran-

zösisch-sowje tische Außenministerkonferenz und eine 

Drei-Mächte-Ga rantie für das von Deutschland bedrohte 

Land vorschlug. Doch die britische Regierung winkte ab; 

Premierminister Neville Chamberlain bot statt dessen, 

mit Zustimmung der französischen Regierung, die er un-

ter Druck gesetzt hatte, Hitler an, in den von Deutschen 

besiedelten Gebieten der Tschechoslowakei unter inter-

nationaler Kontrolle Volksab stimmungen durchführen zu 

lassen, deren Ausgang über den »Anschluß« entscheiden 

sollte.

Hitler aber blieb bei seiner Forderung nach sofortiger Ab-

tretung, mindestens des gesamten Sudetengebiets, und er 

setzte seinen Willen durch. Am 29. September 1938 kamen 

der britische Premier Sir Neville Chamberlain, der seit ei-

nem halben Jahr amtierende französische Ministerpräsi-
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dent Edouard Daladier und der – auf Wunsch des amerika-

nischen Präsidenten Franklin D. Roosevelt hinzugezogene 

– italieni sche Diktator Mussolini zu einer Blitzkonferenz 

mit Hitler nach München. Sie einigten sich über die Köp-

fe der Tsche chen und Slowaken hinweg, die gar nicht erst 

gefragt wurden, auf folgende Regelung dessen, was sie die 

»Sudentenfrage« nannten:

In der Zeit vom 1. bis 10. Oktober 1938 mußte die Tsche-

choslowakei alle von Hitler begehrten Gebiete räumen und 

intakt an die Deutschen abtreten. Daß dabei das gesamte, 

hochmoderne Verteidigungssystem des kleinen Landes in 

die Hände seiner Gegner fi el, seine Hauptverkehrsadern 

zer schnitten wurden und rund siebenhunderttausend 

Tschechen ihre Heimat verlassen oder sich dem Joch der 

deutschen Fa schisten beugen mußten, spielte dabei keine 

Rolle. Denn da für gab Hitler den Westmächten das feierli-

che Versprechen, fortan keine weiteren territorialen Forde-

rungen in Europa mehr zu stellen.

Die meisten Deutschen waren überzeugt davon, daß 

Hitler keinen Augenblick daran dachte, dieses Versprechen 

auch zu halten. Aber sie waren, gleich ob Nazis oder Op-

positionelle, zunächst glücklich, daß die drohende Gefahr 

eines weltwei ten Krieges – zumindest für kurze Zeit – ge-

bannt war. Weite Teile der Bevölkerung hatten in den Ta-

gen vor dem Münch ner Abkommen ihre Furcht vor einem 

neuen Weltkrieg be kundet; ohne Heil-Geschrei, stumm und 

starr, hatten die Menschen in Deutschland am Straßenrand 

gestanden, als die zum Einmarsch in die Tschechoslowakei 
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befohlenen Trup pen in langen Kolonnen durch die Städte 

und Dörfer gezogen waren.

Jeder politisch denkende Mensch in Deutschland wußte 

und die Massen ahnten es zumindest, daß Hitler nach die-

sem neuerlichen Erfolg bald zum nächsten Schlag ausholen 

wür de, und tatsächlich begannen auch schon in den ersten 

Tagen nach Abschluß des Münchner Abkommens die deut-

schen Vorbereitungen für die baldige Einverleibung auch 

der Rest-Tschechoslowakei.

Doch zuvor wütete der Terror erst noch einmal in 

Deutschland. In der Nacht vom 9. zum 10. November 1938 

wurde im ganzen deutschen Herrschaftsgebiet ein in allen 

Einzelheiten vorbereitetes, vom Reichssicherheitshaupt-

amt und dessen Chef Reinhard Heydrich organisiertes und 

zen tral gelenktes Pogrom durchgeführt. Jüdische Geschäf-

te und Warenhäuser wurden zertrümmert, geplündert und 

in Brand gesteckt. SS und SA, unterstützt von Hitlerjugend, 

verwüste ten die Wohnungen der jüdischen Bürger. Rund 

zwanzigtau send jüdische Männer wurden in Konzentrati-

onslager ver schleppt und grausam mißhandelt. Zahlreiche 

Morde und Vergewaltigungen begleiteten das Zerstörungs-

werk, dem auch Hunderte von Synagogen, Gemeindehäu-

sern, Fried hofskapellen, Schulen und Altersheime der jüdi-

schen Ge meinden zum Opfer fi elen.

Die ganze Aktion, die die Goebbels-Propaganda als ei-

nen »Ausbruch der Volkswut« – wegen der Ermordung 

eines deutschen Legationssekretärs in Paris durch einen 

jüdi schen Jungen aus Polen – hinzustellen bemüht war, 
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er reg te in der ganzen Welt und auch bei den allermeisten 

Deutschen, Ab scheu und Empörung. Aber nur in seltenen 

Aus nahme fällen wagte der eine oder andere Beherzte, den 

Verfolgten Beistand zu leisten. Zu groß war inzwischen die 

Furcht vor dem Terror der Gestapo und SS geworden.

Während die niedergebrannten Synagogen noch rauch-

ten, ordnete Hermann Göring, wie zum Hohn, die soforti-

ge Be seitigung aller an jüdischen Geschäften und Betrie-

ben ent standenen Schäden durch die Geschädigten selbst 

oder auf deren Kosten an; Versicherungsansprüche der 

Juden verfi e len der Reichskasse. Zudem wurde ihnen zur 

»Wiedergutma chung« eine »Sühneleistung« von einer Mil-

liarde Reichsmark auferlegt.

Wenig später verfügte Göring auch noch die vollstän-

dige Verdrängung der Juden aus allen Zweigen der Wirt-

schaft und die Beschlagnahme ihrer Vermögen. Durch eine 

»Reichspoli zeiverordnung über das Auftreten der Juden in 

der Öff entlichkeit« vom 28. November 1938 wurde ihnen 

außerdem der Besuch von Th eatern, Kinos, Konzerten, 

Museen, Ausstel lungen, Sportplätzen, Badeanstalten und 

Kuranlagen sowie deutscher Schulen, ferner das Führen 

und Halten von Kraft fahrzeugen untersagt.

»Die Juden sind unser Unglück!«, hatte die Nazipropa-

ganda den Deutschen jahrelang einzureden versucht. Kurt 

Tucholsky, der scharfsinnige und spöttische Gesellschafts-

kritiker der Weimarer Republik, bemerkte dazu schon sehr 

früh: »Was diese Ritter von der traurigen Gestalt anfi ngen, 

wenn sie keine Juden hätten, ist nicht auszudenken. Sie le-
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tisch lenkt die Wahlparole gegen die Juden die Aufmerksam-

keit ei nes schwer düpierten Volkes von seinen eigentlichen 

Verbre chern ab: … von den Repräsentanten eines schlech-

ten Deutschtums, das einen zweifeln läßt, ob es ein besseres 

gab …«

Nun, es gab ein besseres Deutschland. Es war jedoch ver-

bannt in den Untergrund, in stumme Opposition, in wortlo-

sen Protest und heimlichen, äußerst mutigen und im Wort-

sinne waghalsigen Widerstand, in die Konzentrationslager 

und Zuchthäuser, nicht zuletzt aber auch ins Exil, wohin 

nun, nach der Schreckensnacht vom 8. zum 9. November 

1938 und, wie jeder spürte, am Vorabend eines neuen furcht-

baren Krieges, weitere Zehntausende fl üchteten.

Und mit dieser Massenfl ucht aus Nazi-Deutschland 

– und dem gleichzeitigen Rückzug von vielen anderen an-

ständigen Deutschen in die »innere Emigration« – begann 

bereits, ohne daß die bornierten, durch ihre zahlreichen 

Triumphe geblen deten Führer des »Dritten Reiches« und 

die vom Terror pro fi tierende alte Geld- und Macht-Elite es 

ahnten, nach dem moralischen Untergang Deutschlands 

nun auch schon die er ste Phase seiner totalen wirtschaft-

lichen, politischen und mi litärischen Niederlage. Die Wei-

chen für die rasende Fahrt in die Katastrophe waren jetzt 

endgültig gestellt.



457

13. Waren die Juden unser Unglück?

Wenige Wochen nach jenem größten – noch heute schön-

färberisch »Reichskristallnacht« genannten – Judenpo-

grom der deutschen Geschichte, am 19. Dezember 1938, 

schrieb ein deutscher Wissenschaftler in seinem Labor im 

Berlin-Dahlemer Kaiser-Wilhelm-Institut spätabends noch 

einen Weihnachtsbrief an seine langjährige engste Mitar-

beiterin, die seit kurzem Berlin verlassen hatte und nun in 

Schweden lebte.

Für den Briefschreiber war es ein anstrengender, in vie-

ler Hinsicht sehr aufregender Tag gewesen: Neben seiner 

gerade in ein entscheidendes Stadium getretenen wissen-

schaftlichen Arbeit hatte sich der Professor mit allerlei ihm 

sehr lästigen anderen Dingen befassen müssen – mit der 

Weitervermietung der bisherigen Wohnung seiner emi-

grierten Mitarbeiterin, mit dringenden Geldforderungen 

an sie, die die Behörden stellten und die es rasch zu beglei-

chen galt, um eine Zwangs versteigerung des in Berlin zu-

rückgelassenen Besitzes der Kollegin zu verhindern, und 

auch mit persönlichen Mißhel ligkeiten: Tags zuvor war in 

Berlin die Ausstellung »Der Ewige Jude« eröff net worden, 

und zu den dort – zur Anstachelung des im Volk off enbar 

unzureichend vorhande nen Judenhasses – mit meist stark 

retuschierten Porträts als »jüdische Volksfeinde« Ange-

prangerten gehörte, neben vielen seiner Freunde, auch er 
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selbst, obwohl er gar kein Jude war. Das »Versehen« war 

auf seine und des Präsiden ten der Kaiser-Wilhelm-Gesell-

schaft, Carl Boschs, Inter vention hin korrigiert, sein Foto 

wieder entfernt worden.

Aber dies alles hatte Nervenkraft und viel wertvolle Zeit 

ge kostet.

»Zwischendurch arbeite ich, soweit ich dazu komme …«, 

schloß der Professor in dem Weihnachtsbrief an die emi-

grierte Kollegin seinen Bericht über die aufregenden Ereig-

nisse dieses Tages, »Es ist gleich 11 Uhr abends, und um 11.15 

Uhr will Straßmann wiederkommen. Es ist nämlich etwas bei 

den ›Radium-Isotopen‹, was so merkwürdig ist, daß wir es 

vorerst nur Dir sagen …«

Es war ein sehr folgenschwerer Weihnachtsbrief. Sein 

Ver fasser war der spätere Nobelpreisträger Otto Hahn, 

die Emp fängerin seine langjährige Mitarbeiterin Lise 

Meitner. Sie hatte – bis 1938 wegen ihrer österreichischen 

Staatsangehö rigkeit unbehelligt – als Jüdin ihre Tätigkeit 

am Kaiser-Wil helm-Institut, trotz Fürsprache prominente-

ster Wissen schaftler, aufgeben müssen und war noch vor 

dem Pogrom vom 9. November 1938 nach Schweden emi-

griert. Otto Hahns Brief erreichte sie, als sie gerade in der 

Nähe von Gö teborg Ferien machte und Weihnachtsbesuch 

von ihrem Neff  en, dem vor den Nazis nach Kopenhagen 

gefl ohenen jüdi schen Physiker Otto Frisch, erhalten hatte, 

und mit ihm dis kutierte »die Meitnerin«, wie Hahn sie zu 

nennen pfl egte, sehr eingehend die aufregenden Neuigkei-

ten aus Berlin.



»Auf immer Dank für unvergängliche Dienste« versprach Hitler seinem Kampfgefährten, 
SA-»Stabschef« und Minister Ernst Röhm (1887-1934), doch schon wenig später opferte er 
seinen einzigen Duzfreund dem Bündnis mit den Reichswehr-Generalen und ließ Röhm 
ermorden.



Der Rassenwahn der »Herrenmenschen«. Für die wildesten Rassefanatiker – oben 
links: Gauleiter Julius Streicher, Herausgeber des »Stürmer«; oben rechts: »Reichs-
führer SS« Heinrich Himmler – waren »Nichtarier« »Untermenschen«. Die »blonde 
He«, Olympiasiegerin Helene Mayer, wäre fast zum Rasse-Idol der SS geworden, 
doch sie war »nicht-arisch«.



Dr. Josef Goebbels (links oben) leitete die antijüdische und antisozialistische Pro-
paganda. Walther Funk (rechts oben) betrieb für Vier-Jahresplan-Chef Hermann 
Göring (links unten) die »Arisierung« der Wirtschaft. Mächtigster Naziführer nach 
Hitler war bis 1933 Gregor Strasser (rechts unten); er wurde am 30. Juni 1934 auf 
Hitlers Befehl ermordet.



»… bis alles in Scherben fällt!« Eine deutsche Stadt, Februar 1945, nach zwölf Jahren 
faschistischer Herrschaft.
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»Kaum waren die Weihnachtstage vorüber«, so beschreibt 

David Irving die weitere Entwicklung in seinem Bericht Der 

Traum von der deutschen Atombombe, der 1967 in deutscher 

Übersetzung erschienen ist, »kehrte Lise Meitner nach Stock-

holm zurück, während Dr. Otto Frisch wieder nach Kopen-

hagen reiste, wo er (dem ebenfalls »nichtarischen«, später 

vor den Nazis gefl üchteten berühmten Atomtheoretiker 

und Nobelpreisträger) Niels Bohr über die – in Berlin immer 

noch nicht veröff entlichte – Entdeckung Hahns berichtete; 

außer dem erklärte er Bohr, zu welchen Folgerungen er und 

seine Tante im Hinblick auf die freigesetzten Energiemengen 

ge langt seien. Kurz darauf fuhr Bohr in die Vereinigten Staa-

ten, wo er mehrere Monate blieb. Das Geheimnis reiste mit 

ihm über den Atlantik …«*

Inzwischen war auch Professor Hahn, den Lise Meitner 

über die Ergebnisse ihrer Überlegungen natürlich sofort 

un terrichtet hatte, zur vollen Erkenntnis dessen gelangt, 

was sein gelungenes Atomspaltungs-Experiment für Fol-

gen ha ben könnte. Was er dachte, sprach Otto Hahn einige 

Wochen später, im Februar 1939, gegenüber einem jungen 

Kollegen, Professor Carl Friedrich v. Weizsäcker, off en aus: 

»Wenn meine Entdeckung dazu führen sollte, daß Hitler eine 

Atom bombe bekommt, begehe ich Selbstmord!«

*  Vergleiche hierzu: Bernt Engelmann, »Deutschland ohne Juden«, 
Mün chen 1970 (dtv-Taschenbuch Nr. 979), darin insbesondere das 
Kapitel »Die emigrierte Bombe«, worin die Zusammenhänge zwi-
schen der Judenverfol gung der Nazis und dem Bau der amerikani-
schen Atombombe ausführlich geschildert werden.
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Wie Otto Hahn dachten auch andere von den wenigen, 

damals noch in Deutschland verbliebenen Naturwissen-

schaftlern von internationalem Rang. Der holländische 

Che mie-Nobelpreisträger Pieter Debye, Direktor des Kai-

ser-Wilhelm-Instituts für Physik, weigerte sich standhaft, 

als man ihn nach Kriegsausbruch dazu auff orderte, eine 

klare Sympathieerklärung für Hitler und das Nazi-Reich 

abzuge ben; er zog es vor, Berlin zu verlassen und eine Pro-

fessur in den USA anzunehmen.

Robert Jungk nennt als wichtigste Ursache für die 

Vereite lung des Baus einer deutschen Atombombe »die 

persönliche Haltung der wichtigsten deutschen Atomfor-

scher, die glückli cherweise nichts taten, um den Bau ei-

ner solchen Bombe ge gen behördliches Unverständnis und 

technische Unzuläng lichkeiten durchzusetzen, sondern mit 

Erfolg die nationalso zialistischen Amtsstellen von dem Ge-

danken an eine so un menschliche Waff e ablenkten.« Und 

zu gegenteiligen Vermu tungen einiger Amerikaner nahm 

Carl Friedrich v. Weizsäcker, engster Mitarbeiter Werner 

Heisenbergs, in einem Privatbrief (an Max Himmelhuber) 

folgendermaßen Stellung: »Man muß verstehen, daß es 

für die amerikanischen Physi ker, die sich vielfach durch die 

Atombombe selbst in ihrem Gewissen bedrängt fühlen, eine 

zu große Anforderung ist, … zuzugeben, daß die deutschen 

Physiker sich über die morali sche Seite der Sache schon frü-

her ausführliche Gedanken ge macht haben … Deshalb ha-

ben Heisenberg und ich immer die Form gewählt, öff entlich 

nur zu sagen, daß wir die Bom ben nicht machen konnten 
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und daß wir darüber froh waren.« Warum man in Nazi-

Deutschland »die Bomben nicht ma chen« konnte, dar-

über äußerte sich ein anderer berühmter, in Deutschland 

gebliebener Atomwissenschaftler, der Nobel preisträger 

Max v. Laue, im Frühjahr 1940 gegenüber einem gleich-

falls antinazistisch eingestellten und deshalb wegen der 

Möglichkeit, daß Hitler Atomwaff en bekommen könnte, 

sehr besorgten Kollegen, dem von der Gestapo bedingt 

frei gelassenen Physiker Fritz Houtermans: »Herr Kollege«, 

er klärte Max v. Laue unverblümt, »eine Erfi ndung, die man 

nicht machen will, macht man auch nicht!«

Die Abneigung der meisten deutschen Wissenschaftler von 

Weltruf gegen die Nazis beruhte durchaus auf Gegenseitig-

keit. So war Max Planck 1937 von den faschistischen Macht-

habern gezwungen worden, als Präsident der Kaiser-Wil-

helm-Gesellschaft zurückzutreten. Er hatte sich durch sein 

mutiges Eintreten für entlassene und verfolgte jüdische 

Kol legen sowie durch seine streng wissenschaftliche Hal-

tung zu der von ihm ausgebauten Einsteinschen Relativi-

tätstheorie bei Hitler höchst mißliebig gemacht.

Aber die Feindschaft der Nazis gegen Max Planck und 

des sen Maßregelung durch das Regime stellten keinen Ein-

zelfall dar. Nachdem zweiundzwanzig führende Wissen-

schaftler, darunter Planck, v. Laue, Heisenberg, Hubert und 

Prandtl, gegen die Entlassung des schwerkriegsverletzten 

jüdischen Ordinarius für Mathematik an der Universität 

Göttingen, Richard Courant, protestiert hatten, startete 
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das Zentralorgan der SS, »Das Schwarze Korps«, am 15. Juli 

1937 einen massi ven Angriff  auf Persönlichkeiten, die das 

Blatt – und so lau tete auch die Überschrift des Hetzartikels 

– »Weiße Juden in der Wissenschaft« nannte.

»Es gibt eine primitive Art des Antisemitismus, die sich dar-

auf beschränkt, den Juden an sich zu bekämpfen«, begann 

der eine ganze Zeitungsseite einnehmende Aufsatz, und es 

wurde darin dann ausführlich dargelegt, »daß es nicht um 

die Juden ›an sich‹ geht, sondern um den Geist oder Ungeist, 

den sie verbreiten« – auch und gerade auf kulturellem und 

wissen schaftlichem Gebiet.

Diesen Einfl uß, so meinte das SS-Zentralorgan, gelte es, 

nunmehr »auszuschalten«, ebenso die »Gesinnungsjuden« 

wie Max Planck, Werner Heisenberg, den Pionier der Kern-

forschung Arnold Sommerfeld sowie die Nobelpreisträger 

Paul Dirac und Erwin Schrödinger, die sämtlich mit Namen 

erwähnt wurden, und zwar als »Menschen arischen Geblüts, 

die sich für den jüdischen Geist empfänglich zeigten und ihm 

hörig wurden«.

»Ist der Träger dieses Geistes nicht Jude, sondern Deut-

scher«, erklärte »Das Schwarze Korps« weiter, »so muß er 

uns doppelt so bekämpfenswert sein als der Rassejude … Es 

gibt vor allem ein Gebiet, wo uns der jüdische Geist der ›Wei-

ßen Juden‹ in Reinkultur entgegentritt …: die Wissenschaft: 

Sie vom jüdischen Geist zu säubern, ist die vordringlichste 

Auf gabe, denn dem ›Weißen Judem, dem wir im Alltag begeg-

nen, können wir wohl mit den Mitteln der Polizei und schär-

ferer Gesetze beikommen; eine jüdisch verseuchte Wissen-
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schaft aber ist die Schlüsselstellung, von der aus das geistige 

Judentum immer wieder maßgebenden Einfl uß auf alle Le-

bensgebiete der Nation erringen kann …«

Die Verblendung, die dieser scharfe Angriff  der SS-Füh-

rung auf die deutsche Wissenschaft und ihre prominen-

testen Vertreter deutlich erkennen läßt, war das Resultat 

eines wütenden Hasses der Nazis auf alles, was sich in 

Deutschland auf Geist, Kultur, humanistische Tradition 

und logisches Denken gründete, daher die faschistische 

Ideologie und Praxis gleicher maßen abstoßend fand, ins-

besondere aber die nazistische Ras sentheorie und deren 

verbrecherische Praktizierung.

Die Th eorie der Nazis ging davon aus, daß die Juden 

Deutschlands und der übrigen Welt einer fremden, »semiti-

schen« Rasse vorderasiatischen Ursprungs angehörten 

und infolgedessen, unabhängig von ihrer Religion, den 

miteinan der blutsverwandten deutschen Stämmen »art-

fremd« wären; die Deutschen, bei denen »nordisch-germa-

nische« Rassen merkmale überwögen, hätten ein gemein-

sames »arisches Bluterbe« und gehörten deshalb einer 

»Herrenrasse« an, die es zu schützen gelte vor einer »un-

weigerlich zum Verfall füh renden« Vermischung mit den 

»minderrassigen« Fremden, insbesondere mit den extrem 

minderwertigen »Semiten«.

Nun war der Begriff  »semitisch« ausschließlich auf die 

Sprachgruppe zu beziehen, zu der das Hebräische gehört, 

das die Sprache der Bibel, der Th eologie und des Gottes-

dienstes der Juden ist. Diese aber deshalb »Semiten« zu 
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nennen oder gar eine »semitische Rasse« zu konstruieren, 

war absurd; ebensogut hätte man alle Katholiken als »La-

teiner« oder gar als »lateinische Rasse« bezeichnen kön-

nen, denn auch deren Th eologie und Liturgie sind fremd-

sprachig.

Was die angeblich vorderasiatische Herkunft der deut-

schen Juden anging, so traf sie nur zu für die mosaische Reli-

gion und einige Stammväter, die im ersten nachchristlichen 

Jahrhundert die Gesetze des Moses auch in die römischen 

Kolonien am Rhein verbreitet hatten. Deshalb die Juden, 

die im 20. Jahrhundert im deutschen Kulturbereich lebten, 

als »Vorderasiaten« und deshalb »artfremd« zu bezeich-

nen, war genau so unsinnig, wie wenn man alle Christen 

Deutschlands schlicht »Levantiner« hätte nennen wollen, 

denn auch deren Glauben hatte sich ja vor fast zweitausend 

Jahren von den Küsten Kleinasiens aus durch Apostel, die 

dem Völkergemisch der Levante entstammten, nach Itali-

en und von dort aus über Westeuropa verbreitet.

Carl Zuckmayer, selbst »Nichtarier«, hat in dem Th eater-

stück »Des Teufels General« den Rassenwahn der Nazis 

auf seine Weise mit der Realität konfrontiert. Einen um 

den rech ten Ahnenpaß besorgten Offi  zier klärt sein Ge-

neral Harras so auf: »Denken Sie doch – was kann da nicht 

alles vorgekom men sein in einer alten Familie. Vom Rhein 

– noch dazu. Vom Rhein. Von der großen Völkermühle. Von 

der Kelter Euro pas! … Und jetzt stellen Sie sich doch mal Ihre 

Ahnenreihe vor – seit Christi Geburt. Da war ein römischer 

Feldhaupt mann, ein schwarzer Kerl, braun wie ne reife Oli-
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ve, der hat einem blonden Mädchen Latein beigebracht. Und 

dann kam ein jüdischer Gewürzhändler in die Familie, das 

war ein ern ster Mensch, der ist noch vor der Heirat Christ 

geworden und hat die katholische Haustradition begründet. 

– Und dann kam ein griechischer Arzt dazu, oder ein kelti-

scher Legionär, ein Graubündner Landsknecht, ein schwedi-

scher Reiter, ein Soldat Napoleons, ein desertierter Kosak, ein 

Schwarzwälder Flözer, ein wandernder Müllerbursch vom El-

saß, ein dicker Schiff er aus Holland, ein Magyar, ein Pandur, 

ein Offi  zier aus Wien, ein französischer Schauspieler, ein böh-

mischer Mu sikant – das hat alles am Rhein gelebt, gerauft, 

gesoff en und gesungen und Kinder gezeugt – und – und der 

Goethe, der kam aus demselben Topf, und der Beethoven, und 

der Gu tenberg, und der Matthias Grünewald, und – ach was, 

schau im Lexikon nach. Es waren die Besten, mein Lieber! Die 

Be sten der Welt! Und warum? Weil sich die Völker dort ver-

mischt haben. Vermischt – wie die Wasser aus Quellen und 

Bächen und Flüssen, damit sie zu einem, großen, lebendigen 

Strom zusammenrinnen. Vom Rhein – das heißt: vom Abend-

land. Das ist natürlicher Adel. Das ist Rasse. Seien Sie stolz 

darauf, Hartmann – und hängen Sie die Papiere Ihrer Groß-

mutter in den Abtritt. Prost.«

Und so, wie Zuckmayers Harras es schildert, war es 

auch:

Das älteste bekannte Schriftstück, das das Vorhanden-

sein einer größeren Anzahl fest ansässiger jüdischer Bürger 

in den Mauern einer deutschen Stadt dokumentarisch be-

legt, ist ein Edikt Kaiser Konstantins vom 11. Dezember 321, 
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die städti schen Ehrenämter der Juden von Köln betreff end. 

Auch diese hatten gewiß allenfalls eine »nichtarische« 

Urgroßmutter, an der einmal ein römischer Legionär, wo-

möglich germanischer oder gallischer Herkunft, Gefallen 

gefunden hatte; oder sie waren einfach Abkömmlinge von 

Bekehrten keltisch-germa nischer, römischer oder anderer 

Abkunft – genau wie die be kehrten Christen der damaligen 

Zeit, die am Rhein lebten.

Gewiß ist, daß die Juden in jenem Gebiet, das wir heu-

te Deutschland nennen, während des ganzen ersten nach-

christ lichen Jahrtausends ein wichtiges, wenn nicht gar 

beherr schendes Element in allen Städten darstellten, die 

damals eine Rolle spielten: in Köln, Mainz, Trier, Speyer, 

Worms, Frankfurt, Augsburg oder auch Konstanz, um nur 

einige zu nennen. Sie waren die deutschen Bürger schlecht-

hin, obschon es daneben auch christliche Stadtbewohner 

gab; sie wa ren vorherrschend unter den Pionieren der er-

sten deutschen Siedlungen an Elbe und Saale, auch maß-

geblich beteiligt an der Erhebung von Worms zugunsten 

Heinrichs IV., dem er sten selbständigen Eingreifen einer 

deutschen Stadt in die po litischen Geschicke der Nation. 

Die meist begüterten und ge bildeten Juden der deutschen 

Städte gehörten auch zu den Bürgerschichten, die sich 

am frühesten an deutscher Dich tung beteiligten, wobei 

sie Deutsch mit hebräischen Lettern schrieben, genau wie 

die Christen nicht Runen, sondern la teinische Buchstaben 

verwendeten. Es ist kein Zufall, daß die älteste, als einzi-

ge in mittelhochdeutscher Sprache erhaltene Fassung des 
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Gudrun-Epos, die erst vor wenigen Jahren ent deckt wur-

de, in vokalisierter hebräischer Schrift aufgezeich net ist. 

Und wie eng und friedlich Christen und Juden im er sten 

Jahrtausend zusammenlebten, zeigt das inter Judaeos, das 

mitten zwischen den Häusern der Juden und neben ihrem 

Bad errichtete älteste Rathaus von Köln, der mächtigsten 

Stadtgemeinde des frühen Mittelalters.

Erst die Kreuzzüge vernichteten das jüdische Bürgertum 

(und für lange Zeit auch die städtische Kultur und Zivilisa-

tion), da sich diese gebildete Schicht beharrlich weigerte, 

an etwas anderes als an einen unsichtbaren Gott und des-

sen mo ralische Gesetze, die zehn Gebote, zu glauben. Da-

mals, von 1096 an, ging eine Judengemeinde nach der ande-

ren unter. Wer nicht erschlagen wurde, fl oh – zumeist nach 

Polen, wo die mittelhochdeutsche Sprache im Jiddischen, 

die alte Bür gertracht im Kaftan und die rheinischen Orts- 

als Familien namen sich noch fast ein weiteres Jahrtausend 

lang erhiel ten –, und die kläglichen Reste des deutschen 

Judentums leb ten fortan, bis zum Beginn des 19. Jahrhun-

derts, als diskriminierte, gedemütigte, ausgebeutete oder 

als Werkzeug feudalistischer Ausbeutung benutzte, immer 

wieder verjagte Minderheit unter den Christen (genau wie 

andere verfolgte Minderheiten auch) oder gingen durch 

freiwillige oder zwangsweise Taufe in der deutschen Chri-

stenheit auf. Und nur gelegentlich erhielten sie Verstärkung 

von außen, so um 1500 aus Portugal und Spanien, als ei-

nige Opfer der dortigen Judenvertreibung Zufl ucht an der 

deutschen Nordseeküste suchten, und von etwa der Mitte 
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des 19. Jahrhunderts an auch aus dem Zarenreich, dessen 

Verhältnisse für die Juden uner träglich geworden waren, 

wobei das ursprünglich aus Deutschland stammende Ost-

judentum im Laufe der Jahr hunderte slawische und chasa-

rische Einschläge* aufwies.

Das angeblich »fremdrassige«, »artfremde« deutsche 

Ju dentum, das vom Beginn der Aufklärung bis zum Jahre 

1933 mit zunehmender bürgerlicher Gleichberechtigung 

einen enormen Beitrag zum deutschen Geistesleben und 

zur kultu rellen Entwicklung auf allen Gebieten geleistet 

hat, war nach seiner Sprache, Kultur, Gesinnung und allen 

anderen Merk malen ein Bestandteil der deutschen Nation. 

Sämtliche an thropologischen Messungen und sonstigen 

Untersuchungen – von denen Rudolf Virchows über die 

Fishbergs und auch die der NS-Rasseforscher bis zu den 

Blutgruppen- und Rhe susfaktor-Vergleichen der UNESCO 

– konnten keinerlei Verwandtschaft der deutschen (oder 

anderen europäischen) Juden mit orientalischen Völkern, 

nicht einmal mit den Juden des Jemen oder Bucharas, 

schon gar nicht mit denen anderer, noch weiter entfernter 

Kulturkreise, feststellen. Es gab und gibt eben keine »jüdi-

sche Rasse«, sondern nur die Zugehö rigkeit auch der euro-

päischen Juden zu jenem abendländi schen Völkergemisch, 

*  Der chasarische Einschlag, zumal bei den Juden Ost- und Südost-
Euro pas, erklärt sich aus dem Übertritt des Königs und der Ober-
schicht der Chasaren, eines zuerst zwischen dem Schwarzen und 
dem Kaspischen Meer an sässigen, alttürkischen Volkes, zum Juden-
tum um die Mitte des 8. Jahrhun derts.
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das die Machthaber des »Dritten Rei ches«, von denen kaum 

einer von sich behaupten konnte, »nordisch« auszusehen, 

als »arisch« bezeichneten.

Mangels anderer Merkmale waren die Nazis bei der 

Ver folgung der Juden gezwungen, in seltsamer Unlogik 

aus schließlich von der Konfession der Eltern, Groß- und 

mitun ter auch noch der Urgroßeltern eines Staatsbürgers 

auf dessen »Rasse« zu schließen, während sie gleichzeitig 

predigten, daß nicht die Religion, sondern allein »das Blut« 

den Wert oder Unwert eines Menschen bestimme.

Es kam deshalb bei der Propagierung ihrer abstrusen 

»Ras senlehre« zu vielen, manchmal geradezu grotesken 

Pannen, beispielsweise als auf einer Bildtafel, die bei der 

SS zu Schu lungszwecken Verwendung fi nden sollte, als 

Idealtyp des »nordischen« Mädchens ein Foto der »blon-

den He« – so nannte man Helene Mayer, die langjährige 

deutsche Meiste rin im Florettfechten der Damen, die 1936 

noch einmal für Deutschland die Olympia-Silbermedail-

le gewann und 1937 Weltmeisterin wurde – in heldischer 

Pose gezeigt wurde. Da bei war Helene Mayer als »ras-

sisch« Verfolgte bereits in die USA emigriert; die berühm-

te Fechterin, inzwischen Professorin der Staatswissen-

schaften an der Universität von Berke ley, war als einzige 

lebende Deutsche, trotz ihrer jüdischen Abstammung, 

von den SS-Rassekundlern für würdig befun den worden, 

ein »Rasse«-Ideal zu repräsentieren, für das aus der Ver-

gangenheit meist Uta von Naumburg und der Bam berger 

Reiter herhalten mußten.
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Um keine Spur weniger grotesk, nur weit makaberer 

und in den Auswirkungen geradezu katastrophal war die 

auf den na zistischen »Rasse«-Th eorien basierende, von 

befl issenen Ministerialbürokraten wie Hans Maria Globke 

administrativ hand habbar gemachte (und dabei noch ver-

schärfte) »Arier«-Gesetzgebung des »Dritten Reiches«. Für 

die Betroff enen hatten diese Gesetze – und das war auch 

ihr Zweck – eine zunächst diskriminierende, den priva-

ten Freiheitsraum stark einengende und schließlich exi-

stenzvernichtende Wirkung. Doch auch die Folgen für die 

Gesamtheit der Deutschen waren – was die Ge setzgeber 

keineswegs vorhergesehen oder gar bezweckt hatten – ver-

heerend, vor allem auf den Gebieten der Wissenschaft und 

der Künste. Denn während man jüdische Geschäfte und 

Fa briken von der »arischen« Konkurrenz, sofern diese nur 

hab gierig und skrupellos genug war, leicht »arisieren«, das 

heißt: zu Schleuderpreisen übernehmen lassen konnte, war 

dies in anderen Bereichen schwer oder gar nicht möglich.

So verloren etwa die deutschen Hochschulen bereits in 

den ersten zwei Jahren der Nazi-Diktatur, bis Ende 1934, 

rund zwölfhundert Professoren, meist Juden oder Ange-

hörige lin ker Organisationen, und in den nächsten fünf 

Jahren verlie ßen – gezwungenermaßen oder freiwillig und 

voller Abscheu – viele Tausende weitere Hochschullehrer, 

»Nichtarier« oder auch »Arier«, die deutschen Universitä-

ten. Gleichzeitig mit diesem Abzug von Wissenschaftlern, 

dessen Ausmaß und qualitative Auswirkung noch ganz un-

genügend erforscht sind, sank an den deutschen Universi-
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täten die Anzahl der Studierenden von 1933 bis 1939 rapide, 

nämlich von 127   920 auf 58   325. An den Technischen Hoch-

schulen gingen die Einschreibungen im gleichen Zeitraum 

von 20   474 auf 9554 zu rück.

Doch weit plastischer als alle Statistiken zeigt ein ein-

ziger Satz eines (›arischen‹) Göttinger Mathematikers die 

wahre Si tuation an den deutschen Hochschulen nach Be-

ginn der Ver folgung der »Juden und ihres Anhangs« und 

dem Einzug des Ungeistes. Auf die besorgte Frage des Nazi-

Kultusministers Dr. Bernhard Rust anläßlich eines Festes-

sens, das ihm die Universität Göttingen gab, ob denn das 

dortige, weltbe rühmte mathematische Institut unter den 

durch die »Arier«-Gesetzgebung bedingten personellen 

Veränderungen wirklich, wie man mitunter höre, etwas 

gelitten hätte, erwi derte der aus Ostpreußen stammende 

greise Professor David Hubert: »Jelitten? Nee, Herr Mini-

ster, dat jibt es jar nicht mehr …«

Tatsächlich hatte die Universität Göttingen nicht nur 

eine ganze Reihe weltbekannter Mathematiker – unter 

ihnen Hermann Weyl, einen engen Freund Einsteins, der 

1933 ei nem Ruf nach Princeton gefolgt war, und Richard 

Courant, der nun in New York die größte und bedeutend-

ste mathema tische Abteilung der USA aufbaute –, sondern 

auch ihre ange sehensten Physiker verloren, beispielsweise 

den Nobelpreis träger James Franck und Max Born, der erst 

in der Emigra tion den Nobelpreis erhielt. Die Göttinger 

Physiker- und Philosophen-Schule, aus der Wolfgang Pau-

li, Werner Hei senberg, Paul Dirac, Maria Goeppert-Mayer, 
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Enrico Fermi und auch der spätere »Vater der Wasserstoff -

Bombe«, Edu ard Teller, hervorgegangen waren, hatte sich 

in alle Winde zerstreut.

Die Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. Nicht nur 

Göt tingen, sondern alle Universitäten des Reiches verloren 

die meisten ihrer Koryphäen. Und besonders hart betroff en 

wur den, neben den mathematischen und physikalischen 

Abteilun gen, vor allem die Medizin, die Chemie, die Tech-

nologie, aber auch alle rechts- und geisteswissenschaftli-

chen Fächer.

Es war indessen nicht allein der freiwillige oder erzwun-

gene Auszug so vieler hervorragender Lehrer und For-

scher, der das wissenschaftliche Leben in Deutschland 

lähmte, son dern auch der Haß der Nazi-Führung gegen 

alles, was nicht ihren eigenen primitiven Vorstellungen 

entsprach. Das Re sultat war eine geistige und kulturel-

le Verödung, die sich auf alle Gebiete erstreckte: Malerei, 

Architektur, Musik, Th ea ter, Film und Literatur, kurz, alle 

Bereiche der Kunst waren davon ebenso betroff en wie die 

Wissenschaften.

Aus den deutschen Galerien verschwanden nicht nur 

die Werke jüdischer Maler wie Marc Chagall, Lovis Co-

rinth, Emil Orlik oder Max Liebermann (der, als man ihn 

nach sei ner Meinung zu der Entwicklung in Deutschland 

seit 1933 fragte, erwiderte: »Man kann gar nicht soviel essen, 

wie man kotzen möchte …«), sondern auch die von »entarte-

ten«, an derwärts hochgeschätzten »Ariern« wie etwa Klee, 

Gauguin, Picasso, Matisse, van Gogh oder Kandinsky. Ko-
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koschka, Beckmann, Feininger und viele andere emigrier-

ten; Emil Nolde wurde mit Malverbot belegt.

Auf dem Gebiet der Architektur vollzog sich Entspre-

chendes: Das berühmte Dessauer Bauhaus wurde geschlos-

sen; für die bedeutendsten Architekten (und nicht nur die 

Ju den unter ihnen wie Erich Mendelsohn oder Richard J. 

Neu tra, sondern auch für »Arier« wie Walter Gropius und 

Lud wig Mies van der Rohe) war fortan in Deutschland kein 

Platz mehr. Ja nicht einmal vor der Zerstörung »artfremder« 

Bau werke machte die Barbarei halt: Das Palais Ephraim, eine 

Perle des Berliner Rokoko, fi el der Spitzhacke zum Opfer.

Was sich im Bereich der – vor 1933 Weltruf genießenden 

– deutschen Bühnen abspielte, hat der dann ebenfalls emi-

grierte Autor und Regisseur Max Ophuels treff end beschrie-

ben: »So ging ich also am nächsten Morgen ins Th eater. Es 

war 10.10 Uhr. Traditionsgemäß trudelten die Berliner Schau-

spieler erst langsam und verschlafen gegen 11 Uhr ein. Als ich 

auf die leere Bühne trat, stand am Souffl  eurkasten ein Mann, 

der mir unbekannt war … – er hätte ein stellungsloser Inge-

nieur sein können oder Zivilbeamter der Kriminalpoli zei. Er 

sagte mit schmalen Lippen: ›Ich bin der neue Direktor. Herr 

Barnowsky wird dieser Tage seine Stelle niederlegen … Von 

jetzt ab beginnen wir die Proben um zehn. Wer nach zehn 

kommt – ob Talent oder nicht –, ist nicht mehr interes sant … 

Und das gilt auch für Sie – nebenbei …‹ Ich ging zur Telefon-

zelle hinter den Kulissen, rief meine Frau an und sag te: ›Pak-

ken!‹ Auch die Valetti meinte: ›Wenn die Stationsvor steher die 

Bühne übernehmen, dann wird’s Zeit!‹ …«
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Rosa Valetti, die große »komische Alte« des Th eaters und 

Films vor 1933, hatte nichts gegen wirkliche Stationsvorste-

her am rechten Ort. Was sie meinte und womit sie den Na-

gel auf den Kopf getroff en hatte: Von nun an war die Kunst 

– wie alles andere in Deutschland – »vorgesetzten«, ihren 

Führern gegenüber servilen, ihre »Untergebenen« bru-

tal tretenden Uniformträgern ausgeliefert, die immerzu 

»Dienst« taten, sich mittels Trillerpfeifen artikulierten und 

alles ihrer eigenen Borniertheit »gleichzuschalten« trach-

teten.

Dank der »Arier«-Gesetzgebung konnten sie sich zu den 

Edlen, zu den »Herrenmenschen« zählen, und das Publi-

kum hatte sich mit dem zu begnügen, was sie ihm vorsetz-

ten. Die Spießer fanden sich auch damit ab; es war für sie 

nur etwas verwirrend, daß so vieles, was sie bislang mit 

Respekt oder gar Vergnügen konsumiert hatten, jüdisch 

und damit »art fremd« sein sollte – etwa Mendelssohn-

Bartholdys Lieder oder Heinrich Heines Loreley oder auch 

Charly Chaplin, der Clown Grock oder der populäre Hel-

dendarsteller Conrad Veidt, ja selbst ihre Lieblingsoperette 

»Im weißen Rößl« … Auf Albert Einstein und seine Relativi-

tätstheorie, auf Sig mund Freud und die Psychoanalyse, erst 

recht auf vieles an dere, das sie nicht begriff en, konnten sie 

leichten Herzens verzichten – aber warum, so fragten sie 

sich im Stillen, muß ten Richard Tauber und Gitta Alpar, Jo-

sef Schmidt und Fritzi Massary emigrieren? Warum durfte 

Elisabeth Bergner nicht mehr auftreten? Wieso kam Mar-

lene Dietrich nicht wieder, die doch bestimmt nicht »art-
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fremd« war? Wo war Adolf Wohlbrück geblieben, wo Lilli 

Palmer, Ernst Deutsch, Th erese Giehse, Peter Lorre, Fritz 

Kortner, Grete Mosheim und Max Pallenberg?

So berechtigt die Fragen nach diesen und vielen ande-

ren, nicht minder großen und beliebten Künstlern waren, 

die Nazis hatten darauf nur eine Antwort, die von Dr. Jo-

sef Goebbels so formuliert worden war: »Gewiß ist der Jude 

auch ein Mensch. Noch nie hat das jemand von uns bezwei-

felt. Aber der Floh ist auch ein Tier – nur kein angenehmes. 

Da der Floh kein an genehmes Tier ist, haben wir vor uns und 

unserem Gewissen nicht die Pfl icht, ihn zu hüten und zu be-

schützen und ihn ge deihen zu lassen, sondern ihn unschäd-

lich zu machen. Gleich so ist es mit den Juden … Heraus mit 

dem Gesindel! Wir wol len für unser deutsches Volk eine ju-

denreine deutsche Kul tur …!«

Hitlers Borniertheit und Haß gingen noch weiter, nicht 

nur hinsichtlich dessen, was er den Juden anzutun gedach-

te und dann ja auch antat, sondern auch in bezug auf die 

Opfer, die er in Verfolg seines infernalischen Judenhasses 

den Deutschen abverlangte. In den Erinnerungen des aus 

Deutschland ge fl üchteten »nichtarischen« Chemie-Nobel-

preisträgers Richard Willstätter fi ndet sich dafür ein ein-

drucksvoller Beweis:

»Als die Säuberung der Kaiser-Wilhelm-Institute wie der 

Universitäten schon sehr weit fortgeschritten war«, so berich-

tet Professor Willstätter, »erbat Geheimrat Carl Bosch eine 

Audienz beim ›Führer‹, um vor der weitgehenden Entlassung 

nichtarischer Forscher zu warnen. Aber der ›Führer‹ bestand 
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auf der schärfsten Durchführung der eingeleiteten Maßnah-

men. Darauf wies Bosch auf die schwere Beeinträchtigung 

hin, die der Pfl ege von Chemie und Physik in Deutschland 

drohe. ›Dann arbeiten wir eben einmal hundert Jahre ohne 

Physik und Chemie!‹, war nach Boschs Erzählung die Ant wort 

des ›Führers‹ …«

Und so mußten denn, während das »Dritte Reich« mit 

aller Kraft aufrüstete und auf einen neuen Weltkrieg zu-

steuerte, nicht nur Ärzte und Schauspieler, Architekten 

und Soubret ten, Philosophen und Regisseure, Juristen und 

Laborantin nen, Chefredakteure und Dentisten, Kamera-

leute und Pharmakologen, kurz, alle, die irgendeinen Be-

ruf, der eine ge wisse Qualifi kation erforderte, ausübten 

und die entweder selbst »Nichtarier« oder »jüdisch ver-

sippt« waren, ihre Po sten aufgeben. Sie konnten, wenn sie 

in Deutschland blieben, bei der Müllabfuhr, der Kanalreini-

gung, auf Friedhöfen und in einigen Betrieben, zum Beispiel 

bei der Kadaververwer tung, als Hilfsarbeiter ein kärgliches 

Brot verdienen (und ih rem Abtransport zur »Endlösung« 

entgegensehen), sofern sie es nicht vorzogen und noch die 

Möglichkeit hatten, Deutsch land zu verlassen. Rund drei-

hunderttausend »Nichtarier« traten die Flucht an, viele 

erst im letzten Augenblick, und mit ihnen gingen weitere 

Hunderttausende, die zwar nach den »Rasse«-Gesetzen 

»Arier« waren, es aber vorzogen, oft ohne vom Gestapo-

Terror direkt bedroht zu sein, in der Fremde zu leben.

Unter denen, die als Juden ihre Stellungen aufgeben 

muß ten und ins Exil fl üchteten, waren nicht wenige, die 
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Schlüssel stellungen in der kriegsentscheidenden For-

schung und Indu strie eingenommen hatten (oder hätten 

einnehmen können), wofür ein paar Beispiele genannt sei-

en:

Reinhold Rüdenberg mußte als Jude 1933 seine Professur 

an der Technischen Hochschule Charlottenburg aufgeben 

und verlor dann auch seinen Posten als Chef-Elektroinge-

nieur des Siemens-Konzerns. 1936 fl üchtete er nach Lon-

don, und als Erfi nder des Elektronenmikroskops und des 

selbstan laufenden Wirbelstrom-Induktionsmotors erhielt 

er bald dar auf einen Ruf an die amerikanische Harvard-Uni-

versität. Er bereicherte die amerikanische Elektroindustrie 

durch zahlrei che wichtige Erfi ndungen; unter anderem ge-

lang ihm später die direkte Umwandlung von Atomkraft in 

Wechselstrom.

Paul Schwarzkopf, der im Ersten Weltkrieg das Berliner 

Wolfram-Laboratorium, später das Metallwerk Plansee ge-

leitet hatte, emigrierte 1936 in die USA, wurde dort Chefme-

tallurge eines bedeutenden Konzerns und leistete als Er-

fi nder der »powder metallurgy« wichtige Beiträge zu den 

alliierten Kriegsanstrengungen.

Ein Spezialist auf dem Gebiet der Gletscherforschung, 

Max F. Perutz aus Wien (der später für seine bahnbrechen-

den Arbeiten über Proteine und Nukleinsäuren mit dem 

Nobel preis ausgezeichnet wurde), fl üchtete nach England 

und war während des Krieges unter anderem mit der Er-

probung der Anlage künstlicher Flugbasen auf im Nordat-

lantik schwim menden Eisfl ächen befaßt.
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Georg Schlesinger, bis 1933 Deutschlands führender Ma-

schinenbauer und Ordinarius an der Technischen Hoch-

schule Charlottenburg, ging bald nach seiner Entlassung 

ins Exil und wurde im Zweiten Weltkrieg Direktor der For-

schungsabteilung eines britischen Instituts.

Die bedeutendsten Beiträge zur amerikanischen Radar-

Entwicklung leisteten die späteren Physik-Nobelpreisträ-

ger Hans Bethe, vor seiner Flucht in die USA Privatdozent 

für theoretische Physik an der Universität München, und 

Felix Bloch, Schüler von Heisenberg und Niels Bohr, mit 

27 Jah ren bereits Privatdozent für theoretische Physik an 

der Uni versität Leipzig, vor allem aber der holländisch-jü-

dische Phy siker Samuel Goudsmit, dessen Eltern von den 

Nazis ermor det wurden, während er selbst noch Zufl ucht 

in den USA ge funden hatte.

Diese sieben Beispiele mögen genügen.

Der britische Kriegs-Premierminister Winston Churchill 

meinte dazu schon 1940: »Seit die Deutschen die Juden aus 

Deutschland vertrieben und dabei ihr eigenes technologi-

sches Niveau gesenkt haben, sind wir ihnen wissenschaftlich 

vor aus!« Und Hitlers Großadmiral Doenitz klagte 1943 in ei-

nem Schreiben an den Reichsforschungsrat, daß »der Feind 

den U-Boot-Krieg durch seine wissenschaftliche Überlegen-

heit unwirksam gemacht« hätte.

Es gibt indessen noch einen weiteren wichtigen Faktor, 

der am Anfang dieses Kapitels bereits angedeutet wurde 

und der alle Spekulationen darüber, ob sich das Hitler-

Regime durch seine juden- und geistesfeindliche Politik 
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vielleicht selbst aller Siegeschancen im Zweiten Weltkrieg 

beraubt haben könnte, müßig erscheinen läßt, nämlich 

die Atombombe, die erste je ner nuklearen Waff en, die die 

Machtverhältnisse in der Welt völlig verändert haben.

Zwar sind Kernwaff en im Zweiten Weltkrieg gegen das 

Nazi-Reich nicht zum Einsatz gekommen, sondern nur 

noch gegen Japan, das 1945 weiter Widerstand leistete, als 

die Fa schisten in Europa unter den vereinten Schlägen der 

Sowjet union und der Westmächte bereits bedingungslos 

kapituliert hatten. Aber gerade dieser Umstand berechtigt 

zu der An nahme, daß auch ein längeres »Durchhalten« der 

Armeen Hitlers und der Einsatz weiterer »Wunderwaff en« 

von seiten der Deutschen nicht die geringste Aussicht ge-

habt hätten, das Kriegsglück noch einmal zugunsten der 

Nazis zu wenden. Denn natürlich wäre Hitler allenfalls im-

stande gewesen, die jenigen neuen Waff en einzusetzen, de-

ren Entwicklung 1945 bereits im Gange war; Atombomben 

zählten dazu – glückli cherweise – nicht. Und so hätten die 

Amerikaner, die Mitte 1945 schon über fertige, jederzeit ein-

satzbereite Kernwaff en verfügten, jedem noch so verbisse-

nen deutschen Widerstand den Garaus machen können.

Hitler hatte von Anfang an die seiner Meinung nach auf 

»jüdischer Spekulation« beruhende theoretische Physik 

ver achtet und die militärische Anwendbarkeit ihrer Ergeb-

nisse für einen – gleichfalls jüdischen – »Bluff « gehalten. 

Die füh renden deutschen Atomphysiker, die ihm das Ge-

genteil hät ten beweisen können, waren entweder längst 

von ihm verjagt worden oder zeigten keine Neigung, dem 
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Vernichter des deutschen Geisteslebens und Verächter 

jeder Moral auch noch eine solche Waff e in die Hand zu 

geben, ja hätten – wie Otto Hahn es formulierte – »eher 

Selbstmord« begangen.

Die Amerikaner hingegen dachten anders als Hitler, so-

wohl über den Wert der theoretischen Physik und die ihr 

zu grunde gelegte Einsteinsche Relativitätstheorie als auch 

über die sich damit befassenden Wissenschaftler, die aus 

dem sich während des Zweiten Weltkriegs mächtig ausdeh-

nenden Be reich faschistischen Terrors zu ihnen gefl üchtet 

waren. Die zahlreichen Emigranten im »Atom-Club«, wie 

die Gruppe der mit der nuklearen Entwicklung befaßten 

Koryphäen sich nannte, wußten – durch Lise Meitner, Otto 

Frisch und Niels Bohr –, daß Otto Hahn die Kernspaltung 

Ende 1938 im La borversuch gelungen war; sie schätzten die 

Fähigkeiten ihrer in Nazi-Deutschland zurückgebliebenen 

Kollegen, die tech nischen und sonstigen Möglichkeiten des 

»Dritten Reiches« und die Skrupellosigkeit seiner Führung 

richtig ein. Und sie zogen daraus den – wie wir wissen: ir-

rigen, wenngleich nahe liegenden – Schluß, Hitler könnte 

in absehbarer Zeit über Atombomben verfügen, vor denen 

alle seine Kriegsgegner, die solche Waff en nicht hatten, 

dann würden kapitulieren müssen. Einer Weltherrschaft 

des Nazi-Faschismus hätte da nach nichts mehr im Wege 

gestanden.

Dieser entsetzliche Gedanke ließ die emigrierten Wissen-

schaftler nicht ruhen. Besonders vier von ihnen – Leo Szi-

lard, Eugen Wigner, Victor Weißkopf und Eduard Teller 
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– be schäftigten sich damit Tag und Nacht. (Szilard, bis 1933 

Pri vatdozent in Berlin, war dabei die treibende Kraft; Teller, 

der – wie übrigens auch Weißkopf – in Göttingen, zuvor 

in Leip zig bei Heisenberg studiert hatte, war 1933 zu Niels 

Bohr nach Kopenhagen gefl üchtet und hatte dort mit dem 

Bohr- und Heisenberg-Schüler Carl Friedrich v. Weizsäcker 

enge Freundschaft geschlossen, so daß er von den vieren 

am besten über die personellen Voraussetzungen einer 

deutschen Atomforschung Bescheid wußte.

Überlegungen der vier Wissenschaftler, daß man die 

amerikanische Regierung vor den Gefahren einer deutschen 

Kernwaff enentwicklung warnen müßte, führten dazu, daß 

Eugen Wigner, der wie Albert Einstein an der Universität 

von Princeton lehrte, Szilard Gelegenheit verschaff te, das 

ganze Problem mit Einstein ausführlich zu erörtern.

Albert Einstein begriff  sofort, wie ernst die Sorgen wa-

ren, die Szilard und seine Freunde quälten. Und er war es, 

der dann einen ausführlichen Brief an Präsident Franklin 

D. Roosevelt schrieb, der diesem dann am 6. Oktober 1939, 

fünf Wochen nach Ausbruch des Kriegs in Europa, von ei-

nem mit den Emigranten eng befreundeten Berater des 

Präsidenten, Alexander Sachs, im Weißen Haus übergeben 

und erläutert wurde.

Von diesem ersten Anstoß bis zur Inangriff nahme des 

Manhattan Project – so lautete der Deckname für das er-

ste Atombomben-Bauprogramm der USA – vergingen 

26 Mona te, und dann dauerte es, trotz des Einsatzes von 

rund drei hunderttausend Facharbeitern, Technikern und 
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Wissen schaftlern aller naturwissenschaftlichen Bereiche, 

nochmals über drei Jahre, bis die erste Bombengeneration 

einsatzbereit war. Zur Spitzengruppe der Physiker, Che-

miker und Ma thematiker, ohne die das Manhattan Project 

nicht hätte ge meistert werden können, gehörten eine er-

staunlich große Anzahl von deutschen Emigranten und 

eine Schar von höchstqualifi zierten Wissenschaftlern aus 

anderen europä ischen Ländern, die vor oder wegen der Ju-

denverfolgung ge fl üchtet waren:

Außer Szilard, Wigner, Teller, Weißkopf und dem vor 

dem Zugriff  der Nazis mit seiner jüdischen Frau aus Itali-

en gefl üchteten Physik-Nobelpreisträger Enrico Fermi, mit 

dem die Szilard-Gruppe schon vor der Unterredung mit Ein-

stein in Kontakt gewesen war, kamen auch Fermis jüdische 

Landsleute, Emilio Gino Segré, der später den Nobelpreis 

erhielt, und Professor Bruno Rossi; aus dem von Hitlers 

Truppen besetzten Dänemark kam Niels Bohr; von den 

aus Nazi-Deutschland zunächst nach England Gefl üchte-

ten nahmen Otto Frisch und Rudolf Peierls, der vor seiner 

Flucht in Leipzig bei Heisenberg studiert hatte, am Man-

hattan Project teil. Hans v. Halban, gebürtiger Leipziger, 

war 1933 zu nächst zu Niels Bohr nach Kopenhagen, dann 

zu Joliot-Curie nach Paris gefl ohen, von dort kurz vor dem 

Einmarsch der Truppen Hitlers auf abenteuerlichen Wegen 

(und unter Mit nahme der gesamten Vorräte Frankreichs an 

Schwerem Was ser, das für die Atombombenherstellung be-

nötigt wurde) nach England; auch er wirkte am Manhattan 

Project mit.
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Neben Fermi gehörte Hans Bethe, der Privatdozent 

für theoretische Physik an der Universität München ge-

wesen war, zur obersten Führungsgruppe des Projekts; 

maßgebli chen Anteil hatten auch der deutsche Physik-

Nobelpreisträ ger James Franck, der Göttingen 1933 unter 

Protest verlassen hatte; der schon an anderer Stelle er-

wähnte Heisenberg-Schü ler Felix Bloch und der Spezia-

list für Niedrigtemperaturphy sik, Immanuel Estermann, 

ein gebürtiger Berliner, seit 1933 am Carnegie-Institut. Für 

die »Chemie der Bombe« war der bis 1933 in Deutschland 

tätige Forscher Eugen Rabinowitch zuständig. Als »Chef-

Mathematiker« des Manhattan Project fungierte Hans v. 

Neumann, bis 1933 Professor in Berlin, der das Rechenzen-

trum leitete und es mit der ersten Computer-Generation 

ausstattete. Und Georg Placzek aus Prag, ein en ger Freund 

von Bethe und Weißkopf, der in Berlin, Göttin gen und dann 

bei Niels Bohr studiert hatte, spielte ebenfalls eine wichtige 

Rolle.

Als am 17. September 1942 ein Berufssoldat, der amerika-

nische Brigadegeneral Richard Groves, die militärische 

Ge samtleitung des Manhattan Project übernahm, erklärte 

er sei nen Sicherheitsoffi  zieren: »Sie werden es hier nicht 

leicht ha ben, denn Sie müssen hier auf die größte Ansamm-

lung von unberechenbaren, närrischen Käuzen und crack-

pots aufpas sen, die es je gab!« – ein Urteil, dem sich auch 

Hitler sofort angeschlossen hätte, allerdings mit schreckli-

chen Konsequenzen für die Betroff enen. Brigadier Groves 

unternahm sogleich »Erziehungsversuche«, besonders an 
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den deutschen Emigranten und vor allem an Szilard. Spä-

ter meinte er: »Na ja, gewiß, ohne Szilards Hartnäckigkeit 

hätten wir nie eine Atombombe gebaut, aber nachdem die 

Sache lief, hätte er von mir aus ruhig verschwinden kön-

nen …«

Szilard und die anderen »Narren« wären indessen gar 

nicht entbehrlich gewesen, und sie fuhren fort, Groves und 

die an deren Militärs durch Mißachtung der Konventionen, 

geist reiche Späße und unbändige Intelligenz zu verwirren 

und zu entsetzen, wobei sich der noch sehr junge Professor 

Richard Feynman, ein Sohn ostjüdischer Flüchtlinge und 

späterer Nobelpreisträger, besonders hervortat. Er brachte 

es sogar fertig, General Groves’ streng bewachten und durch 

super moderne Kombinationsschlösser gesicherten Chef-

Panzer schrank gewaltlos zu öff nen, darin – mitten unter 

den allergeheimsten Papieren – einen Zettel zu deponieren 

und den Safe wieder sorgfältig zu verschließen, ohne daß 

die Wachen etwas davon bemerkten. Auf dem Zettel aber 

stand in einer kindlich anmutenden Handschrift: »Top Se-

cret – nur für General Groves persönlich: Rat’ mal, wer das 

wohl war!«

»Ratet mal, wer das wohl war!« – das hätten einige Dut-

zend aus Europa gefl ohene Koryphäen der Kernphysik 

auch die wenigen überlebenden, auf ihre Aburteilung als 

Haupt kriegsverbrecher im Nürnberger Prozeß wartenden 

Paladine Hitlers fragen können, als die erste Atombombe 

Hiroshima vernichtete und, einige Wochen nach der be-

dingungslosen Kapitulation des Großdeutschen Reiches, 
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auch die Japaner zwang, die Waff en zu strecken, zugleich 

aber auch dem letz ten unbelehrbaren Nazi bewies, daß es 

für den »Führer« und angeblich »größten Feldherrn aller 

Zeiten« keinerlei Chancen eines Sieges mehr gegeben hat-

te.

Aber die am Manhattan Project maßgeblich beteiligten 

Emigranten zeigten, was den katastrophal erfolgreichen 

Ein satz der ersten Atombomben anging, keinerlei Genug-

tuung – im Gegenteil! Um ihrer Ehre willen sei bemerkt, 

daß die mei sten der von uns namentlich erwähnten und 

etliche weitere Wissenschaftler, die vor Hitler in die USA 

gefl ohen waren, einen mutigen Versuch unternahmen, den 

Einsatz »ihrer« Bombe zu verhindern. Mutig deshalb, weil 

der Protest ein zelner Menschen gegen ein ihnen unmora-

lisch erscheinendes Vorgehen des Staates, in dem sie leben, 

zu allen Zeiten Mut erfordert hat.

Den Emigranten unter den amerikanischen Atomfor-

schern, die sich 1945 mit energischem Protest gegen ei-

nen Einsatz der von ihnen selbst angeregten, maßgeblich 

mitkon struierten und unter enormen fi nanziellen Opfern 

ihres Gast landes fertiggestellten Bombe wandten, drohte 

zwar kein Folterkeller und kein KZ, doch immerhin beruf-

liche Kaltstel lung und der Vorwurf groben Undanks.

Es verdient deshalb hervorgehoben zu werden, daß an 

der Denkschrift, mit der der Einsatz der ersten Atombombe 

ver hindert werden sollte, drei nach 1933 aus Deutschland 

gefl o hene jüdische Wissenschaftler maßgebenden Anteil 

hatten: James Franck, unter dessen Namen diese Denk-
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schrift als »Franck Report« in die Geschichte eingegangen 

ist; Eugen Rabinowitch, Chef der Abteilung »Chemie der 

Bombe« und Leo Szilard.

Und gerade Szilard, der eigentliche Initiator des Man-

hattan Project, war es dann, der im Frühjahr 1945 den schon 

fast verzweifelten Versuch unternahm, »den unheimlichen 

›Dschinn‹, den wir, wie der Fischer in Tausendundeiner Nacht, 

aus der Flasche herausgelassen hatten, wieder einzu-fangen 

und einzusperren, ehe er Unheil anrichten konnte«.

»Während des ganzen Jahres 1943 und eines Teils von 1944«, 

heißt es in Szilards Bericht weiter, »war es unsere größte Sor-

ge, daß die Deutschen eine Atombombe vor der Landung (der 

Westalliierten) in Europa fertigstellen könnten … 1945 aber, 

als wir aufhörten, uns Sorgen zu machen, was die Deutschen 

uns antun könnten, da begannen wir uns besorgt zu fragen, 

was die Regierung der Vereinigten Staaten wohl anderen Län-

dern antun könnte.«

Wieder war es Albert Einstein, an den Szilard sich wand-

te, damit dieser durch sein immenses Ansehen einem Ap-

pell an den Präsidenten der USA, keine Atombomben ein-

zusetzen, den nötigen Nachdruck verliehe. Und wieder zö-

gerte Ein stein keinen Augenblick. Sein Brief an Roosevelt, 

der zu sammen mit einem Memorandum der maßgebenden 

Mitar beiter am Manhattan Project dem Präsidenten zuge-

leitet wurde, verfehlte indessen sein Ziel. Roosevelt fand 

nicht mehr die Zeit, sich damit zu befassen; Einsteins Brief 

und die Denkschrift fanden sich unter den unerledigten 

Papieren des am 12. April 1945 verstorbenen Präsidenten. 
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Und während Roosevelt stets ein sehr off enes Ohr für die 

Vorschläge und Warnungen der von den Nazis aus Europa 

Verjagten gehabt hatte, war sein Nachfolger, der Provinz-

Drogist Harry S. Truman, nicht der Mann, auf den Appell 

einiger »Eierköpfe« aus Deutschland etwas zu geben; er 

gab dem geplanten Ein satz der Atombomben gegen das 

schon geschlagene Japan seine Zustimmung.

»Nicht lange nach Hiroshima«, so erinnert sich Leo Szi-

lard, »besuchte ich Einstein. Als ich sein Arbeitszimmer be-

trat, schaute er mich traurig an und sagte: ›Da haben Sie es 

nun. Die alten Chinesen haben schon recht gehabt: Am besten 

ist es, überhaupt nicht zu handeln …‹«

Und Einstein zog auch Konsequenzen aus dem ihn tief 

ent täuschenden Mißbrauch einer nur für einen ganz be-

stimmten Notfall gedachten Verteidigungsmöglichkeit 

durch die Re gierung der USA. »Zum Schluß seines Lebens«, 

so berichtete später sein Neff e, Dr. Josef Spier, »war er der un-

glücklichste Mensch. Und ich verrate Ihnen jetzt ein Geheim-

nis, das er mir damals, 1954, off enbarte. Er verpfl ichtete mich, 

es nie zu sagen, bevor er das Zeitliche gesegnet habe … An die-

sem Tage, an dem ich ihn zum letztenmal lebend sah, sagte er 

zu mir, ›Weißt du, mein Sohn, ich habe noch etwas gefunden, 

auf dem Grenzgebiet der Mathematik und der Astronomie. 

Das habe ich jüngstens kaputtgemacht. Einmal ein Verbre-

cher an der Menschheit geworden zu sein, genügt mir …«

Ob der große Humanist, der für seine Herzensgüte berühmt 

war, und ob auch die anderen Initiatoren des amerikani-
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schen Atombomben-Baus tatsächlich damit »Verbrecher 

an der Menschheit« wurden, sei es auch nur durch eine tra-

gische Verkennung der tatsächlichen Gegebenheiten, mag 

dahinge stellt bleiben.

Ganz sicher ist, daß es ohne die leidgeprüften, äußerst 

wachsamen und hochqualifi zierten Flüchtlinge aus dem 

Machtbereich Hitlers keine Atombomben gegeben hätte, 

mit deren Hilfe die USA imstande gewesen wären, von Juni 

1945 an auch Nazi-Deutschland auszulöschen (was dann die 

dort propagierte Th ese, »Die Juden sind unser Unglück!«, an-

schließend als eine auf sehr makabre Weise erfüllte Prophe-

zeiung hätte erscheinen lassen). Sicher ist auch, daß die von 

den Nazis verübten Greuel, und nicht allein die an den Juden 

begangenen Verbrechen, sondern alles, was – vom Januar 

1933 an – den deutschen Antifaschisten, später auch denen 

der eroberten Länder, an widerwärtigsten Grausamkeiten 

angetan wurde, den Abscheu des größten Teils der Mensch-

heit wachgerufen und entscheidend dazu beigetragen hat, 

daß ein selbst kaum bedrohtes, schwach bewaff netes und 

seit dem Ersten Weltkrieg jeder weiteren Einmischung in 

die europä ischen Angelegenheiten abholdes Land wie die 

USA sich schließlich doch noch zum Kriegseintritt an der 

Seite Groß britanniens und der Sowjetunion bereitfand.

Schon im März 1941 erhielt Roosevelt die ihm zuvor vom 

Kongreß verweigerten Vollmachten, den zu diesem Zeit-

punkt ganz allein noch gegen Hitler-Deutschland kämpfen-

den Briten mit gewaltigen Kriegslieferungen zu Hilfe zu 

kommen. Nach Hitlers Überfall auf die Sowjetunion am 
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22. Juni 1941 und den großen Anfangserfolgen der gigan-

tischen deutschen Off ensive wurde die amerikanische 

Rü stungshilfe am 7. November 1941 gegen heftigen Wider-

stand der Rechten im Kongreß auch auf die Sowjetunion 

ausge dehnt. Und schon am 11. September 1941 hatte Prä-

sident Roosevelt der amerikanischen Flotte Befehl erteilt, 

jedes ge sichtete deutsche U-Boot ohne Warnung anzu-

greifen und zu versenken. Der japanische Überraschungs-

angriff  auf Pearl Harbor vom 7. Dezember 1941 und die 

deutsche Kriegserklä rung an die USA vier Tage später ver-

änderten die Lage der Dinge, soweit sie das Verhältnis der 

Vereinigten Staaten zum Hitler-Reich betrafen, nur noch 

insofern, als nun die USA ihre Kriegsanstrengungen noch 

erheblich steigerten und Vorberei tungen für ihren Angriff  

gegen Deutschland, zunächst aus der Luft, dann auch zu 

Lande, zu treff en begannen. An diesem völligen Wandel 

der ursprünglich auf strikte Nicht-Einmi schung bedachten 

Haltung der USA gegenüber dem von Hitler in Europa ent-

fesselten Krieg, hatten die vor den Nazis Ge fl üchteten und 

ihre Berichte einen entscheidenden Anteil.

Damit und mit der Atombombe als letztem, kriegsent-

scheidendem Mittel in der Hand, nicht Hitlers, sondern der 

Alliierten, konnten die aus Deutschland als angeblich »min-

derwertige Rasse« Vertriebenen mit Hitler Abrechnung hal-

ten und das Konto begleichen. Und wenn man bedenkt, 

daß der zweite kriegsentscheidende, gewiß nicht minder 

bedeut same Faktor der heldenhafte Widerstand der Ro-

ten Armee war und – nach der Kapitulation der deutschen 



6. Armee am 31. Januar 1943 in Stalingrad – ihr unaufhalt-

samer Vormarsch von der Wolga bis zur Elbe, so mag man 

auch darin eine aus gleichende Gerechtigkeit der Geschich-

te erkennen. Denn schließlich waren es die Kommunisten, 

die, zusammen mit den deutschen Juden, als erste den Ver-

folgungen der Nazis ausgesetzt waren, von ihnen gehetzt, 

gefoltert, eingekerkert, zu Zehntausenden ermordet wur-

den und die den antifaschi stischen Widerstand vom ersten 

bis zum letzten Tage auf rechterhielten.
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14. Die Geschichte wird aufstehen und reden

Genau zwanzig Jahre lagen zwischen dem 9. November 1918, 

als spätabends Ebert mit General Groener das für die Wei-

marer Republik bestimmende Bündnis schloß, und dem 9. 

November 1938, dessen Abendstunden den deutschen Ju-

den Verwüstung, Mord und Brand brachten.

Zehn Monate später, am 1. September 1939, gingen in Eu-

ropa die Lichter aus. Bald stand die halbe Welt in Flammen; 

Hitlers Wehrmacht, die zuvor schon Österreich, das Sude-

tenland, alsdann die Rest-Tschechoslowakei besetzt hatte, 

überfi el und eroberte nacheinander Polen, Dänemark, Nor-

wegen, Holland, Belgien, Luxemburg, Frankreich, Jugosla-

wien und Griechenland, landete in Nordafrika und stieß 

bis tief nach Ägypten hinein vor, fi el in die Sowjetunion 

ein und hielt im Herbst des Jahres 1942 ein Gebiet unter 

Kontrolle, das – nur unter Aussparung Schwedens und der 

Schweiz – von der Biskaya im Westen bis zu den östlichen 

Ausläufern des Kaukasus, fast bis zum Kaspischen Meer, 

vom Nordkap bis tief in die Libysche Wüste reichte.

Erst im Spätherbst 1942 leitete ein erbitterter sowjeti-

scher Widerstand an der Wolga und eine Gegenoff ensive 

der Roten Armee im Kampf um Stalingrad die große Wen-

de ein.

Schon vor diesem Zeitpunkt hatten viele politische 

Flücht linge aus dem Nazi-Reich konkrete Pläne für die 
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Zu kunft Deutschlands nach dem Ende der faschistischen 

Diktatur entwickelt. Man war – so jedenfalls meinte man 

– aus Schaden klüger geworden; man hatte nachgedacht 

über die grundle genden Fehler, die 1918/19 gemacht wor-

den waren. Man schätzte auch die Gefahren realistisch ein, 

die bei einer teilweisen Wiederholung entscheidender Ver-

säumnisse ein treten konnten, und man erkannte endlich 

die Notwendig keiten:

»Eine tiefgreifende demokratische Umwälzung ist in 

Deutschland unerläßlich«, erklärte Hans Vogel, Mitglied 

der »Londoner Gruppe« des SPD-Parteivorstands, in einer 

Rund funkansprache zum 23. Jahrestag der deutschen No-

vemberrevolution, am 9. November 1941, »sie darf aber dies-

mal nicht haltmachen vor den sozialreaktionären Schich ten, 

die Hitler zur Macht brachten und die für das gegenwär tige 

Unglück verantwortlich sind: den Großgrundbesitzern, den 

Schlotbaronen und Bankgewaltigen. Diese Schichten ha ben 

die deutsche Arbeiterklasse immer gefürchtet und gehaßt, 

und die deutsche Arbeiterklasse hat die geschichtliche Aufga-

be, ihre Macht endgültig zu brechen, nachdem die erste große 

Gelegenheit 1918 versäumt wurde.«

Damals, im November 1918 und in den folgenden Wo-

chen, war indessen nicht nur eine große Gelegenheit ver-

säumt worden, nämlich die völlige Zerschlagung der alten 

wirtschaftlichen Machtstrukturen und Besitzverhältnisse, 

die Ebert und seine Freunde unangetastet ließen, so wie sie 

auch die kaiserliche Verwaltung und Justiz ohne nennens-

werte Veränderungen übernahmen. Vielmehr begingen 
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die Führer der von ihnen gar nicht gewollten, ja gehaßten 

Revolution etwas, das der Zyniker Joseph Fouché »schlim-

mer als ein Verbrechen« genannt hätte, nämlich einen nicht 

wiedergut zumachenden Fehler: Sie schlossen ein Bündnis 

mit den ge schlagenen Militärs, bewaff neten die Konter-

revolutionäre und ließen sogar sie die eigenen Genossen 

zusammenschie ßen. Damit wählten sie nicht nur selber 

ihre späteren Metz ger, sondern gaben ihnen auch noch 

Strick und Messer und gründliche Ausbildung bei gutem 

Lohn. Und dies alles aus tiefwurzelnder, unüberwindlicher 

Furcht vor der sozialen Revolution, die sie zwar selbst zum 

Fernziel erhoben hatten, aber off enbar um keinen Preis 

erleben wollten; aus Angst vor den Kommunisten, die es, 

streng genommen, zu diesem Zeitpunkt als selbständige 

Partei noch gar nicht gab.

Dieser Antikommunismus, den Th omas Mann später ein-

mal »die Grundtorheit unserer Epoche*« genannt hat (auch 

wenn dies sein Sohn Golo dann nicht mehr wahrhaben 

wollte und widerrufen zu können meinte), bewirkte aber 

noch weit mehr als das Auseinanderbrechen der mächti-

gen, traditionsreichen deutschen Arbeiterpartei und das 

Bündnis der rechten Mehrheit mit der Konterrevolution, 

aus dem schließlich diejenigen als Sieger hervorgingen, die 

alsdann, fi  nanziert von der alten Geld- und Macht-Elite, 

die Republik zerschlugen und die verfeindeten Brüder, So-

*  Das Zitat stammt aus einem Aufsatz von Th omas Mann, der 1944 in 
den Deutschen Blättern (Santiago de Chile) veröff entlicht wurde.
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zialdemokraten und Kommunisten, wieder vereinten – als 

wehrlose Gefan gene in Folterkellern, Zuchthäusern und 

Konzentrationsla gern, als Leichen in zahlreichen Massen-

gräbern und vieler orts auch im gemeinsamen Kampf aus 

dem Untergrund und in den Internationalen Brigaden.

Mit dem Bündnis, das die rechte Mehrheit der damals 

stärksten und angesehensten Partei der internationalen 

Ar beiterbewegung im November 1918 mit der Konterrevo-

lu tion schloß, war auch der Führungsanspruch aufgege-

ben, den der mitteleuropäische Sozialismus einst besessen 

hatte. Die deutschen Sozialdemokraten überließen Marx 

und Engels, Bebel und Liebknecht fortan den Kommuni-

sten. Und an die Stelle der geistigen Auseinandersetzung 

zwischen den ver schiedenen Meinungen innerhalb einer 

großen Partei mit der Pfl icht, sich immer aufs neue wieder 

zusammenzuraufen, trat der Bruderkampf, der die Kluft 

immer tiefer und breiter wer den ließ.

Von dem naiven Glauben der rechten SPD-Führung an 

die Dankbarkeit jener, die sie vor »den Roten« gerettet hat-

te, blieb am Ende nichts übrig als enttäuschte Hoff nung 

und ein seniler Hindenburg, an den man sich klammerte, ja 

den man noch für verehrungswürdig hielt, als die Fußtritte, 

die dieses Standbild austeilte, seine Anbeter bereits auf den 

Abfallhau fen der Geschichte befördert hatten.

»Und dennoch wird sich der November 1918 nicht wieder-

holen«, erklärte genau ein Jahr nach der Rundfunkanspra-

che Hans Vogels vom 9. November 1941, ebenfalls in London, 

ein anderer, weiter rechts stehender Führer der deutschen 
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So zialdemokratie im Exil, Erich Ollenhauer, und er fuhr fort: 

»Zwischen 1918 und heute liegt eine Welt von Erfahrungen und 

Erkenntnissen für uns alle. Es gibt kein Zurück zum No vember 

1918 und zur Republik von Weimar. Heute wissen wir: Es ist 

wichtig für die Arbeiterklasse, die politische Macht zu erkämp-

fen, aber noch wichtiger ist es, sie zu behaupten und zielbewußt 

anzuwenden. Die neue deutsche Revolution muß die politische 

Demokratie sichern durch einschneidende Veränderungen in 

der bestehenden wirtschaftlichen Ord nung. Die Hintermänner 

Hitlers in der Schwerindustrie und im Großgrundbesitz müs-

sen mit Hitler stürzen. Die Basis ih rer Macht, ihr wirtschaftli-

cher Besitz, muß ihnen genommen werden!«

Zwar wurde Erich Ollenhauer nach der Befreiung 

Deutschlands vom Faschismus ein führender Mann der 

neu gegründeten SPD in den westlichen Besatzungszonen 

des zerschlagenen Reiches und war von 1952 bis zu seinem 

Tode Parteivorsitzender der Sozialdemokraten in der Bun-

desrepu blik. Aber deren Gesellschaftsordnung bestimmten 

andere.

Zwar waren auch deren erklärte Grundsätze – das Ah-

lener Programm der Christlich-Demokratischen Union 

von An fang Februar 1947 – entschieden antikapitalistisch 

und antifa schistisch. In der Präambel hieß es: »Das kapita-

listische Wirt schaftssystem ist den staatlichen und sozialen 

Lebensbedin gungen des deutschen Volkes nicht gerecht ge-

worden. Nach dem furchtbaren politischen, wirtschaftlichen 

und sozialen Zusammenbruch als Folge einer verbrecheri-

schen Machtpoli tik kann nur eine Neuordnung von Grund 



500

aus erfolgen.« Und zu den Forderungen der Christlichen 

Demokraten, deren Vorsitzender, Dr. Konrad Adenauer, 

dann als erster Bun deskanzler anderthalb Jahrzehnte lang 

die Richtlinien der Po litik in der West-Hälfte Deutschlands 

A. Paul Weber: … und komme nach kurzer Pause wieder
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bestimmte, gehörten: die entschädigungslose Enteignung 

und Bestrafung von Kriegsverbrechern und politisch be-

lasteten Nationalsoziali sten; die Vergesellschaftung des 

Bergbaus und der eisenschaff  enden Großindustrie; Ent-

machtung und strenge Kontrolle aller Großbanken und 

Konzerne sowie, im Rahmen des Zweckmäßigen, deren 

Entfl echtung; strenge Kartellgesetz gebung; gesetzliche 

Begrenzung des privaten Wirtschaftsbe sitzes, wobei keine 

Familie mehr als zehn Prozent eines Un ternehmens gehö-

ren sollten; innerbetriebliche Mitbestim mung und Ertrags-

beteiligung der Arbeitnehmer sowie eine durchgreifende 

Bodenreform, die die Zerschlagung und Entmachtung des 

Großgrundbesitzes zum Ziel hatte.

Doch nichts von alledem ist verwirklicht worden. Die 

Kriegsverbrecher wurden größtenteils begnadigt und am-

ne stiert; die Macht der Konzerne und Großbanken stieg ins 

Unermeßliche; der alte Beamtenapparat wurde restauriert; 

eine neue große Armee geschaff en und den alten Offi  zieren 

anvertraut, der Großgrundbesitz intakt erhalten; die alte 

Geld- und Macht-Elite behielt, ja verstärkte noch ihren Ein-

fl uß. Und dies alles geschah entsprechend den Wünschen 

der USA, der neuen Führungsmacht der West-Allianz, in 

die die Bundesrepublik Deutschland integriert wurde. Aber 

hatten nicht auch die Führer der Vereinigten Staaten fei-

erlich gelobt, den Hitler-Faschismus mitsamt seinen Wur-

zeln zu vernich ten, die Schuldigen zu bestrafen und keine 

Wiederherstellung der alten Macht- und Besitzverhältnisse 

zuzulassen?



Gewiß, aber die Verhältnisse und die sich daraus ergeben-

den Zweckmäßigkeiten hatten sich eben geändert. Und so 

müssen sich die Bürger der Bundesrepublik Deutschland 

wohl mit Friedrich Gottlieb Klopstock (1724–1803) trösten, 

der gemeint hatte, »die Geschichte wird schon zu ihrer Zeit 

aufstehen und reden. Und wenn sie geredet hat, so kommt al-

les vorhergegangene Geschwätz nicht mehr in Betracht.«
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